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Die Themen Flächennutzung und Flächenbedarfsentwicklung gewinnen angesichts 
zunehmender Flächenkonkurrenzen und ambitionierter Flächensparziele immer 
stärker an Bedeutung. So ist eine erfolgreiche, der Nachhaltigkeit verpflichtete 
Flächenhaushaltspolitik nur auf Grundlage eines zeitgemäßen Flächenmanagements 
und eines zuverlässigen Flächennutzungsmonitorings auf allen räumlichen Ebenen 
vom Bund bis zur Gemeinde möglich. Denn eine fundierte, empirisch begründete 
Bewertung der Flächenentwicklung ist unerlässlich. Doch wie implementiert 
man ein effizientes Siedlungsflächenmanagement, wie entwickeln sich die dafür 
notwendigen Geobasisdaten, wie könnte ein Flächenmonitoring ausgestaltet 
und eine verlässliche Flächenbedarfsprognose erstellt werden? Darauf aktuelle 
Antworten aus Wissenschaft und Praxis zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe mit 
Beiträgen des alljährlichen Dresdner Flächennutzungssymposiums.
Schwerpunkte dieses Bandes sind aktuelle Informationen zur Flächenentwicklung, 
Methoden des Flächenmanagments, Erfassung und Monitoring von Innenent-
wicklungspotenzialen, neue kleinräumige, teilweise rasterbasierte Datenangebote, 
Indikatoren zur Beschreibung von Zersiedelung und Ökosystemdienstleistungen, 
raumanalytische Untersuchungsergebnisse, fernerkundliche Erhebungsmethoden 
sowie Ergebnisse kleinräumiger Prognosen und Szenarien unter Berücksichtigung 
von Zensusergebnissen.
Das Buch setzt eine Veröffentlichungsreihe zu dieser Thematik fort, die 2009 ins 
Leben gerufen wurde. Bereits erschienen sind folgende Bände: 
– Flächennutzungsmonitoring (Shaker Verlag, Aachen, ISBN 978-3-8322-8740-5),
– Flächennutzungsmonitoring II (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-941216-47-1),
– Flächennutzungsmonitoring III (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-941216-68-6),
– Flächennutzungsmonitoring IV (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-944101-03-3),
– Flächennutzungsmonitoring V (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-944101-18-7)
und 
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Der Boden ist die Grundlage unseres Lebens. Er trägt uns, ist Grundlage unserer Lebens-
mittelproduktion, filtert Regenwasser und schafft damit sauberes Trinkwasser, er regu-
liert das Klima und speichert Kohlenstoff. Doch trotz dieser lebenswichtigen Funktionen 
schützen wir den Boden nicht ausreichend: Wir überbauen ihn mit noch immer weltweit 
steigender Tendenz, belasten ihn mit Mineraldünger und Pestiziden und schützen ihn zu 
wenig vor Erosion. Gerade im Internationalen Jahr des Bodens 2015 soll daran erinnert 
werden, die Bemühungen zum Bodenschutz zu verstärken. Einen wichtigen Teil dieses 
Schutzes stellt die Eindämmung der Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke dar, einem Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung.
So besteht in der Fachwelt Einigkeit, dass die Themen Flächennutzung und Flächen-
bedarfsentwicklung angesichts zunehmender Flächenkonkurrenzen und ambitionier-
ter Flächensparziele mit Blick auf das näher rückende Jahr 2020 weiter an Bedeutung 
gewinnen. Dabei kann eine erfolgreiche, der Nachhaltigkeit verpflichtete Flächenhaus-
haltspolitik nur auf Grundlage eines verlässlichen Flächennutzungsmonitorings auf allen 
räumlichen Ebenen vom Bund bis zur Gemeinde erfolgen. Denn eine fundierte, empi-
risch begründete Bewertung der Flächenentwicklung ist unerlässlich für die Schärfung 
von Instrumenten und Maßnahmen einer Flächenhaushaltspolitik und deren Umsetzung 
durch ein innovatives Flächenmanagement. Doch wie implementiert man ein effizientes 
Siedlungsflächenmanagement, wie entwickeln sich die dafür notwendigen Geobasis-
daten, wie könnte ein Flächenmonitoring ausgestaltet und eine verlässliche Flächen-
bedarfsprognose erstellt werden? Darauf aktuelle Antworten aus Wissenschaft und 
Praxis zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe mit Beiträgen des alljährlichen Dresdner 
Flächennutzungssymposiums.
Schwerpunktthemen des Symposiums 2015 waren: aktuelle Analyseergebnisse der 
Flächennutzungsentwicklung, Bodenschutz und -informationen, kleinräumige Daten-
angebote, Visualisierungsmethoden, innovatives Flächenmanagement, Erfassung und 
Monitoring von Innenentwicklungspotenzialen, fernerkundliche Erhebungsprogramme 
und Datenangebote, Indikatoren zur Beschreibung von Zersiedelung und Ökosystem-
dienstleistungen sowie Prognosen und Szenarien der Flächenbedarfsentwicklung.
Auf dem Symposium wurden wieder aktuelle Entwicklungen und Ergebnisse des Moni-
tors der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (www.ioer-monitor.de) vorgestellt. Diese 
kostenfreie dauerhafte wissenschaftliche Dienstleistung des Leibniz-Instituts für öko-
logische Raumentwicklung ermöglicht die Anzeige, den Vergleich und die statistische 
Analyse von über 60 Indikatoren auf verschiedenen räumlichen Ebenen vom Bundes-
land bis zur Gemeinde sowie detaillierte Beschreibungen durch Rasterkarten. 
Im vorliegenden Band sind nahezu alle Beiträge der 7.  Auflage dieser Veranstal-
tungsreihe enthalten, die vom 6. bis 7. Mai 2015 stattfand. Darüber hinaus sind die 
Präsentationen des Symposiums im Internet über den Monitor der Siedlungs- und Frei-
raumentwicklung unter der folgenden Adresse zu finden: http://www.ioer.de/7dfns/
programm/.
Allen Autoren sei herzlich gedankt für die gute Zusammenarbeit im Redaktionsprozess. 
Autoren und Herausgeber wünschen bei der Lektüre interessante Erkenntnisse und 
Einsichten in diesem für eine nachhaltige Entwicklung bedeutenden, sich dynamisch 
entwickelnden interdisziplinären Themenfeld.
Die Herausgeber
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Das Fachinformationssystem Bodenkunde der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (FISBo BGR) ist Teil des Bodeninformationssystems des Bundes, einem Netz-
werk von Informationssystemen auf Bundesebene. Ziel dieses Systems ist die Bereitstel-
lung bodenkundlicher Informationen auf nationaler und internationaler Ebene sowie 
deren Interpretation und Weiterentwicklung für Anforderungen, insbesondere in der 
Forschung sowie Politikberatung. Auf der Grundlage der nationalen bodenkundlichen 
Kartenwerke werden Auswertungskarten bedarfsorientiert abgleitet. Eine Zusammen-
stellung solcher Karten lag bisher für die Bundesrepublik Deutschland noch nicht vor. 
Der geplante Bodenatlas Deutschland der BGR soll mit einer bundesweiten Darstellung 
bodenkundlicher Grundlagen- und Auswertungskarten Einblicke und eine Zusammen-
schau der Möglichkeiten einer wissenschaftlichen Bewertung aktueller Fragestellungen 
mit den Daten und Auswertungsmethoden des FISBo BGR bieten.
1 Aufgaben der BGR 
Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) ist die zentrale geowis-
senschaftliche Beratungseinrichtung der Bundesregierung und technisch-wissenschaft-
liche Oberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWi). Die BGR, das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
Niedersachsen und das Leibniz-Institut für Angewandte Geophysik (LIAG) bilden das 
Geozentrum Hannover.
1.1 Nationaler geologischer Dienst von Deutschland
Als geowissenschaftliches Kompetenzzentrum und als nationaler geologischer Dienst 
von Deutschland berät und informiert die BGR die Bundesregierung und die deutsche 
Wirtschaft in allen geowissenschaftlichen und rohstoffwirtschaftlichen Fragen. Ihre 
Arbeit dient einer ökonomisch und ökologisch vertretbaren Nutzung und Sicherung 
natürlicher Ressourcen und somit der Daseinsvorsorge. Die BGR hat den Auftrag mit 
Forschung und Beratung dazu beizutragen, die Lebensbedingungen durch verantwort-
liche Nutzung der Geopotenziale zu erhalten oder zu verbessern.
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1.2 Themenfeld Boden
Böden sind die „lebende Haut“ unserer Erde. Sie bilden eine unentbehrliche Lebens-
grundlage für Menschen, Flora und Fauna. Durch ihre Multifunktionalität erfüllen Böden 
eine Vielzahl wichtiger Funktionen im Naturhaushalt. Auf der Grundlage angewandter 
Forschung entwickelt die BGR Werkzeuge und Standards zur Bereitstellung boden-
bezogener Informationen. Mit dem Ziel der nachhaltigen Nutzung und des Schutzes 
des Bodens unterstützt sie normative und gesetzgeberische Aktivitäten im nationalen 
und internationalen Rahmen. Dabei kooperiert die BGR eng mit den bodenkundlichen 
Diensten der Bundesländer und Europas. Das internationale Jahr des Bodens 2015 will 
die BGR nutzen, um die Bedeutung des Schutzes der Böden als lebenswichtige und 
in menschlichen Zeitspannen nicht erneuerbare Ressource sowie den Bodenschutz als 
gesellschaftliches Anliegen im Rahmen verschiedener Aktionen und Veranstaltungen 
intensiv in die Öffentlichkeit zu tragen.
2 Bodendaten des Bundes
Die Informationsgrundlagen der BGR zum Themenfeld Boden werden im Fachinforma-
tionssystem Bodenkunde (FISBo BGR) vorgehalten. Die gesetzlichen Grundlagen hierzu 
finden sich u. a. in § 19 Bundes-Bodenschutz Gesetz (BBodschG): „Der Bund kann unter 
Verwendung der von Ländern übermittelten Daten ein länderübergreifendes Boden-
informationssystem für Bundesaufgaben einrichten.“
Das FISBo BGR ist Baustein eines Netzwerks von Boden-Informationssystemen für 
Bundesaufgaben (weitere Systeme werden u. a. beim Umweltbundesamt geführt). Ziel 
dieser Informationssysteme ist die Bereitstellung bodenkundlicher Informationen auf 
nationaler und internationaler Ebene sowie deren Interpretation und Weiterentwicklung 
für Anforderungen insbesondere in der Forschung sowie Politikberatung. Im Vorder-
grund steht dabei die Unterstützung von Aufgaben der Bundesregierung (Situationsdar-
stellung, Prognose, Zuarbeit zu untergesetzlichen Regelwerken). Die Kernkomponenten 
des FISBo BGR sind die Flächendatenbanken, die Labor- und Profildatenbank sowie die 
Methodenbank. Schwerpunktthemen sind:
•	 Bodenkarten: Entwicklung bodenkundlicher Karten sowie dazugehöriger (Flächen-) 
Datenbanken über die Verbreitung und Eigenschaften von Böden in Deutschland.
•	 Datenauswertung: Bedarfsorientierte Auswertungskarten auf der Grundlage nati-
onaler bodenkundlicher Kartenwerke (z. B. Potentiale und Empfindlichkeiten von 
Böden) sowie bundesweit abgestimmter Auswertungsmethoden (Methodenbank). 
•	 Datenmanagement: Bereitstellung webbasierter Anwendungen des FISBo BGR; Ent-
wicklung und Austausch harmonisierter und interoperabler Geodaten (im Kontext 
der EU-INSPIRE-Richtlinie).
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3 Bodenkundliche Karten und (Flächen-)Datenbanken
In Deutschland werden von der BGR die Flächendaten im Maßstab 1:200 000 und kleiner 
bearbeitet; für höher aufgelöste Kartenwerke sind die Staatlichen Geologischen Dienste 
der Bundesländer zuständig. Die Bodenkarten der BGR in den Maßstäben 1:200 000 bis 
1:5 000 000 veranschaulichen die Verbreitung und Eigenschaften der Böden in Deutsch-
land. Die Beschreibung der Bodeneinheiten erfolgt verbal und anhand von flächentypi-
schen Bodenprofilen. Diese sind mit umfangreichen Datensätzen hinterlegt, die in der 
Flächendatenbank vorgehalten werden. Beiträge zu Internationalen Bodenkarten sind 
die „Soil Regions of the European Union and Adjacent Countries 1:5 000 000“, die „EU 
Soil Geographical Database 1:1 000 000“ und die „FAO World Soil Map 1:5 000 000“.
Zentrales und einziges z. Zt. bundesweit vorliegendes bodenkundliches Kartenwerk ist die 
Bodenübersichtskarte 1:1 000 000 (BÜK1000) von Deutschland. Sie zeigt die Verbreitung 
und die Eigenschaften der Böden Deutschlands auf der Grundlage einer einheitlichen 
Bodensystematik. Zu den Produktkomponenten gehören neben der digitalen Kartengra-
fik eine Kurzlegende sowie eine im Erläuterungsheft abgedruckte ausführliche Legende 
mit 72 Einheiten und Referenzbodenprofilen (s. Abb. 1). Diese enthält Angaben zum 
Bodeninventar und zu den Ausgangsgesteinen der Bodenbildung, aber auch zu Boden-
arten, Wasserverhältnissen und Gründigkeit (Hartwich et al. 1995; Richter et al. 2007).
Abb. 1: Bodenübersichtskarte BÜK1000 mit Referenzprofil (Quelle: BGR 2003).
Aufbauend auf der BÜK1000 liegen verschiedene Folgeprodukte vor: Die Nutzungsdif-
ferenzierte Bodenübersichtskarte 1:1 000 000 (BÜK1000N), die Bodenübersichtskarte 
1:2 000 000 (BÜK2000/Hydrologischer Atlas), die Bodenübersichtskarte 1:3 000 000 
(BÜK3000/Nationalatlas) sowie die Bodenübersichtskarte 1:5  000  000 (BÜK5000/
Schulatlas). 
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Ein weiterer Bestandteil im FISBo BGR ist die bodenkundliche Labor- und Profil-
datenbank. Hier werden die Ergebnisse der Bodenanalytik zusammen mit den dazu-
gehörigen Profilbeschreibungen vorgehalten. Hierzu gehören BGR-eigene Profile mit 
Analysenergebnissen und solche von Projektpartnern, vor allem der Geologischen 
Dienste der Länder sowie verschiedener Bundesbehörden. Neben bodenchemischen und 
bodenphysikalischen Informationen sind auch Daten zu organischen oder anorganischen 
Stoffgehalten von Böden vorhanden. Die Datenbank ist hinterlegt mit einer detaillierten 
Labormethodendokumentation.
4 Kombination von Daten und Methoden
Eine nachhaltige Entwicklung der Georessource Boden braucht vorsorgenden Boden-
schutz. Für praktische und wirksame Maßnahmen zum Bodenschutz werden boden-
kundliche Flächeninformationen sowie Werkzeuge und bodenkundliche Auswer-
tungsmethoden für die Darstellungen der Eigenschaften und räumlichen Verbreitung 
von Böden benötigt. Die in Bodenkarten gezeigte Information über die Böden ist sehr 
komplex. Dies lässt bestimmte Bodeneigenschaften schlecht erkennen oder macht sie in 
der Nutzung der Daten für weitergehende Auswertungen (z. B. die Klimamodellierung) 
schwer zugänglich. Deswegen werden zur Darstellung einzelner Bodeneigenschaften 
weitere thematische Karten aus der Bodenkarte und den dahinterliegenden Bodendaten 
erarbeitet. Aus der Bodenübersichtskarte 1:1 000 000 und den Bodenprofildaten der 
Labor- und Profildatenbank wurden von der BGR bisher folgende thematische Bodenei-
genschaftskarten entwickelt:
•	 Bodenausgangsgesteine (BAG5000) sowie Bodenregionen und Bodengroßland-
schaften (BGL5000) – jeweils im Maßstab 1:5 000 000.
•	 Bodenarten in Oberböden (BOART1000OB) und Gehalte an organischer Substanz 
in Oberböden (HUMUS1000OB) – jeweils im Maßstab 1:1 000 000.
In der Methodenbank des FISBo BGR sind digital umgesetzte bodenkundliche Aus-
wertungsmethoden zusammengestellt (s. Abb. 2). In Methodenanwendungen werden 
bodenkundliche Flächendaten für unterschiedlichste aktuelle Fragestellungen ausge-
wertet und als bodenkundliche Themenkarten bereitgestellt.
Damit Ergebnisse bundesweiter Auswertungen mit denen auf Bundesland- bzw. regio-
naler Ebene vergleichbar sind, wurde die Methodensammlung ähnlich den Flächendaten 
im FISBo BGR eng mit den Staatlichen Geologischen Diensten der Bundesländer abge-
stimmt (Ad-hoc-AG Boden 2000). Zielsetzung im Kontext gesetzlicher Aufgaben ist die 
Erarbeitung fachlicher Beratungsgrundlagen u. a. im Bereich der Bodenfunktionsbewer-
tung, auf der Basis des BBodSchG sowie für Anpassungsmaßnahmen beim Klimawandel. 
Hierzu werden bodenkundliche Auswertungskarten erstellt (s. Abb. 3) und den Nutzern 
als Beratungs- und Entscheidungsgrundlage zur Verfügung gestellt.
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Abb. 2: Schematische Übersicht der Methodenbank im FISBo BGR (Quelle: BGR 2011).
Abb. 3: Bundesweite bodenkundliche Themenkarten auf Basis der BÜK1000 – u. a. Geo-
morphografische Einheiten, Stoffspeicherung, Lagerungsdichte, Effektive Wasserbilanz, Poten-
zielle Erosionsgefährdung, Ackerbauliches Ertragspotenzial (Quelle: BGR 2015)
Zukünftiges zentrales flächendeckendes bodenkundliches Kartenwerk wird die Boden-
übersichtskarte 1:200 000 (BÜK200) von Deutschland sein. Aufbauend auf der BÜK200 
werden dann ebenfalls bodenkundliche Themenkarten erstellt. Das Kartenwerk BÜK200 
wird von der BGR in Zusammenarbeit mit den Staatlichen Geologischen Diensten der 
Bundesländer unter Federführung der Ad-hoc-AG Boden des Bund/Länder-Ausschusses 
Bodenforschung (BLA-GEO) erarbeitet. Die BÜK200 stellt die Verbreitung vergesell-
schafteter Böden mit ihren Eigenschaften in Deutschland dar. Bisher sind 50 von insge-
samt 55 Kartenblättern erschienen. Die Blätter der BÜK200 stehen als digitale Karte mit 
Blattrandlegende im Produktcenter der BGR zum Download bereit, können aber auch 
als analoge Karte bestellt werden. Die Legendeneinheiten enthalten flächengewichte-
te Informationen zu Bodentypen und Bodenausgangssubstraten mit deren Schichtung 
(Krug et al. 2013).
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5 Nationaler Bodenatlas Deutschland
Für unterschiedlichste Fragestellungen sind in zunehmendem Maße deutschlandweite 
Übersichtsdarstellungen bodenkundlicher Potenziale oder Gefährdungsgrade gefragt. 
Bisher liegt kein Standardkartenwerk für Deutschland vor, das für das Thema Boden 
eine thematische Übersicht sowie großräumliche Zusammenhänge nutzerfreundlich 
zugänglich macht. Zielsetzung für den Bodenatlas Deutschland ist einerseits ein 
detailliertes und differenziertes Bild der bodenkundlichen Gegebenheiten für die Bundes-
republik Deutschland zu geben. Andererseits sollen Bodeninformationen in thematischen 
Karten in anschaulicher Form auch einem breiteren Publikum zugänglich gemacht 
werden (BGR 2015, im Erscheinen). 
Abb. 4: Ausgewählte Kapitel mit Beispielseiten im Bodenatlas Deutschland (Quelle: BGR 2015)
Vorgesehen sind sieben thematische Kapitel für den Atlas (s. Abb. 4). Die inhaltliche 
Gliederung umfasst geowissenschaftliche und bodenkundliche Grundlagenkarten, 
Kapitel über bodenphysikalische und bodenchemische Kennwerte sowie zum Was-
ser- und Stoffhaushalt des Bodens. Außerdem sind Beiträge zu sonstigen Größen wie 
z.  B. Gefährdungen, Standortpotenziale und weitere Darstellungen mit Bezug zum 
BBodSchG enthalten. Neben der bundesweiten Darstellung bodenkundlicher Grundla-
gen wird der Atlas auch Einblicke und eine Zusammenschau der Möglichkeiten einer 
bundesweiten wissenschaftlichen Bewertung aktueller Fragestellungen mit den Daten 
und Auswertungsmethoden des FISBo BGR bieten (Kruse et al. 2015). 
Zusätzlich wird durch den Aufbau eines „Atlas-Informationssystems“ (www.boden-
atlas.de) als Internetanwendung der BGR eine dynamisch erweiterbare Version des 
gedruckten Kartenwerkes mit der jeweils aktuellsten Daten- und Methodengrundlage 
entwickelt. Der Bodenatlas Deutschland der BGR soll anlässlich des Internationalen Jahr 
des Bodens 2015 im Herbst des Jahres der Öffentlichkeit präsentiert werden.
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6 Bereitstellung, Präsentation und Abgabe von Daten 
Über die Internetanwendungen „Produktcenter“ und „Geoviewer“ der BGR können 
alle geowissenschaftlichen Karten, Geodaten und Dienste erkundet und bezogen wer-
den. Das Produktcenter (http://produktcenter.bgr.de) bietet detaillierte Beschreibungen 
der Angebote. Es enthält Informationen (Metadaten) zu Datenbeständen. Im Geovie-
wer (http://geoviewer.bgr.de) werden alle Karten interaktiv dargestellt. Verschiedene 
Kartengrundlagen aus mehreren Fachgebieten können betrachtet und untereinander 
kombiniert werden. Bis auf die gedruckten Karten sind alle Angebote kostenfrei und 
stehen zum Download bereit. Geofachdaten der BGR werden auch als Webdienste und 
Downloads bereitgestellt. Zurzeit sind verschiedene Web Map Services (WMS) sowie ein 
Catalogue Service Web (CSW) realisiert. Außerdem können AtomFeeds zu den INSPIRE-
identifizierten Produkten abonniert werden. Alle Informationen zu den Webdiensten der 
BGR sind im Produktcenter zu finden. Dort sind auch die Downloadlinks zu den Daten 
ausgewiesen.
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Entwicklung der Flächenbelegung von Ernährungsgütern 
tierischen Ursprungs im Zeitraum 2000-2013
Helmut Mayer
Zusammenfassung
Die Ressource „Land“ ist einer zunehmenden Nutzungskonkurrenz durch einen steigen-
den Bedarf an Anbaufläche für Ernährungszwecke und für Energiepflanzen ausgesetzt. 
In dem Beitrag werden die Ergebnisse von Berechnungen der Umweltökonomischen 
Gesamtrechnungen zur Flächennutzung durch die inländische Erzeugung und den Ver-
brauch von Ernährungsgütern tierischen Ursprungs aufgezeigt1. Knapp 60 % der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche im Inland (2013: 9,9 Mio. ha) werden zum Anbau von Fut-
termitteln genutzt. Ein großer Teil davon – 40 % – entfällt allein auf die Herstellung von 
exportierten Ernährungsgütern tierischen Ursprungs. Vermehrt werden Futtermittel und 
Ernährungsgüter tierischen Ursprungs importiert, um den Bedarf an Futtermitteln der 
inländischen Tierhaltung und den Inlandsverbrauch von Ernährungsgütern abzudecken. 
Die gesamte Fläche für den Inlandsverbrauch betrug im Jahr 2013 12,2 Mio. ha und 
überstieg damit die Fläche, die im Inland für den Futtermittelanbau zur Verfügung stand.
1 Einführung
Was hat der weltweit steigende Fleischkonsum mit der Zerstörung der Regenwälder zu 
tun? Durch die Abholzung von Regenwäldern soll zusätzliche landwirtschaftliche Fläche 
gewonnen werden – entweder für den Anbau von Ernährungsgütern oder für den An-
bau von Energiepflanzen. Neben der stärkeren Flächenkonkurrenz mit dem Anbau von 
(nachwachsenden) Energiepflanzen werden die landwirtschaftlich nutzbaren Flächen für 
Ernährungszwecke durch eine Reihe weiterer Faktoren zunehmend zu einer knappen 
Ressource:
•	 Das weltweit hohe Bevölkerungswachstum bewirkt eine höhere Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln.
•	 Der Wandel der Ernährungsweisen mit zunehmendem Verbrauch von „Wohlstands-
kost“ belegt zusätzliche Anbauflächen, z. B. für Genussmittel wie Kaffee, Schoko-
lade, Fast Food.
•	 Eine steigende Nachfrage nach tierischen Eiweißen und Fetten erfordert eine höhere 
Flächenbelegung als eine Ernährung auf überwiegend pflanzlicher Basis.
1 Umfassende Ergebnisse zur Flächenbelegung von Ernährungsgütern für den Zeitraum 2000 bis 2010 
unter Einbeziehung der Flächenbelegung von Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs wurden im Statisti-
schen Bundesamt (2013) veröffentlicht. 
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Die industriell ausgerichtete Landwirtschaft in Deutschland trägt auf Grund des erhöh-
ten Importbedarfs an Futtermitteln zu einer verstärkten Flächenbelegung im Ausland 
bei. Die Mastbetriebe und die Milchwirtschaft sind in hohem Maße auf Futtermittel-
importe angewiesen, da die Fütterung des Nutzviehs zunehmend auf importierten 
Eiweißen aufbaut. Diese werden aus Schwellen- und Entwicklungsländern wie beispiels-
weise Brasilien, Argentinien (Soja) und Indonesien (Palmöle) eingeführt. Diese Länder 
„gewinnen“ die benötigten Flächen oftmals durch Brandrodungen. Dadurch werden 
große Mengen an klimaschädlichen Treibhausgasen verursacht. Daneben führen die 
Brandrodungen zu einem großen Artenverlust in den vormaligen Regenwäldern (WWF 
Deutschland 2014, 9).
2 Flächenbelegung von Ernährungsgütern tierischen 
Ursprungs 
Die Berechnung der Flächenbelegung durch den Inlandsverbrauch von Ernährungsgü-
tern tierischen Ursprungs erfolgt in mehreren Schritten. In einem ersten Schritt wird 
die Flächenbelegung der inländischen Nutzviehhaltung ermittelt. Grundlage hierfür sind 
Berechnungen zur Fütterung der Tiere mit Futtermitteln aus heimischem Anbau und von 
importierten Futtermitteln. Bei den importierten Futtermitteln werden die Herkunfts-
länder der unverarbeiteten und der verarbeiteten Futtermittel berücksichtigt. Bei den 
Importen werden auch die Importe von agrarischen Rohstoffen einbezogen, die, wie 
beispielsweise Sojabohnen, erst im Inland zu fertigen Futtermitteln verarbeitet werden. 
In einem zweiten Schritt wird die Flächenbelegung auf die erzeugten Mengen an Nah-
rungsmitteln (Fleisch und Wurst, Milch und Milchprodukte, Eier) umgerechnet. Dabei 
wird zunächst die Flächenbelegung der einzelnen Tiere über ihre Lebenszeit ermittelt 
und zu den geschlachteten Tieren des jeweiligen Berichtsjahres in Beziehung gesetzt. An-
schließend wird die so ermittelte Flächenbelegung den erzeugten Produkten zugerech-
net. Damit können auf Produktebene Flächenkoeffizienten bestimmt werden. Mithilfe 
dieser Flächenkoeffizienten für marktfähige Produkte wird in einem weiteren Schritt die 
Flächenbelegung der exportierten Produkte und der Importe aus europäischen Ländern 
berechnet. Für die Importe von Fleisch aus außereuropäischen Ländern, wie Argentini-
en und Brasilien, werden spezielle Koeffizienten verwendet, die die besondere Art der 
Tierhaltung dieser Länder – eine extensive Weidewirtschaft – berücksichtigen. Durch 
Saldierung der Flächenbelegung der Inlandserzeugung mit den „Flächenrucksäcken“ 
der Exporte und Importe wird die Flächenbelegung des Inlandsverbrauchs – für einzelne 
Erzeugniskategorien – ermittelt. 
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2.1 Flächenbelegung der inländischen Nutzviehhaltung
Im Jahr 2013 betrug die landwirtschaftliche Nutzfläche in Deutschland 16,7 Mio. ha, 
das waren 0,4 Mio. ha weniger als im Jahr 2000 (17,1 Mio. ha). Von der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche wurden im Jahr 2013 59,0 % für den Anbau von Fut-
termitteln genutzt. Gegenüber dem Jahr 2000 (59,2 %) war der Anteil damit nahezu 
konstant. Dagegen ging der Anteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche für Zwecke der 
Herstellung von Agrarrohstoffen für Nahrungsmittel (ohne Futtermittel und die indus-
trielle Nutzung) von 36,7 % (6,3 Mio. ha) im Jahr 2000 auf 29,1 % (4,9 Mio. ha) im 
Jahr 2013 zurück. Ursache für diesen Rückgang ist hauptsächlich der erhöhte Anbau 
von Energiepflanzen. Dieser stieg von nur 0,2 Mio. ha im Jahr 2000 auf 1,8 Mio. ha im 
Jahr 2013. Der Anteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche erhöhte sich dadurch von 
1,0 % im Jahr 2000 auf fast 11 % im Jahr 2013.
Tab. 1: Landwirtschaftliche Nutzfläche Im Inland nach Verwendungsarten (Quelle: eigene 
Berechnung)
Verwendungsart
2000 2013 2013 zu 2000
Mio. ha % Mio. ha % Mio. ha %-Pkt.
Landwirtschaftliche Nutzfläche
insgesamt 17,1 100,0 16,7 100,0 -0,4 -
Futtermittel/Viehhaltung 10,1 59,2 9,9 59,0 -0,2 -0,1
Nahrungsmittel/Industriepflanzen 6,3 36,7 4,9 29,1 -1,4 -7,7
Bioenergie 0,2 1,0 1,8 10,8 1,6 9,9
Sonst. Fläche 0,5 3,2 0,2 1,1 -0,4 -2,1
In der inländischen Viehhaltung wurden im Jahr 2013 135,2 Mio. t Futter verfüttert. 
Der größte Teil entfiel dabei mit 37,6 % auf Kühe, 25,5 % auf Mastrinder, 11,4 % auf 
Kälber und 13,1 % auf Mastschweine. Das Geflügel hatte einen Anteil von 10,2 % am 
Futterverbrauch, Schafe und Pferde 2,2 %. Zum Anbau dieser Futtermittel wurde im 
In- und Ausland eine Fläche von insgesamt 13,7 Mio. ha benötigt, davon 9,9 Mio. ha 
im Inland und 3,9 Mio. ha im Ausland. Die Flächenbelegung nach Nutztierarten zeigt 
eine ähnliche Verteilung wie beim Futterverbrauch. Die Flächenbelegung des Futters für 
die Rinder (Kühe, Mastrinder und Kälber) ist anteilsmäßig gegenüber den Anteilen am 
Futter aufkommen jedoch etwas geringer. Dies hängt damit zusammen, dass das Grün-
futter der Rinder ausschließlich aus dem Inland stammt.
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Abb. 1: Futterverbrauch und Flächennutzung des inländischen Nutzviehs (Quelle: eigene Berech-
nung)
Das Futter für andere Tierarten – wie Schweine und Geflügel – hat einen höheren Anteil 
am Flächenverbrauch als am Futteraufkommen, da das für die Schweine und Geflügel-
haltung verfütterte Kraftfutter überwiegend aus Importen stammt. Dieses Kraftfutter 
aus dem Ausland wird oftmals in extensivem Ackerbau erzeugt und hat daher einen 
höheren Flächenverbrauch als die inländischen Futtermittel.






Inland Importe Insgesamt in %
Getreide (inkl. Hülsenfrüchte) 4 547 769 5 316 3 936 35,1
Kraftfutter 667 3 087 3 753 3 605 4,1
Grünfutter 4 642 0 4 642 5 777 -19,6
2013 insgesamt 9 855 3 856 13 711 13 318 3,0
2000 10 096 3 222 13 318
2013 zu 2000 in % -2,4 19,7 3,0
Von der gesamten Flächenbelegung für Futter entfielen im Jahr 2013 auf Getreide 
5,3 Mio. ha, auf Kraftfutter 3,8 Mio. ha und auf Grünfutter 4,6 Mio. ha. Die Flächen-
belegung im Inland betrug 2013 insgesamt 9,9 Mio. ha, im Ausland 3,9 Mio. ha. Von 
der Flächenbelegung im Inland entfielen 4,5 Mio. ha auf Getreide und 4,6 Mio. ha 
auf Grünfutter. Zum Anbau von Kraftfutter wurde im Inland lediglich eine Fläche von 
0,7 Mio. ha belegt, im Ausland dagegen von 3,1 Mio. ha. Beim ausländischen Kraft-
futter handelt es sich insbesondere um Soja und Raps, die von Ölmühlen zu Ölkuchen 
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und Extraktionsschrot verarbeitet werden oder bereits in Form von Ölkuchen importiert 
wurden. 
Die gesamte Flächenbelegung des Futters stieg zwischen 2000 und 2013 um 3,0 %. 
Die Flächenbelegung im Inland sank gegenüber dem Jahr 2000 um 2,4 %, die Flä-
chenbelegung der Importe stieg dagegen um 19,7 %. Grund für diesen Anstieg sind 
die zunehmenden Importe von Ölkuchen mit einer entsprechenden Flächenbelegung 
in den Herkunftsländern. Gegenüber dem Jahr 2000 stieg die gesamte Anbaufläche 
für Futtergetreide um 35,1 %, für Kraftfutter um 4,1 %. Dagegen sank die Fläche für 
Grünfutter um 19,6 %.
2.2 Flächenbelegung des Inlandsverbrauchs von Ernährungsgütern 
Bei der Ermittlung des Flächenbedarfs des Inlandsverbrauchs von Ernährungsgütern tie-
rischen Ursprungs ist auch der Flächenbedarf für die Herstellung von (Fertig-)Erzeug-
nissen (tierischen Ursprungs) – im Ausland und die Flächenbelegung der exportierten 
Ernährungsgüter zu berücksichtigen. Bei der Ermittlung der Flächenbelegung des In-
landsverbrauchs sind zur Inlandserzeugung die Flächen der Importe zu addieren und 
die der Exporte zu subtrahieren. Die Flächenbelegung des gesamten Inlandsverbrauchs 
betrug im Jahr 2013 12,2 Mio. ha und ist damit geringer als die Flächenbelegung der 
Inlandserzeugung von Produkten tierischen Ursprungs (13,2 Mio. ha), übersteigt jedoch 
den Flächenbedarf für den inländischen Anbau von Futtermitteln (9,9 Mio. ha) erheb-
lich.
Abb. 2: Flächenbelegung 2013 durch Erzeugnisse tierischen Ursprungs (Inlandserzeugung, 
Importe, Exporte und Inlandsverbrauch) (Quelle: eigene Berechnung)
Helmut Mayer16
Die Differenz zwischen der Fläche für den Inlandsverbrauch und für die Inlandserzeu-
gung ist durch den „Exportüberschuss“ bei den Flächen zu erklären. Der hohen Flä-
chenbelegung der Exporte (5,8 Mio. ha) stand eine geringere Flächenbelegung bei den 
Importen (hier ohne importierte Futtermittel) von 4,8 Mio. ha gegenüber. Den höchsten 
Anteil an der Flächenbelegung des Inlandsverbrauchs haben die Fleisch- und Wurstwa-
ren, gefolgt von den Milchprodukten und den Eiern. 
Im Hinblick auf eine umweltgerechte Ernährung stellt sich die Frage, welche Ernäh-
rungsgüter eine günstige, d. h. flächensparende Nutzung aufweisen. Dazu kann die 
spezifische Flächennutzung, d. h. die Flächennutzung von einzelnen Ernährungsgütern 
in Bezug auf ihren Kaloriengehalt herangezogen werden. Die Flächennutzung – ge-
messen in Quadratmeter je tausend Kilokalorien (m²/10³ kcal) – zeigt, dass Erzeugnis-
se tierischen Ursprungs, wie Fleisch und Milch, eine sehr viel höhere Flächenbelegung 
haben als Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs. So hat Rindfleisch einen Flächenbedarf 
von 13,0 m²/10³ kcal, gefolgt von Schaffleisch mit 7,7 m²/10³ kcal und Hühnerfleisch 
mit 7,1 m²/10³ kcal. Pflanzliche Erzeugnisse – wie Getreide, Kartoffeln, Karotten und 
Blumenkohl – haben dagegen einen wesentlich geringeren Flächenbedarf. Die Art der 
Ernährung und die Wahl der Lebensmittel haben damit einen starken Einfluss auf die für 
Ernährungszwecke benötigte Fläche. 
Tab. 3: Flächennutzung ausgewählter Lebensmittel tierischen und pflanzlichen Ursprungs 
(Quelle: eigene Berechnung)














*  Durchschnittswert 2000-2013
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Neben der Flächenbelegung ist aus Umweltsicht auch die Höhe der mit der Herstel-
lung von Nahrungsmitteln verbundenen Treibhausgase, wie Kohlendioxid, Methan und 
Lachgas, von Bedeutung. Diese werden für den Klimawandel verantwortlich gemacht. 
Bei den Methan- und Lachgasemissionen spielen die Emissionen aus der Viehhaltung 
eine ganz bedeutende Rolle (Statistisches Bundesamt 2014). 
3 Fazit
Die Ergebnisse zur Flächenbelegung von Ernährungsgütern liefern wichtige Erkenntnisse 
über die Nutzung von Flächen im In- und Ausland im Zusammenhang mit der inländi-
schen Erzeugung von Ernährungsgütern und zu deren Verbrauch im Inland bzw. für 
Exportzwecke. Diese bilden die Grundlage für die Ausarbeitung von politischen Stra-
tegien zu einer gerechten und effizienten Nutzung der Ressource „Land“. Eine pro-
duktbezogene Flächenbilanzierung, mit Informationen zum Umfang der Ressourcen-
nutzung, eröffnet Konsumenten Entscheidungsspielräume für einen umweltgerechten 
Ernährungsstil.
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Nutzung: An den Grenzen von grüner Revolution  
und Bioökonomie
Christine Chemnitz
Nachdruck aus dem Bodenatlas 2015: Daten und Fakten über Acker, Land und Erde. 
14-15. Mit Genehmigung der Heinrich-Böll-Stiftung.
Der Boden geht uns aus. Weltweit steigt die Nachfrage. Besonders die wertvollsten 
Ökosysteme stehen immer mehr unter Druck.
Seit Jahrhunderten werden die Landflächen der Erde von Menschen genutzt und 
geprägt: um Nahrungsmittel anzubauen, Tiere weiden zu lassen, Städte und Straßen 
zu bauen, Bodenschätze zu fördern, um Forstwirtschaft zu betreiben, spirituelle Werte 
auszudrücken oder die Freizeit zu verbringen.
Das Land und seine Nutzung hat die Geschichte, Politik und Kultur der Völker geprägt. 
In vielen Ländern des Westens ist der individuelle Besitz von Land mit traditionellen Wer-
ten und gesellschaftlichem Status verbunden. So wurde landwirtschaftliches Eigentum 
möglichst über Generationen innerhalb von Familien weitergegeben. In sozialistischen 
Regimen war die Verstaatlichung von Land ein politisches und strategisches Machtmit-
tel. Es fand seinen grausamen Höhepunkt in der Sowjetunion unter Stalin mit der Enteig-
nung und Vertreibung von Millionen Bauern, die zur Hungerkatastrophe von 1933/34 
führte. Die Folgen der Zwangskollektivierung prägen bis heute die landwirtschaftliche 
Struktur vieler mittel- und osteuropäischer Länder.
Landflächen sind begrenzt. Noch im 20. Jahrhundert dienten Kriege und koloniale 
Unterdrückung dazu, die Territorien der Nationalstaaten auszuweiten. Doch mit zu 
nehmender Liberalisierung und Globalisierung des Agrar handels seit den 1980er 
Jahren begannen die nationalen Knappheiten von Land zu verschwimmen, denn es schlug 
die Stunde der großen Agrar-Handelsunternehmen. Mit weltweiten Niederlassungen 
und der Transportlogistik für viele Millionen Tonnen Fracht bewegen seither die großen 
vier – Bunge, Cargill, Louis Dreyfus und ADM – die landwirtschaftlichen bulk products, 
Massenprodukte, aus den Ursprungsländern hin zu den Zentren der Verarbeitung und 
des Konsums. Nationale Landknappheit wird auf diese Weise ausgelagert: Man kauft 
sich jenseits der Grenzen die Flächen, die man braucht, gleichgültig welche Veränderun-
gen die Nachfrage dort auslöst. Land, eigentlich immobil, ist zum flexiblen Produktions-
faktor geworden.
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Abb. 1: Eine Auswahl menschengemachter Probleme: Verknappung und Umwelteinflüsse  
gefährden die Produktion von Nahrungsmitteln (Quelle: FAO Yearbook 2012, S. 284 f.,  
http://bit.ly/1zKxlT4)
Bereits in den 1960ern hatte die „Grüne Revolution“ begonnen. Eine intensive Land-
nutzung mit Hochertragssorten, Düngemittel- und Pestizideinsatz sowie künstlicher 
Bewässerung erhöhte den Ertrag pro Fläche. Der Einsatz fossiler Energie kompensierte 
den Mangel an Land. Kaum beachtet wurden die Grenzen, an die diese Form der nicht 
nachhaltigen Landwirtschaft stieß. Das änderte sich erst zur Jahrtausendwende, als die 
ökologischen Schäden dieser industriellen Landwirtschaft in allen Teilen der Welt deut-
lich wurden.
Inzwischen offenbart sich erneut, wie begrenzt Land ist – jetzt global. Die Nachfra-
ge wächst überall: nach Nahrung, nach Futtermitteln, nach Agrartreibstoffen und nach 
Biomasse für chemische Produkte und Textilien. Die Nutzer des Landes konkurrieren 
zunehmend miteinander. Während Städte heute nur 1 bis 2 Prozent der Erdoberfläche 
in Anspruch nehmen, werden sie 2050 etwa 4 bis 5 Prozent belegen. eine Steigerung 
von 250 auf 420 Millionen Hektar. Agrarflächen müssen weichen; ihr Verlust wird durch 
Urbarmachung kompensiert, indem Wälder und Steppen gerodet werden. Von 1961 bis 
2007 weiteten sich die Ackerflächen der Welt um rund 11 Prozent oder 150 Millionen 
Hektar aus. Wüchse die heutige Nachfrage nach Agrarprodukten unverändert weiter, 
müsste bis 2050 eine zusätzliche Agrarfläche irgendwo zwischen 320 und 850 Millio-
nen Hektar erschlossen werden. Der niedrigere Wert entspricht der Größe Indiens, der 
höhere derjenigen Brasiliens.
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Mit der steigenden Nachfrage ver-
schärfen sich die Spannungen zwi-
schen verschiedenen Nutzergruppen. 
Land ist für Investoren ein attraktives 
ökonomisches Gut, ein zunehmend 
knappes mit guter Rendite. Land wird 
aber auch von den weltweit mehr als 
500 Millionen Kleinbauern, Pastoralis-
ten und indigenen Bevölkerungsgrup-
pen gebraucht, um ihren Lebensunter-
halt zu erwirtschaften. Zudem hat es 
einen identitätsstiftenden. kulturellen 
und teilweise spirituellen Wert. Gerade 
in Staaten ohne öffentliche Sicherungs-
systeme, in denen der Zugang zu Land 
elementar ist, werden die individuellen 
oder gemeinschaftlichen Nutzungs-
rechte aber immer wieder bedroht.
Nicht nur, dass sich die Konkurrenz 
zwischen den Gruppen verschärft; 
auch die negativen Auswirkungen 
auf die Ökosysteme nehmen zu. Der 
Mensch achtet bei der Nutzung des 
Landes kaum darauf, ob die Qualität, 
die Vielfalt und die Fruchtbarkeit einer 
Landschaft erhalten bleibt. Je intensi-
ver aber die landwirtschaftliche Bean-
spruchung. desto negativer die ökolo-
gischen Folgen, vor allem der Verlust 
der über - und unterirdischen biologi-
schen Vielfalt. Jedes Jahr werden etwa 
13 Millionen Hektar Wald gerodet; 
von den Primärwäldern der Welt sind 
seit 2000 fast 40 Millionen Hektar ver-
schwunden. Fruchtbare Böden gehen 
verloren. Wüsten breiten sich aus, und 
klimaschädliche Gase, die über Jahr-
tausende im Boden gespeichert waren, 
werden in die Atmosphäre entlassen.
Abb. 2: Fußballfelder zeigen die Kluft zwischen Arm 
und Reich. In einer nachhaltigen Welt müsste je-
der Mensch mit 2.000 Quadratmetern auskommen 
(Datenquelle: Nikos Alexandratos, Jelle Bruinsma: 
World Agriculture towards 2030/2050. The 2012 





All diesen Entwicklungen zum Trotz propagieren heute viele Regierungen der Industrie-
länder neue Wachstumspotenziale unter dem Stichwort „Bioökonomie“. Dabei sollen 
nachwachsende Rohstoffe die fossilen Energieträger ersetzen. Das ist die Umkehr der 
„Grünen Revolution“, landintensive Produkte sollen nun Erdöl ersetzen. Diese Wachs-
tumsstrategie würde alle Gerechtigkeits-, Biodiversitäts- und Klimaziele zunichte ma-
chen, auf die sich die Regierungen in den letzten Jahrzehnten verständigt haben. Nach 
einem Bericht der UN-Entwicklungsorganisation UNDP ist – bei unverändert zuneh-
mender Nutzung des Landes – schon 2020 die Grenze einer ökologisch tragfähigen 
Beanspruchung erreicht. Der globale Landverbrauch vor allem durch EU und USA wird 
nicht mehr viel weiter zunehmen können. Bei 1,4 Milliarden Hektar globaler Ackerfläche 
muss jeder Mensch mit 2.000 Quadratmetern auskommen, von deren Ertrag er sich 
ernähren muss. 
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Bodenpolitik: Mehr als ein Vehikel
Christine Chemnitz, Jes Weigelt
Nachdruck aus dem Bodenatlas 2015: Daten und Fakten über Acker, Land und Erde. 
42-43. Mit Genehmigung der Heinrich-Böll-Stiftung.
Viele internationale Vereinbarungen zum Schutz von Mensch und Natur streifen den 
Schutz der Böden nur. Dabei sind sie wegen ihrer zentralen Bedeutung für andere 
Ökosysteme ein Querschnittsthema für Menschenrechte und soziale Ziele.
Die heutige Nutzung der Böden spiegelt drei Trends wider. Erstens werden gleichzei-
tig und mit zuneh mender Geschwindigkeit verschiedene ökologische Grenzen der Erde 
überschritten. Die Folgen sind teilweise unwiderruflich und für die Menschen kaum kal-
kulierbar, etwa der Verlust der Biodiversität und der Klimawandel. Zweitens nehmen 
trotz Wirtschaftswachstum Milliarden Menschen auf der Welt weitaus weniger als ihren 
„gerechten Anteil“ an der Landnutzung in Anspruch. Und drittens fehlt trotz des vor-
handenen Wissens um diese Probleme eine effektive Politik, um sie zu beheben.
Die Gründe für dieses Versagen der Politik sind so vielfältig wie bei anderen Umweltpro-
blemen auch. Allerdings ist der Bodenschutz, anders als der Klimaschutz oder der Erhalt 
der Biodiversität, auf internationaler Ebene kein explizites Ziel. Die Weltgemeinschaft 
hat sich aber drei zentrale Ziele gesteckt: Bis 2020 soll der Verlust der Artenvielfalt ge-
stoppt werden, die Erderwärmung nicht mehr als 2 Grad Celsius betragen und jeder 
Mensch Zugang zu ausreichend Nahrung haben. Keines dieser Ziele wird zu erreichen 
sein, solange es keine darauf ausgerichtete Bodenschutz- und Landnutzungspolitik gibt. 
In den mehr als 200 internationalen Umweltverträgen, -abkommen und -protokollen 
wird Bodenschutz kaum thematisiert oder mit konkreten Zielen versehen.
Bodenschutz dient eher als Vehikel, etwa um Ziele im Klimaschutz zu erreichen. Die An-
strengungen drehen sich um kaum mehr als das Potenzial des Bodens, C02 zu speichern. 
So hat das UN-Umweltprogramm (UNEP) 2013 die pfluglose Landwirtschaft als wichti-
ge Methode präsentiert, um C02-Emissionen zu vermeiden. Wie sehr dabei der stärkere 
Einsatz von Pestiziden Wasserqualität und Biodiversität belastet, wird wenig beachtet.
Das einzige internationale Abkommen, das sich explizit auf Böden bezieht, ist das UN-
Übereinkommen zur Bekämpfung der Wüstenbildung (UNCCD). Das jedoch ist auf 
Trockengebiete beschränkt. Bestrebungen, das Abkommen auf andere Klimazonen aus-
zudehnen, scheitern am Widerstand einiger Mitgliedstaaten. Eine Ausweitung oder gar 
eine eigene UN-Konvention zum Schutz der Böden wäre aber nur dann wirkungsvoll, 
wenn sie mit dem klaren politischen Willen aller Mitglieder, mit Durchsetzungskraft und 
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einem unabhängigen Kontrollmechanismus verfolgt würde. Wie schwierig und langwie-
rig sich allerdings multilaterale Debatten gestalten, ist seit Jahrzehnten bei den Klima-
verhandlungen zu verfolgen.
Dennoch hat sich die UNCCD-Konferenz im Vorfeld des Weltumweltgipfels 2012 in Rio 
für das Ziel eingesetzt, bis 2030 die Bodendegradation weltweit zu stoppen. Allerdings 
„netto“: Degradation an der einen Stelle kann gegen Rekultivierung an einer anderen 
aufgerechnet werden. Das Ziel der UNCCD hat es in das Abschlussdokument der Rio-
Nachhaltigkeitskonferenz von 2012 geschafft und gehört sogar zu den Zielen der Ent-
wicklungsagenda, die von 2015 an den Millenniumszielen des Jahres 2000 folgen soll. 
Im Vergleich zu anderen Forderungen ist die nach dem Stopp der Bodendegradation 
aber eher schwach formuliert.
Besser sieht es hingegen bei internationalen Abkommen zu den Landrechten aus. 2012 
stimmte die Food and Agriculture Organization (FAO) „freiwilligen Leitlinien“ zu, die 
sich für einen verantwortungsvollen Umgang mit Land rechten einsetzen. Sie sind eine 
Reaktion auf großflächige Landnahme durch internationale Investoren, Vertreibungen, 
mangelhafte Entschädigungen und Enteignungen. Im Hinblick auf die internationale 
Politik ist das Dokument bemerkenswert.
•	 Es ist das erste zwischenstaatliche Abkommen, das die verantwortungsvolle Regie-
rungsführung im Landbereich auf den Schutz der Menschenrechte gründet. Trotz 
des freiwilligen Charakters hat das Abkommen Gewicht, weil es sich an zahlreichen 
Stellen auf das Völkerrecht bezieht.
•	 Vertreter der Zivilgesellschaft waren von Anfang an in die Verhandlungen einbezo-
gen. Sie haben die vielfältigen Interessen verschiedenster Gruppen vertreten, die ihr 
Land auf unterschiedlichste Weise nutzen.
Mit vollem Titel heißt das Dokument „Freiwillige Leitlinien für die verantwortungsvolle 
Verwaltung von Boden und Landnutzungsrechten, Fischgründen und Wäldern im Rah-
men der nationalen Ernährungssicherheit“. Weltweit sehen Aktivisten diese Vereinba-
rung als wichtigen Beitrag zum Schutz von Landrechten und setzen sich vor Ort dafür 
ein, dass sie umgesetzt wird. Allerdings wird Bodenschutz in den Leitlinien nur mit einem 
Verweis auf nachhaltige Landnutzung bedacht, obgleich der sichere Zugang zu Land 
und der Erhalt der Bodenqualität Hand in Hand gehen sollten.
In der Vergangenheit ist die Verknüpfung der Bodenschutzpolitik mit anderen Bereichen 
der Politik kläglich gescheitert. Dies hat dazu geführt, dass der Boden in seiner zentralen 
Bedeutung für andere Ökosysteme genauso wie für soziale Ziele unterbewertet und 
viel zu wenig geschützt wurde. Dabei sind die Überschneidungen mit der Agrar-, der 
Ernährungs- und Energiepolitik sowie den Klima- und Biodiversitätszielen sowie dem 
Menschenrecht auf Nahrung enorm. Erst wenn Boden und Land zum Querschnittsthe-
ma geworden sind, können sie so gut geschützt werden, wie es nötig ist. 
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Abb. 1: Ein wichtiges Abkommen, das explizit Böden thematisiert, soll die Wüstenbildung 
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Im Rahmen einer Studie zum Monitoring der Flächeninanspruchnahme werden seitens 
der EFTAS Fernerkundung Technologietransfer GmbH die einschlägigen Datengrund-
lagen für die Flächenerhebung (ALB, ALKIS) evaluiert. Geprüft werden Auswirkungen 
auf das Monitoring des sogenannten „30-ha-Ziels“, einem der Kernindikatoren der 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Hiernach soll die tägliche Zunahme der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen im Jahr 2020 maximal 30 ha betragen. Dieser Artikel beschreibt 
Zwischenergebnisse sowie Schlussfolgerungen aus Literaturrecherche, Expertengesprä-
chen und eigenen Untersuchungen zur ALB/ALK-ALKIS-Migration.
Die Ergebnisse lassen erkennen, dass das exakte Monitoring des 30-ha-Ziels während 
des Umstellungszeitraums vom ALB zum ALKIS schwierig ist. Zwar wirken sich die 
Artefakte über einen längeren Zeitraum aus, wodurch sie zum Teil nivelliert und Brüche 
abgemildert werden; gleichwohl gibt es erkennbare Auswirkungen.
1 Einführung 
Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes strebt an, die Flächenneuinanspruch-
nahme bis zum Jahr 2020 auf täglich maximal 30 ha zu reduzieren. Dieses sogenannte 
„30-ha-Ziel“ ist einer von 21 Kernindikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie (Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung 2015). Als Referenzindikator wurde die Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (SuV) nach den Definitionen der Flächenerhebung genutzt, 
die bisher auf den Daten des Automatisierten Liegenschaftsbuchs (ALB) basierte. Zur 
Kontrolle des Fortschritts veröffentlicht das Statistische Bundesamt (2014) zweijährlich 
einen Indikatorbericht, der die Flächenneuinanspruchnahme dokumentiert und öffent-
lich zur Diskussion stellt. Auch in den Zwischenjahren stehen die betreffenden Zahlen 
zur Verfügung (Abb. 1).
Die Datenbasis für den Flächenindikator hat aber über die Jahre hinweg Änderungen 
erfahren, durch die es Unschärfen bei der Messung gibt. Zu nennen sind:
•	 Die im Rahmen der deutschen Wiedervereinigung in die Flächenerhebung inte-
grierten Werte der Computergestützten Liegenschaftsdokumentation (COLIDO) 
der ehemaligen DDR konnten nicht immer eindeutig den definierten Nutzungsarten 
der Flächenerhebung zugeordnet werden (Statistisches Bundesamt 2013). Seitdem 
erfolgten anlassbezogene Korrekturen.
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•	 Die Migration von ALB/ALK zum Automatisierten Liegenschaftskataster-Informati-
onssystem (ALKIS) als Bestandteil des sogenannten AAA-Modells. Bei der Umstel-
lung können nicht alle Nutzungskategorien 1:1 zugeordnet werden.
•	 Die mit der ALKIS-Umstellung einhergehende Umstellung des Koordinatenreferenz-
systems von Gauß-Krüger-Koordinaten zu UTM-Koordinaten.
•	 Die mit der ALKIS-Umstellung verbundene Änderung der Bezugsbasis ALB-Fläche 
auf ALKIS-Geometrieflächen, aus der zukünftig das zugrunde liegende Zahlenwerk 
abgeleitet wird.
Im Rahmen des Projektes sollen die Ursachen für Unschärfen identifiziert und bezüglich 
ihrer Größenordnung untersucht werden.
2 Untersuchungsmethode
Nach einer Literatur-Recherche wurde das statistische Zahlenwerk überprüft. Es bil-
det auf Gemeindeebene die Flächensummen nach dem ALB/ALK-Mindestveröffentli-
chungsstandard (Statistisches Bundesamt 2011) ab. Ziel war es, die Statistik nachzu-
vollziehen, die Größenordnungen der Abweichungen durch die Migration von ALB zu 
ALKIS zu ermitteln und regionale Unterschiede zu untersuchen.
Abb. 1: Verlauf der Flächenneuinanspruchnahme 1993 bis 2013 (Quelle: Statistisches Bundes-
amt)
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Im Rahmen einer umfassenden GIS-Analyse werden drei Testgebiete analysiert:
•	 Saale-Holzland-Kreis/Jena: Thüringen als Repräsentant eines „neuen“ Bundeslan-
des.
•	 Landkreis Rendsburg-Eckernförde/Kiel: Schleswig-Holstein als Repräsentant eines 
ländlich geprägten Bundeslandes.
•	 Städteregion Aachen: Nordrhein-Westfalen als Repräsentant eines dicht besiedelten 
Bundeslandes.
Bis zum Abschluss der Migration nach ALKIS in allen Bundesländern (voraussichtlich 
Ende 2016) werden die ursprünglichen ALB-Nutzungskategorien weiter als Basis für 
die Flächennutzungsstatistik verwendet. Die Länder, die vor 2016 auf ALKIS umgestellt 
haben, leiten das Zahlenwerk aus ALKIS ab und führen es in die ALB-Nutzungssystema-
tik zurück. Dieser Prozess wird als Rückmigration bezeichnet.
Die Vorstellung des Projektteams war, zu einem definierten Zeitschnitt ALB-Daten 
(Buchwerte), ALK-Daten (Geometriewerte), ALKIS-Daten (Geometriewerte nach Ko-
ordinatentransformation) und die daraus rückmigrierten ALB-Werte zu untersuchen, um 
diese Kausalkette vollständig nachzuvollziehen (Abb. 2).
Abb. 2: Geplante Untersuchungsabfolge (Quelle: eigene Darstellung)
Diese Vorgehensweise ließ sich nicht realisieren, da weder Katasterämter noch die 
Landesvermessung eine Historisierung des Katasters führen. Erhältlich waren lediglich 
die ALB-Werte, ALK und ALKIS aus unterschiedlichen Zeitschnitten und keine separat 
ausgewiesenen Rückmigrationsdaten. Die durchgeführten Untersuchungen umfassten 
daher Daten mit einem Zeitunterschied von mehreren Monaten bis zu einem Jahr. Den-
noch eignen sie sich für eine Analyse der Größenordnungen der Unschärfen, die durch 
die Migration verursacht werden.
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3 Ergebnisse
Im Folgenden werden ausgewählte Ergebnisse dargestellt, ohne auf die Datenvorberei-
tung einzugehen. Diesbezüglich wird auf das nach Projektabschluss folgende Berichts-
wesen verwiesen. Zusammenfassend können folgende Aussagen gemacht werden:
1. Nutzungsarten, die nach der ALKIS-Umstellung bei Zeitvergleichen nicht mehr 
separiert werden können (sie sind nicht rückmigrierbar) und eine Veränderung des 
Indikators verursachen. In den Untersuchungsgebieten variieren sowohl die betrof-
fenen Nutzungskategorien als auch die Größenordnungen. 
2. Durch die Umstellung auf ALKIS kommt es zu Korrekturen des Katasters und zu 
verspäteten Nachführungen, die wiederum Brüche verursachen. 
3. Durch den Wechsel von der ALB-Fläche als Basis für die Flächennutzungsstatistik 
auf ALKIS-Geometrieflächen ergeben sich weitere Einflüsse. 
3.1 Ergebnisse Literatur-Recherche
Viele Aspekte der Umstellungsphase sind in der Literatur bekannt und dokumentiert. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass durch die Migration der Kernindikator Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (SuV) nicht mehr auf die gleiche Art und Weise wie bisher 
berechnet werden kann. So werden die Hauptnutzungsbereiche der Tatsächlichen Nut-
zung (TN) von neun auf lediglich vier Bereiche reduziert (Tab. 1), die allerdings tiefer 
untergliedert sind als die bisherigen. 












100/200 Gebäude- und Freifläche (GF) 10000 Siedlung
300 Betriebsfläche (BF) 20000 Verkehr
400 Erholungsfläche 30000 Vegetation




900 Flächen anderer Nutzung
Dabei entfallen die Flächen anderer Nutzung (ALB 900). Sie werden diversen ALKIS-
Nutzungskategorien zugewiesen. Die bisherige Berechnung der SuV aus den ALB-Kate-
gorien Gebäude- und Freiflächen, Betriebsflächen (ohne Abbauland), Erholungsflächen, 
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Verkehrsflächen und Friedhöfen ist nicht mehr möglich. In ALKIS wurde nun der Begriff 
„Flächen für Siedlung und Verkehr“ (FSuV) definiert, um eine begriffliche Abgrenzung 
zu schaffen. Gegenüber der SuV wird die FSuV im Zuge der Migration noch folgende 
weitere Nutzungskategorien enthalten: 
•	 Betriebsfläche Abbauland (ALB 310)
•	 Landwirtschaftliche Betriebsfläche (ALB 680)
•	 Forstwirtschaftliche Betriebsfläche (ALB 760)
•	 Verkehrsübungsplatz (ALB 911)
•	 Dressurplatz (ALB 912)
•	 Militärisches Übungsgelände, soweit es die dort anzutreffenden Gebäude- und Frei-
flächen betrifft (ALB 913 teilweise)
•	 Historische Anlage (ALB 930)
Nicht mehr in der FSuV enthalten ist die Verkehrsbegleitfläche Wasserstraße (ALB 594). 
Damit vergrößert definitionsgemäß die Fläche der FSuV gegenüber der SuV, ohne dass 
tatsächlich eine Nutzungsänderung erfolgt ist. Die Größenordnungen der dadurch ver-
ursachten Abweichungen sind Ziel der Untersuchungen. 
Folgende Aspekte spielen eine Rolle:
Sukzessive Umstellung: Viele Bundesländer haben die Auflösung der 900er-Nutzungs-
arten schon im Rahmen der Vormigration begonnen, während andere den Wechsel erst 
mit der eigentlichen Migration vollziehen. Bei Ersteren verteilen sich die dadurch ent-
stehenden Brüche über mehrere Jahre, wobei bei Letzteren im Jahr der Migration die 
gesamte Umstellung auf einen Schlag zum Tragen kommt.
Koordinatentransformation: Es lässt sich belegen, dass die Flächen im neuen Koordina-
tensystem aufgrund der verschiedenartigen Projektion tendenziell größer werden. Aus 
den vorliegenden Zahlen lässt sich ein Wert von einmalig 36 ha für die gesamte Bundes-
republik Deutschland ableiten, der sich am Tag der Umstellung mit < 0,1 ha/Tag auf das 
Flächenziel auswirken wird und somit vernachlässigbar ist.
Umstellung auf Geometriefläche: Der Wechsel der Berechnungsgrundlage der Flächen-
statistik von ALB-Buchflächen zu den aus Koordinaten abgeleiteten Geometrieflächen in 
ALKIS führt zu einem Bruch, auf den im Folgenden näher eingegangen wird.
Neuvermessung: Die teilweise Neuvermessung von Flächen im Rahmen der Migration 
führt aufgrund der verbesserten Vermessungsmethoden dazu, dass Flächen anders be-
wertet und die TN aktualisiert werden. Tendenziell „wachsen“ die Flächen, wenn der 
Punkt auch untergeordnete Bedeutung hat. 
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3.2 Ergebnisse der Umstellung von Buch- auf Geometriefläche
Spiegel Online titelte am 11.11.2014: „Deutschland wächst um Fläche Liechtensteins“ 
(Pauly 2014) und bezog sich dabei auf Flächenangaben des Statistischen Bundesamtes. 
Die Bodenfläche der Bundesrepublik Deutschland war Ende 2013 mit ca. 17 000 Hek-
tar größer angegeben als im Jahr zuvor (Abb. 3). Ursache war der Wechsel von der 
bisherigen Berechnungsgrundlage Buchfläche (ALB) zur Geometriefläche (ALKIS) in 
Brandenburg. Das Ergebnis des Wechsels war ein scheinbares Wachstum der Flächen. 
Da das Liegenschaftsbuch dem Eigentumsnachweis, nicht aber dem Flächennachweis 
dient, wird mit der ALKIS-Umstellung die sekundärstatistische Nutzung der Buchfläche 
zugunsten der aus ALKIS ableitbaren Geometriefläche beendet.
Abb. 3: Veränderung der Bodengesamtfläche in der Bundesrepublik Deutschland mit Darstellung 
des Ausreißers im Jahr 2013 (Quelle: eigene Darstellung, Zusammenstellung nach Zahlen des 
BBSR)
Der bundesweite Effekt der Umstellung ist seit geraumer Zeit zu beobachten. Denn im-
mer wenn eine Fläche neu vermessen wird, wird auch die Buchfläche angepasst. Dabei 
ist davon auszugehen, dass die Nutzungskategorien der SuV aktueller erfasst sind als 
land- oder forstwirtschaftliche Flächen. Letztere sind etwa bezüglich eines Eigentümer-
Übergangs, der als Anlass für eine Neuvermessung dienen kann, weniger dynamisch. 
Das agrarisch strukturierte Brandenburg hat nun an einem Stichtag seine Fläche voll-
ständig auf ALKIS umgestellt, weshalb es zu dem beschriebenen Effekt kam.
Veränderung der Bodengesamtfläche (in ha)
Evaluation der Datenbasis für die Flächennutzungsstatistik 35
Ginge man davon aus, dass der vermeintliche Flächenzuwachs durch die Umstellung der 
Buchwerte bei allen Nutzungskategorien gleich ist, so ergäbe sich für das Bundes gebiet 
(grob überschlagen) in den Jahren 2001-2013 eine durchschnittliche Zunahme von 
ca. 1 ha/Tag SuV/FSuV. Die Abschätzung ergibt sich aus der Bewertung der jährli-
chen Differenz der Bodengesamtfläche seit 2001. Es resultiert bei Berücksichtigung der 
Brandenburger Verhältnisse im Jahr 2013 ein Gesamtwert von etwa 3,5 ha/Tag, der 
jedoch als Extrem betrachtet werden kann. Wie dargestellt, sind die SuV-Nutzungska-
tegorien vermutlich weniger betroffen als andere, was zu der genannten Einschätzung 
führt.
3.3 Ergebnisse ALB/ALK-ALKIS-Migration
Die Auswirkungen der Migration von ALK zu ALKIS wurden anhand der Daten von 
zwei Landkreisen mit 103 Gemeinden in Thüringen (Saale-Holzland-Kreis) und Nord-
rhein-Westfalen (Städteregion Aachen) untersucht. In den Testregionen wurden im 
GIS Migration und Rückmigration für jede Fläche und jede Nutzungskategorie (Abb. 4) 
nachvollzogen. Durch die flächenscharfe Betrachtung der Nutzungskategorien lässt sich 
ermitteln, welcher Anteil einer ALK- in welchen Anteil einer ALKIS-Nutzungskategorie 
überführt wird und ob die Fläche in der Rückmigration ihrer ursprünglichen Nutzugs-
kategorie zugeordnet werden kann. Man erkennt, dass letzteres in den untersuchten 
Gebieten für folgende SuV-Nutzungskategorien nicht möglich ist:
•	 Gartenland (ALK 630)
•	 Land- und forstwirtschaftliche Betriebsflächen (ALK 680, 760)
•	 Verkehrsübungsplatz (ALK 911)
•	 Dressurplatz (ALK 912)
•	 Militärisches Übungsgelände (ALK 913)
•	 Historische Anlage (ALK 930) 
Im Saale-Holzland-Kreis wurde das Gartenland (ALK 630) bei der Umstellung auf 
ALKIS insbesondere in die Ziel-Nutzungskategorien Erholungsfläche (ALKIS 18000) 
und Wohnbaufläche (ALKIS 11000) umgewandelt. Die betreffenden Anteile lassen sich 
bei einer Rückmigration nicht mehr separieren. Diese Kleingartenflächen sind ein ost-
deutsches Relikt der COLIDO-Umstellung. Sie wurden in COLIDO als Landwirtschafts-
flächen geführt, während sie nach den Nutzungskategorien der Flächenerhebung zur 
SuV gehören. Im Zuge der ALKIS-Umstellung werden die fehlerhaften Zuordnungen 
nun bereinigt, weshalb es ein vermeintliches Wachstum des SuV-Indikators gibt. Durch 
diese sowie die weiteren o. g. Nutzungskategorien, die nicht rückmigriert werden kön-
nen, kommt es zu Auswirkungen auf die FSuV und die Zeitreihe.
Bodo Bernsdorf36
Die Nutzungskategorie ALK 310 (Betriebsfläche Abbauland) geht demgegenüber 
faktisch komplett in ALKIS 15000 (Tagebau, Grube, Steinbruch) über und umgekehrt. 
Somit lässt sie sich problemlos herausrechnen, wenn dies für eine Indikatorbildung nötig 
ist. 
Abb. 4: Darstellung der Migrationspfade von Nicht-SuV-Nutzungsarten im Saale-Holzland-Kreis 
zu ALKIS-FSuV-Nutzungen nach der ALK-ALKIS-Migration (Quelle: eigene Darstellung)
Die genannten Fehlerquellen treten in den Kreisen in unterschiedlichem Maße auf. Im 
Falle des Saale-Holzland-Kreises fanden sich neben den angesprochenen Flächen des 
Gartenlandes (ALK 630), landwirtschaftliche Betriebsflächen (ALK 680) sowie historische 
Anlagen (ALK 930) – in der Städteregion Aachen zusätzlich Übungsgelände (ALK 910), 
während Gartenland dort keine Rolle spielte.
Die angewandte Methode ermöglichte die Analyse jeder einzelnen Fläche der beiden 
Kreise. Im Zuge der Untersuchung konnten über 99,7 % der Gesamtflächen der unter-
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suchten Kommunen eingeschätzt und eine Größenordnung der potenziellen Beeinträch-
tigung der statistischen Zeitreihe und damit des Monitorings ermittelt werden. 
Demnach führt die SuV-FSuV-Umstellung zu folgenden Unschärfen: 
•	 Im Saale-Holzland-Kreis mit 19 216 ha SuV zu einer scheinbaren Zunahme dieser 
Fläche von rund 35 ha oder ca. 0,18 %. Dies entspricht im Jahr der Umstellung einer 
scheinbaren Zunahme von 0,10 ha/Tag. 
•	 In der Städteregion Aachen mit 6 907 ha SuV zu einer scheinbaren Zunahme dieser 
Fläche von rund 27 ha oder ca. 0,4 %. Dies entspricht im Jahr der Umstellung einer 
scheinbaren Zunahme von 0,07 ha/Tag.
4 Fazit
Die ALK-ALKIS-Migration lässt sich auf Flächenbasis sehr gut nachvollziehen. Über 
99 % aller Flächen lassen sich im Zuge von Migration und Rückmigration direkt und 
eindeutig zuordnen: Nur ein kleiner Anteil der Flächen hat – jeweils einmalig bei Um-
stellung auf ALKIS – Einfluss auf das Monitoring des 30-ha-Ziels. In der Städteregion 
Aachen wurden 27 ha bzw. 0,07 ha/Tag identifiziert und im Saale-Holzland-Kreis 35 ha 
bzw. 0,10 ha/Tag. Hinsichtlich der Gesamtgenauigkeit sind das für eine Statistik hervor-
ragende Werte. Zusätzlich kommt dem Monitoring des 30-ha-Ziels zugute, dass sich die 
Fehler durch die Umstellung über einen längeren Zeitraum verteilen, wodurch größere 
Brüche abgemildert werden. Trotzdem muss man festhalten, dass das exakte Monitoring 
für das 30-ha-Ziel während der Migrationsphase schwierig ist und von den dargestellten 
Effekten beeinträchtigt wird, so dass die Zeitreihe entsprechende Unschärfen aufweist.
Zu den Effekten durch die nicht rückmigrierbaren Flächenkategorien kommen die Aus-
wirkungen des Wechsels von Buchfläche zur Geometriefläche, die zwar überschlägig 
kalkuliert 1 ha SuV pro Tag in den Jahren 2001-2013 im Mittel nicht übersteigen, in 
Einzeljahren aber deutlich darüber liegen können. Demgegenüber sind die dargelegten 
Auswirkungen der Koordinatentransformation mit einmalig bundesweiten 36 ha und 
< 0,1 ha/Tag vernachlässigbar. 
Die in dieser Studie identifizierten und ihrer Größenordnung abgeschätzten Unschärfen 
während der Migrationsphase sollten bei der Interpretation des Indikators berücksich-
tigt werden. Entscheidend ist, dass trotz der vielfältigen Änderungen Klarheit über die 
Trends und die Richtung der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung besteht. Nach 
dem Abschluss der ALB/ALK-ALKIS-Migration und der vollständigen Aktualisierung der 
TN steht mit hoher Wahrscheinlichkeit bundesweit ein sehr einheitliches Instrument als 
Basis für ein Flächenmonitoring zur Verfügung.
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Flächeninanspruchnahme durch Siedlung und Verkehr 




Dieser Artikel gibt einen Überblick über den aktuellen Flächenverbrauch durch Siedlun-
gen und Verkehr in Deutschland. Angesichts der Tatsache, dass die Bevölkerung derzeit 
vor allem in wirtschaftlich starken Ballungsräumen wieder wächst, wird diskutiert, ob 
sich das Flächensparziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vereinbaren lässt mit 
dem zunehmenden Bedarf an Wohnungsbau in diesen Regionen. Des Weiteren wird 
erörtert, welchen Beitrag der Bundesverkehrswegeplan 2015 zum Flächensparen leisten 
sollte. Zuletzt wird über den aktuellen Stand des bundesweiten Modellversuchs zum 
Handel mit Flächenzertifikaten berichtet. 
1 Einführung
Die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungen und Verkehr (Flächenverbrauch) 
war in Deutschland im Jahr 2013 weiter rückläufig mit einem Wert von 73 Hektar 
pro Tag im 4-Jahres-Mittelwert nach 74 Hektar pro Tag im Jahr 2012 (vgl. Abb. 1). 
Betrachtet man allerdings die Werte der Einzeljahre, so ist ein leichter Wiederanstieg von 
69 auf 71 Hektar pro Tag zu konstatieren. Damit wird der seit 2004 anhaltende Trend 
durchbrochen, dass der Flächenverbrauch von Jahr zu Jahr geringer wurde. Ein großer 
Teil des Wiederanstiegs im Einzeljahr 2013 (ca. 5 Hektar pro Tag) wurde durch Kataster-
korrekturen im Land Brandenburg verursacht (s. Kap. 2.1).
Es ist das Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahr 2020 die Flächenneuinanspruchnahme 
durch Siedlungen und Verkehr auf 30 Hektar pro Tag zu begrenzen. Im Jahr 2000 lag 
der Flächenverbrauch noch bei 130 Hektar pro Tag. Um feststellen zu können, ob die 
aktuelle Entwicklung einem Pfad zum 30-Hektar-Ziel folgt, hat das Umweltbundesamt 
(UBA) Zwischenziele für das Jahr 2010 von 80 Hektar pro Tag und für das Jahr 2015 
von 55 Hektar pro Tag postuliert. Wie Abbildung 1 zeigt, lag der Flächenverbrauch für 
die Einzeljahre von 2009 bis 2012 unterhalb des Zielpfades, während die 4-Jahresmittel-
werte den Zielpfad seit dem Jahr 2004 immer überschritten. 
Somit scheint aus heutiger Sicht nicht gewährleistet, dass bis zum Jahr 2020 das 30-Hek-
tar-Ziel erreicht werden kann. Es sind Anstrengungen des Bundes, der Länder und auch 
der Kommunen erforderlich, wenn das Ziel tatsächlich erreicht werden soll.
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Abb. 1: Täglicher Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland (Datenquelle: De-
statis 2014; eigene Abbildung)
2 Flächenverbrauch und Verursacher
2.1 Generelle Trends bei den Nutzungsarten Siedlungen und Verkehr
Abbildung 2 zeigt, welche Ursachen zum Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen beitragen (alle Daten als 4-Jahresmittelwerte). Für den 4-Jahres-Zeiraum von 
2010-2013 leisten den größten Beitrag scheinbar immer noch die Erholungsflächen mit 
23 Hektar pro Tag (vierte Säule von unten). Allerdings ist dieser Wert durch statistische 
Artefakte aufgrund von Katasterumstellungen in den neuen Ländern mit großer Wahr-
scheinlichkeit überhöht und in der Realität deutlich geringer als hier angezeigt. Den 
zweitgrößten Beitrag leistet der Wohnungsbau mit knapp 20 Hektar pro Tag (dritte 
Säule von unten), gefolgt vom Wachstum der Verkehrsflächen mit 16 Hektar pro Tag 
(fünfte Säule von unten). Betriebsflächen ohne Abbauland folgen mit gut 9 Hektar pro 
Tag (unterste Säule) und am geringsten fiel die Zunahme der sonstigen Gebäude- und 
Freiflächen (z. B. für Gewerbe oder für öffentliche Zwecke) aus mit lediglich 5 Hektar 
pro Tag. Dabei liegen allerdings aufgrund der o. g. Artefakte die Zunahme der Betriebs-
flächen zu hoch und die Zunahme der übrigen Gebäude-und Freiflächen zu niedrig, was 
sich in der Summe in etwa ausgleicht.
In der obersten Säule ist der Flächenverbrauch eines neuen Bundeslandes dargestellt das 
in den Jahren von 2004 und 2005 durch Umstellung der Kataster so gravierende statis-
tische Artefakte erzeugt hat, dass es hier getrennt dargestellt werden muss, um halb-
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wegs valide Interpretationen der bundesweiten Flächenstatistik auf der Basis der übrigen 
15 Bundesländer zu ermöglichen. 
Um das 30-Hektar-Ziel zu erreichen, müsste der Flächenverbrauch aller Nutzungsarten 
gegenüber dem Wert von 1993-1996 (120 Hektar pro Tag) auf ein Viertel, d. h. um 
75 %, zurückgehen. Bislang ist jedoch für die Flächeninanspruchnahme insgesamt erst 
ein Rückgang um 39 % zu verzeichnen. Dazu haben die einzelnen Nutzungsarten un-
terschiedlich beigetragen. Der Flächenverbrauch durch Wohnungsbau hat sich mehr als 
halbiert (Reduktion um 53 %), der durch die übrigen Gebäude und Freiflächen nebst 
Betriebsflächen ist sogar um 62 % zurückgegangen. Der Zuwachs der Verkehrsflächen 
stagnierte hingegen bis zum Jahr 2008 auf hohem Niveau, seitdem ist ein Rückgang 
um lediglich 27 % zu verzeichnen. Hingegen hat das Wachstum der Erholungsflächen 
nicht ab- sondern deutlich zugenommen, was jedoch zu einem großen Teil auf den o. g. 
statistischen Artefakten beruhen dürfte.
Abb. 2: Tägliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland – Ursachen, Verur-
sacher und Handlungsziele (Datenquelle: Destatis 2014; eigene Abbildung)
Das überhöhte Wachstum der Erholungsflächen sollte in den nächsten Jahren ein Ende 
finden, wenn hoffentlich die Artefakte durch Umstellungen der Kataster nicht mehr auf-
treten. Das anhaltende Wachstum der Verkehrsflächen zeigt hingegen, dass noch nicht 
genügend Anstrengungen unternommen wurden, um die Investitionen der öffentlichen 
Hände auf das Flächensparen auszurichten. 
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Bislang haben vor allem der deutliche Rückgang des Wohnungsbaus sowie das verhal-
tene Wachstum der sonstigen Gebäude- und Freiflächen nebst Betriebsflächen dazu 
beigetragen, dass die Entwicklung des Flächenverbrauchs in der Nähe des Pfades zum 
30-Hektar-Ziel verläuft. Die Ursache dafür war die nachlassende Konjunktur ab der Jahr-
tausendwende, so dass in Westdeutschland nicht mehr so viele neue Gewerbeflächen 
nachgefragt wurden. Auch in Ostdeutschland wurden – angesichts der vielen Indust-
riebrachen und leer stehenden Gewerbegebiete, die nach der Wende neu erschlossen 
worden waren – in den letzten Jahren deutlich zögerlicher neue Gewerbegebiete ausge-
wiesen. Die Weltwirtschaftskrise hat seit 2009 ein Übriges getan. 
Der Rückgang des Wohnungsbaus bis zum Jahr 2012 ist darüber hinaus zum Einen auf 
die Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse zurückzuführen, die es nicht erlau-
ben, sich für Wohneigentum zu verschulden, zum Anderen und wesentlichen Teil aber 
auf den demographischen Wandel, der die Nachfrage nach zusätzlichem Wohnraum – 
nicht nur nach Mietwohnungen, sondern vor allem auch nach flächenzehrenden Einfa-
milienhäusern – deutlich dämpfte. Dieser rückläufige Trend scheint nun aber zum Teil 
wieder gebrochen. Dazu im Folgenden Abschnitt 2.2 mehr.  
2.2 Wie passt das Ziel des Flächensparens zur Wohnraumversorgung 
der Bevölkerung in wachsenden Ballungsräumen?
In Deutschland setzte sich in den letzten Jahren die gespaltene Entwicklung mit stark 
schrumpfenden Regionen auf der einen Seite und stark wachsenden Regionen auf der 
anderen Seite fort. Ursachen sind zum einen die Wanderung von Erwerbstätigen aus 
wirtschaftlich schwachen in prosperierende Regionen und zum anderen die zunehmen-
de Konzentration junger Menschen an Hochschulstandorten. 
Allerdings ist zwischen den Jahren 2009 und 2013 deutschlandweit in der Gesamt-
bilanz eine Zunahme der Bevölkerung um rund 480 000 Einwohner zu verzeichnen, da 
Deutschland sehr stark von Zuwanderung aus dem Ausland profitiert hat (Datenquellen 
Destatis 2011, 2013)1. Entsprechend hat sich in diesem Zeitraum die Anzahl der kreis-
freien Städte und Landkreise mit starker Schrumpfung (d. h. jährliche Abnahme um 
mehr als 75 Einwohner pro 10 000 Einwohner) verringert von 99 auf 36, während die 
Anzahl der stark wachsenden kreisfreien Städte und Landkreise (d. h. jährliche Zunahme 
um mehr als 75 Einwohner pro 10 000 Einwohner) von 7 auf 63 gestiegen ist. Aber auch 
hier profitieren vor allem wirtschaftlich starke Städte und Regionen und Hochschul-
standorte von der Zuwanderung (Datenquelle: Destatis 2015).
Während in den Abwanderungsregionen die Wohnungsleerstände zunehmen, wird in 
prosperierenden Regionen und an Hochschulstandorten der Wohnraum knapp. Das 
führt zu steigenden Mieten und Immobilienpreisen. Aus diesem Grunde ist seit dem 
1 Die Verzerrungen der Daten durch die Volkszählung sind hierbei durch Autorin adäquat korrigiert.
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Tiefststand im Jahr 2009 der Wohnungsbau wieder angesprungen und die Flächen-
inanspruchnahme durch Wohnen nimmt wieder zu. Da sich jedoch der Wohnungsbau 
vor allem auf die Wachstumsregionen konzentriert, wo Bauland knapp und teuer ist, 
sind besonders stark die Fertigstellungen im flächensparenden Geschosswohnungsbau 
gestiegen, d. h. zwischen 2009 und 2013 um 53 % von 51 463 auf 78 910 Wohnungen 
pro Jahr. Das Wachstum bei den Fertigstellungen von Ein- und Zweifamilienhäusern fiel 
im gleichen Zeitraum hingegen mit 22 % verhaltener aus, d. h. Zunahme von 83 898 
auf 102 246 Wohnungen pro Jahr (Datenquelle: Destatis 2015; eigene Berechnungen).
Der Flächenverbrauch für Ein- und Zweifamilienhäuser kletterte dabei von 15,9 auf 19,4 
Hektar pro Tag (plus 3,5 Hektar pro Tag), während der Flächenverbrauch für Geschoss-
wohnungsbau lediglich von 1,6 auf 2,4 Hektar pro Tag stieg (plus 0,8 Hektar pro Tag). 
Es lässt sich unschwer erkennen, dass forcierter Wohnungsbau noch flächensparender 
möglich wäre, wenn anstelle von Ein- und Zweifamilienhäusern mehr Geschosswohnun-
gen gebaut würden, was insbesondere in Wachstumsregionen auch die sozialadäquate 
Lösung wäre (Datenquelle: Destatis 2015, eigene Berechnungen).
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR, ehemals Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung (BBR)) geht regelmäßig der Frage nach, welcher Woh-
nungsbau in Zukunft denkbar wäre. Die folgende Abbildung zeigt das Ergebnis seiner 
Potenzialanalysen im Vergleich zum tatsächlich realisierten Neubau.
Abb. 3: Wohnungsfertigstellungen von 1987 bis 2013 und künftige Wohnungsbaupotenziale 
nach Berechnungen BBR/BBSR (Datenquellen: Destatis 2015; BBR 2001; BBR 2006; BBSR 2010; 
BBSR 2015; eigene Abbildung)
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Bei seinen Berechnungen berücksichtigt das BBSR u. a. die regionale Bevölkerungs- und 
Einkommensentwicklung, Trends bei der Haushaltsgröße (immer mehr kleine Haushal-
te in allen Lebensphasen) sowie bestimmte Konsumentenpräferenzen (insbesondere 
Wunsch nach Wohneigentum). Wie Abbildung 3 zeigt, sind allerdings die tatsächlichen 
Wohnungsfertigstellungen zum Teil deutlich hinter den Potenzialermittlungen zurück-
geblieben. Das gilt sowohl für die Wohnungsprognose 2015 aus dem Jahr 2001 (Pro-
gnose I) als auch für die Raumordnungsprognose 2020/2050 aus 2006 (Prognose II) 
sowie die Wohnungsmarktprognose 2025 aus 2010 (Prognose IIA). 
Zum Einen wurde die Bildung von Wohneigentum in Ein- und Zweifamilienhäusern 
in den neuen Bundesländern wohl etwas zu optimistisch eingeschätzt, denn es wurde 
unterstellt, dass sich die Eigentümerquoten rapide an das Niveau in den alten Ländern 
angleichen würden. Zumindest Prognose II berücksichtigte bei den Ein- und Zwei-
familienhäusern, dass bedingt durch den demographischen Wandel die Anzahl der 
potenziellen Häuslebauer bundesweit rapide abnimmt, so dass auch in den alten Ländern 
ein deutlicher Rückgang der Nachfrage eintreten sollte. Allerdings prognostizierte das 
Modell diesen Rückgang erst 5 Jahre später als er in der Realität eintrat. Die darauffol-
gende Prognose IIA sah den Ein- und Zweifamilienhausbau hingegen wieder optimisti-
scher und auf künftig nahezu stetigem Niveau.
Zum Anderen wurde in Prognose I und Prognose II unterstellt, dass sowohl in den alten 
wie auch in den neuen Ländern mehr Geschosswohnungsbau nötig sei, um gewachsene 
Ansprüche älterer Haushalte an Wohnkomfort in Eigentumswohnanlagen zu befriedi-
gen. Eng an der tatsächlichen Entwicklung im Zeitraum von 2010 bis 2013 liegt hinge-
gen die – für den Geschosswohnungsbau – pessimistische Prognose IIA. 
In seiner neuen Wohnungsmarktprognose 2030, veröffentlicht im Juli 2015, kommt 
das BBSR auf der Basis der verstärkten Zuwanderung und des Wohnraummangels in 
prosperierenden Regionen zu einem jährlichen Neubaubedarf von 272 000 Wohnungen 
im Zeitraum von 2015 bis 2020, davon 146 000 in Ein- und Zweifamilienhäusern und 
127 000 in Mehrfamilienhäusern. Bis zum Jahr 2030 soll der Neubaubedarf auf 180 000 
Wohnungen pro Jahr zurückgehen (vgl. in Abb. 3 Prognose III).
Auch unterstellt BBSR, dass selbst in Schrumpfungsregionen noch Wohnungsneubau 
denkbar sei. Dies gilt insbesondere für Ein- und Zweifamilienhäuser, z.  T. aber auch 
für Geschosswohnungsbau. Ob dies – angesichts wachsender Wohnungsleerstände 
in Schrumpfungsregionen – volkswirtschaftlich sinnvoll und aus sozialer Sicht wün-
schenswert ist, sei dahingestellt. Fairerweise muss man hinzufügen, dass das BBSR seine 
Berechnungen in einigen Veröffentlichungen explizit als „Potenziale“ und nicht als 
„Prognose“ bezeichnet und somit dafür sensibilisiert, dass diese Zahlen eher als Ober-
grenze der für möglich gehaltenen Neubautätigkeit zu interpretieren sind. Es ist auch zu 
erwähnen, dass das BBSR bisweilen von Akteuren aus der Immobilien- oder Bauwirt-
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schaft kritisiert wird, weil seine Bedarfsermittlungen zu zaghaft seien und „der Politik 
das Alibi für jahrelange Untätigkeit [im Wohnungsneubau] geliefert“ habe. Nach Auf-
fassung z. B. des Deutschen Mieterbundes wären ab sofort sogar 400 000 neue Woh-
nungen pro Jahr notwendig (Quelle: Immo 2015). 
Abbildung 4 zeigt den künftigen Flächenverbrauch für Wohnungsbau, wenn die BBSR-
Wohnungsmarktprognose 2030 tatsächlich einträte. Auf der grünen Wiese realisiert, 
würde der Wohnungsbau bis zum Jahr 2020 jeweils 31 Hektar pro Tag benötigen, da-
von für Ein- und Zweifamilienhäuser 28 Hektar pro Tag (Berechnungsmethode: UBA 
2003, 76). Selbst wenn ein Teil des Wohnungsbaus durch Innenentwicklung realisiert 
würde, wäre das 30-Hektar-Ziel – unter Berücksichtigung des zusätzlichen Ausbaus von 
Verkehrsinfrastrukturen und Gewerbeflächen – wohl kaum zu erreichen.
Abb. 4: Flächenverbrauch durch Wohnungsfertigstellungen von 1987 bis 2013 und möglicher 
künftiger Flächenverbrauch lt. BBSR-Wohnungsmarktprognose 2030 (Datenquellen: Destatis 
2015; BBSR 2015; eigene Berechnung und Abbildung)
Um das 30-Hektar-Ziel der Bundesregierung zu erreichen, müsste auch der Woh-
nungsbau einen substantiellen Beitrag leisten. Angemessen wäre eine Reduzierung des 
Flächenverbrauchs auf 11 Hektar, d. h. auf ein Viertel des Flächenverbrauchs für Woh-
nungsbau im Zeitraum von 1993 bis 1996. 
Eigene Berechnungen zeigen, dass es ohne Weiteres möglich ist, 272 000 Wohnungen 
pro Jahr auf der grünen Wiese neu zu bauen und gleichzeitig ein 11-Hektar-Kontingent 
für Wohnen einzuhalten. Dazu müsste allerdings die Anzahl der Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern auf 16 000 Einheiten pro Jahr begrenzt und die übrigen 256 000 
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Wohnungen im Geschosswohnungsbau errichtet werden. In Anbetracht der Tatsache, 
dass Wohnraum derzeit vor allem in Städten und wachsenden Ballungsräumen benötigt 
wird, wäre dies sinnvoll und angebracht.
Abb. 5: Flächenverbrauch durch Wohnungsfertigstellungen von 1987 bis 2013 und möglicher 
künftiger Flächenverbrauch lt. UBA-Berechnungen (Datenquellen: Destatis 2015; BBSR 2015; 
eigene Berechnung und Abbildung)
Verzichtet man völlig auf neue Ein- und Zweifamilienhäuser auf der grünen Wiese, 
wären bei Einhaltung des 11-Hektar-Kontingents sogar 357 000 Wohnungen pro Jahr 
im Geschosswohnungsbau auf der grünen Wiese möglich. Schöpfte man zusätzlich 
noch die Potenziale der Innenentwicklung auf Baulücken und Brachen aus, so könnten 
in verdichteter Bauweise deutlich mehr als 400 000 Wohnungen pro Jahr gebaut wer-
den, ohne die Flächensparziele zu gefährden. 
Als Fazit bleibt festzustellen, dass das 30-Hektar-Ziel mit deutlich mehr Wohnungsbau 
vereinbar ist, wenn Wohnungen in verdichteter Bauweise (Geschosswohnungsbau) und 
genau in den Städten und Regionen gebaut werden, wo sie benötigt werden.
2.3 Beitrag des Bundesverkehrswegeplans zum Flächensparen
Neben dem Wohn- und Gewerbebau und sonstigen Siedlungsnutzungen, wie Freizeit/
Erholung, sollte auch der Verkehr einen Beitrag zum Flächensparen leisten. Ziel sollte 
sein, das Wachstum der Verkehrsflächen von rund 24 Hektar pro Tag (im Zeitraum 
1993-1996) bis zum Jahr 2020 auf ein Viertel, d. h. auf 6 Hektar pro Tag zu reduzieren. 
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Dazu sollte der Zuwachs der Erschließungsstraßen von 10 Hektar pro Tag auf 2,5 Hektar 
pro Tag sinken, der derzeitige Zuwachs wird – parallel zur Siedlungsflächenentwick-
lung – auf rund 4 Hektar pro Tag berechnet (Hinweise zur Berechnungsmethode: UBA 
2003, 292, 318). 
Viel zu wenig diskutiert wird der Zuwachs der land- und forstwirtschaftlichen Wege, der 
durch diverse Förderprogramme (ELER, GAK) getrieben wird. Für die westdeutschen 
Bundesländer zeichnete sich im Zeitraum von 2005 bis 2008 (aktuellere Daten gibt es 
nicht) ein Zuwachs von ca. 6 Hektar pro Tag ab, bundesweit könnte der Zuwachs bei 
8 Hektar pro Tag gelegen haben (Penn-Bressel 2013, 27). Eine Reduktion auf 2 Hektar 
pro Tag wäre angebracht.
Besonders relevant für die Ebene des Bundes ist der Bundesverkehrswegeplan (BVWP), 
der sich derzeit in der Neuaufstellung befindet und noch 2015 verabschiedet werden 
soll. Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung soll der künftige Flächenverbrauch 
durch die Summe des Neubaus und der Erweiterung von Verkehrswegen bewertet wer-
den (BMVI 2014a, 68). Verteilt auf die Gültigkeitsdauer bis 2035 lässt sich daraus auch 
der mittlere Flächenverbrauch in Hektar pro Tag berechnen. 
Um den Flächenverbrauch aus Umweltsicht zu bewerten, wird ein Maßstab (mit 
Umweltziel) benötigt. Das Umweltbundesamt schlägt vor, als Maßstab den (geplanten) 
Flächenverbrauch des alten BVWP 2003 zu verwenden, mit dem Ziel, den (geplan-
ten) Flächenverbrauch des neuen BVWP 2015 auf ein Viertel des alten zu reduzieren. 
Dies käme auch dem erklärten Ziel des BMVI entgegen, künftig den Schwerpunkt auf 
Instandhaltung und Ertüchtigung des Vorhandenen und nicht auf Neubau zu legen 
(BMVI 2014b).
Während der Flächenverbrauch durch den eigentlichen Verkehrsweg mithilfe der Stra-
ßen- und Eisenbahn-Baurichtlinien recht einfach zu ermitteln ist (BT 2004, 31), wurden 
zum Flächenverbrauch durch die gesamte Trasse (inklusive Seitenräume, Böschungen) 
in Abhängigkeit von der Geländeform erst später repräsentative Daten zusammengetra-
gen (B+P 2010, 13, 48). Unter der Annahme, dass 50 % der neuen oder ausgebauten 
Verkehrswege in der Ebene und je 25 % in hügeligem oder bergigem Gelände verläuft, 
berechnet sich aus dem geplanten Bauvolumen des BVWP 2003 (umgelegt auf 13 Jah-
re) für die gesamte Trasse (mit Seitenräumen, Böschungen) ein Flächenverbrauch von 
7,8 Hektar pro Tag (Datenquellen: B+P 2010; BT 2004; eigene Berechnungen). Davon 
entfällt auf den – überwiegend versiegelten – Verkehrsweg ein Flächenverbrauch von 
3,5 Hektar pro Tag (BT 2004; Penn-Bressel 2013, 27).
Ziel für den BVWP 2015 ist folglich, die Flächeninanspruchnahme für die gesamte Trasse 
auf 1,9 Hektar pro Tag zu reduzieren, davon nur noch ca. 0,9 Hektar pro Tag für den 
eigentlichen Verkehrsweg. 
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3 Ausblick – Planspiel Handel mit Flächenzertifikaten 
Es ist noch viel zu tun, um das 30-Hektar-Ziel im Jahr 2020 zu erreichen. Alle öffentli-
chen Stellen auf allen Handlungsebenen, neben der Bundesverkehrswegeplanung ins-
besondere auch die Raumordnung und Landesplanung und die kommunale Bauleitpla-
nung sowie alle privaten Vorhabenträger, müssen dazu beitragen. Wichtig ist, dass jeder 
Akteur sich adäquate Ziele setzt und sich ernsthaft um Einhaltung bemüht.
Ein innovatives Instrument, um das 30-Hektar-Ziel zuverlässig einzuhalten, könnte ein 
bundesweiter Handel mit Flächenzertifikaten (analog zum CO2-Emissionshandel) sein. 
In einem Modellversuch des Umweltbundesamtes wird dies derzeit mit 87 Kommunen 
erprobt. Eine erfolgreiche Planspiel-Runde hat im Juni 2015 stattgefunden, eine weitere 
ist für September 2015 geplant. Aktuelle Informationen zum Planspiel können der Web-
site www.flaechenhandel.de entnommen werden. 
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Zusammenfassung
Der Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) informiert seit 
2010 über die Flächennutzungsstruktur und -entwicklung sowie die Landschaftsqualität 
im Internet. Dies erfolgt indikatorbasiert und flächendeckend für alle administrativen 
Gebietseinheiten in Deutschland. Der Beitrag stellt aktuelle Analyseergebnisse und neue 
Monitorfunktionen wie die Darstellung von Indikatorentwicklungsverläufen vor.
1 Einführung
Der Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) ist eine dauerhafte 
wissenschaftliche Dienstleistung des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung 
(IÖR  2010). Für die Ergebnisgewinnung werden fortgeschrittene geoinformatorische 
Methoden der Erhebung und Analyse der Flächennutzung und des Gebäudebestands 
angewendet. Diese Methoden kombinieren Geobasisdaten (ATKIS® Basis-DLM, 
Hausumringe, Landbedeckungsmodell LBM-DE), Geofachdaten (Schutzgebiete, Über-
schwemmungsgebiete) und Statistikdaten (u. a. Bevölkerung und Bruttoinlandsprodukt 
BIP), analysieren diese im Zusammenhang und visualisieren die Ergebnisse für adminis-
trative Gebietseinheiten bzw. als Rasterkarten flächendeckend für Deutschland (Meinel 
2014; Meinel, Krüger 2014; Krüger et al. 2015). Ein Übersichts- und ein Detailviewer, 
interaktive Wertetabellen, Graphen und Statistikreports des IÖR-Monitors ermöglichen 
dem Nutzer die Exploration der Flächennutzung (einschließlich des Gebäudebestands) 
und der Landschaftsqualität in Deutschland. So lässt sich beispielweise der Kernindikator 
„Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche“ durch Kombination zweier Zeitschnit-
te auf kommunaler Ebene sehr leicht ermitteln, um beispielsweise die Kreise mit dem 
höchsten SuV-Anteil oder die Gemeinden mit hohen Siedlungsflächenanteilen im recht-
lich festgesetzten Überschwemmungsgebiet zu identifizieren.
2 Das Indikatorensystem
Der IÖR-Monitor stellt Grundlagen für die Beschreibung der Flächennutzungsentwick-
lung und die Bewertung ihrer Nachhaltigkeit zur Verfügung. Dazu nutzt er ein Indika-
torensystem, welches derzeit die neun Kategorien Siedlung, Gebäude, Freiraum, Ver-
kehr, Bevölkerung, Landschafts- und Naturschutz, Landschaftsqualität, Risiko und Relief 
G. Meinel, T. Krüger, J. Hennersdorf, M. Schorcht, J. Förster, U. Schumacher52
umfasst. Aktuell (5/2015) beschreiben 69 Einzelindikatoren bzw. Kennzahlen die 
Situation, wobei die meisten Indikatorwerte für inzwischen sechs Zeitschnitte zwischen 
2006 und 2014 verfügbar sind. Besondere Bedeutung wird den Indikatoren Anteil 
baulich geprägter Siedlungs- und Verkehrsfläche, Anteil versiegelter Bodenfläche, 
Flächenproduktivität, Gebäudedichte, Hemerobieindex, Bevölkerungs- und Straßen-
netzdichte beigemessen.
3 Aktualitätsentwicklung des ATKIS® Basis-DLM
Die Aktualität des ATKIS® Basis-DLM (Datenstand: 2/2015), wichtigste Datengrundlage 
des IÖR-Monitors, ist sehr unterschiedlich (Abb. 1). Größere Aktualitätsdefizite gibt es 
derzeit in Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen. 
Abb. 1: Entwicklung der Grundaktualität des ATKIS® Basis-DLM in Deutschland von 2006 bis 
2014 (links), Übersichtskarte der Grundaktualität auf Kreisebene 2014 (rechts) (Quelle: eigene 
Berechnungen)
Die Visualisierung der Flächenanteile unterschiedlicher Aktualitätsstufen auf Basis 
der Fortführungseinheiten des ATKIS® Basis-DLM zeigt seit 2011 keine Zunahme der 
resultierenden Gesamtaktualität (Abb. 1 links). Der erreichte Stand ist jedoch als gut zu 
bewerten, denn die ATKIS-Daten für die Fläche Deutschlands sind zu ca. 70 % maximal 
zwei und zu 95 % maximal fünf Jahre alt. 
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4 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
In der Flächennutzungsdebatte gilt der Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrs fläche 
(SuV) neben dem Verlust an Landwirtschaftsfläche und der Waldflächenzunahme 
besondere Aufmerksamkeit. Die SuV-Fläche nimmt seit Jahren zu; das ist sowohl Ergeb-
nis der amtlichen Flächenerhebung (Stat. Bundesamt 2014) als auch des IÖR-Monitors 
(Abb. 2). Dabei weist der IÖR-Monitor mit 11,9 % einen um 1,7 % geringeren SuV- 
Flächenanteil aus als die amtliche Flächenstatistik (13,6 %). Da die SuV auch weit gehend 
unbebaute Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen enthält, ist der Indikator Anteil bau-
lich geprägter Siedlungs- und Verkehrsfläche aussagekräftiger hinsichtlich der Flächen-
neuinanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke. Dieser wird im IÖR-Monitor 
mit 10,7 % (amtl. Statistik: 12,4 %) ausgewiesen. 
Abb. 2: Entwicklung der Indikatoren SuV-Anteil und baulich geprägter SuV-Anteil in Deutschland 
von 2002 bis 2012 im Vergleich von amtlicher Flächenstatistik und IÖR-Monitor (Quelle: eigene 
Berechnungen)
Von besonderem Interesse sind die Veränderungsraten dieser Indikatoren. Diese sollten 
generell über eine größere Zeitspanne ermittelt werden, um datenbedingte Artefakte 
(Nomenklaturänderungen, Migrationseffekte) gering zu halten. Die tägliche Zunahme 
der SuV beträgt nach IÖR-Monitor 114 ha (2010-2014) gegenüber 73 ha nach Flächen-
statistik (2010-2013), wobei beim IÖR-Monitor ATKIS-Migrations- und Nachmigra-
tionseffekte bei der Zuordnung der Siedlungsfreiflächen zu beachten sind. Eine Intensi-
vierung der Inanspruchnahme von Freiraumflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke 
in jüngster Zeit deckt sich mit den Zahlen zum Index von Bauvolumen und Bauinves-
titionen. Nachdem die Bauinvestitionen von 1995 bis 2005 um über 30 Prozentpunk-
te abnahmen, sind diese zwischen 2005 und 2013 ebenso wie das Bauvolumen um 
ca. 10 Prozentpunkte gestiegen. Vor diesem Hintergrund kann von einer kontinuierli-
chen Abnahme der Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke 
keine Rede sein. Auf Grundlage dieser Ergebnisse erscheint die Erreichung des 30-ha-
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Ziels bis 2020 noch weniger wahrscheinlich. Für dessen Umsetzung müssten die Bemü-
hungen zum Flächensparen noch einmal deutlich verstärkt werden.
5 Bilanzen des Flächennutzungswandels
Immer wieder wird die Frage nach den Triebkräften der Flächennutzungsänderung bzw. 
den Zusammenhängen zwischen gesellschaftlichen Entwicklungen (gemessen u. a. 
durch andere sozio-ökonomische Kennzahlen) und ihren Auswirkungen auf die Flächen-
inanspruchnahme aufgeworfen (Behnisch et al. 2015; Ultsch et al. 2015). Diese Frage 
meint nicht nur die Benennung der Akteure der Entwicklung, sondern adressiert auch 
eine Statistik aller räumlich verortbaren Nutzungsänderungen (Vornutzung/Nachnut-
zung). Dafür wurde am IÖR eine Software entwickelt, welche im Beitrag Schorcht 
„Methodik zur Erstellung von Wechselbilanzen der Flächennutzung“ in diesem Band 
dargestellt wird. An dieser Stelle soll lediglich auf das Ergebnis einer Untersuchung des 
Flächennutzungswandels landwirtschaftlicher Flächen zwischen 2008 und 2013 einge-
gangen werden (Abb. 3). Besonders häufig kommt es zu einem Flächennutzungswandel 
von ehemaligen Landwirtschafts- zu Siedlungs- (37,4 %) bzw. Waldflächen (38,9 %), 
der in den Bundesländern unterschiedlich stark ausfällt.
Abb. 3: Flächennutzungswandel ehemaliger Landwirtschaftsflächen in neue Nutzungsarten nach 
Bundesländern (HB in NI enthalten) zwischen 2008 und 2013 (Quelle: eigene Berechnungen)
6 Neue Daten und Funktionalitäten des IÖR-Monitors
Eine aktuelle Beschreibung der Flächennutzungsstruktur und deren Veränderung sind 
für die Flächenhaushaltspolitik von höchster Bedeutung. Da schon die Erfassung von 
Flächennutzungsänderungen verzögert erfolgt, ist eine schnelle Berechnung der Indi-
katoren nach Datenbezug erforderlich. Dank des hohen Automatisierungsgrades der 
Berechnungsroutinen konnten die meisten neuen Indikatorwerte bereits drei Monate 
nach ATKIS-Datenbezug (2/2015 für den Zeitschnitt 2014) im IÖR-Monitor veröffent-
licht werden. 
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In der Kategorie Risiko wurden zwei Indikatoren zur Überschwemmungsgefährdung 
auf Grundlage von Geofachdaten der Bundesländer ergänzt (Neubert et al. 2015). Die 
amtliche Festsetzung der Überschwemmungsgebiete erfolgt durch die zuständigen 
Behörden der Bundesländer und ist noch nicht abgeschlossen (Brandenburg) bzw. eine 
Datenbereitstellung steht noch aus (Hessen). Die bisherigen Ergebnisse zeigen die star-
ke Betroffenheit bestimmter Kommunen und Regionen, wo ein erheblicher Anteil der 
baulich geprägten SuV-Fläche im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet liegt 
(Übersichtskarte in Abb. 4).
Abb. 4: Indikator „Anteil baulich geprägte SuV-Flächen im amtlich festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet“ auf Kreisebene 2014 der Kategorie Risiko (Quelle: IÖR-Monitor)
Die Analyse- und Visualisierungsfunktionalität des IÖR-Monitors wurde zudem um die 
graphische Darstellung von Indikatorentwicklungen ergänzt (Abb. 5). 
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Abb. 5: Beispiel Indikatorentwicklung: Vergleich der Flächenanteilsänderung von Siedlungsfrei-
fläche und baulich geprägter Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern, bezogen auf die mittlere 
Grundaktualität der Daten (Quelle: IÖR-Monitor)
Das Entwicklungsdiagramm berücksichtigt die zugrundeliegende individuelle Daten-
aktualität der ATKIS-Objekte mit Monatsgenauigkeit, sodass die Indikatorwertentwick-
lung entsprechend beurteilt werden kann. Auch können weitere Indikatoren in den 
Vergleich einbezogen oder der Kurvenverlauf geglättet werden, was bei gelegentlich 
vorkommenden migrationsbedingten Sprüngen in den Zeitreihen sinnvoll ist. 
Die Rasterkarten des IÖR-Monitors können durch bereitgestellte INSPIRE-konforme 
WMS-Dienste in eigene GIS-Arbeitsumgebungen eingebunden werden. Der Dienstauf-
ruf kann über den IÖR-Monitor oder unabhängig davon auch im Geoportal des Bundes 
(www.geoportal.de) gefunden werden.
Anfang 2015 konnte zudem die englischsprachige Website des IÖR-Monitors frei-
geschaltet werden.
7 Ausblick
Welche Entwicklungen im deutschlandweiten IÖR-Monitor sind geplant? Zuerst ist hier 
der Aufbau eines Monitorings des Gebäudebestandes auf Grundlage von Gebäude-
geometriedaten (Hausumringe HU-DE) und Hauskoordinaten (HK-DE) zu nennen (AdV 
2015). Dieser Datenbestand ist seit 2011 jährlich verfügbar. Allerdings ist ein Monitoring 
vor 2014 erschwert, da in dem vergleichsweise neuen Datenprodukt noch Ergänzungen 
des anfänglich nicht vollständigen Gebäudebestandes vorgenommen wurden und zwi-
schen den durch die Bundesländer erhobenen Daten Differenzen bestehen (Hartmann 
2015). 
Weiterhin soll mittels Settlement Analyzer (SEMENTA®) eine Klassifikation des Gebäude-
bestandes und die Ableitung von Geschossflächendichten erfolgen (Hecht 2014). Dieser 
Indikator ist für die Planung von besonderem Interesse. Mit höherer Genauigkeit kann 
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er auch aus 3D-Gebäudemodellen abgeleitet werden, sobald diese flächendeckend für 
Bundeseinrichtungen zur Verfügung stehen (Jahn, 2015). 
Für die Berechnung von Indikatoren zur Beschreibung der Innenentwicklung wurde ein 
Programm zur automatisierten Abgrenzung von Innenbereichen im Siedlungsraum ent-
wickelt (Harig 2014). 
Die vorbereitenden Arbeiten für die Berechnung ausgewählter Indikatoren des 
retrospektiven Zeitschnitts um 1990 auf Grundlage von Topographischen Karten sind 
abgeschlossen. Eine in Entwicklung befindliche IÖR-Monitor-App für Android-basierte 
Smartphones wird die Nutzung kleinräumiger rasterbasierter Indikatorkarten auch im 
Feldeinsatz ermöglichen (Mucha 2015).
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Wissensmanagement:  
die Plattform „Nachhaltiges Landmanagement“
Thomas Weith, David Brian Kaiser 
Zusammenfassung
Für eine nachhaltige Landnutzung wird die handhabbare Verknüpfung von Wissens-
beständen aus der Planungspraxis, der Politik, der Privatwirtschaft, der Zivilgesellschaf-
ten und der Wissenschaft immer bedeutsamer. Der Beitrag beschreibt einen Ansatz, 
wie Wissensmanagement und die Ko-Produktion von Wissen im Kontext komplexer 
Landnutzungsentscheidungen und wachsender Anforderungen an eine transdisziplinä-
re Wissenschaftspraxis organisiert werden kann. Die entwickelte webbasierte Wissens-
plattform „Nachhaltiges Landmanagement“ bietet eine Möglichkeit der Vermittlung, 
des Austauschs und des Transfers von Informationen und Wissensbeständen in komple-
xen Akteurskonstellationen zur Vernetzung von Wissen mit wissensbasiertem Handeln. 
Die Wissensplattform arrangiert den Zugriff auf geeignete Wissensbestände und qua-
lifiziert die Planungsprozesse und Ergebnisse sowie die Entscheidungsfähigkeit für eine 
nachhaltige Landnutzung.
1 Einführung 
Informationen und Wissen über Flächen und deren Nutzungen spielen eine zentrale 
Rolle im Flächen- und Landmanagement. Benötigt werden Aussagen zu Quantitäten 
und Qualitäten von der globalen bis hin zur kleinräumig lokalen Ebene. Während sich 
die Kenntnisse zu Flächennutzungen und deren Wandel in den letzten Jahren verbessert 
haben, steht eine umfassende Einbeziehung von Sichtweisen und Interessenslagen in 
Entscheidungsprozessen noch am Anfang. Auf dem Weg in eine Wissensgesellschaft 
mit einer stärkeren gesellschaftlichen Teilhabe spielen insbesondere gemeinschaftli-
che Formen der Wissensproduktion und des Wissensaustausches sowie der Zugang zu 
Wissensbeständen eine entscheidende Rolle. 
Die Herausforderung am „Managen von Wissen“ besteht darin, dass Wissen immer 
personengebunden ist und als Prozess der zweckdienlichen Vernetzung von Informa-
tionen definiert wird. Ein nachhaltiges Land- und Flächenmanagement erfordert u. a. 
den gezielten und planvollen Umgang mit raumplanerisch relevanten Informationsbe-
ständen, die erst durch Vernetzungsprozesse zu einer wissensbasierten Entscheidungs-
findung und zu einvernehmlichen Handlungen in der Raumplanung führen.
Erarbeitet werden solche Lösungen seit 2010 im Wissenschaftlichen Begleitvorhaben 
„Innovative Systemlösungen für ein Nachhaltiges Landmanagement“ (BMBF 2013, 8 f.). 
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Dieses unterstützt und qualifiziert in der gleichnamigen BMBF-Fördermaßnahme 13 
Verbundprojekte im projektübergreifenden Austausch und im umsetzungsorientierten 
Transfer der Gesamtergebnisse. Ein wesentliches Merkmal der Verbundprojekte stellt 
die Beteiligung von Akteuren sowohl aus der Forschung als auch aus der Praxis dar. Das 
Begleitvorhaben zielt insgesamt darauf ab, Kommunikations- und Innovationsprozesse 
im Landmanagement und deren Gestaltungsfähigkeit durch inter- und transdisziplinä-
re Verbundforschung zu analysieren und gestaltend zu unterstützen. Die webbasier-
te Wissensplattform wurde ab 2013 durch das Begleitvorhaben entwickelt, um diesen 
Herausforderungen gerecht zu werden. Des Weiteren werden in Fachforen, Dialog-
veranstaltungen und Workshops die Ergebnisse aus den einzelnen Verbundprojekten 
und Querschnittsaktivitäten zusammengeführt, strukturiert diskutiert und gemeinsam 
weiterentwickelt.
2 Informations- und Wissensmanagement  
in der Raumplanung
2.1 Herausforderungen und Grundlagen
Während Informationen nicht personengebunden und damit leicht kommunizierbar 
sind, besteht beim „Managen von Wissen“ die zentrale Herausforderung darin, dass 
Wissen immer personengebunden ist. Nach der Wissenstreppe von Klaus North ergeben 
sich Informationen aus Daten, die in einem Bedeutungskontext stehen und zur Vorbe-
reitung von Entscheidungen und Handlungen dienen. Wissen entsteht aus der Verar-
beitung von Informationen durch das Bewusstsein, weshalb Wissen auch als Prozess 
der zweckdienlichen Vernetzung von Informationen definiert wird (North 2011, 36 f.).
Für eine erfolgreiche Planungspraxis muss individuelles (personengebundenes) Wissen 
den beteiligten Akteuren zugänglich gemacht werden. Diesen Prozess beschreibt verein-
facht die Wissensspirale bzw. das SEKI-Modell nach Nonaka & Takeuchi (1995). Durch 
den permanenten Zyklus von Internalisierung von Information und Verarbeitung zu 
Wissen und wieder Externalisierung als Information entsteht Wissen. Dabei beinhaltet der 
Internalisierungs- und Verarbeitungsprozess den Aspekt des Lernens und die Externalisie-
rung den Aspekt der Kommunikation. Diese beiden Aspekte Lernen und Kommunikati-
on werden als Grundoperationen der Wissenserzeugung und der Wissensdissemination 
angesehen. Der organisationale Lernzyklus ist ein Konzept, mit dem sich der Entschei-
dungsfindungsprozess effektiver gestalten lässt, indem Rückkopplungen bzw. Lernschlei-
fen integriert werden. Moderation unterstützt diesen Prozess maßgeblich, den häufig 
sogenannte Intermediäre übernehmen. Das Wissen einer Organisation wird in Kompe-
tenznetzwerken gebündelt, die auch für die Verteilung und Sicherung des Wissens zu-
ständig sind. Die Kompetenznetzwerke werden auch als Communities of Practice (CoP) 
bezeichnet, die insbesondere durch die Neuen Medien einen hohen Stellenwert genießen. 
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2.2 Forschungsstand
Der Umgang mit Daten, Informationen und Wissen ist ein inhärenter Aspekt räum-
licher Planungsprozesse. Planungsunterstützungssysteme (planning support systems; 
PSS) werden als geeignete Instrumente angesehen, um komplexe Wissensbestände zur 
Unterstützung einer nachhaltigen Raumentwicklung zusammenzuführen (vgl. Vonk 
2006). PSS wurden im Laufe der letzten Jahrzehnte entwickelt und profitierten we-
sentlich von den Fortschritten in der Weiterentwicklung der Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT). PSS sind gemeinsame graphische Benutzeroberflächen 
mit dem Ziel, Planungsprozesse zu unterstützen, Wissensbestände zu verwalten und 
Planung generell zu optimieren hinsichtlich der Ergebnisse (Geertman, Stillwell 2009, 3; 
te Brömmelstroet 2013, 300). Geographische Informationssysteme (GIS) sind ein wesent-
licher Bestandteil von PSS (Geertman, Stillwell 2004, 293) und werden häufig, in Zusam-
menarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen, durch Modelle ergänzt und qualifiziert 
(Celino, Concilio 2010). Jedoch sind umfangreiche PSS in der Planungspraxis bisher 
kaum implementiert. Als wesentliche Gründe hierfür können mangelnde Erfahrun-
gen der Nutzer(organisationen), Defizite in der Nutzerfreundlichkeit der Systeme und 
fehlendes Bewußtsein der Nutzer für PSS gelten (Vonk et al. 2005, 916).
3 Die Wissensplattform „Nachhaltiges Landmanagement“
Die webbasierte Wissensplattform im Nachhaltigen Landmanagement1 soll im Wesent-
lichen die beiden genannten Aspekte der Kommunikation und des Lernens unterstüt-
zen und verwirklichen. Die Wissensplattform setzt sich zusammen aus der Wissensthek 
sowie dem angeschlossenen Diskussionsforum. Die Wissensthek deckt vorrangig die 
Funktionen eines Informationsmanagements ab (Erfassung, Auswahl, Kategorisie-
rung, Indexierung, Speicherung und Verteilung von Informationen). Ergänzt wird die 
Wissensthek durch ein onlinegestütztes Forum, das die Grundlage für eine Community 
of Practice (CoP) bildet. Innerhalb der CoP teilen die Beteiligten an der Fördermaßnah-
me (Wissenschaftler, Praktiker, Behördenvertreter etc.) ihre Forschungsergebnisse und 
Produkte untereinander aus, analysieren und diskutieren die Erkenntnisse und setzen 
somit gemeinsam Lernprozesse in Gang, die zur Weiterentwicklung bereits vorhandener 
Lösungsansätze im Land- und Flächenmanagement führen. 
Die Abbildung 1 zeigt die graphische Benutzeroberfläche der webbasierten Wissensthek 
in Form eines Screenshots. Die Wissensbestände erreichen die Nutzer über zwei Such-
funktionalitäten: 1) die herkömmliche Volltextsuche sämtlicher Inhalte der Wissensthek 
und 2) die kategoriengestützte Suche. Der kategoriengestützte Zugang bietet einen sys-
tematischen Überblick zu den Wissensbeständen geordnet in Produkte, Adressatenkreis, 
Themen, Regionen und Projekte im Nachhaltigen Landmanagement (vgl. Abb. 1). Auf 
1 Zugriff unter: http://nachhaltiges-landmanagement.de/ 
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der nächsten Ebene sind den fünf Kategorien wiederum gruppenspezifische Rubriken 
untergeordnet, die abermals mit ausgewählten Schlagwörtern untersetzt sind (werden 
alle zusammengefasst als Tags bezeichnet).
Abb. 1: Die Wissensthek Nachhaltiges Landmanagement (Quelle: http://nachhaltiges-landma-
nagement.de/de/wissensthek/) 
Die interaktive Wissensplattform ermöglicht allen einmal registrierten Nutzern, eigene 
Beiträge (Texte, Bilder etc.) hochzuladen. Der Indexierung der hochgeladenen Beiträ-
ge im Uploadbereich (Eingabemaske für das Hochladen von Beiträgen) kommt eine 
tragende Rolle zu. Erst mit der eigenständigen Verschlagwortung der aktuell (Anfang 
2015) über hundert Beiträge durch den Wissensanbieter selbst ist der Zugang zu den 
Wissensbeständen über den kategoriengestützten Zugang sinnvoll möglich. Denn der 
kategoriengestützte Zugang ermöglicht dem Wissensnachfrager, die Suchergebnisse 
in der Wissensthek kontinuierlich einzugrenzen. Der gemeinsame Indexierungsprozess 
hat den Mehrwert, dass der Wissensanbieter die Suchergebnisse selbst steuern kann. 
Die Tags wurden gemeinschaftlich im Rahmen einer Arbeitsgruppe „Kommunikation 
im Nachhaltigen Landmanagement“ in der Fördermaßnahme erarbeitet und vereinbart. 
Sämtliche Beiträge werden analog zu den deutschen mit den englischen Tags indexiert.
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Synchron können die hochgeladenen Beiträge im Forum zur Diskussion gestellt wer-
den. Das Ziel der CoP ist es, Lernprozesse und die Ko-Produktion von Wissen inner-
halb der Gruppen zu initiieren, die in ihrer gemeinsamen Arbeit durch einen Modera-
tor unterstützt werden. Diesen arbeitsorganisatorischen Steuerungsprozess erfüllt das 
Wissenschaftliche Begleitvorhaben als Intermediär. Im Uploadbereich kann der Nutzer 
optional festlegen, ob der hochgeladene Beitrag mit einem sogenannten Thread im 
Forum erscheint und zur Diskussion gestellt wird. Das Forum bietet wie gewöhnlich die 
Möglichkeit zur Gründung eines neuen Threads. Ein Beispiel ist der Forumsbeitrag zur 
Erweiterung/Modifizierung der Tag-Liste.
Die Tabelle 1 fasst mit Blick auf die Weiterentwicklung von PSS die angewandten 
Problemlösungsansätze für explizite Herausforderungen zusammen. In der linken Spalte 
werden die wichtigsten Anforderungen an PSS hervorgehoben, während in der rech-
ten Spalte die angewandten Ansätze zum erfolgreichen Umgang mit diesen Heraus-
forderungen dargestellt werden. Mit Blick auf eine verbesserte Entscheidungsfähigkeit 
erfüllen die angewandten Lösungsansätze die aktuellen Herausforderungen in der 
Planungsforschung, wonach „die kollaborativen Prozesse dazu beitragen sollen, die 
Belange unterschiedlicher Akteure zusammenzuführen und deren Fähigkeiten zu beför-
dern, bestimmte Netzwerke zu mobilisieren und somit zur Nachhaltigkeit beizutragen“ 
(Faehnle, Tyrväinen 2013, 338). 
Tab. 1: Angewandte IKT-basierte Problemlösungsansätze für verbesserte PSS 
(Quelle: eigene Darstellung)
Anforderungen an PSS Angewandte Problemlösungsansätze
… sollten so gestaltet werden, um interaktive, integrative 
und partizipative Prozesse im Umgang mit nicht routinemäßi-
gen, schlecht strukturierten Entscheidungen zu unterstützen 
(Klostermann 1997) 
Ko-Produktion von Wissen über die Wis-
sensplattform (Wissensthek und Forum)
… müssen besonderes Augenmerk auf langfristige Probleme 
und strategische Fragen und explizit vereinfachte Gruppen-
interaktion und Diskussionen legen (Clarke 1990, zitiert in Ge-
ertman, Stillwell 2004)
Community of Practice (CoP) innerhalb 
der Wissensplattform
… sollen in der Regel eine kurzfristige Politikgestaltung durch 
außenstehende Individuen und Organisationen unterstützen 
(Clarke 1990, zitiert in Geertman, Stillwell 2004)
Freier Zugang (Open Access) zu 
sämtlichen Inhalten der Wissensthek und 
Forum
… sollen personengebundenes (implizites) Wissen in perso-
nenunabhängiges (explizites) Wissen transferieren 
Organisationale Lernzyklus (Double- und/ 
oder Triple-Loop-Lernen) innerhalb der 
CoP der Wissensthek und Forum
… sollen den Prozess des gemeinsamen Lernens und der 
Wissenskoproduktion managen und vereinfachen 
Intermediäre der Wissensplattform
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4 Fazit
Die dargestellte Wissensplattform mit ihren verschiedenen Funktionen sowie das 
Forum erlauben die gezielte Weiterentwicklung bestehender Informations- und Wissens-
managementsysteme. Mit ihnen wird es möglich, die unterschiedlichen Wissens - 
bestände adäquater in Diskussions- und Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Zu-
gleich erlaubt der Ansatz, sich auch über den potenziellen Erfolg und die Wirksamkeit 
von räumlichen Interventionen und Flächen- wie Landmanagementansätzen frühzeitig 
auszutauschen. Diskurs- und Wirkungsorientierung werden stärker miteinander ver-
knüpft (vgl. Weith 2011). Den konkreten dauerhaften Erfolg des Ansatzes wird jedoch 
erst die Zukunft zeigen.
5 Literatur
BMBF – Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.) (2013): Nachhaltiges 
Landmanagement. Eine Herausforderung für alle. Bonn, Broschüre.
Celino, A.; Concilio, G. (2010): Participation in environmental spatial planning: Structu-
ring-scenario to manage knowledge in action. Futures, 42(7)/2010, 733-742.
Faehnle, M.; Tyrväinen, L. (2013): A framework for evaluating and designing collabora-
tive planning. Land Use Policy, 34, 332-341.
Geertman, S.; Stillwell, J. (2004): Planning support systems: an inventory of current 
practice. Computers, Environment and Urban Systems, 28(4), 291-310.
Geertman, S.; Stillwell, J. (Hrsg.) (2009): Planning Support Systems Best Practice and 
New Methods. Springer Netherlands.
Klosterman, R. E. (1997): Planning Support Systems: A New Perspective on Computer-
Aided Planning. Journal of Planning Education and Research, 17(1)/1997, 45-54.
Nonaka, I.; Takeuchi, H. (1995): The knowledge-creating company: How Japanese 
companies create the dynamics of information. New York: Oxford University Press.
North, K. (2011): Wissensorientierte Unternehmensführung: Wertschöpfung durch 
Wissen (5., aktual. Auflage). Wiesbaden: Gabler Verlag.
te Brömmelstroet, M. (2013): Performance of Planning Support Systems: What is it, and 
how do we report on it? Computers, Environment and Urban Systems, 41, 299-308.
Vonk, G. A. (2006): Improving Planning Support. The use of Planning Support Systems 
for spatial planning. Netherlands Geographical Studies 340.
Vonk, G.; Geertman S.; Schot, P. (2005): Bottlenecks blocking widespread usage of 
planning support systems. Environment and Planning A, 37(5)/2005, 909-924.
Weith, T. (2011): Evidenzbasierung als Beratungsperspektive. Informationen zur 
Raumentwicklung 7/8.2011, 487-495.
Daseinsvorsorgemonitoring – ein Baustein in der Regionalplanung in NRW 67
Daseinsvorsorgemonitoring – ein Baustein in der 
Regionalplanung in NRW
Bernd Droste, Hadia Straub, Christoph van Gemmeren 
Zusammenfassung
Der Beitrag zeigt methodische Überlegungen, wie die Regionalplanung und -entwick-
lung in NRW Fragen der Daseinsvorsorge in Regionalplanungsprozesse einbinden kann. 
Dabei ist die zentrale Frage, wie die Infrastrukturausstattung analysiert werden kann, 
um eine Ausrichtung der zukünftigen Siedlungsentwicklung auf den Infrastrukturbe-
stand zu unterstützen. 
1 Einführung 
Eine räumliche Nähe von Wohnstandorten, Arbeitsplätzen und Versorgungseinrichtun-
gen hat verkehrssparsame, klimafreundliche, ressourcenschonende Effekte. Insbeson-
dere mit Blick auf die demografische Entwicklung und die Versorgung einer älter wer-
denden Bevölkerung gewinnt eine auf kurze Wege hin angelegte Siedlungsstruktur an 
Bedeutung. Sowohl in wachsenden, vor allem aber in schrumpfenden Regionen kommt 
hierbei einer an bestehenden Infrastrukturen orientierten Siedlungsentwicklung eine 
wesentliche Rolle zur Gewährleistung einer nachhaltigen Raumentwicklung zu. 
In NRW bereiten gegenwärtig verschiedene Regionalplanungsträger eine Fortschrei-
bung oder Neuaufstellung ihrer Pläne vor oder befinden sich bereits in Neuaufstellungs-
prozessen. Besonders bei der Neudarstellung oder Rücknahme der Siedlungsberei-
che ist die Kenntnis über Daseinsvorsorgeeinrichtungen ein zentraler Aspekt. Um die 
klein räumige Ausrichtung der zukünftigen Siedlungsentwicklung auf den Infrastruk-
turbestand zu unterstützen, wurde in der Region Düsseldorf und für das Gebiet des 
Regional verbands Ruhr (RVR) bei der Überarbeitung der zeichnerischen Festlegungen 
der Allgemeinen Siedlungsbereiche (ASB; Maßstab 1:50  000) die vorhandene Infra-
strukturausstattung analysiert. Die hierzu verwendete GIS-gestützte Methode orien-
tiert sich am Prinzip der Nutzwertanalyse und wurde im Rahmen einer Diplomarbeit 
an der Technischen Universität Dortmund entwickelt (Droste 2012). Der Ansatz er-
laubt es, die Nähe von Siedlungsflächen zu unterschiedlichen Infrastruktureinrichtun-
gen regionsweit einheitlich zu bewerten. Übergeordnetes Ziel bei der Entwicklung der 
Bewertungs methode war es, ein praxistaugliches Werkzeug bereitzustellen, das bei 
Regional planungsbehörden in NRW mit den vorhandenen technischen und personel-
len Kapazitäten in Eigenleistung umsetzbar ist. Gleichzeitig soll die Bewertung ohne 
größeren Zusatzaufwand in regelmäßigen Abständen aktualisierbar sein. Um diesen 
Anforderungen gerecht zu werden, müssen mit möglichst geringem Arbeits- und 
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Rechenaufwand hinreichend plausible und gut vermittelbare Ergebnisse erzeugt werden. 
Für den entwickelten Bewertungsansatz wurden daher überwiegend einfache und er-
probte Methodenbausteine aufgegriffen, modifiziert und miteinander kombiniert. Ele-
mentare Grundlagen und Anwendungsbeispiele lieferten u. a. die vom BMVBS herausge-
gebenen Leitfäden zur regionalen Infrastrukturkostenrechnung (BMVBS/BBR 2006) und 
zur regionalen Daseinsvorsorgeplanung (BMVBS 2010). Hier sind Vorschläge zu regio-
nalen Erreichbarkeitsbewertungen in sehr umfangreiche Gesamtprogramme eingebettet.
2 Wie lässt sich die Infrastrukturversorgung auf regionaler 
Ebene bewerten – Erfahrungen bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf
Um die Infrastrukturausstattung in einer Planungsregion zu erfassen, werden Standorte 
verschiedener öffentlicher und privater Einrichtungen der Grundversorgung gesammelt. 
In der Beispielregion Düsseldorf waren dies die in Abbildung 1 aufgelisteten Einrich-
tungstypen. Die Einrichtungsstandorte wurden kartografisch dargestellt (Abb. 1). Die 
erzeugten Karten wurden von den Kommunen kontrolliert und ggf. korrigiert.
Abb. 1: Legende der erhobenen Einrichtungen und Ausschnitt der Karte mit Einrichtungsstandor-
ten (Quelle: Bezirksregierung Düsseldorf 2014) 
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Um im GIS für bestimmte Flächen die Nähe zu Versorgungseinrichtungen zu bewerten, 
wird die Region zuerst in ein Raster mit einer Seitenlänge von 100 m eingeteilt (Abb. 2). Die 
Rastereinteilung sollte sich hierbei an dem Zensusraster orientieren. Danach werden über 
ein automatisiertes Verfahren die Luftliniendistanzen zwischen jedem Rasterzellenmittel-
punkt und der nächstgelegenen Einrichtung jedes Infrastrukturtyps gemessen (Abb. 3).
Abb. 2: Rasterfelder als Grundgerüst der Bewertung (Quelle: Bezirksregierung Düsseldorf 2014)
Abb. 3: Schematische Darstellung der automatisierten Distanzmessung (Quelle: Bezirksregierung 
Düsseldorf 2014)
Die für jede Rasterzelle ermittelten Distanzen werden für jeden Infrastrukturtyp separat 
bewertet. Hierzu werden für bestimmte Entfernungsintervalle zwischen drei Punkten für 
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kurze und keinem Punkt für weite Distanzen vergeben. Um möglichst plausible Bewer-
tungsregeln zu entwickeln, wurde die Ist-Situation der Entfernungsverhältnisse in den 
besiedelten Bereichen analysiert. So lässt sich für die ASB-Flächen in der Region auf-
zeigen, welche Distanzen zu den nächstgelegenen Einrichtungen der jeweiligen Infra-
strukturtypen als nah und fern einzustufen sind. Daneben wurden Richt- und Orientie-
rungswerte zu den Erreichbarkeiten aus Gesetzen oder der Fachliteratur herangezogen. 
Somit orientiert sich die Bewertung an regionsspezifischen Entfernungsverhältnissen 
und wird bei Bedarf mit Entfernungsbewertungen aus der Literatur abgestimmt. Abbil-
dung 4 zeigt beispielhaft die festgelegten Regeln für die Bewertung der Distanzen zu 
den nächstgelegenen Kitas.
Abb. 4: Gegenüberstellung der Analyseergebnisse (1) mit Angaben aus der Literatur (2) 
sowie der daraus entwickelte Schlüssel zur Bewertung der Distanzen zwischen einer Rasterzel-
le und der nächstgelegenen Infrastruktureinrichtung (3) (hier: Kita) (Quelle: Bezirksregierung 
Düsseldorf 2014)
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Die Analyseergebnisse zeigen, dass in der Region Düsseldorf derzeit die Hälfte aller 
besiedelten Bereiche weniger als 300 m (Luftlinie) von der nächstgelegenen Kita ent-
fernt ist. Fast sämtliche ASB-Flächen befinden sich innerhalb der 900 m-Radien um die 
Kita-Standorte. Der festgelegte Bewertungsschlüssel orientiert sich am 0,5-, 0,75- und 
0,95-Quantil der regionstypischen Entfernungsverhältnisse in den besiedelten Bereichen 
(Vorgehen angelehnt an BMVBS/BBR 2006, 24-25).
So wurden bis 300 m drei Punkte, bis 600 m zwei Punkte und bis 900 m noch ein Punkt 
vergeben. Diese Festlegungen passen ebenfalls zu den Angaben in der ausgewerteten 
Literatur (hier: Borchard 1974 und Zusammenstellung in Gerike 2005). Nach diesem 
Schema werden für jeden Infrastrukturtyp separate Einzelbewertungen durchgeführt 
(Abb. 5).
Abb. 5: Erstellung infrastrukturspezifischer Bewertungsschlüssel: Welche Entfernungen sind 
typisch für die Region? (Quelle: Bezirksregierung Düsseldorf 2014)
Die rasterzellenweise ermittelten Punktzahlen werden anschließend zu einem Gesamt-
ergebnis zusammengerechnet. Unter Rückgriff auf die Häufigkeiten der in den Raster-
feldern erzielten Gesamtpunktzahlen, lässt sich die Infrastrukturversorgung beurteilen.
Abbildung 6 zeigt bspw., dass auf 25 % aller besiedelten Flächen mehr als 50 von 
maximal möglichen 69 Punkten erzielt werden, so dass eine hervorragende Versorgung 
gegeben ist. Mit Blick auf die Gesamtsituation in der Planungsregion ist feststellbar, 
dass in den Siedlungsbereichen in der Regel eine relativ gute Versorgung gegeben ist. 
Als „Dürftig“ oder „Ungünstig“ wurden daher lediglich nur ca. 15 % der Flächen ein-
gestuft. 
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Abb. 6: Gesamtbewertung der ASB-Flächen (Quelle: Bezirksregierung Düsseldorf 2014)
Auf Grundlage dieser gesamträumlichen Betrachtung wurde eine Karte zur Gesamt-
versorgungssituation für alle Siedlungsbereiche erstellt (Abb. 7). 
Abb. 7: Gesamtversorgungssituation am Beispiel der Stadt Mettmann (Quelle: Bezirksregierung 
Düsseldorf 2014)
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Die für die gesamte Region veröffentlichten Ergebniskarten erlauben eine stringente 
Beurteilung der regionsweiten Ausstattung. Sie zeigt, an welchen Standorten von einer 
regionstypischen Nähe zu einem räumlich gebündelten Angebot öffentlicher und priva-
ter, grundzentraler Einrichtungen der Daseinsvorsorge auszugehen ist. Damit kann die 
infrastrukturelle Ausstattung in die standörtliche Bewertung einbezogen werden.
3 Monitoring Daseinsvorsorge – ein Prozessbaustein
Der Regionalverband Ruhr (RVR) ermittelt als eine Komponente des ruhrFIS – 
Flächeninformationssystem Ruhr ebenfalls die Infrastrukturausstattung für das gesamte 
Verbandsgebiet (Abb. 8) und wird diese Raumbeobachtung als „ruhrFIS Monitoring 
Daseinsvorsorge“ verstetigen. Dies erfolgt eingebettet in einen regionsweiten, koopera-
tiven Prozess, an dem alle stakeholder der Regionalplanung und -entwicklung beteiligt 
sind. Er steht unter dem Motto „Regionaler Diskurs ... auf dem Weg in die Zukunft der 
Metropole Ruhr“ und verknüpft beim RVR die formelle Regionalplanung und die infor-
melle regionale Planung (RVR 2015a). 
Abb. 8: Die Komponenten des ruhrFIS Flächeninformationssystem Ruhr (Quelle: RVR 2015b, 3) 
Für den Aufbau des ruhrFIS Monitoring Daseinsvorsorge im Regionalen Diskurs gibt es 
drei Anlässe:
•	 Umsetzung der Landesvorgaben im neuen Regionalplan Ruhr: Im Entwurf des Lan-
desentwicklungsplanes NRW (LEP-E NRW) wird die neue Raumkategorie der „zen-
tralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereiche“ (zASB) eingeführt. Diese 
zeichnet sich durch eine räumliche Konzentration insbesondere von sozialen Infra-
strukturen aus (Stk. NRW 2013, 36 ff.). Mit bedarfsgerechten Neuausweisungen 
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bzw. Rücknahmen von Siedlungsflächen soll die Regionalplanung die zASB stärken 
helfen. Des Weiteren soll ein Kriterium für sogenannte Eigenentwicklungsortslagen 
geschaffen werden, die in Regionalplänen nicht zeichnerisch als Siedlungsraum dar-
gestellt werden. Sie sollen sich vor allem im Bestand weiterentwickeln. Charakte-
ristisch für die Eigenentwicklungsortslagen sind eine vergleichsweise geringe Infra-
strukturausstattung und Bevölkerungszahl. Das ruhrFIS Monitoring Daseinsvorsorge 
liefert dafür eine für die gesamte Planungsregion einheitliche Datengrundlage, wel-
che in die regionalplanerische Abwägung aller fachlichen Belange gegeneinander 
und untereinander eingestellt wird.
•	 Beschluss der RVR-Verbandsversammlung über die „Perspektiven für die räumliche 
Entwicklung der Metropole Ruhr“: Als politischer Souverän des Regionalverbandes 
Ruhr hat die Verbandsversammlung im Jahr 2014 die „Perspektiven...“ beschlossen 
(RVR 2014) und so die Leitplanken für die künftige Regionalentwicklung gesetzt. 
Unter anderem sollen die Zentrenstrukturen in den Kommunen und in der Region 
gesichert und als Rückgrat für die Siedlungsentwicklung gestärkt werden. Funk-
tionale Nutzungsmischung soll gefördert werden, um den Leitgedanken „gleiche 
Chancen für alle“ zu unterstützen. Nicht zuletzt soll eine regional abgestimmte, 
bedarfsgerechte und flächensparende Bereitstellung von Wohnbauflächen vorge-
nommen werden. Auch hier liefert das ruhrFIS Monitoring Daseinsvorsorge die 
Datengrundlage und ist ein Projekt des „Handlungsprogramms Zukunft Metropole 
Ruhr“, das derzeit aus den „Perspektiven...“ (RVR 2014) abgeleitet wird. 
•	 Regionale Wohnungsmarktbeobachtung: Die Städteregion Ruhr hat unter dem 
Titel „Perspektive Wohnungsmarkt Ruhr“ unter anderem formuliert, dass der Quar-
tiersentwicklung in Zukunft eine besondere Bedeutung zukomme (Städteregion 
Ruhr, AG Wohnungsmarkt Ruhr 2014). Darunter wurde unter anderem die Nah-
versorgung mit Gütern und Dienstleistungen und die Sicherung der Erreichbarkeit 
gefasst. Die Ergebnisse des ruhrFIS Monitoring Daseinsvorsorge stehen auch für 
diesen – kommunalen – Verwendungszweck zur Verfügung. 
Die methodisch-inhaltliche Herangehensweise für die Infrastrukturbewertung wird 
weitgehend von der Bezirksregierung Düsseldorf als bereits bewährt übernommen – 
nachfolgend werden daher lediglich die RVR-typischen Elemente beschrieben. 
Der Erarbeitungsprozess gestaltet sich kooperativ. Der Regionalverband Ruhr erhebt 
und analysiert die Infrastrukturen. Ihre Auswahl und die Kriterien ihrer Bewertung er-
folgt jedoch in Abstimmung mit den Kommunen des Verbandsgebietes sowie mit den 
beratenden Mitgliedern der Verbandsversammlung. Alle genannten Akteure begleiten 
gemeinsam im „Arbeitskreis Regionaler Diskurs“ die Vorarbeiten zum neuen Regional-
plan Ruhr. So wurden – auch in Auswertung von Ausstattungskatalogen aus Landes-
entwicklungsplänen – folgende grundzentrale Infrastrukturen für das Monitoring aus-
gewählt: Bildungseinrichtungen (Kita, Grundschule), private Versorgungseinrichtungen 
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(Supermarkt, Discounter, Postdienstleistung, Bank [Geldautomat, Filiale]), öffentliche 
Versorgungseinrichtungen (sozialer Treffpunkt, Jugendeinrichtung, Bibliothek), Sport-
anlagen (Sportplatz, Freizeit- und Grünanlagen), Gesundheitseinrichtungen (Hausarzt, 
Zahnarzt, Apotheke, stat. Einrichtungen der Altenpflege, Tagespflege für Senioren), 
öffentlicher Personennahverkehr (alle Haltestellen). Die Daten stammen zum Teil aus der 
RVR-POI-Datenbank (RVR 2015c), wurden zum Teil von den entsprechenden Dachver-
bänden zur Verfügung gestellt (z. B. Kassenärztliche Vereinigungen, Sparkassenverband 
etc.) und wenn nicht anders verfügbar, durch eigene Internetrecherchen ermittelt. 
Die Infrastrukturausstattung wird nach Siedlungsstrukturtypen differenziert bewertet 
(Abb. 9). Dazu werden fünf Kategorien nach Einwohnerzahl je Hektar Siedlungs- und 
Verkehrsfläche unterschieden. Als Flächenkulisse für die Ermittlung der regionstypischen 
Entfernungen zu den einzelnen Infrastrukturen dienen die Rasterzellen mit Wohnsied-
lungsbereichen, die in der RVR-Flächennutzungskartierung (FNK) ausgewiesen sind 
(RVR 2015a: 9). Diese sind deutlich flächenschärfer als die im Regionalplan ausgewie-
senen Allgemeinen Siedlungsbereiche, wie sie bei der Bezirksregierung Düsseldorf zu-
grundegelegt wurden. Weil derzeit in den Teilräumen des Verbandsgebietes drei Regio-
nalpläne und ein regionaler Flächennutzungsplan mit unterschiedlichen zeichnerischen 
Darstellungsphilosophien gelten, hätte eine GIS-gestützte Entfernungsermittlung auf 
dieser Basis in den Teilräumen deutliche, methodisch bedingte Ungleichbewertungen 
ergeben, so dass zu diesem Zweck ein Rückgriff auf die FNK erfolgte.
Abb. 9: Siedlungsstrukturtyp-differenzierte Bewertung der Infrastrukturausstattung in Wohnsied-
lungsbereichen im Regionalverband Ruhr am Beispiel von Apotheken 2014 (Quelle: eigene Dar-
stellung)
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Die Bewertungskriterien entsprechen denjenigen der Bezirksregierung Düsseldorf, einzig 
für den ÖPNV fließen vertiefende Analysen hinsichtlich der Angebotsqualität (Verkehrs-
mittel und Bedienungshäufigkeit) ein. Das Ergebnis der abschließenden Nutzwertanaly-
se wird von der Flächenkulisse der Analyseebene, den Wohnsiedlungsbereichen gemäß 
RVR-Flächennutzungskartierung, auf alle Rasterzellen im Verbandsgebiet übertragen, 
so dass jeder eine Punktzahl zugewiesen wird. Damit schafft das ruhrFIS Monitoring 
Daseinsvorsorge eine flächendeckende Datengrundlage für weitere planerische Bewer-
tungen hinsichtlich der Infrastrukturqualität. 
Künftig wird das ruhrFIS Monitoring Daseinsvorsorge alle drei Jahre fortgeschrieben. 
Damit gewährleistet der RVR eine stets aktuelle Datengrundlage für die räumliche Pla-
nung. Somit können Veränderungen im räumlichen Gefüge der grundzentralen Infra-
strukturen frühzeitig erkannt, intraregional verglichen und bewertet werden. Dies bildet 
die Basis, planerisch adäquat mit formellen und/oder informellen Instrumenten (re)agie-
ren zu können. Dies gewinnt methodisch besondere Bedeutung vor dem Hintergrund 
von Planevaluationen, wie sie im Rahmen evidenzbasierter Planung erforderlich sind. 
Inhaltlich unterstützt es die räumliche Planung, unter anderem mit den Herausforde-
rungen der Bestandsentwicklung in Zeiten des demografischen Wandels und knapper 
werdender Kommunalfinanzen umzugehen.
4 Fazit
Die Infrastrukturanalyse, sei es anlassbezogen wie bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
oder verstetigt als Monitoring wie beim Regionalverband Ruhr, ist ein neuer Baustein in 
der Regionalplanung und Regionalentwicklung, die künftig für eine Vielzahl von Frage-
stellungen, auch auf kommunaler Ebene eingesetzt werden kann. Ihre Ergebnisse, dar-
gestellt in Form einer „Ampelkarte“ (Farbskala von Grün nach Rot), lassen sich in unter-
schiedlichen Zielgruppen wie Bürgern, Politik und Verwaltung leicht vermitteln. Mit der 
entwickelten GIS-gestützten Analysemethode ist der Arbeitsaufwand, sobald die Daten 
zu den Infrastrukturen aufbereitet vorliegen, sehr überschaubar. Insofern wünschen wir 
der Methodik eine weite Verbreitung.
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Vor dem Hintergrund des anhaltend starken Bevölkerungswachstums in Berlin wird ein 
Wohnbauflächen-Informationssystems (WoFIS) aufgebaut, welches als Planungs- und 
Arbeitsinstrument für die öffentliche Verwaltung sowie als Informationsplattform für 
Wohnungsmarktakteure dienen soll. 
Den erfassten Bauflächen werden planungsbezogene Sachdaten mit Informationen 
zur Lage, zur Bestandssituation und Infrastrukturversorgung, zu rechtlichen Rahmen-
bedingungen, zu planerischen Zielen sowie zum Baugeschehen zugeordnet. Die Daten 
werden zum größten Teil maschinell erfasst und im WoFIS verarbeitet, indem vorhande-
ne Datenquellen (u. a. Geodaten) genutzt werden. Ergänzende Daten werden durch die 
Verwaltung manuell in das Bauflächenverzeichnis eingepflegt.
Die browserbasierte WoFIS-Anwendung ermöglicht die Auswahl von Flächen über 
Kartennavigation oder die Recherche von Standorten nach sachlichen Kriterien. Damit 
können Informationen zu einzelnen Bauflächen bereitgestellt oder standortübergreifen-
de Analysen durchgeführt werden. 
1 Anlass und Ziel
Angesichts der seit mehreren Jahren sehr dynamischen Bevölkerungsentwicklung und 
des damit verbundenen hohen Wohnungsbedarfs hat die Schaffung von Wohnraum 
eine außerordentlich hohe Bedeutung für Berlin. 
Der aktuelle Stadtentwicklungsplan Wohnen (StEP Wohnen, SenStadtUm 2014a) geht 
von einem Neubaubedarf von rund 137 000 Wohnungen bis zum Jahr 2025 bzw. von 
durchschnittlich rund 10 000 Wohnungen jährlich aus. 
Die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahre lag jedoch noch über 
der oberen Prognosevariante: Zwischen 2010 und 2014 hatte Berlin einen Zuwachs 
um etwa 170  000 Einwohner zu verzeichnen. Daraus ergibt sich ein noch höherer 
Wohnungsbedarf, den es auf Basis der bis Ende 2015 vorliegenden neuen Bevölke-
rungsprognose zu konkretisieren gilt.
Mithilfe des WoFIS soll künftig eine bedarfsorientierte, langfristige Steuerung des Woh-
nungsneubauprozesses im Sinne einer „Baulandbereitstellungsstrategie“ unterstützt 
werden. Dabei soll das WoFIS zur Erfüllung sowohl strategischer als auch operativen
Henning Roser80
Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung in Berlin – Realentwicklung seit 1990 und Prognose bis 2030 
(Quelle: SenStadtUm)
Aufgaben eingesetzt werden: Es dient als analytische Grundlage für die Ausrichtung 
der integrierten Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik sowie als Instrument für die 
Mobilisierung von Flächen für den Wohnungsbau vor allem im Zuge der Innenentwick-
lung. 
Ziele sind die Schaffung eines effizienten Arbeitsinstruments für die öffentliche Verwal-
tung sowie die Einrichtung eines öffentlichen Baulandkatasters als Informationsangebot 
für Wohnungsmarktakteure.
2 Inhaltliche Konzeption
Das WoFIS ist modular aufgebaut, um den differenzierten Anforderungen der unter-
schiedlichen Nutzer gerecht zu werden. Entsprechend der verfügbaren Ressourcen 
verläuft die Entwicklung schrittweise, indem sich Phasen der konzeptionellen Vertiefung 
und der technischen Implementierung abwechseln. 
2.1 Nutzergruppen und Nutzungszwecke
2.1.1 Verwaltungsinterne Nutzungen
Hauptnutzer des WoFIS sind die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 
(SenStadtUm) sowie die Stadtentwicklungsämter der 12 Berliner Bezirke. Wesentliche 
Nutzungszwecke und Aufgaben sind:
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•	 Strategische Planung (Analyseinstrument für Aufgaben der Flächenvorsorge, Bau-
landentwicklung und Infrastrukturplanung; Fortschreibung gesamtstädtischer und 
bezirklicher Wohnungsbaukonzepte und sonstiger Fachplanungen),
•	 Unterstützung der Neubauaktivitäten (Auskunfts- und Managementsystem für 
die Wohnungsbauleitstelle der SenStadtUm und die bezirklichen Bauberatungen, 
Abstimmung zwischen Haupt- und Bezirksverwaltung),
•	 Monitoring des Wohnungsneubaus (sachliche und räumliche Auswertung realisier-
ter Projekte, Verknüpfung mit Daten der amtlichen Statistik).
Im Interesse einer integrierten Stadtentwicklung wird auch anderen Fachverwaltun-
gen auf Landes- und Bezirksebene die Nutzung des WoFIS ermöglicht. Somit kann im 
Zusammenhang mit der Planung für die „Wachsende Stadt“ eine intensivere Koordina-
tion u. a. zwischen den Handlungsfeldern Wohnungsbau, Schul- und Kitaentwicklung, 
technische Infrastruktur, Verkehr, Wirtschaft und Umwelt erreicht werden.
2.1.2 Öffentliches Baulandkataster
Mit einem Baulandkataster, welches das 2001 eingerichtete „Baulückenmanagement“ 
ersetzt, sollen relevante Informationen über Flächenpotenziale für Investoren bereitge-
stellt werden. Weiterhin soll das WoFIS als Informationsgrundlage für Bürger und die 
Fachöffentlichkeit zu Themen des Wohnungsneubaus dienen.
Dazu ist geplant, auf der Grundlage des § 200 Absatz 3 Baugesetzbuch Daten zu den 
sofort oder in absehbarer Zeit bebaubaren Grundstücken im Internet frei zugänglich zu 
veröffentlichen. 
2.2 Informationsangebot
2.2.1 Grundsätze der Datenbereitstellung
Bislang lagen in Berlin zum Wohnungsbau verschiedene gesamtstädtische, teilräumliche 
und bezirkliche Planungskonzepte und Informationsangebote vor. Diese zeichnen sich 
durch teils große Unterschiede im Hinblick auf den Raumbezug, die Darstellungsform, 
den Informationsgehalt, die Aktualität und die Zugänglichkeit des Datenbestands aus.
Mithilfe des WoFIS soll eine gesamtstädtische, einheitliche und aktuelle Darstellung 
aller größeren Wohnbauflächen (i. d. R. ab 50 Wohneinheiten) erfolgen. Angesichts der 
hohen Dynamik bei der Bauentwicklung ist eine systematische Erfassung und konti-
nuierliche Fortschreibung der Daten ebenso von großer Bedeutung wie die nutzer-
freundliche Bereitstellung im Internet. 
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Der Zugang zu den WoFIS-Daten wird nutzerspezifisch differenziert: Für die verwal-
tungsinterne Nutzung werden unterschiedliche Leserechte vergeben, um das Informa-
tionsangebot zu bestimmten Flächen (z. B. Standorte mit Klärungsbedarfen hinsichtlich 
Planungsrecht oder Perspektive der Bestandsnutzungen) oder auf einzelne Bezirke ein-
zuschränken. Im öffentlichen Baulandkataster kann aus rechtlichen Gründen nur eine 
Auswahl von Flächen aufgenommen werden, für die wiederum nicht alle (für die ver-
waltungsinterne Nutzung verfügbaren) Datenmerkmale veröffentlicht werden. 
2.2.2 Auswahl der bereitgestellten Datenmerkmale
Anhand verschiedener Kriterien (Nutzen für die Verwaltung und für Investoren, Auf-
wand für die Datenerfassung/-pflege) wurde eine Auswahl von Daten getroffen, die für 
die einzelnen Flächen bereitgestellt werden sollen. Diese Daten liegen in unterschied-
licher Form vor – vor allem als alphanumerische Daten (Zahlenwerte, kategorisierte 
Textdaten, Freitext), als georeferenzierte Ausschnitte aus Fachkarten oder als sonstige 
Grafikdateien.
Mit dem Ziel einer besseren Übersichtlichkeit und Nutzbarkeit werden die vielfältigen 
Daten im WoFIS den folgenden thematischen Kategorien zugeordnet:
•	 Stammdaten (u.  a. Flächen-ID, Standortbezeichnung, Flurstücke, Adressen, Pla-
nungsraum-Nummer nach Berliner LOR-System),
•	 Bestand (u. a. Flächengröße, ALK, Luftbild, 3D-Stadtmodell, Nutzung, Immissions-
belastungen, Bodenrichtwert),
•	 Infrastruktur (u.  a. ÖPNV, Versorgung mit sozialer und technischer Infrastruktur, 
rechnerische Folgebedarfe an Kita- und Schulplätzen etc.),
•	 rechtliche Rahmenbedingungen (u.  a. FNP-Darstellungen, Verweise auf B-Pläne/ 
Stadtentwicklungspläne/Fördergebietskulissen, Denkmal- und Naturschutz, städte-
bauliche Verträge nach Berliner Modell),
•	 Wohnungsbau-Planung (u. a. mögliche Bauformen, Zahl der realisierbaren Wohn-
einheiten, vorliegende städtebauliche Konzepte),
•	 Mobilisierung (u.  a. Eigentümerkategorie, Potenzialtyp, Förderkulissen, Kontakte 
zur Bauberatung und Wohnungsbauleitstelle, Einsatz von Wohnraumförderung, 
verwaltungsinterne Vermerke zur Umsetzung),
•	 Baugeschehen (u. a. Projektbezeichnung, Realisierungsstand, Realisierungsjahr, ggf. 
best practice).
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2.3 Datenherkunft
2.3.1 Erfassung der WoFIS-Flächen
Eine Ersterfassung der Flächen, die in das WoFIS aufgenommen werden sollen, erfolgte 
durch die SenStadtUm. Dazu wurden verschiedene konzeptionelle Quellen (bezirkliche 
Konzepte, Planwerk Innere Stadt, Baulückenmanagement, StEP Wohnen, Flächen-
monitoring etc.) ausgewertet und ergänzende Recherchen (Luftbildauswertungen, 
Internetportale zum Wohnungsneubau etc.) durchgeführt. Zu diesen Flächen erfolgte 
eine Abstimmung mit den 12 Bezirken hinsichtlich
•	 der räumlichen Abgrenzung der Flächen,
•	 der Zahl der realisierbaren Wohneinheiten (auf Basis vorliegender Konzepte oder 
grobe Einschätzung anhand flächenbezogener Richtwerte),
•	 der zeitlichen Realisierbarkeit (in Realisierung/kurz-, mittel- oder langfristige Poten-
zialflächen/perspektivische Potenzialflächen mit Klärungsbedarf). 
Die Daten wurden zunächst in Ergebnisplänen und Tabellen aufbereitet, die um weitere 
Daten ergänzt und später in das WoFIS eingespeist werden.
Vorgesehen ist eine halbjährliche Aktualisierung unter Federführung der Bezirke.
2.3.2 Bereitstellung der flächenbezogenen Daten
Der Großteil der Daten zu den Potenzialflächen wird unmittelbar aus Geodaten des 
Landes Berlin oder sonstigen Datenquellen maschinell in das WoFIS eingespeist (siehe 
Kap. 3 – technische Umsetzung). 
Für die Funktionalität des Systems müssen weitere Daten manuell durch SenStadtUm 
und die Bezirke eingegeben werden. Dabei handelt es sich um etwa 10 obligatorische 
Angaben zu jeder Fläche (Standortbezeichnung, aktuelle Nutzung, Potenzialtyp, evtl. 
FNP-Änderungsbedarfe, Zahl der realisierbaren Wohnungen, zeitliche Realisierbarkeit, 
Einsatz Wohnraumförderung/öffentliche Bauherren, städtebauliche Verträge, Realisie-
rungsjahr). Zusätzlich können optionale Daten eingepflegt werden, die den Informati-
onsgehalt des WoFIS verbessern (z. B. verwaltungsinterne Hinweise zur Umsetzung von 
Vorhaben).
3 Technische Umsetzung 
Für die Erfassung und Pflege der vielfältigen Daten zu Wohnbauflächen, vor allem aber 
für deren Auswertung zur Unterstützung stadtplanerischer Aufgaben, wird seit Anfang 
2014 das WoFIS als neue Software-Anwendung entwickelt.
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3.1 Ziele für die Entwicklung der WoFIS-Anwendung
Das vielfältige und zugleich übersichtliche Informationsangebot des WoFIS soll mit 
einem möglichst geringen Aufwand für die langfristige Datenpflege bereitgestellt 
werden.
Im Sinne eines optimierten Ressourceneinsatzes wird das WoFIS in die technisch- 
organisatorische Infrastruktur der SenStadtUm integriert. Dazu werden vorhandene 
Komponenten – vor allem das Geodatenportal FIS-Broker (SenStadtUm 2014b) und 
das Planungsbezogene Informationssystem für Monitoring und Analyse (PRISMA, 
SenStadtUm 2014c) – verknüpft und in Form des WoFIS als „aufgesattelte“ Anwen-
dung weiterentwickelt. Das WoFIS ermöglicht die maschinelle Übernahme von Da-
ten aus diesen Systemen und aus anderen Quellen wie der ALK oder Datenbanken 
der SenStadtUm, wodurch ein effizientes Datenmanagement erreicht wird. Weiterhin 
besteht das Ziel, durch eine neue Oberfläche eine nutzerfreundliche Bedienung auch 
durch weniger geübte Anwender zu ermöglichen. 
3.2 Entwicklungsstand des Prototypen
Der bis dato vorliegende verwaltungsinterne WoFIS-Prototyp wird auf der Basis von 
Testläufen schrittweise inhaltlich und technisch weiterentwickelt. 
3.2.1 Gestaltung der Oberfläche
Der Zugang zum WoFIS erfolgt durch eine personengebundene, passwortgeschützte 
Anmeldung, die in einer Nutzerverwaltung geregelt wird. Somit ist ein differenzierter 
Zugriff auf Daten möglich, z. B. eingeschränkt auf die Flächen eines bestimmten Bezirks.
Die Oberfläche zeichnet sich durch eine hohe Übersichtlichkeit und intuitive Nutzerfüh-
rung aus (Abb. 2): Im Fokus steht das rechts platzierte, große Kartenfenster, in dem eine 
komfortable Navigation (Zoomen, Verschieben, Auswählen von WoFIS-Flächen) möglich 
ist. Die auf der Startseite links platzierten Angebote (Kurzeinführung, aktuelle Hinweise 
und Direktzugang zu den Hauptfunktionen „Auswertung“ und „Bearbeitung“) wer-
den durch ein Fenster mit ausgewählten Sachdaten ersetzt, sobald eine Fläche selektiert 
wird. Durch Wechsel vom Auswertungs- in den Bearbeitungsmodus können anhand der 
thematischen Kategorien alle Sachdaten eingesehen und ggf. bearbeitet werden.
3.2.2 Funktionalitäten
Im Kartenfenster können die WoFIS-Flächen im stadträumlichen Zusammenhang be-
trachtet werden. Für den ausgewählten Kartenausschnitt können vielfältige Informa-
tionen aus dem Geodatenangebot (z. B. Luftbilder, Geltungsbereiche von Bebauungs-
plänen, soziale Infrastruktur) als Überlagerung zugeschaltet werden (Abb. 3). Mithilfe
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Abb. 2: WoFIS-Prototyp – Startseite (Quelle: WoFIS 2015)
Abb. 3: WoFIS-Prototyp – selektierte Fläche im Bearbeitungsmodus (Quelle: WoFIS 2015)
eines einfach bedienbaren Zeichenwerkzeugs können neue WoFIS-Flächen angelegt 
und abgespeichert werden.
Zu den einzelnen Bauflächen werden im Auswertungsmodus umfangreiche Informatio-
nen bereitgestellt (z. B. Erstellung und Export von Grundstücksdossiers, inkl. Einbindung 
von georeferenzierten Ausschnitten aus Fachkarten). Im Bearbeitungsmodul können die 




Der Prototyp soll durch Entwicklung weiterer Module sukzessive qualifiziert werden. 
Zunächst sollen Funktionen zur Recherche von WoFIS-Flächen (Filtersuche nach sachli-
chen Merkmalen) sowie zur Auswertung von Daten für eine frei definierte Auswahl von 
Flächen (standortübergreifende Statistiken) eingerichtet werden. 
Nach der bis Ende 2015 geplanten Verfahrenseinführung in der öffentlichen Verwaltung 
sind Praxistests und eine Evaluierung vorgesehen. Weitere Entwicklungsschritte sind die 
Einrichtung eines öffentlichen Baulandkatasters sowie die Qualifizierung des verwal-
tungsinternen WoFIS (u. a. Module Monitoring und Planung soziale Infrastruktur).
4 Ergebnisse der Abstimmung der WoFIS-Flächen
Im Rahmen der Erfassung der Flächen, deren erstmalige Fortschreibung im April 2015 
gemeinsam mit den Bezirken erfolgte, wurden Flächen mit einem Potenzial für mehr 
als 155 000 Wohnungen identifiziert. Hinzu kommen Flächen mit weiteren Klärungs-
bedarfen sowie Flächen mit den 2014 realisierten Projekten, die für den Aufbau des 
Monitorings archiviert werden. Dadurch konnte der Datenbestand des StEP Wohnen 
und der bezirklichen Wohnungsbaukonzepte deutlich qualifiziert und vereinheitlicht 
werden.
Trotz der noch begrenzten Auswertungsfunktionalitäten des WoFIS leisten die Daten 
bereits wertvolle Dienste, z. B. für die Schulentwicklungsplanung, die ÖPNV-Bedarfs-
planung, die Fortschreibung der Bevölkerungsprognose oder die strategische Planung 
der Siedlungsentwicklung. Die flächenbezogene Erfassung ermöglicht wichtige klein-
räumliche Auswertungen und die Ableitung strategischer Empfehlungen für die Stadt-
entwicklungspolitik.
5 Fazit
Das WoFIS bietet bereits in der Aufbauphase einen umfangreichen Datenbestand, der 
für vielfältige Aufgaben der Stadtentwicklungsplanung genutzt wird. Die prototypische 
Anwendung zeigt erfolgreich die technischen Möglichkeiten auf, wie Daten aus ver-
schiedenen Quellen in einer neuen webbasierten Oberfläche nutzerfreundlich aufberei-
tet und zugänglich gemacht werden können. Somit bietet das WoFIS große Potenziale, 
die Arbeit der öffentlichen Verwaltung effizient zu unterstützen und zukünftig auch ein 
attraktives Informationsangebot für Investoren zu schaffen.
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Boden ist die Grundlage des täglichen Lebens und obwohl er weitgehend eine nicht-
erneuerbare Ressource ist, nehmen die Flächeninanspruchnahme und damit die Boden-
versiegelung stetig zu. Die Zunahme der städtischen Bebauung in Europa kann nicht nur 
durch die Bevölkerungsentwicklung erklärt werden. Des Weiteren fehlt es an konkreten 
Empfehlungen, wie eine effiziente Steuerung der Bodenversiegelung aussehen kann. 
In diesem Beitrag wird gezeigt, dass die Steuerung der städtischen Bodenversiegelung 
aufgrund ihrer Komplexität als ein lösungsresistentes Problem („wicked problem“) 
anzusehen ist. Diesem kann durch einen Lösungsmix begegnet werden, welcher auf 
Basis einer systematischen Bewertung unterschiedlicher Strategien abgeleitet und in 
diesem Beitrag präsentiert wird. 
1 Einführung 
Bodenversiegelung ist definiert als die Trennung des Bodens durch voll- oder teil-
durchlässige Beläge (Prokop et al. 2011). Laut der Europäischen Kommission steht die 
Entwicklung der Bodenversiegelung im engen Zusammenhang mit der Zunahme der 
Flächeninanspruchnahme (EK 2012). Die Entwicklung der Flächeninanspruchnahme 
in Europa wird von der Europäischen Umweltagentur auf Basis der Umwandlung von 
landwirtschaftlichen Flächen, Wald, natürlichen und naturnahen Flächen in städtische 
Siedlungsflächen und durch künstliche Beläge bebaute Flächen erhoben. Die Flächen-
inanspruchnahme inkludiert neben durch Siedlungs- und Verkehrsflächen versiegelte 
Bereiche auch unversiegelte Flächen wie Erholungsflächen (EUA 2013). 
Bodenversiegelung als die intensivste Form der Flächeninanspruchnahme hat beson-
ders negative Auswirkungen auf das Ökosystem und wurde von der Europäischen 
Umweltagentur (2012) als eine wesentliche Ursache für den Verlust des Bodens in der 
EU erkannt. Auf europäischer und nationaler Ebene ist hinlänglich akzeptiert, dass der 
Bodenversiegelung und Flächeninanspruchnahme Einhalt zu gebieten sind. Beispiels-
weise sieht die deutsche Bunderegierung im Zuge der deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie eine Reduzierung der täglichen Flächeninanspruchnahme auf 30 ha pro Tag bis 
2020 vor. Obwohl sich die Flächeninanspruchnahme von 129 ha/Tag im Jahr 2000 auf 
74 ha/Tag im Jahr 2012 verlangsamte, würde auch eine Fortsetzung dieses Trends nicht 
ausreichen, um das 30-ha-Ziel zu erreichen (Statistisches Bundesamt 2014). Auch in 
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europäischen Städten nimmt die Bodenversiegelung durch Wohnbebauung weiter zu, 
unabhängig davon, ob die Bevölkerung in den Städten zu- oder abnimmt (Kabisch, 
Hasse 2013). 
Aufgrund dieser aktuellen Entwicklungen kann angenommen werden, dass eine effi-
ziente Steuerung der Bodenversiegelung ein lösungsresistentes Problem ist (im Engli-
schen als „wicked problem“ bezeichnet) (Artmann 2015). Das Konzept der „wicked 
problems“ wurde durch Rittel & Webber (1973) begründet. „Wicked problems“ kön-
nen aufgrund komplexer und sich stets verändernder Rahmenbedingungen nicht durch 
wissenschaftliche lineare, analytische Methoden gelöst werden (Rittel, Webber 1973). 
Ob ein Problem nicht nur kompliziert, sondern komplex und somit lösungsresistent 
ist, kann anhand von sechs Kriterien geprüft werden (Conklin 2006). Um „wicked 
problems“ zu begegnen, wird ein Lösungsmix empfohlen, der Sichtweisen und Lösun-
gen unterschiedlicher Akteure berücksichtigt (Verweij et al. 2006). 
In diesem Beitrag wird eingangs exemplarisch anhand von drei Kriterien erläutert, dass 
es sich bei der Steuerung städtischer Bodenversiegelung um ein lösungsresistentes 
Problem handelt (siehe Kapitel 2). Basierend auf dem Konzept des Response-Efficiency-
Assessment (REA) (siehe Kapitel 3) werden danach unterschiedliche Steuerungsstrate-
gien evaluiert (siehe Kapitel 4), um am Ende des Beitrages einen Vorschlag für einen 
Lösungsmix zur effizienten Steuerung städtischer Bodenversiegelung abzuleiten (siehe 
Kapitel 5).
Bei diesem Beitrag handelt es sich um eine integrative Zusammenschau der wichtigsten 
Ergebnisse der Dissertation „Efficient urban soil sealing management. A system appli-
cation for analyzing and assessing responses, strategies and targets towards sustain-
able development”. Die Dissertation wurde von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
gefördert und an der Universität Salzburg im Januar 2015 erfolgreich abgeschlossen. 
Eine Liste der im Zuge der kumulativen Dissertation erschienenen Aufsätze ist online 
unter folgendem Link einzusehen: www.dbu.de/stipendien_20011/149_db.html 
2 Versiegelungssteuerung als lösungsresistentes Problem
„Wicked problems“ haben zahlreiche Facetten, und es ist daher schwierig „das“ Problem 
eindeutig zu beschreiben (Conklin 2006). Auch die Steuerung der Bodenversiegelung 
umfasst unterschiedliche Unterziele, die es für ein holistisches Versiegelungsmanage-
ment zu beachten gilt. Diese Unterziele inkludieren die urbane grüne (Erholungsflä-
chen, Wald, Agrarflächen) und graue Infrastruktur (bebaute Bereiche, Versiegelung am 
Gebäude). Beide Strukturen können quantitativ (Schutz und (Re-)Integration grüner 
Bereiche sowie Reduzierung neuer Flächeninanspruchnahme und -versiegelung) sowie 
qualitativ gesteuert (z. B. Erhöhung der Flächeneffizienz, Schutz ökologisch wertvoller 
Flächen) und dabei von kompensatorischen Maßnahmen flankiert werden (z. B. Dach-
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begrünung und Entsiegelungsmaßnahmen). Die Basis eines holistischen Versiegelungs-
managements ist der Schutz von Böden (Artmann 2013a).
Ein weiteres Kriterium für „wicked problems“ sind fehlende Vorgaben, welche und 
wie viele Strategien zur Lösung dieser betrachtet werden sollen (Rittel, Webber 1973). 
Auch zur Steuerung der Bodenversiegelung gibt es mehrere Strategien und zu diesen 
korrespondierende Instrumente: planungsrechtliche (z.  B. Flächennutzungsplan,) und 
informelle Planungsstrategien (z. B. sektorale Pläne), ökonomisch-fiskalische (z. B. Sub-
ventionen für Entsiegelungen) sowie informatorische Strategien (z. B. Brachflächenka-
taster, Bewusstseinsförderung) und Kooperationen (z. B. regionale Zusammenschlüsse) 
(Artmann 2013a). Diese Strategien werden von unterschiedlichen Akteuren auf ver-
schiedenen Ebenen beeinflusst: Die Makroebene involviert die Bundesregierung, wel-
che die Gesetzgebungskompetenz innehält sowie die Landesregierungen, welche für 
die Umsetzung und Ausgestaltung der Gesetze zuständig sind. Die Regionen spezifi-
zieren die Ziele der Raumplanung der Landesregierungen und agieren daher als Brücke 
zwischen den Ländern und den Kommunen. Wichtige Akteure der Mesoebene sind 
die städtischen Entscheidungsträger, welche u. a. für die Planung und Entwicklung von 
Siedlungs- und Gewerbegebieten, Raum-, Landschafts- und Grünraumplanung verant-
wortlich sind. Auf der Mikroebene sind u. a. Bürger durch ihre Wohnpräferenzen wich-
tige Akteure der Versiegelungssteuerung (Artmann 2014a).
Ein drittes Kriterium für „wicked problems“ bezieht sich auf die komplexen Rahmen-
bedingungen, denen diese zugrunde liegen. So sollte eine effiziente Versiegelungssteue-
rung eine ökologisch verträgliche Entwicklung fördern. Des Weiteren gilt es ökonomische 
(z. B. fehlleitende Anreize), politisch-institutionelle (z. B. fehlende Akzeptanz oder Kon-
trolle) und sozio-demographische (z. B. Lebensstil und -qualität) Antriebs- und Brems-
faktoren der Bodenversiegelung und deren Steuerung zu beachten (Artmann 2013b). 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Steuerung städtischer Bodenversiege-
lung ein „wicked problem“ ist und es einer systematischen Bewertung unterschiedlicher 
Strategien bedarf, um einen effizienten Lösungsmix abzuleiten (Artmann 2015). Gene-
rell wird angenommen, dass es sich beim städtischen Umweltmanagement aufgrund 
dessen Komplexität und den daraus resultierenden Schwierigkeiten, Auswirkungen von 
Steuerungsalternativen auf die Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung abzuschät-
zen, um ein klassisches „wicked problem” handelt (Gaston 2010).
3 Das Konzept „Response-Efficiency Assessment“ (REA)
Zur systematischen Effizienzevaluierung unterschiedlicher Versiegelungssteuerungs-
strategien wurde das Konzept des Response-Efficiency-Assessment (REA) entwickelt. 
Effizienz wird als ein Bewertungskriterium verstanden, welches beschreibt, bis zu 
welchem Grad ein Steuerungsinstrument ein bestimmtes Ziel/eine Eigenschaft 
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erreichen kann. Zur Ableitung eines effizienten Lösungsmixes werden Strategien über 
Indikatoren mittels Inhaltsanalysen und Onlinebefragungen von städtischen Bürgern 
und Entscheidungsträgern am Beispiel der beiden Großstädte München und Leipzig 
(Deutschland) evaluiert. Betrachtet werden die vier Bewertungskategorien: ökono-
mische Funktionalität, ökologische Tragfähigkeit, institutionelle Verträglichkeit und 
Lebensqualität/Umweltkompetenz, welche insgesamt 48 Indikatoren inkludieren. Im 
Fokus der Effizienzbewertung stehen planungsrechtliche und informelle Planungs-
strategien, fiskalisch-ökonomische, informatorische und kooperative Strategien und 
deren dazu korrespondierenden Instrumente, welche den unterschiedlichen räumlichen 
Unterzielen und Steuerungsakteuren (siehe Kapitel 2) zugeordnet werden. 
Die Bewertung der Instrumente erfolgt durch Indikatorbewertungspunkte zwischen 1 
und 9 Punkten, wobei 1 für eine sehr geringe Effizienz und 9 für eine sehr hohe Effizienz 
steht. Darüber hinaus gewichten städtische Akteure die Wichtigkeit der Indikatoren (W) 
auf einer neun-Punkte-Skala (1: gar nicht wichtig, 9: sehr wichtig). Die Steuerungs-
effizienz (RE) aller Instrumente (R) wird pro Strategie (S) und Bewertungskategorie (K) 
über die Indikatoren (I) und deren Gewichtung (W) berechnet (siehe Gleichung G1). 
Die Ergebnisse werden in % von der maximal erreichbaren gewichteten Punktzahl pro 
Strategie angegeben. 
(G1): RE(S-K) =                    * W) 
Mehr Informationen zum Konzept des REA, den Indikatoren und deren Gewichtung 
kann in Artmann (2013b; 2015) nachgelesen werden. 
4 Effiziente Versiegelungsstrategien
Die institutionelle Effizienz wurde mittels objektiver Indikatoren (z. B. Flexibilität, Grad 
zur Verpflichtung der Instrumentenumsetzung) über eine Inhaltsanalyse sowie mittels 
subjektiver Indikatoren (z. B. Akzeptanz, Implementierungsaufwand) über Onlinebefra-
gungen städtischer Entscheidungsträger in München und Leipzig evaluiert. Die Ergeb-
nisse zeigen, dass in München und Leipzig die informelle Planungsstrategie am effizien-
testen einzustufen ist, da diese eine hohe Flexibilität und Akzeptanz bei den städtischen 
Akteuren vorweisen kann. In beiden Städten sehen die Entscheidungsträger v. a. eine 
hohe Flexibilität und obligatorische Implementierung der Instrumente als sehr wichtige 
Indikatoren an. Die Bewertungsergebnisse zeigen jedoch, dass alle Strategien zwar sehr 
flexibel in der Umsetzung sind, jedoch nur bedingt obligatorisch implementiert werden 
müssen (siehe Abb. 1). Beispielsweise wird in dem aktuellen Entwurf des Landesentwick-
lungsplanes in Bayern (LEP-E) den Kommunen eine hohe Flexibilität bei der Gewerbe-
ansiedlung auf der grünen Wiese zugestanden. Generell wird angenommen, dass eine 
solche Flexibilität die ökologische nachhaltige Entwicklung gefährden kann, da öko-
nomische Aspekte oftmals wichtiger gewertet werden als ökologische (Fischer 2003). 
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Es sollte daher geprüft werden, ob nicht restriktivere Planungsvorgaben nötig sind, um 
eine effiziente Versiegelungssteuerung zu gewährleisten (Artmann 2014b). 
Abb. 1: Obligatorische Umsetzung vs. flexible Versiegelungssteuerung (Quelle: Artmann 2014b)
Die planungsrechtliche Strategie ist hinsichtlich einer ökologischen Versiegelungs-
steuerung am effizientesten. Eine Inhaltsanalyse zeigte, dass z.  B. eine quantitative 
Reduzierung der Versiegelung von der Bodenschutzklausel im Baugesetzbuch und in 
den Landschaftsplänen in München und Leipzig gefordert wird. Fast allen analysierten 
Instrumenten lagen ökologische Argumente zugrunde, um eine Reduzierung der Ver-
siegelung zu rechtfertigen. Die wichtigsten Argumente hängen mit Auswirkungen des 
Klimawandels zusammen. So soll ein effizientes Versiegelungsmanagement vor allem 
zu einer verbesserten Mikroklimaregulation und Reduzierung der Hochwassergefahr 
beitragen (Artmann 2014a). Handlungsbedarf besteht in der Integration von effizienten 
Instrumenten zum Bodenschutz. Vor allem mangelt es an finanziellen Anreizen, wert-
volle Böden zu schützen. Auch die städtischen Akteure sehen Bedarf, neue fiskalische 
Anreize, z. B. durch eine kombinierte Gebäudewert- und Bodenwertsteuer, zu setzen. 
Des Weiteren bedarf es laut der Befragung in München und Leipzig einer stärkeren 
regionalen Steuerung. Jedoch mangelt es gleichzeitig an einer Umsetzungsakzeptanz 
bei den städtischen Entscheidungsträgern (Artmann 2014b). 
Bürger können auf zwei Ebenen Einfluss auf die Bodenversiegelung und Flächen-
inanspruchnahme nehmen: Auf einer Mesoebene über die Wahl des Wohnstandortes 
(innerstädtisch oder Randbereich) und Wohnform (flächeneffiziente Wohnformen wie 
Mehrfamilienhäuser oder flächenineffiziente Formen wie Einfamilienhäuser). Auf einer 
Mikroebene können Bürger durch Gebäudebegrünung sowie Reduzierung der Versie-
gelung am Gebäude zur grünen Stadtgestaltung beitragen. Um die Effizienz der Stra-
tegien zu evaluieren, wurde eine Online-Befragung durchgeführt, an der 102 Bürger in 
München und 74 in Leipzig teilnahmen. Die Ergebnisse zeigen, dass externe Faktoren 
und Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität effizienter sind, als konkrete Stra-
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tegien wie die planungsrechtliche oder ökonomisch-fiskalische Strategie (siehe Abb. 2). 
Effiziente Strategien zur Verbesserung der Lebensqualität stehen im Zusammenhang mit 
der Förderung von Innenentwicklung und Reurbanisierung. Diese können z. B. durch 
geringere Bebauungsdichten, eine Verbesserung des Rad- und Fußgängernetzes sowie 
ein besseres Angebot an privaten Grünflächen gefördert werden. Die Umsetzung von 
Entsiegelungs- und Dachbegrünungsmaßnahmen kann vor allem durch externe Fakto-
ren gewährleistet werden. So gaben jene Bewohner an, die Entsiegelungen und Dach-
begrünungen umgesetzt haben, dass sie dies aufgrund ökologischer und sozio-kultu-
reller externer Faktoren getan haben, um den Oberflächenwasserabfluss zu reduzieren 
und Aufenthaltsqualität zu verbessern. Informationen spielten hierbei eine entschei-
dende Rolle. So wurden die Bürger durch Beratung oder Broschüren über Vorteile von 
Dachbegrünungen und Entsiegelungen überzeugt (Artmann, Breuste 2014). Dies wurde 
beispielsweise auch durch eine Studie über Ökostrom in der Schweiz bestätigt. Dort 
stieg die Nutzung von Ökostrom, wenn Bürger über dadurch entstehende persönliche 
ökologische und ökonomische Vorteile informiert wurden (Litvine, Wüstenhagen 2011). 
Abb. 2: Effiziente Strategien zur Versiegelungssteuerung für Bürger (RE in %) (Quelle: Artmann, 
Breuste 2014)
5 Fazit
Der Beitrag hat gezeigt, dass das Management städtischer Bodenversiegelung aufgrund 
der Komplexität als ein „wicked problem“ betrachtet werden kann. Die Ergebnisse 
bestätigen, dass nur ein Mix aus Strategien Flächenversiegelung in Abhängigkeit der 
Akteure und Bewertungskategorien effizient zu steuern vermag. Ein effizienter Stra-
tegiemix beinhaltet striktere Vorgaben und neue fiskalische Instrumente. Eine Redu-
zierung des privaten Flächenverbrauchs kann durch informative Strategien angeregt 
werden. Essentiell ist der Umsetzungswille städtischer Entscheidungsträger, welche 
durch informelle Planungsstrategien unterstützt werden können. Um eine effiziente 
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Steuerung der Bodenversiegelung zu implementieren, bedarf es zudem einer höheren 
Akzeptanz von regionalen Kooperationen. Dieser Beitrag stellt mit dem Konzept des REA 
eine systematische Methode zur Identifizierung effizienter Strategien vor, welche auch 
auf andere Umweltherausforderungen wie Klimaanpassung übertragen werden kann 
(Artmann 2015).
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Flächeneffiziente und vitale Siedlungsentwicklung – 
Erfahrungen aus Rheinland-Pfalz 
Karl Ziegler
Zusammenfassung
Die Siedlungsentwicklung der letzten Jahre zeigt einen deutlichen Trend zu einer Raum-
polarisierung, die grundsätzlich durch Wachstum mit Nachfragesteigerung in den 
urbanen Metropolregionen und Schrumpfung mit Nachfragerückgang in den ländlichen 
Räumen gekennzeichnet ist. Die Gründe für die zunehmende Entstehung von Raum-
disparitäten lassen sich vorrangig auf die Verschlechterung oder sogar den Totalverlust 
von örtlichen Infrastruktureinrichtungen in ländlichen Räumen und veränderten Lebens-
entwürfen und Berufsbiographien bei den jüngeren Generationen zurückführen. In den 
„Schwarmstädten“ herrscht Wohnungsnot. In den „Fluchtgemeinden“ steigt die Zahl 
der Wohnungs- und Geschäftsleerstände an und Baugrundstücke in Neubaugebieten 
lassen sich nicht mehr vermarkten. Diese extremen Divergenzen mit dem Trend zur 
Reurbanisierung wurden in den statistischen, kleinräumigen Bevölkerungsvorausberech-
nungen nicht vorhergesehen. 
In Rheinland-Pfalz (RLP), das raumstrukturell einen Anteil von rund 60 % ländlicher 
Räume aufweist und in dem 70 % aller politisch eigenständigen Gemeinden (1 612 
von 2  306) weniger als 1  000 Einwohner haben, ist die räumliche Polarisierung bei 
der Nachfrage deutlich ausgeprägt. Das Land RLP hat sich diesen Balance- und Vertei-
lungsproblemen angenommen und durch verschiedene Modellprojekte (u.  a. Raum+, 
Folgekostenrechner, Leerstandslotsen, Leerstandsrisiko-App) formelle und informelle 
Grundlagen für eine flächeneffizientere Siedlungsentwicklung geschaffen. Die Mehrzahl 
der rheinland-pfälzischen Gemeinden befasst sich aktiv mit den Möglichkeiten der (bau-
lichen) Innenentwicklung.
1 Entwicklung von Angebot und Nachfrage 
Eine flächeneffiziente Nutzung von Grund und Boden für bauliche und sonstige Zwecke 
setzt eine sorgfältige, planerische Auseinandersetzung mit den künftig zu erwartenden 
Bedarfen und eine dem Nutzungszweck angemessene Dichte bzw. Ausnutzung von 
Flächen voraus. Ein (bauliches) Überangebot entsteht dann, wenn die Nachfrage quan-
titativ zurückgeht, sich strukturell verändert und trotz Nachfragerückgang weiter neue 
Angebote (Gebäude, Baugrundstücke, Infrastruktureinrichtungen) geschaffen werden. 
In der Konsequenz führt dies zu Leerständen, Unternutzungen und Unterauslastungen 
mit Tragfähigkeitsproblemen. Auf der anderen Seite entsteht ein Angebotsdefizit, wenn 
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Abb. 1: Leerstandsquote von Wohnungen gemäß Zensus 2011 zum 9. Mai 2011 (Quelle: Statisti-
sches Landesamt Rheinland-Pfalz, Internetportal – Gesellschaft und Staat – Zensus 2011)
sich die Nachfrage unerwartet stark entwickelt und die Realisierung neuer Angebote 
zeitlich mit der Nachfrage nicht mithalten kann. Es ist daher ein wichtiges Ziel der städ-
tebaulichen Planung sowohl auf strategischer (u. a. Flächennutzungsplanung) als auch 
operativer (u. a. Bebauungsplanung) Ebene die künftigen Bedarfe vorausschauend zu 
identifizieren und frühzeitig eine bestmögliche Balance zwischen Angebots- und Nach-
fragestrukturen vorzubereiten.
Die nachstehenden Ausführungen und Abbildungen verdeutlichen und differenzieren – 
aus der Entwicklungslinie begründet – die Balanceprobleme.
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1.1 Balance: Quantitätsproblem 
In den ländlichen Räumen (Landesentwicklungsprogramm IV, 40) stieg trotz teilweise 
deutlichem Bevölkerungsrückgang die Anzahl von Wohnungen, Wohngebäuden und 
Siedlungsflächen vorrangig aufgrund der Ausweisung neuer Eigenheimgebiete an. Die 
Tabelle 1 verdeutlicht diese Divergenzen für ausgewählte Strukturräume im Zeitraum 
zwischen den Jahren 2000 und 2013.
1.2 Balance: Qualitäts-Segmentproblem 
In Rheinland-Pfalz mit einem hohen Anteil an ländlichen Räumen und einer Vielzahl 
kleiner Ortsgemeinden ist das Ein- und Zweifamilienhaus mit einem Anteil von 88,7 % 
die prägende Bautypologie. Ende des Jahres 2014 gab es in RLP nach aktueller Landes-
statistik 1 163 198 Wohngebäude, 847 173 davon waren Einfamilienhäuser, 184 564 
Zweifamilienhäuser. Bei der Erhebung Zensus 2011 stellte sich u. a. heraus, dass 50 000 
Wohngebäude, die bislang als Zweifamilienhäuser in der Statistik geführt wurden, als 
Einfamilienhäuser genutzt werden, so dass die Werte entsprechend untereinander ab-
geglichen wurden (Statistisches Landesamt RLP, Internetportal – Regionaldaten – Meine 
Heimat).
Tab. 1: Korrelationen der Entwicklungen von 2000-2013: Einwohner – Siedlungs-/Verkehrsflä-
che – Wohnungen – Wohngebäude (Quelle: eigene Zusammenstellung aus Daten des Statisti-








Rheinland-Pfalz -1,0 % +6,7 % +10,6 % +9,3 %
Landkreise in Verdichtungsräumen
Mainz – Bingen +4,7 % + 10,1 % +17,5 % +15,9 %
Rheinpfalz +1,4 % +9,4 % +10,8 % +5,8 %
Landkreise in ländlichen Räumen
Birkenfeld -10,7 % +13,1 % +4,7 % +5,2 %
Kusel -9,6 % +4,3 % +8,0 % +4,6 %
Südwestpfalz -8,3 % +5,3 % +8,4 % +6,0 5
Städte
Mainz +11,7 % +5,9 % +9,4 % +12,6 %*
Koblenz +2,5 % +5,8 % +7,4 % +5,1 %
Kaiserslautern -2,7 % +1,8 % +8,4 % +5,7 %
Pirmasens -11,3 % +4,5 % +0,6 %** -4,5 %**
Stärkere Korrekturen der Werte zwischen den Jahren 2010 und 2011 durch Ergebnisse Zensus 2011: 
* Anhebung der tatsächlichen Anzahl der Wohnungen um rund 5 000
** Absenkung der Anzahl der Wohngebäude um rund 300 und Anzahl der Wohnungen um rund 1 500
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Zur Deckung der aktuellen und vor allem künftigen Wohnraumbedarfe stellt der hohe 
Bestand an Einfamilienhäusern, die im Jahr 2006 eine durchschnittliche Wohnfläche von 
131,7 m2 hatten, ein Ungleichgewicht zu den eintretenden Nachfragestrukturen dar 
(Statistische Monatshefte RLP, Heft 06-2008, 451). Denn der Trend zu kleineren und 
älteren Haushalten wird anhalten. Die Zahl der Haushalte mit 3 und mehr Personen 
nahm in der Zeit von 1990 bis 2010 um rund 15 % ab (von 619 Tsd. auf rund 530 Tsd.), 
im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Einpersonenhaushalte um 41 %, die Zahl der 
Zweipersonenhaushalte nahm um 38 % zu (Stat. Landesamt RLP, Jahrbuch 2011, 48). 
Der nach der Statistik als Familie definierte Bevölkerungsanteil sank in der Zeit zwischen 
2000 bis 2013 von 56,4 % auf 50,7 % (Stat. Landesamt RLP, Jahrbuch 2014, 80). Dies 
bedeutet einen absoluten Verlust dieser Bevölkerungsgruppe um rund 262 Tsd. Perso-
nen. Nach einer Prognose der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder aus dem 
Jahr 2011 wird die Zahl der Haushalte mit 3 und mehr Personen bis zum Jahr 2030 in 
Rheinland-Pfalz um weitere 25 % schrumpfen und eine Zahl von rund 400 Tsd. errei-
chen (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011, 35). Statistisch stünden da-
her im Jahr 2030 jedem dieser Haushalte als potenzielle Hauptzielgruppe für den Erwerb 
des Eigenheims 2,1 Einfamilienhäuser – bezogen auf den Bestand 2014 – zur Verfügung.
In welchen Umfang die vergangenen und gegenwärtigen Entwicklungen von den künf-
tig zu erwartenden Nachfragestrukturen auseinandertriften zeigt die Tabelle 2.
Tab. 2: Qualitative Auswirkungen bei der quantitativen Veränderung der Einwohnerzahl (Quelle: 
eigene Auswertung von Daten aus der dritten regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung 
des Statistischen Landesamtes – RLP, mittlere Variante)
Einwohnerentwicklung Rheinland-Pfalz nach Altersklassen von 2010-2030
Gesamt
Davon
Bis 65 Jahre 65-80 Jahre > 80 Jahre
Jahr 2010 4 003 745 3 180 446 598 333 224 966












Bei einem Gesamtverlust von rund 233 Tsd. Einwohner wird die Zahl der Einwohner, die 
im Jahr 2030 > 65 Jahre sind aber um insgesamt 257 Tsd. Personen anwachsen, wobei 
der prozentuale Anstieg am stärksten die Altersklasse > 80 Jahre betrifft. Vor allem in 
den stark ländlich strukturierten Teilräumen (z. B. Landkreise Birkenfeld, Kusel, Südwest-
pfalz) gehen die o. g. Werte noch extremer auseinander.
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Der errechnete Bevölkerungsverlust betrifft überproportional nur die Altersklassen bis 
65 Jahre. 
Der künftige Bedarf an Wohnformen wird sich tendenziell – auch in den kleineren 
Gemeinden – mehr auf kleinere und seniorengerechten Wohnungen beziehen (vgl. 
Ziegler 2013, 218). Gegenwärtig erscheint diese logische und in den Fachkreisen mehr-
fach postulierte planerische Folgerung mit der Praxis aber nicht zusammenzugehen. 
Die Gründe lassen sich auf zwei wesentliche Feststellungen konzentrieren. In den 
meisten (kleineren) Gemeinden existiert schlichtweg kein entsprechendes Markt-
angebot an zeitgemäßen Wohnungen für diese Zielgruppen. Die zweite Feststellung 
betrifft den (verständlichen) Wunsch möglichst lange, auch allein im eigenen Haus 
verblieben zu wollen. Diese Remanenzeffekte führen gerade bei den Ein-/Zweifami-
lienhäusern in alten Ortslagen und in Neubaugebieten der 60er/70er Jahre zu einer 
schleichenden Unterbelegung. In empirischen Untersuchungen und Projekten wur-
de festgestellt, dass große Wohngebäude oder Hofanlagen nur noch von einer Ein-
zelperson bewohnt werden und von der Gesamtwohnfläche nur noch ein Bruchteil 
genutzt wird. 54,2 % der Personen > 65 Jahre bewohnen in RLP Einfamilienhäuser 
(Stat. Monatshefte RLP, Heft 06-2015, 544). In der Konsequenz führt diese Entwick-
lung zu einer starken Erhöhung der Pro-Kopf-Wohnfläche bzw. zu einem drastischen 
Rückgang der Belegungsdichte. In der Praxis kann folglich ein Nachfrageüberhang 
entstehen, der aus dem extensiv genutzten Bestand nicht gedeckt werden kann.
Die durchschnittliche Belegungsdichte (Anzahl Einwohner pro Wohnung) ist auf der 
Ebene ländlicher Gebietskörperschaften von 2000-2010 teilweise um mehr als 0,4 Pers./
WE gesunken (z.  B. in den Verbandsgemeinden Adenau, Neuerburg, Kellberg, Herr-
stein), während in der Stadt Mainz in diesem Zeitraum der Wohnungsmangel sogar 
zu einer leichten Steigerung der Belegungsdichte (+0,13 Pers./WE) geführt hat und im 
Jahr einen Wert von 1,98 Pers./WE erreicht hatte, der aber noch immer unter dem Lan-
desdurchschnitt von 2,09 Pers./WE lag (Eigene Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten des Stat. Landesamtes – RLP, Internetportal – Regionaldaten – Meine Heimat). 
Dabei ist anzumerken, dass sich diese Werte durch Korrekturen, die im Jahr 2011 auf der 
Grundlage von Zensus 2011 vorgenommen wurden, in manchen Gebietskörperschaften 
verschoben haben. 
2 Folgen – Planerische Aufgaben – Künftige Bedarfe 
Die städtebaulichen Folgen dieser extremen Polarisierung bei der Nachfrage zeigen 
sich in einem überhitzten Wohnungsmarkt in den größeren Städten und Gemein-
den, die insbesondere an der Rheinschiene bzw. in den Metropolregionen Rhein- 
Neckar, Rhein-Main und im direkten Grenzraum zu Luxemburg liegen. In den ländlichen 
Räumen und kleineren Dörfern wächst die Zahl der Leerstände. Nach Zensus 2011 
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standen rund 90 000 Wohnungen leer. Dies entspricht einer durchschnittlichen Leer-
standsquote von 4,5 %, die aber bei einer räumlich differenzierten Betrachtung starke 
Abweichungen ausweist und in kleineren Gemeinden oft zweistellige Werte erreicht 
(Stat. Landesamt RLP, Internetportal – Gesellschaft und Staat – Zensus 2011). Haupt-
problembereiche bei den Leerständen sind die Altortlagen mit ihren überkommenen 
und teilweise schwierigen Gebäude- und Grundstücksbedingungen, u.  a. mit den 
Merkmalen: Kleines Grundstück, keine Grundstückszufahrt/Garage, Immissionsbelas-
tung, schlechte Bausubstanz (vgl. RLP, Landesgrundstücksmarktbericht 2015, 208-209; 
Junkernheinrich, Ziegler 2013, 113-115). Käufer ziehen daher (geplante) Eigenheim-
gebiete – auch älteren Datums – vor, so dass selbst in strukturschwachen Teilräumen 
und kleineren Dörfern diese Objekte am Markt bislang platzierbar sind und die Leer-
standsquote gering ist (vgl. Rheinland-Pfalz, Wohneigentum für Generationen, 30-41).
Abb. 2: Bevölkerungsentwicklung 2010-2030 nach Verwaltungsbezirken (Quelle: Statistisches 
Landesamt RLP, Statistisches Jahrbuch 2014, 69)
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Nach der Dritten regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Landesamtes werden bis zum Jahr 2030 nur noch die Städte Mainz, Trier und Landau und 
teilweise Gemeinden aus den Landkreisen Mainz-Bingen, Trier-Saarburg und Rheinpfalz 
Einwohner gewinnen (Dritte regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung 2012, 116). 
In allen anderen Gebietskörperschaften in Rheinland-Pfalz ist mit Einwohner verlusten, 
oft auch im zweistelligen Prozentbereich zu rechnen. Allen Räumen gemeinsam ist die 
deutliche Verschiebung der Altersstruktur, die neben dem veränderten Wohnraum-
bedarf auch Auswirkungen auf andere Daseinsfunktionen auslösen wird (Gemeindefi-
nanzen, Anteil Erwerbstätige, Einkaufsverhalten, Nutzung von Infrastruktur im Bereich 
Soziales, Kultur, Freizeit, Ver-/Entsorgung).
Die jeweiligen Gebietskörperschaften, die für die Planung und Vorhaltung von Daseins-
funktionen (per Gesetz) verantwortlich sind – in Rheinland-Pfalz übernehmen diese Auf-
gaben Kreise, Städte, Verbandsgemeinden, verbandsfreie Gemeinden und Gemeinden – 
müssen sich wesentlich intensiver und rechtzeitig mit Zahlen zu Bedarfsanpassungen bei 
Daseinsfunktionen als Folge des demographischen Wandels beschäftigen. Dabei sollten 
auch extreme (Horror-)Szenarien in die Diskussion einbezogen werden, da die Zahlen 
zwischen der ersten und dritten Bevölkerungsvorausberechnung deutlich korrigiert wer-
den mussten. Diese Korrekturen beziehen sich grundsätzlich auf zwei Richtungen: In 
Städten mit guter Raumlage mussten die EW-Werte z. T. stark nach oben (Extrembei-
spiel Mainz: Prognose für 2010 mit Bezugsjahr 2000: 172 Tsd. EW, tatsächliche Ein-
wohnerzahl im Jahr 2010: 199 Tsd. EW) und in den ländlichen Gebietskörperschaften 
mussten die Werte z. T. deutlich nach unten korrigiert werden (Beispiel Landkreis Kusel: 
Prognose für 2030 wurde zwischen der ersten und dritten Bevölkerungsvorausberech-
nung von 70 221 auf 61 682 EW angepasst). Die Zahl von rund 70 Tsd. Einwohnern 
hat der Landkreis bereits Ende 2014 erreicht (vgl. Rheinland-Pfalz 2050, 350/351 und 
dritte reg. Bevölkerungsvorausberechnung, 116). Das Statische Landesamt arbeitet an 
der 4. Bevölkerungsvorausberechnung, die im Sommer 2015 veröffentlicht werden soll. 
Die neuen Zahlen werden den Trend von EW-Gewinnen in den „Schwarmstädten“ und 
Verstärkung von EW-Verlusten in ländlichen Teilräumen bekräftigen.
Die Stadt-/Ortsplanung hat in den schrumpfenden Teilräumen vor allem die Aufgabe, 
sich mit der Sicherung und dem Grad der Funktionsfähigkeit des Bestandes auseinander-
zusetzen. Hierzu muss in erster Linie eine weitere Neubaugebietsausweisung gestoppt 
oder extrem kritisch geprüft werden (vgl. Fleckenstein 2012, 57 ff.; Folgekostenrech-
ner Rheinland-Pfalz 2015). Der Rück-/Umbau überkommener, aber identitätsstiftender 
Altortbereiche muss Handlungsschwerpunkt werden. Die Schaffung zeitgemäßer Nut-
zungsverhältnisse, u. a. durch (Teil-)Abriss, Bodenordnung, Leerstandsbewältigung und 
die Anpassung von Infrastrukturangeboten stehen im Vordergrund (vgl. Kistenmacher 
et al. 2011, 41 ff. und Ziegler 2013, 101-117). Obwohl bei einer Vielzahl von Kom-
munen diese planerische Leitrichtung angekommen ist, werden politische Diskussionen 
immer noch vom Bestreben nach Flächenwachstum geprägt.
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In den voraussichtlich bis 2020/2025 wachsenden Teilräumen (Rhein-Neckar, Rhein-
Main, Trier) müssen flächen-/umweltverträgliche (Zwischen)Lösungen gefunden wer-
den. Dies bedeutet, dass die (absehbaren) Mehrbedarfe innerhalb des bestehenden 
Siedlungskörpers durch Konversion oder Nachverdichtung (horizontal/vertikal) gedeckt 
werden sollten, um das Netz und die Kosten für die Infrastrukturerschließung möglichst 
gering zu halten (Vermeidung weiterer Flächenerschließung). 
Insgesamt stellt die zuvor genannte Raumpolarisierung bei gleichzeitig abnehmender 
Gesamtbevölkerung eine extrem hohe Herausforderung (für die Raumplanung) dar, da 
der Gewinn von Einwohnern und jungen Familien in den urbanen Räumen den Verlust 
und die Überalterung in den ländlichen Räumen nochmals beschleunigt. Paradoxer-
weise entsteht dadurch eine Raumdisparität zwischen Bestandsüberschuss und (noch) 
Neubedarf, die in beiden Richtungen städtebauliche Konsequenzen erzeugt (Vertei-
lungsproblem). 
Auf der einen Seite bedarf es Abriss-/Rückbau-/Anpassungsprogrammen, auf der 
anderen Seite (sozialer) Wohnungsbauprogrammen oder Instrumenten wie der 
Kappungsgrenze für Mietpreiserhöhungen oder der Mietpreisbremse bei Neuvermie-
tung. Vor diesem Hintergrund muss einem weiteren Auseinandertriften von „Stadt“ und 
„Land“ entgegengewirkt werden. 
Im Kern geht es um die Aufgabe, wie es gelingen kann, die insgesamt geringer wer-
denden Bedarfe räumlich gleichmäßiger zu verteilen. Gründe und Maßnahmen, warum 
junge Personen das Land verlassen oder dorthin nicht mehr migrieren, sind stärker zu 
untersuchen. Eine bessere Verteilung gelingt nur, wenn das Land der jungen Genera-
tion zeitgemäße Lebensstile bieten kann. Dazu zählen u. a. das schnelle Internet, die 
Erreichbarkeit (Raumüberwindungsfaktor) oder energieautarkes Wohnen.
3 Beispielhafte Aktivitäten zur flächeneffizienten und 
bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung 
In Rheinland-Pfalz wurden und werden auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen 
Modellprojekte und Maßnahmen insbesondere zur Stärkung bzw. Förderung der (bau-
lichen) Innenentwicklung durchgeführt. Beispielhaft können auf Landesebene genannt 
werden:
•	 Raum+ – Rheinland-Pfalz 2010 (Flächendeckende Erfassung aller Entwicklungspo-
tenziale im Innenbereich > 2 000 m2 und von Bauflächen in genehmigten Flächen-
nutzungsplänen),
•	 Folgekostenrechner Rheinland-Pfalz (Rechenprogramm zur Ermittlung von Erst- 
und Folgekosten bei der Entwicklung von Neubaugebieten),
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•	 Leerstandslotsen in Rheinland-Pfalz (Modellprojekt in den Landkreisen Neuwied, 
Germersheim, Schulung von Ehrenamtlichen für die Erfassung und die Kontaktauf-
nahmen mit Eigentümern leerstehender Gebäude),
•	 Wanderausstellung „Tatort_Leere“ (Information und Sensibilisierung von Politik, 
Bürgerschaft und Immobilienbesitzer im Umgang mit Leerstand,
•	 Wohneigentum für Generationen – Siedlungen zukunftsfähig gestalten und ent-
wickeln (ExWoSt-Projekt in acht ausgewählten Siedlungen des Verbandes Wohn-
eigentum),
•	 Leerstandrisiko-App – Städtebauliche Orientierungswerte für Bedarfe 2030 (Ermitt-
lung von Bedarfsveränderungen im Zeitraum 2010-2030 für verschiedene Daseins-
funktionen).
Nachfolgend werden zwei Projekte kurz näher umrissen. 
3.1 Raum+ – Rheinland-Pfalz 2010
Die Landesregierung hat im Jahr 2010 eine erste systematische und flächendecken-
de Ersterhebung von Siedlungsflächenpotenzialen auf der Grundlage von AKL-Daten 
durchgeführt. Dabei wurden Flächenpotenziale > 2 000 m2 im Innenbereich und Außen-
bereich erhoben. Die Flächen im Außenbereich mussten im genehmigten Flächennut-
zungsplan als Bauflächen (Wohnbauflächen, Mischbauflächen und gewerbliche Bauflä-
che) dargestellt, aber noch nicht als baureifes Land entwickelt sein.
Insgesamt gab es in Rheinland-Pfalz 18  500 Flächen mit einer Gesamtgröße von 
22 500 ha, davon lagen 8 500 Flächen mit einer Größe von 5 100 ha innerhalb der 
Ortslage und 10 000 Flächen mit einer Größe von 17 500 ha außerhalb der Ortslage 
(Raum+, 19).
Die Ergebnisse von Raum+ wurden in der Raumordnung zur Formulierung von verbind-
lichen Zielen gegenüber der kommunalen Bauleitplanung verwendet. In den regionalen 
Raumordnungsplänen wurden sogenannte Schwellenwerte für die zulässige Auswei-
sung von neuem Wohnbauland formuliert (Landesentwicklungsprogramm IV 2008, 
79). Grundsätzlich ergibt sich der Schwellenwert aus der Differenz zwischen Bedarfs- 
und Potenzialwert (= Wert aus Raum+). Bei Gemeinden ohne Funktionszuweisung Woh-
nen liegt z. B. in der Region Westpfalz der Bedarfswert bei 2 Wohneinheiten/1 000 Ein-
wohner und Jahr, in Gemeinden mit der Funktionszuweisung Wohnen (W-Gemeinden) 
beträgt der Wert 3,2 Wohneinheiten/1 000 Einwohner und Jahr. Als Dichtewert wird 
für Gemeinden mit Eigenentwicklung 15 WE/ha, für W-Gemeinden 20 WE/ha und für 
kreisfreie Städte 40 WE/ha vorgegeben (Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz IV 
2012, 20-22). 
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Ein negativer Schwellenwert ist nicht möglich, d. h. wenn der Potenzialwert höher als 
der Bedarfswert ist, dann darf kein Bauland mehr bis zum Zieljahr neu ausgewiesen wer-
den (Schwellenwert = 0). Denn es ist nicht möglich, Gemeinden in diesem Fall durch die 
Raumordnung zu verpflichten, unentwickelte Bauflächen im rechtskräftigen Flächen-
nutzungsplan herauszunehmen. Im Regionalplan Westpfalz wird darauf hingewiesen, 
dass zum Zeitpunkt der Flächennutzungsplanung auch Baulücken kleiner 2 000 m2 in 
Abzug zu bringen sind, wenn diese im Planungszeitraum mobilisierbar sind. Eine Ver-
pflichtung der Raumordnung über die Anrechnung von Baulücken unterhalb 2 000 m2 
oder sogar Leerständen auf den Baulandbedarf ist aber schwierig und entzieht sich ihrer 
überörtlichen Steuerungsaufgabe. Die Raumordnung kann hier nur als Grundsatz auf 
dieses Potenzial hinweisen, zumal deren Aktivierung durch die Gemeinde über harte 
Instrumente (z. B. BauGB, Städtebauliche Gebote nach §§ 175 ff.) schwer durchsetzbar 
sein wird. 
3.2 Leerstandsrisiko-App – Orientierungswerte für städtebauliche 
Bedarfe 2030
3.2.1 Anlass – Zielsetzung 
Die planerischen Aufgaben, die in Zukunft durch den demographischen Wandel ent-
stehen, werden in der politischen, aber auch fachlichen Diskussion vorrangig mit 
qualitativen Aussagen belegt. Quantitative Bilanzierungen mit Wertabgaben über zu 
erwartende Bedarfsveränderungen existierten – wenn überhaupt – meist nur für sek-
torale Einzelbereiche (z. B. Schulbedarfs-, Pflegebedarfsplanung), für unterschiedliche 
Zielhorizonte und räumliche Bezugseinheiten. Der Grundgedanke dieses Modellprojekts 
ist die Erarbeitung von städtebaulichen Orientierungswerten als Zusammenschau über 
diejenigen Bereiche, die wesentlich die künftigen Entscheidungen über die Siedlungsent-
wicklung prägen werden. Dabei sind städtebauliche Orientierungswerte ein (informel-
les) und aus der Vergangenheit bekanntes Instrument der Planung. Entsprechend ihrer 
Entstehungsgeschichte wurden Orientierungswerte aber vorrangig wachstumsorientiert 
zur Einschätzung des Bedarfs von (neuen) Infrastruktureinrichtungen, insbesondere bei 
der Planung neuer Stadtquartiere, eingesetzt.
Die Erstellung von Orientierungswerten für städtebauliche Bedarfe 2030 verfolgt eine 
andere Zielsetzung, die in erster Linie den Änderungs-/Anpassungsbedarf in Folge 
von Schrumpfung oder Wachstum ermitteln soll. Es wird eine webbasierte Datenbank 
erstellt, mit der sich auf der Grundlage von aktuellen Bevölkerungsvorausberechnun-
gen des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz die Auswirkungen auf die künftigen 
Bedarfe für unterschiedliche Altersgruppen bis zur Ebene der Verbandsgemeinden durch 
konkrete Zahlenwerte mit Orientierungscharakter ermitteln bzw. abrufen lassen. Das 
Risiko von künftigen Leerständen soll kalkulierbarer werden. Damit können konkrete 
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Handlungsempfehlungen für eine demograhieangepasste städtebauliche Entwicklung 
rheinland-pfälzischer Gebietskörperschaften abgeleitet werden und zusätzliche Orien-
tierungshilfen bei politischen Entscheidungen geboten werden. 
3.2.2 Nutzerkreis – Zielgruppe
Das Programm soll folgenden Ziel-/Nutzergruppen zugänglich gemacht werden:
•	 Allen kommunalpolitischen Entscheidungsträgern (= bis zur Ebene der Gemeinde-
räte in den 2 306 politisch eigenständigen Gemeinden in RLP).
•	 Allen Behörden, öffentlichen Stellen, die im Rahmen der Planung beteiligt werden.
•	 (Privaten) Freien Planungsbüros, Planungsinstituten.
•	 Sonstigen mit der räumlichen Planung bzw. Bereitstellung von Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge befassten Stellen (z. B. Wohnungswirtschaft, Einzelhandel, Sozial-
einrichtungen etc.).
Da die Grunddaten des Statistischen Landesamtes RLP aber öffentlich sind und die 
Indikatoren und Annahmen zur Ableitung von künftigen Bedarfszahlen als Orientie-
rungswerte klar definiert werden, ist eine Nutzung seitens der interessierten Öffentlich-
keit nicht ausgeschlossen. 
3.2.3 Inhalt – Aufbau – Bedeutung von Zahlen 
Die Ermittlung von zukünftigen Bedarfen bzw. Bedarfsänderungen im Bereich der raum-
relevanten Daseinsvorsorge erfolgt für folgende fünf Hauptbereiche:
1. Bildung
2. Infrastruktur – Soziales
3. Finanzen
4. Arbeit und 
5. Wohnraum
Mit definierten Rechenvorgängen werden vom Alter abhängige und unabhängige 
Bedarfsveränderungen für diese fünf Bereiche zwischen dem Bezugsjahr 2010 und Ziel-
jahr 2030 ermittelt. Die Eingangswerte des Statistichen Landesamtes RLP basieren auf 
der mittleren Variante der dritten regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung und 
einer Differenzierung in 10 Altersgruppen. Zu den altersabhängigen Bedarfen zählen 
u. a. Infrastruktureinrichtungen der Bildung und der Altenpflege. Zur Berechnung der 
Bilanzzahlen 2010 zu 2030 werden für die jeweiligen Bereiche Annahmen formuliert, 
die in Form von Regelwerken, Empirie oder Statistik abgesichert sind. Durch diese 
Annahmen können die Werte klar nachvollzogen, aber auch auf veränderte, örtliche 
Verhältnisse transformiert werden. Dieses Vorgehen unterstreicht die Bedeutung der 
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Zahlen als Orientierungswerte, regt zur Eigenreflexion an und engt den Spielraum für 
breite Interpretationen ein. 
Eine besondere Herausforderung stellt die stark flächenrelevante Ermittlung des verän-
derten Wohnraumbedarfs im Betrachtungszeitraum dar. Dazu werden drei Fallgruppen 
unterschieden:
•	 Fallgruppe A: Einwohnerzahl und Belegungsdichte werden bis 2030 steigen oder 
gleichbleiben. 
•	 Fallgruppe B: Einwohnerzahl wird steigen, Belegungsdichte wird bis 2030 abneh-
men.
•	 Fallgruppe C: Einwohnerzahl und Belegungsdichte werden bis 2030 abnehmen.
Rund 85 % der Landesfläche gehören der Fallgruppe C an.
Die Orientierungswerte für Wohnraumbedarfe sind eindeutig von den verbindlichen 
Schwellenwerten zur weiteren Wohnbauflächenentwicklung, die in den regionalen 
Raumordnungsplänen festgelegt sind, abzugrenzen. Die verbindlichen Schwellenwer-
te beziehen sich ausschließlich auf die weitere, zulässige Außenentwicklung in Abhän-
gigkeit zum vorhandenen Außen- und Innenentwicklungspotenzial als Ergebnis des 
Landesprojektes Raum+. 
Die Werte, die im Rahmen der Leerstandsrisiko-App ermittelt werden, verfolgen einen 
anderen Zweck. Mit den errechneten Werten, die als Orientierungswerte zu verstehen 
sind, soll die Dimension bei der Veränderung des quantitativen aber auch qualitativen 
Wohnraums offengelegt werden, um vor allem Rückschlüsse für den Umgang mit dem 
Bestand zu ziehen. Es soll ein Anreiz gegeben werden, die Balance zwischen Angebot 
und Nachfrage durch effiziente (Aus-)Nutzung des Bestandes in Zukunft zu gewährleis-
ten. 
Für alle genannten Einheiten von Gebietskörperschaften wird jeweils ein Datenblatt 
erstellt. Dieses Datenblatt enthält einen kompakten und synoptischen Gesamtüber-
blick der voraussichtlichen Einwohnerentwicklungen nach Altersklassen und den damit 
verbundenen Anpassungen von Daseinsfunktionen, die in absoluten Zahleneinheiten 
angegeben werden. Das Modellprojekt wird voraussichtlich Ende 2015 abgeschlossen 
werden.
4 Ausblick
Alle Entscheidungsträger, die für die Vorhaltung von raumrelevanten Infrastrukturein-
richtungen bzw. Daseinsfunktionen Verantwortung tragen, sollten grundsätzlich ein 
Interesse haben, eine bestmögliche Balance zwischen Angebot und Nachfrage in 
Zukunft herzustellen. Mit Sicherheit kommt bei dieser Aufgabe den Städten und 
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Gemeinden eine zentrale Rolle als Koordinator der zulässigen Raum-/Flächennutzung 
zu, so dass die Auseinandersetzung mit sektorenübergreifenden Bedarfszahlen unerläss-
lich erscheint. Denn die bedarfsgerechte Steuerungsfunktion von Kommunen betrifft 
vor allem Funktionsbereiche, die auf dem Markt im harten Konkurrenzkampf stehen 
und Überangebote zu einem unerwünschten Verdrängungswettbewerb führen. Die 
Folge sind z.  B. Gebäude- und Flächenbrachen oder die verstärkt zu beobachtende 
Verödung von Fußgängerzonen aufgrund des hart umkämpften großflächigen Einzel-
handelsmarktes. 
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Die Vogelperspektive − neue Chancen für die 
Innenentwicklung: erste Ergebnisse des EU-Projekts 
URBIS
Uwe Ferber, Karl Eckert
Zusammenfassung
Das EU-Projekt URBIS steht in seiner Anfangsphase bei der Entwicklung von Dienst-
leistungen, die die Innenentwicklung in den Verdichtungsräumen („Large Urban Zones“ 
LUZ) der Europäischen Union unterstützen sollen (http://www.ict-urbis.eu/). Diese 
Dienstleistungen zielen auf die Nutzung von Open-Source-Daten und insbesondere auf 
die Datenbank des Urban Atlas, die im Rahmen des Copernicus-Programms aufgebaut 
wurde (Copernicus Programme 2015). Die abgeschlossene erste Phase des Projekts hat 
die Anforderungen von potenziellen Nutzern sowie der nachgefragten Dienstleistung 
untersucht und herausgearbeitet. Ergänzend wurden Anregungen eines URBIS-Stake-
holder Board mit europäischen und lokalen Akteuren aufgegriffen sowie eine Literatur-
Recherche und Interviews mit den URBIS-Pilotregionen durchgeführt. Die Anforderun-
gen der Nutzer werden während der Laufzeit des URBIS-Projekts für die Entwicklung 
von Dienstleistungen weiter untersetzt.
1 Innenentwicklung
Innenentwicklung und die Wiedernutzung brachliegender Flächen sind wichtige Erfolgs-
faktoren für die Schaffung einer nachhaltigen Stadt (Ministerinnen und Minister für 
Stadtentwicklung der Mitgliedstaaten 2007; Informellen Treffens der für Raumordnung 
und territoriale Entwicklung zuständigen Ministerinnen und Minister 2011). Auf der 
einen Seite können Brachflächen ohne Nachnutzungsperspektiven den wirtschaftlichen 
und sozialen Niedergang einer Kommune verschärfen (CABERNET 2006; European 
Court of Auditors 2012). Zudem trägt der anhaltende „Urban Sprawl“ in der Europäi-
schen Union zu der steigenden Zahl von brachliegenden Gebäuden in den Kommunen 
bei (Patacchini et al. 2009). Hiermit sind verschiedene Umweltprobleme wie Flächen-
versiegelung und Ökosystemfragmentierung (Scalenghe, Marsan 2009; Hasse, Lathrop 
2003; Savard et al. 2000) verbunden. Die Wiedernutzung von leerstehenden Gebäuden 
und brachgefallenen Flächen kann den Siedlungsdruck auf bisher unbebaute Flächen 
minimieren und damit zu der Verringerung der Auswirkungen des Urban Sprawl beitra-
gen. In vielen europäischen Stadtregionen fehlt aber eine Erfassung von Flächen und der 
damit verbundenen Innenentwicklungspotenziale. Dies ist wiederum Voraussetzung für 
strategische und operative Maßnahmen zur nachhaltigen Stadtentwicklung. 
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2 Technische Rahmenbedingungen
Informationen über Innenentwicklungspotenziale sind oftmals schon partiell vorhanden, 
jedoch auf unterschiedlichen Maßstabsebenen und bei diversen räumlichen und sektoral 
verankerten Institutionen. Hiermit ist es oft schwierig, einen aussagekräftigen Überblick 
der Potenziale zu ermitteln.
Eine Initiative zur Bündelung von Informationen ist der Copernicus Land Monitoring 
Central Services (LMCS), basierend auf dem Informationsstand durch die Projekte 
„geoland2“ und das Nachfolgeprojekt „GIO Land“. Diese Projekte haben die Aufgabe, 
potenzielle Nutzungsbeispiele für die zu erwartenden hochauflösenden Segmente (High 
Resolution Layers) für den Urban Atlas 2012 des Copernicus-Programms zu entwickeln. 
(EEA 2015; Copernicus Programme 2015) Die High Resolution Layers bieten verbes-
serte Bildqualitäten, die für eine Dienstleistung zur Innenentwicklung in urbanen Sied-
lungsräumen genutzt werden könnten. Zudem könnte der Zugang zu Copernicus Open 
Data auch neue Möglichkeiten für die Entwicklung von „Earth Observation“ – Dienst-
leistungen für städtebauliche Planungsprozesse – eröffnen. Die INSPIRE und Copernicus-
Initiativen unterstützen die Nutzung von Open Data und könnten auch eine generelle 
Freigabe des Zugangs zu national/regional verfügbaren geografischen Daten beschleu-
nigen. Auch die Information kann von Crowdsourcing-Initiativen wie z. B. Open Street 
Maps kommen und in Zukunft miteinander verknüpft werden. 
3 Anforderungen aus Sicht des Endnutzers
In dem Anfang 2015 erstellten URBIS-Zwischenbericht wurde eine Reihe von Organi-
sationen identifiziert, die im Bereich Innentwicklung engagiert sind und an Informati-
onen potenzielles Interesse haben. Deren spezifische Anforderungen wurden heraus-
gearbeitet. Ergänzend wurden Interviews mit den Endnutzern in den Pilotregionen des 
URBIS-Projekts durchgeführt. Dabei wurden auch die Kompatibilität bzw. mögliche 
Ergänzungen von Fernerkundungsdaten mit vorliegenden Geodaten überprüft. Die 
URBIS-Pilot-Regionen sind Amiens/Frankreich, Mährisch-Schlesische Region/Tschechi-
sche Republik und die Stadt Osnabrück. Der Dialog mit den potenzialen Datenutzern in 
den Pilotregionen hat zu einem besseren Verständnis der jeweiligen spezifischen Anfor-
derungen beigetragen und die Rahmenbedingungen für die angestrebte transnationale 
Anwendbarkeit von Informationsdienstleistungen auf der europäischen Ebene darge-
stellt. So können je nach den spezifischen Siedlungsstrukturtypen der Regionen unter-
schiedliche Arten und Qualitäten an Innenentwicklungspotenzialen identifiziert werden: 
große Bergbau- und Industrieanlagen in Ostrava, Brachen der Textilindustrie und unbe-
baute Nachverdichtungspotenziale in Amiens sowie militärische Konversionsflächen in 
Osnabrück. 
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Abb. 1: Eine Brachfläche mit 
einer Wiedernutzung in der 
Mährisch-Schlesischen Region 
(CZ) (Quelle: Karl Eckert 2014)
Abb. 2: Brachfläche in der Stadt Amiens (FR) und Ostrava (CZ) (Quelle: Karl Eckert 2014)
4 URBIS-Dienstleistungen für die Identifizierung von 
Innenentwicklungspotenzialen
Die Kategorien der Innenentwicklungspotenziale für URBIS wurden von dem INTERREG-
Projekt „Circular Flow Land Use Management Projekt“ (CircUse) übernommen (Preuß, 
Verbücheln 2013). Diese wurden für die Identifizierung und Klassifizierung von Poten-
zialflächen aufgestellt. Unterschieden werden: 
•	 Großflächige unbebaute oder untergenutzte Flächen im Siedlungsbestand,
•	 Kleinteilige Baulücken im urbanen Raum,
•	 Brachen: die Potenziale dieser Flächenkategorie werden nach der vorherigen Art der 
Nutzung untergliedert, z. B. Industrie, Kommerziell, Wohnen,
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•	 „Grüne Wiese“: Außenentwicklungspotenziale im planungsrechtlichen Vorlauf oder 
nicht vermarktete Flächen (Mondscheinflächen).
Der Austausch mit den URBIS-Pilot-Regionen hat zahlreiche Anforderungen an Dienst-
leitungen identifiziert, wie z. B.:
•	 die Identifikation von flächenbezogenen Daten (z.  B. Gebäude-Bausubstanz, 
Objektkubatur),
•	 Identifikation von Flächen mit landwirtschaftlichen Ertragspotenzialen,
•	 Identifikation/Monitoring der urbanen Grünflächen (z. B. für die Verbesserung der 
ökologischen Qualität),
•	 Automatische Detektion des Flächenversiegelungsgrades,
•	 Identifikation der baulichen oder ökologischen Risiken, die eine Weiternutzung 
einer leerstehenden oder brachliegenden Fläche verhindern können.
Zudem sind die durch die Literaturrecherche identifizierten Dienstleistungsanforderun-
gen von Endnutzern auf allen territorialen Ebenen unten aufgelistet. Viele von diesen 
Anforderungen sind sehr anspruchsvoll (wie z. B. Gebäudematerial und -qualitäten). Im 
Rahmen des URBIS-Projekts werden diese Anforderungen nach ihrer Realisierbarkeit 
untersucht:
•	 Monitoring der Entwicklung von europäischen Strategien zum Flächenverbrauch 
•	 Typisierung von urbanen Strukturen
•	 Bewertung von Auswirkungen des Flächenrecyclings auf lokaler Ebene
•	 Identifikation/Portfolio-Management von brachliegenden Flächen
•	 Evaluation der Rückbaukosten für Brachflächen
•	 Identifikation von Gebäudematerialien und -qualitäten
•	 Identifikation der Potenziale für die Reduktion von Flächenversiegelung
•	 Information zu Innenentwicklungspotenzialen für einen Stadtbenchmarking
•	 Identifikation von Flächen für die Produktion erneuerbarer Energien
•	 Identifikation von Flächen mit energetischem Sanierungsbedarf
•	 Identifikation der ökologischen Qualitäten von brachliegenden und leerstehenden 
Flächen (auf der lokalen und/oder regionalen Ebene)
•	 Identifikation von Immobilienrisiken und angemessenen Investitionen-Entscheidun-
gen (u. a. ökonomische Durchführbarkeit und die zu erwartenden Folgekosten einer 
Bebauung)
•	 Dienstleistung für die verbesserte Kommunikation und Visualisierung von Daten
•	 Identifikation von brachliegenden kleinteiligen Landwirtschaftsflächen (z. B. Wein-
bau)
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Hiermit wird die große Breite an Anforderungen von Endnutzern deutlich. Mit Blick 
auf diese Kategorien wurde eine erste Herangehensweise der Realisierung von URBIS-
Dienstleistungen für die Identifizierung von Innenentwicklungspotenzialen festgelegt. 
In der Testphase des Projekts sollen die Analysemöglichkeiten für drei verschiedene 
Bezugsebenen mit jeweils anspruchsvollerem Analysebedarf getrennt voneinander 
untersucht werden: 
•	 „Grüne Analyseebene“: Identifizierung von unbebauten Flächen im Siedlungs-
flächenbestand mit Entwicklungspotenzialen,
•	 „Graue Analyseebene“: Identifizierung von brachliegenden Flächen und Gebäuden 
unter Einbeziehung multitemporaler Daten,
•	 „Analyseebene: Dynamische Flächennutzungsänderungen“: Monitoring und 
Untersuchung der Siedlungsentwicklung der vorangegangenen Jahre. Hier können 
Urban-Atlas-Daten aber auch historische Luftbilder u. a. verknüpft werden. 
Ferner werden modular aufeinander aufbauende „Thematische“ Dienstleistungen mit 
dem URBIS-Projekt untersucht. Hiermit könnten spezifische Anforderungen von Orga-
nisationen oder Endnutzern einfließen.
Diese Dienstlungen werden in den nächsten zwei Jahren erarbeitet, um die Anforderun-
gen des Endverbrauchers zu erfüllen und die Vermarktbarkeit zu erhöhen.
5 Nächste Schritte des URBIS-Projekts
In den nächsten Arbeitsschritten des Projekts werden die technische Anpassung und 
Tests der URBIS-Dienstleistungen in den Pilotregionen erfolgen. Weiter werden die 
Anforderungen der Endnutzer der Dienstleistungen weiter detailliert, um die Vermark-
tungschancen der URBIS-Dienstleistungen auszuloten. Hierfür werden weitere Rück-
kopplungen von dem URBIS-Stakeholder Board und eine enge Kooperation mit den 
Akteuren der Pilot-Regionen bis zum geplanten Projektende erforderlich. Das Projekt 
wird Anfang 2017 abgeschlossen.
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1 Einführung
Europa ist ein Netzwerk aus Städten. Auch die wirtschaftliche, sozialkulturelle, ökolo-
gische und organisatorische Realität unserer globalen menschlichen Gesellschaft ist zu-
allererst eine Welt der vernetzten Städte. Mehr als die Hälfte der Menschheit wohnt 
inzwischen in Städten. Es ist daher keine Übertreibung zu behaupten, dass die Geschicke 
der Menschheit maßgeblich durch die Qualität unserer Städte und ihrer Netzwerke be-
stimmt werden. Wir möchten natürlich, dass unsere Städte und unsere Stadtteile vital, 
lebens- und liebenswert sind, nicht nur für uns, sondern auch für spätere Generationen. 
Wer aber ist verantwortlich für diese Qualität und für ihre Nachhaltigkeit? Wie wird die 
Qualität unserer Städte, der Behörden und der Politik gemessen?
In Europa sind wir geneigt zu sagen, dass unsere Städte durch das System der nationalen 
und lokalen Demokratie an Qualität und an Nachhaltigkeit gewinnen. Dies ist zweifels-
ohne eine erste Bedingung. Doch woher wissen wir, ob unsere Städte in dieser Hinsicht 
gut oder schlecht sind? Wir sehen die Demokratie, das Recht der freien Meinungsäuße-
rung und die freie Presse als Garanten für Transparenz. Diese Transparenz müsste dann 
beispielsweise sicherstellen, dass wir uns ein Bild vom Erfolg der deutschen Städte – im 
Vergleich zu den Städten Frankreichs, der Nachbarländer oder zu denen in China und 
Nordamerika – machen können.
Aber stimmt unser Bild von diesen Städten? Die 193 anerkannten Nationalstaaten die-
ser Welt, von Brunei bis zur Volksrepublik China, von Andorra bis zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika, sind, was den größten Teil der Nachhaltigkeitsparameter betrifft, 
vollkommen unvergleichbar. Woher kann ein Bürger also wissen, ob sein Land, inklusive 
der Städte in seinem Land, was die Nachhaltigkeit betrifft, auf einem guten Weg ist? Wir 
sind gerade so in der Lage, die wirtschaftlichen oder sozialwirtschaftlichen Entwicklun-
gen zu vergleichen. Aber wie messen wir die Entwicklungen hinsichtlich Nachhaltigkeit, 
die wir uns für unsere Kinder wünschen, sodass wir sie aufgrund der Messung effektiv 
steuern können? Können Nationalstaaten gut regiert werden, wenn es ihre Städte nicht 
sind? Können Städte gut verwaltet und nachhaltig sein, wenn ihre Stadtteile und funk-
tionalen Stadtgebiete das nicht sind? Schließlich sind sie auch die ersten und vielleicht 
einzigen Verwaltungsgebiete, die sehr wohl messbar und vergleichbar sind.
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Doch aufgrund zunehmender Komplexität und Arbeitsmenge ziehen sich, in Europa zum 
Beispiel, die Verwaltungen im großen Stil aus unseren Stadtteilen zurück. Damit ent-
ziehen sich ebendiese Verwaltungen und die Politik zugleich der Messbarkeit und Ver-
gleichbarkeit ihrer Arbeit. Stadtteile sind die einzigen Gebiete, die wir Bürger wirklich gut 
kennen und überblicken können. Es sind zudem wir, Bürger und Betriebe dieser jeweili-
gen Stadtteile, die die Steuergelder aufbringen, mit denen wir die Verwaltung bezahlen. 
Und die zieht sich immer weiter in größere unüberschaubare Einheiten zurück. Das ist 
radikal falsch. So verlieren Verwaltungen und auch Politiker den Kontakt zu den Bür-
gern. Der Bürger versteht nicht mehr, womit sich die Verwaltung beschäftigt, und soll sie 
dennoch bezahlen. Das ist die Ursache für das Auftreten der „Wutbürger“ (Kurbjuweit 
2010) und, noch schlimmer, für Politikverdrossenheit und in der Folge für destruktiven 
Utopismus oder die „einfachen Lösungen“ von „starken“ Männern oder Frauen.
Nicht der Arzt ist für die Gesundheit einer Person verantwortlich, sondern der Patient 
selbst. Analog dazu sind es die Stadtteile und Gewerbegebiete selbst, die an erster Stelle 
für ihr eigenes Wohlergehen verantwortlich sind. Nachhaltig ist ein Stadtteil, wenn er 
vital, lebensund liebenswert für seine Bewohner, seine Umgebung und insbesondere für 
die kommenden Generationen ist. Zurzeit ist dies wahrscheinlich nur selten der Fall. Erst 
recht nicht in den wohlhabenden Städten der Welt. Diese dienen jedoch gleichzeitig als 
Vorbild für die aufstrebenden Städte.
Es ist eine enorme Aufgabe, unsere Stadtteile und Städte so umzuformen, dass sie nach-
haltig werden. Und es ist ein Prozess, der viel zu träge in Gang kommt. Müssen Men-
schen und Betriebe dem Staat erst Steuern zahlen, um anschließend darum zu betteln, 
für die anstehenden Aufgaben im Stadtteil etwas davon – von oben – zurückzubekom-
men? Um Nachhaltigkeit zu erreichen, müssen wir unseren Stadtteilen echte Verant-
wortung übergeben. Das ist wichtig, weil ein Stadtteil die kleinste urbane Einheit ist, die 
direkt oder indirekt alle Basisfunktionen einer Stadt bietet oder bieten könnte. Wenn die 
deutliche Mehrheit der Stadtteile einer Stadt dann auf einem messbar guten Weg zur 
Nachhaltigkeit ist, wird die übergeordnete Stadt folgen. Die Stadtteile sind nun einmal 
die wichtigsten und auch zahlreichsten untergeordneten Einheiten dieser Stadt. Und 
wenn so alle Städte auf dem Weg sind, wird auch der Staat folgen. Sicherlich nicht um-
gekehrt. Nach drei Jahrhunderten Nationalismus müssen wir die Richtung unserer Sicht 
auf die Gesellschaft radikal verändern.
Gegenwärtig leben schätzungsweise mehr als die Hälfte der sieben Milliarden Menschen 
auf unserem Planeten in einer urbanen Textur. Für das Jahr 2050 werden wir mögli-
cherweise auf eine Weltbevölkerung von neun Milliarden Menschen zusteuern. Davon 
werden dann etwa siebzig Prozent in Städten wohnen (United Nations 2009). Damit 
würde die städtische Bevölkerung von jetzt 3,5 Milliarden auf 6,3 Milliarden wach-
sen – fast eine Verdopplung. Ist das überhaupt realistisch? Was, wenn nicht? Aus dieser 
Perspektive betrachtet, ist es aber nicht verwunderlich, dass der Ruf nach der „nachhal-
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tigen Stadt“ aus so vielen Mündern erklingt. Erstaunlich ist dagegen die Tatsache, dass 
bei näherer Betrachtung offenbar vollkommen unklar ist, was denn genau mit „Stadt“ 
beziehungsweise „Nachhaltigkeit“ gemeint ist.
Die zentralen Fragen dieses Buches sind: Wie können wir unsere bestehenden urbanen 
Gebiete „genetisch“ so verändern, dass sie sich in „dezentral denkende und kreati-
ve Organismen“ verwandeln, dass sie in einem offenen Netzwerk zusammenarbeiten, 
dass diese Gebiete einerseits in einem sportlichen Wettbewerb stehen und andererseits 
genau deshalb voneinander lernen, dass sie insofern erfolgreich sind, als sie sowohl für 
die jetzigen wie auch für spätere Generationen vital, lebensund liebenswert werden?
•	 Stadtteile und Städte müssen denkende und kreative Organismen sein. Ein 
Unternehmen, in dem nur die Chefs denken, ist dem Tode geweiht. Jede Abteilung 
kennt ihre eigene Situation am besten. Der Chef und das Unternehmen können 
ihre Abteilungen trainieren, ihnen verständliches und ehrliches Feedback geben, 
Prioritäten und Ziele setzen, Zusammenarbeit stimulieren, Aktivitäten koordinieren 
sowie Spielregeln bestimmen und handhaben. Es ist aber die Abteilung, die aus ihrer 
eigenen Situation heraus denken und danach handeln muss. Dies gilt genauso für 
Stadtteile und die aus ihnen zusammengesetzten Städte. Jeder Stadtteil muss für 
sich in der Lage sein, die Herausforderungen zu erkennen und zu gewichten. Aus 
der explodierenden Informationsmenge müssen so gut und so kreativ wie möglich 
Handlungsoptionen modelliert und daraus die besten Lösungen für die jeweiligen 
Herausforderungen entwickelt werden. Aufgabe von Stadtteilen und Städten ist es, 
diese besten Lösungen in die Praxis umzusetzen. Oder wenn diese nicht vorliegen, 
sich bewusst zu sein, dass experimentiert wird. Auch hier gilt: Wenn Stadtteile und 
Städte das Denken komplett der jeweils höheren Instanz überlassen, werden die 
Resultate unvermeidbar plump sein.
•	 Wir brauchen die Stadtteile und Städte als Netzwerk dezentral denkender Orga-
nismen. Wir können nicht davon ausgehen, dass wir die Probleme mithilfe großer, 
allwissender Kommandozentralen lösen. Die Entwicklung dieser Prozessarchitektur 
ist vergleichbar mit der Entstehung des Internets: Anfang der 1970er-Jahre stütz-
te sich die Verteidigung der USA noch auf einige wenige Großrechner. Dadurch 
wurde sie verletzbar. Also wurde ein Netzwerk aus Rechnern entwickelt, das auch 
dann weiterarbeiten konnte, wenn ein Rechner durch einen gegnerischen Angriff 
ausfiel. Aus der daraus entstandenen Vernetzung von Servern und Rechnern ent-
wickelte sich das Internet. Es ist faktisch ein großer, die Erde umspannender Rech-
ner. Die Hauptstädte der heute 193 Staaten dieser Welt ähneln aber noch immer 
den alten Großrechnern. Dieses Buch versucht nachzuweisen, dass wir Städte und 
ihre Stadtteile genetisch verändern können und sollen, um so wirkliche Subsidiarität 
zu garantieren und aus ihnen ein Netzwerk dezentral lernender und handelnder 
Organismen zu machen. Ihre Zusammenarbeit müsste gleichzeitig auch als Wett-
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bewerb verstanden werden. Ein „Kooperationswettbewerb“ als wunderbare Kraft 
unserer Gesellschaft. Die Nationalstaaten und insbesondere die Europäische Union 
können vielleicht wieder an Einfluss gewinnen, wenn sie diesen Kooperationswett-
bewerb stimulieren und unterstützen. Sie können dafür sorgen, dass er zweck-
gerichtet, effizient und fair bleibt.
•	 Die Stadtteile und Städte müssen wach und vital sein. In der turbulenten Zeit, 
die auf uns zukommt, geht es darum, richtig zu reagieren. Wer die Entwicklung 
verschläft, wird Schwierigkeiten haben. Ein gutes Beispiel sind Überschwemmun-
gen, egal, ob diese nun durch den Klimawandel verursacht werden oder nicht. Ver-
schlafene Stadtteile und Städte kennen diesbezüglich ihre Schwachstellen vielleicht, 
packen sie aber nicht an. Sie brauchen Wachheit, Vitalität und Kraft, um sich zu 
ändern und – insbesondere nach einem unvermeidbar einschneidenden Ereignis wie 
einer Naturkatastrophe – eine, wenn nötig, neue Identität zu gewinnen.
•	 Stadtteile müssen Organismen sein, die lebenswert und – sowohl nach innen 
wie nach außen – liebenswert sind. Organismen, die nur irritieren und feindselige 
Reaktionen hervorrufen, werden aussterben. Wohlhabende Stadtteile mit reichen 
Einwohnern haben nicht das Recht, die Umwelt mehr zu verschmutzen und zu be-
lasten als Stadtteile mit ärmeren Einwohnern. Sie haben aber sehr wohl die Macht 
und die Kraft, ihren Überfluss so zu investieren, dass ihre Stadtteile zu Nachhaltig-
keitspionieren und -wegbereitern werden.
Alle diese Eigenschaften fasst das vorliegende Buch unter dem Begriff „Nachhaltigkeit“ 
zusammen. Neuerdings taucht in diesem Zusammenhang immer öfter das englische 
Wort „resilience“ (Wilson 2012) auf. Es kann mit „Widerstandsfähigkeit“, „Rückfede-
rungsvermögen“ oder, inhaltsleer und feige, mit „Resilienz“ übersetzt werden. „Nach-
haltigkeit“ und „Widerstandsfähigkeit“ ähneln sich sehr. Beide ähneln wiederum dem 
Begriff „Gesundheit“. Die Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 
„Gesundheit“ lautet: „Gesundheit ist ein Zustand des vollständigen körperlichen, 
geistigen und sozialen Wohlergehens und nicht nur das Fehlen von Krankheit oder 
Gebrechen“1. Analog wäre eine Definition der „Nachhaltigkeit“ einer Kleinstadt oder 
eines Stadtteils: „Nachhaltigkeit ist ein Zustand des vollständigen wirtschaftlichen, 
sozialkulturellen, ökologischen und organisatorischen Wohlergehens einer Kleinstadt 
oder Stadtteils für jetzige sowie spätere Generationen.“ Hieraus wird die etwas bes-
ser lesbare Definition dieses Buchs abgeleitet: „Nachhaltig“ ist der Zustand von Klein-
städten oder Stadtteilen, wenn diese vital, lebensund liebenswert für ihre Bewohner, 
ihre Umgebung und für die kommenden Generationen sind. Natürlich ist „Nachhaltig-
keit“ damit weiter gefasst als „Gesundheit“, weil sie das Wohlergehen der zukünftigen 
1 „Health is a state of complete physical, mental and social well-being and not merely the absence of 
disease or infirmity.“ Preamble to the Constitution of the World Health Organization as adopted by the 
International Health Conference, New York, 19-22 June, 1946; signed on 22 July 1946 by the represen-
tatives of 61 States.
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Generationen miteinschließt. Gesundheit tut das allerdings in gewisser Weise auch, 
indem sie auch genetische Schädigungen ausschließt.
Dieses Buch ist ein Plädoyer dafür, dass wir analog zur Gesundheitsfürsorge eine „Städ-
tische Nachhaltigkeitsfürsorge“ aufbauen. Unsere Gesundheitsfürsorge hat einen hohen 
organisatorischen Reifegrad erlangt. Die „Städtische Nachhaltigkeitsfürsorge“ ist davon 
noch meilenweit entfernt. Das ist beunruhigend. Denn ob wir Menschen weiterhin auf 
angenehme Weise auf Mutter Erde leben können, hängt vermutlich stark von einer gut 
funktionierenden „Städtischen Nachhaltigkeitsfürsorge“ ab.
Wie die menschliche Gesundheit den gesamten Organismus, so umfasst die städtische 
Nachhaltigkeit alle Aspekte einer Stadt. Sie betrifft also nicht nur die energetischen, 
umwelttechnischen, sozialkulturellen und organisatorischen Seiten der Städte. Die wirt-
schaftlichen und finanztechnischen Systemaspekte gehören genauso dazu. Es ist keine 
gute Idee, in eine bösartige urbane Krebstextur zu investieren. Dagegen ist es sehr wohl 
sinnvoll, sich an einer städtischen Gemeinschaft mit hohem sozialkulturellen Kapital, 
guter Organisation, hoher Ressourceneffizienz sowie einem guten Umgang mit dem 
Umweltkapital zu beteiligen.
Der Vergleich zwischen Gesundheitsfürsorge und Nachhaltigkeitsfürsorge ist nicht neu. 
Schon der Reformmediziner Rudolf Virchow schrieb 1848 (Virchow 1848): „Die Medizin 
ist eine soziale Wissenschaft, und die Politik ist nichts weiter als Medizin im Großen“2.
Die Herausforderung ist riesig. Die gute Botschaft lautet, dass die qualitativen sowie die 
quantitativen Eigenschaften der Kleinstädte, Stadtteile und funktionalen Stadt gebiete 
vermutlich gut vergleichbar sind. Es gibt weltweit genügend von diesen Einheiten, um 
ein effektives, vergleichendes Lernen zu ermöglichen. Ein direkter Vergleich der Städte 
ist dagegen nicht möglich. Dafür sind die einzelnen Städte auf der Ebene der Stadt-
verwaltung und ihrer Verwaltungsgrenzen zu unterschiedlich. Ein Beispiel: Obwohl 
beides Hafenstädte, sind Hamburg und Rotterdam – direkt betrachtet – unvergleichbar. 
Hamburg umfasst als Stadtstaat ein viel größeres Gebiet als Rotterdam. Dagegen sind 
aber die Stadtteile und die funktionalen Stadtgebiete dieser Städte sehr gut vergleich-
bar. Wenn wir Hamburg und „Groß-Rotterdam“ also als Systeme ihrer Stadtteile und 
funktionalen Stadtgebiete beschreiben würden, könnten wir beide – indirekt – sehr wohl 
miteinander vergleichen. Zum Beispiel in der Form des Anteils an Stadtteilen, die sehr 
nachhaltig, mittelmäßig bzw. nicht nachhaltig sind.
Im Europa der 27 Mitgliedsstaaten (EU-27) gibt es knapp 450 Städte, die mehr als 
100 000 Einwohner haben. Innerhalb dieser Datenbasis sind aber Städte wie Trier und 
London oder Sutton-Coldfield und Paris gleichwertig enthalten. Diese sind auf der 
2 Der Reformarzt Rudolf Virchow am 3. November 1848: „Und wer kann sich darüber wundern, dass 
die Demokratie und der Socialismus nirgends mehr Anhänger fand, als unter den Aerzten? dass überall 
auf der äussersten Linken, zum Theil an der Spitze der Bewegung, Aerzte stehen? die Medizin ist eine 
sociale Wissenschaft, und die Politik ist weiter nichts, als Medicin im Grossen.“ (Virchow 1848).
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oberen Verwaltungsebene jedoch so unterschiedlich, dass sie für einen direkten Ver-
gleich komplett unbrauchbar sind. In der EU-27 wohnen bereits 70 Prozent oder etwa 
350 Millionen Einwohner in städtischen Gebieten. Bei einer durchschnittlichen Größe 
von 10 000 Einwohnern pro Stadtteil wären das 35.000 Stadtteile. Damit ließe sich – 
nach der üblichen Kategorisierung und Typenbildung – sehr wohl gut vergleichend ar-
beiten. Weltweit gibt es, nach diesem System geschätzt, zurzeit mehr als 350 000 Stadt-
teile. 2050 könnten es vielleicht 630.000 sein. Diese Anzahl ist aber jetzt schon so hoch, 
dass sie eine sehr gute Basis für eine neue wissenschaftliche Disziplin darstellt, die eine 
beweisbasierte beste Praxis städtischer Nachhaltigkeitsfürsorge ermitteln kann. Dabei 
ist es, wie in der Gesundheitsfürsorge, auch wichtig zu wissen, welche Lösungen nicht 
geholfen oder keine signifikanten Verbesserungen gebracht haben.
Die Nachhaltigkeitsaufgabe, die vor uns liegt, ist enorm. Grob gerechnet, müssen wir 
die Ressourceneffizienz, mit der wir Produkte und Dienstleistungen herstellen, mit 
einem Faktor von fünf bis zehn verbessern. Das heißt, dass wir für eine Dienstleistungs-
einheit, wie zum Beispiel für einen Waschgang Weißwäsche, fünf bis zehnmal weniger 
Ressourcen – Energie und Rohstoffe – als jetzt verbrauchen dürfen, gerechnet über den 
gesamten Lebenszyklus der betreffenden Anlagen (Weizsäcker 2009). Für die, die das 
schaffen können, ist diese Effizienzverbesserung natürlich eine Marktchance. An erster 
Stelle bedeutet sie jedoch eine unvorstellbare und fast lähmende Herausforderung.
In seinem Buch „Du mußt dein Leben ändern“ hat der Philosoph Peter Sloterdijk erfreu-
licherweise Elemente für den Umgang mit dieser scheinbaren Überforderung geliefert. 
Er stellt zunächst fest, dass Denken die Last des Vorausdenkens ist. Ein übles Los: „Was 
ist der Mensch, wenn nicht das Tier, von dem zu viel verlangt wird?“ (Sloterdijk 2009, 
700) Weiterhin: „Eine Person, die die Zeichen am Horizont persönlich nehmen woll-
te – müßte sie nicht sofort unter ihren Sorgen zusammenbrechen?“ (Sloterdijk 2009, 
705) Für den Umgang mit dieser scheinbaren Überforderung greift Sloterdijk zunächst 
auf die Arbeit des Philosophen Hans Jonas zurück. Dieser unterstrich bereits zu Beginn 
der Achtzigerjahre des 20. Jahrhunderts in seinem Buch „Das Prinzip Verantwortung“, 
dass der Mensch zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit eine Verantwortung 
für die Zukunft habe und nicht mehr nur für die Gegenwart oder für das, was nur in 
der Vergangenheit getan wurde. Jonas schrieb dies wohl hauptsächlich im Hinblick auf 
die Nuklearwaffen. Er erweiterte den kategorischen Imperativ von Kant und forderte: 
„Handle so, daß die Wirkungen deiner Handlung verträglich sind mit der Permanenz 
echten menschlichen Lebens auf Erden.“ (Jonas 1984) Doch diese Sicht bietet noch 
keine Antwort auf die gigantische Kraft der langsamen Klimakatastrophe, die möglicher-
weise unmerklich auf uns zurollt. Eine enorme Zunahme der Niederschläge, ein meter-
hoher Anstieg des Meeresspiegels oder die Zunahme der Orkanfrequenz könnten nur 
drei der möglichen Effekte sein. Schlimmer noch: Diese Änderungen werden nur sehr 
langsam in Erscheinung treten. Wie ist es da möglich, sich so zu verhalten, wie Hans 
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Jonas es fordert? Wo anfangen? Wie durchhalten? Im Hinblick auf den Umgang mit 
dieser schleichenden, fast unsichtbaren Übermacht verweist Peter Sloterdijk glücklicher-
weise auf eine machtvolle Bewegung unseres Lebenssystems: das Immunsystem. Jede 
Zelle für sich ist nur winzig, eine Immunreaktion aller Zellen unseres Körpers kann aber 
sehr mächtig sein.
Der Kommunismus brachte laut Sloterdijk zwar mehr Unheil und Tragik als Gutes, aber 
er zeigte, dass Massen mächtig sein können. Er drängt uns daher dazu, dass wir eine 
„Makro-Struktur globaler Immunisierungen“ entwickeln sollen, und nennt sie „Ko-
Immunismus“. (Sloterdijk 2009, 700) Diese Bewegung soll dazu führen, dass eine ef-
fektive große Menschenmasse zustande kommt, die „in täglichen Übungen die guten 
Gewohnheiten gemeinsamen Überlebens“ annimmt. (Sloterdijk 2009, 714) Der Kern 
des postulierten Ko-Immunismus ist, dass alle kleinen Mengen wesentlich sind, wenn 
sie in der gesamten Masse eine gut ausgerichtete Bewegung verantworten. So haben 
zum Beispiel die Französische oder auch die Russische Revolution bewiesen, dass diese 
Art der Masse insbesondere in Städten effektiv sein kann. Wir müssen diese Kräfte aber 
so früh befreien, dass sie hilfreich arbeiten können. Setzen diese Kräfte sich zu spät frei, 
werden sie erschütternd und, wie damals in Frankreich und Russland, destruktiv sein.
Dieses Buch (Tiddens 2014) beschreibt, warum und wie wir mit und in unseren eigenen 
kleinen Einheiten – Kleinstädten und Stadtteilen – dieses gemeinsame Überleben mit 
Freude gestalten können und müssen. Es versucht, die Gedanken Peter Sloterdijks und 
Hans Jonas’ ein kleines Stück näher an eine praktische Ausführung heranzubringen. So-
mit handelt es sich um eine „ko-immunistische Streitschrift“ im oben genannten Sinne.
Das Buch besteht aus vier Hauptteilen:
•	 Teil 1: „Die falsch verstandene Herausforderung“ schaut auf die Rolle der Städte 
in der gegenwärtigen Gesellschaft. Nicht in den nationalen Staaten, nicht in den 
bekannten, spektakulären Hauptstädten und Megalopolen liegt die Herausforde-
rung, sondern in der Masse der gewöhnlichen Städte.
•	 Teil 2: „Die Stadt als höheres Lebewesen, eine kräftige Analogie“ untersucht 
anhand von zehn Kriterien, inwiefern Städte lebendigen Organismen entsprechen 
und was das jeweils für die Nachhaltigkeit der Städte bedeutet.
•	 Teil 3: „Bitte wenden! Städte von der Basis aus betrachten!“ legt dar, dass wir Städte 
nicht mehr in erster Linie aus der Perspektive der Staaten, sondern umgekehrt – von 
unten nach oben – betrachten sollten.
•	 Teil 4: „Was ist zu tun?“ zeigt die logischen Konsequenzen dieser Betrachtung auf 
und erklärt, was wir aus der Systematik der menschlichen Gesundheitsfürsorge 
lernen und konkret auf die „Städtische Nachhaltigkeitsfürsorge“ übertragen kön-
nen. Zudem erfolgt ein konkreter Vorschlag, wie wir die Verantwortung in die Stadt-
teile zurückbringen können – effektiv und mit Spaß bei der Umsetzung.
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Zensus 2011 – Auswertungen und Analysen  
auf Gitterzellenebene
Stefan Dittrich, Stephanie Hirner
Zusammenfassung
Durch die Novellierung des Bundesstatistikgesetzes im Oktober 2013 ist es möglich, 
Bundesstatistiken (BStatG 1987) mit einer regionalen Zuordnung zu Gitterzellen von 
mindestens einem Hektar Größe bereitzustellen. Damit wurde die Grundlage geschaf-
fen, die Ergebnisse des Zensus 2011 rasterbasiert auszuwerten. Der Zensus liefert 
flächendeckend Basisdaten zu Bevölkerung, Haushalten, Gebäuden und Wohnungen, 
wobei die Ergebnisse jeweils Anschriften zugeordnet wurden. Durch die Georeferenzie-
rung der Anschriften, basierend auf den Geokoordinaten des Bundesamtes für Karto-
graphie und Geodäsie, konnten die Zensusergebnisse INSPIRE-konformen Gitterzellen 
verschiedener Seiten längen zugewiesen werden. Damit können alle flächendeckend 
vorliegenden Ergebnisse des Zensus 2011 nicht nur auf administrativer Ebene, sondern 
auch rasterbasiert ausgewertet werden.
1 Einführung
Mit Stichtag 9. Mai 2011 fand erstmals nach 24 Jahren in Deutschland eine Volks-, 
Gebäude- und Wohnungszählung statt. Nachdem die letzte Volkszählung in Deutsch-
land als Vollerhebung durchgeführt wurde, kam beim Zensus 2011 eine kombinierte 
Methode zur Anwendung, bei der vorhandene Datenquellen genutzt und um primär-
statistische Erhebungen sowie eine automatisierte Haushaltegenerierung ergänzt wur-
den. Mit der neuen Methode sollte das Ziel verfolgt werden, die Bevölkerung möglichst 
wenig zu belasten. Den erforderlichen Rahmen für die EU-weite Zensusrunde in Bezug 
auf Merkmale sowie auf die zulässige Methodik gab die EU-Rahmenverordnung (2008, 
Nr. 763) vor, welche durch den nationalen Gesetzgeber in Deutschland umgesetzt wurde.
Die Heterogenität der Datenquellen im deutschen Zensus sowie die Komplexität der 
Methode führten dazu, dass die Zusammenführung der Daten in einer zentralen 
Datenbank, dem Anschriften- und Gebäuderegister, mit der Anschrift als verbindendem 
Element realisiert wurde. Das Anschriften- und Gebäuderegister wurde speziell für den 
Zensus aufgebaut und enthält neben administrativen Zuordnungen auch Informationen 
zu Geokoordinaten aus den Daten vom Bundesamt für Kartographie und Geodäsie, 
sodass eine Auswertung von Zensusergebnissen zu administrativen Einheiten und zu 
Gitterzellen gemäß INSPIRE-Standards möglich ist.
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2 Graphische Aufbereitungen des Zensus 2011
Ergebnisse aus dem Zensus 2011 können als Tabellen über die Auswertungsdatenbank 
unter ergebnisse.zensus2011.de abgerufen werden. Neben der tabellarischen Bereit-
stellung sind Zensusergebnisse auch graphisch aufbereitet über das Internet verfügbar, 
sowohl auf administrativer Ebene als auch als rasterbasierte Auswertungen.
2.1 Auswertungen auf administrativer Ebene
Verwaltungsgrenzen liegen für verschiedene administrative Einheiten vor. Auswertun-
gen zu den Themen des Zensus auf Länder, Kreis- oder Gemeindeebene können in Kar-
tenform über die Auswertungsdatenbank unter ergebnisse.zensus2011.de abgerufen 
werden. Ein weiteres Angebot auf administrativer Ebene bietet die Anwendung „Zensus 
2011 – So wohnt Deutschland“, erreichbar über www.destatis.de/zensuskarte. In dieser 
Anwendung sind Ergebnisse zu Gebäuden und Wohnungen auf Kreisebene graphisch 
aufbereitet.
Darstellungen mit administrativen Gliederungen ermöglichen einen Vergleich verschie-
dener Kommunen untereinander. Die Graphiken zeigen Daten für Gebiete, deren Umris-
se den bekannten Grenzverläufen entsprechen. Der Nutzer ist also an die dargestellten 
Formen gewöhnt und kann sich an den Grenzen der administrativen Einheiten orientie-
ren. Allerdings sind diese Umrisse im Zeitablauf nicht konstant: Gemeinde- und Gebiets-
reformen führen dazu, dass sich Gebietsgrenzen im Zeitablauf verändern können. Auch 
sind die dargestellten Einheiten sehr unterschiedlich, für Berlin ist mit seinen 3,3 Mil-
lionen Einwohnern genauso wie für Dierfeld in Rheinland-Pfalz (11 Einwohner) nur 
jeweils ein einziger Zensuswert je Merkmal ausgewiesen. Trotzdem bilden administrative 
Einheiten die Grundlage für Entscheidungen von Verwaltung und Politik. Auswertungen 
und Analysen für Verwaltungseinheiten sind unabhängig von weiteren Möglichkeiten 
für räumliche Einteilungen von großer Bedeutung. Untergemeindliche und rasterbasier-
te Auswertungen können aber als Ergänzung genutzt werden.
2.2 Zensusatlas – Auswertungen auf Rasterebene
Im Zensusatlas werden erstmals Auswertungen aus dem Zensus 2011 rasterbasiert dar-
gestellt. In der Web-Anwendung, die über atlas.zensus2011.de erreichbar ist, sind ver-
schiedene Indikatoren im 1-km-Gitter verfügbar. Neben der Einwohnerzahl sind weitere 
Informationen zu den Themen Bevölkerung und Wohnungen enthalten. Im Zensusatlas 
können neben Verwaltungsgrenzen und Namen von Verwaltungseinheiten verschiede-
ne ergänzende Daten wie Eisenbahnlinien, Flüsse und Autobahnen eingeblendet wer-
den. Außerdem ist der WebAtlasDE hinterlegt, der zusätzliche Orientierung bietet. Die 
gezielte Suche nach Gemeinden ist über eine Suchfunktion möglich, außerdem sind alle 
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Karten und die zugrunde liegenden Daten über einen WMS-Dienst abrufbar. Dadurch 
können die Werte durch Nutzer auch leicht in eigene Anwendungen übernommen wer-
den.
Abb. 1: Startseite Zensusatlas – Bevölkerung am 09.05.2011 (Quelle: atlas.zensus2011.de)
Neben der kartographischen Darstellung der Zensusergebnisse auf Gitterzellenebene 
liegen die Daten des Zensusatlas auch im Downloadangebot auf zensus2011.de als klas-
sierte und spitze (unklassierte) Werte vor. Zusätzlich steht die Einwohnerzahl auch im 
100-m-Gitter zum Download bereit.
Gitterzellenbasierte Darstellungen sind unabhängig von Verwaltungsgrenzen, stabil im 
Zeitverlauf, sie ermöglichen damit Auswertungen und Vergleiche identischer Flächen in 
verschiedenen Gebieten und zu verschiedenen Zeiten. Darüber hinaus können gitterzel-
lenbasierte Darstellungen kostengünstig produziert werden. Beliebige Raumeinheiten, 
wie beispielsweise Einzugsgebiete oder Metropolregionen, können aggregiert darge-
stellt und analysiert werden. Bei der Festlegung der Merkmale zur Auswertung sollte 
berücksichtigt werden, dass aufgrund des hohen räumlichen Detailgrads bei der Darstel-
lung die Differenzierung der Merkmale nicht zu hoch sein sollte. Das betrifft sowohl die 
Unterteilung der Merkmale (z. B. Anzahl der Altersklassen) als auch die Kombination 
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von Merkmalen (z. B. Alter kombiniert mit Familienstand). Sind zu viele Gitterzellen nur 
sehr gering besetzt, sinkt die Aussagekraft der Daten, da das Geheimhaltungsverfahren 
umso stärker die Daten verändert, je geringer die Besetzungszahlen sind.
3 Sonderauswertungen
Tabellen mit Daten auf Rasterebene erlauben Auswertungen für beliebige Gebiete 
oder Flächen in Deutschland. Dazu müssen die zu beobachtenden Flächen mit den 
Gitterzellen verschnitten werden mit dem Ziel, alle Gitterzellen innerhalb der Fläche zu 
kennzeichnen. Die entsprechenden Zensusdaten der beteiligten Gitterzellen können 
im Anschluss aggregiert werden, sodass z. B. Einzugsgebiete oder Einwohner in einem 
bestimmten Radius um einen Geländepunkt ausgewertet werden können.
Am Beispiel einer Trasse um die Autobahn A7 kann gezeigt werden, welche Möglich-
keiten durch Gitterzellauswertungen gegeben sind (siehe Abb. 2). Als auszuwertende 
Fläche wird ein Puffer von 1 km rechts und links der Autobahn verwendet. Laut Zensus 
2011 lebten in diesem Puffer rund 320 000 Menschen. Diese Bevölkerungszahl ergibt 
sich, wenn Gitterzellen mit einer Seitenlänge von 100 m ausgewertet werden, wobei 
nur die Gitterzellen berücksichtigt werden, die zu mindestens 50 % innerhalb der unter-
suchten Trasse liegen.
Wertet man den Korridor um die A7 mit unterschiedlichen Gitterweiten (1  km und 
100 m) aus so zeigt sich, dass die Auswertungen zur Einwohnerzahl sehr unterschiedlich 
sind. Sie unterscheiden sich auch deutlich in Abhängigkeit der berücksichtigten Rand-
gitterzellen. Verglichen werden drei mögliche Varianten:
•	 Berücksichtigung aller Randgitterzellen unabhängig von deren Anteil im Korridor.
•	 Aggregation der Randgitterzellen, deren Fläche zu mindestens 50 % innerhalb der  
 Trasse liegen.
•	 Verwendung der Zensusergebnisse der Gitterzellen in Abhängigkeit von der Fläche 
 der Gitterzelle innerhalb des Korridors (anteilige Berücksichtigung).
Die Auswertungen zur Einwohnerzahl im Korridor um die A7 liegen damit zwischen 
rund 680 000 Einwohnern bei einem 1-km-Raster und Berücksichtigung aller Grenz-
gitterzellen und rund 320 000 bei Verwendung der 100-m-Gitter und Berücksichtigung 
nur der Raster mit mindestens 50 % innerhalb des Korridors (siehe Tab. 1). Die dritte 
Variante unterstellt für jede Gitterzelle, dass die Personen gleichmäßig verteilt sind, 
sodass die Bevölkerung prozentual zur Fläche innerhalb der Trasse berücksichtigt wird.
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Abb. 2: Trassenführung der Autobahn A7 – Darstellung eines Puffers und Detailansicht auf Basis 
des Zensus 2011 (Quelle: eigene Darstellung)
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Dies führt zu ähnlichen Ergebnissen wie die Berücksichtigung der Gitterzellen mit min-
destens 50 % Fläche innerhalb des Korridors. In Tabelle 1 wird deutlich, dass je nach 
den Vorgaben, die zur Ermittlung eines Einzugsgebietes verwendet werden, die Ergeb-
nisse sehr unterschiedlich sein können. Eine genaue Beschreibung, unter welchen Rand-
bedingungen die Ergebnisse zustande kommen, ist notwendig, um diese interpretieren 
zu können.
Tab. 1: Auswertung zur Einwohnerzahl aus dem Zensus 2011 im Korridor um die Autobahn A7 – 
Berücksichtigung verschiedener Gitterweiten und verschiedener Regeln zum Umgang mit Grenz-
gebieten (Quelle: eigene Auswertung)
Berücksichtigung  
der Grenzgitterzellen 1 km x 1 km-Gitter 100 m x 100 m-Gitter
Alle Grenzgitterzellen








Neben den Unterschieden, die auf der Verwendung der Randgitterzellen beruhen, 
zeigt sich auch, dass die Einwohnerzahlen bei verschiedenen Gitterweiten stark von-
einander abweichen. In Abbildung 3 wird deutlich, weshalb die Werte insbesondere 
bei Berücksichtigung aller Grenzgitterzellen so unterschiedlich sind. Die Abbildung zeigt 
einen Auszug aus dem Korridor um die A7 im Grenzbereich zwischen Hamburg und 
Schleswig-Holstein, sowohl im Raster mit einer Seitenlänge von 1 km als auch mit einer 
Seitenlänge von 100 m. Durch die kleineren Gitterzellen wird die Auswertung genauer, 
einige dicht bewohnte Gitterzellen werden bei der Auswertung nicht berücksichtigt, da 
sie im 100-m-Raster komplett außerhalb liegen.
Abb. 3: Trassenführung der Autobahn A7 – Detailansicht im 1-km- und 100-m-Raster auf Basis 
des Zensus 2011 (Quelle: eigene Darstellung)
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Diese Beispiele zeigen, dass rasterbasierte Daten nicht nur Chancen, sondern auch neue 
Anforderungen an die Nutzer hinsichtlich der adäquaten Abgrenzung und Interpretation 
stellen.
4 Ausblick
Zensusergebnisse liegen flächendeckend zu Merkmalen vor, die aus Registern, durch 
Vollerhebungen oder über die Haushaltegenerierung gewonnen wurden. Damit können 
Auswertungen auf Gitterzellenebene zur Bevölkerung, zu Haushalten sowie zu Gebäu-
den und Wohnungen erstellt werden. Rasterbasierte Auswertungen bieten ein enormes 
zusätzliches Potenzial zu administrativen Auswertungen, da sie untergemeindliche und 
grenzüberschreitende Ergebnisse liefern. Dabei können Ergebnisse und Analysen auf 
administrativer Ebene nicht ersetzt werden. Der genaue Einsatzbereich rasterbasierter 
Ergebnisse muss noch analysiert werden. Insbesondere bei detaillierten Auswertungen 
für einzelne Merkmale oder Merkmalskombinationen muss hinterfragt werden, welche 
Bedarfe damit gedeckt werden können. Erste Anforderungen für gitterzellen basierte 
Daten liegen sowohl für Planungszwecke von Ministerien als auch aus Forschung und 
Wissenschaft vor. In welcher Weise die kleinräumigen Daten aus dem Zensus 2011 
von Nutzen sein können, wird sich erst bei weiteren tiefergehenden Analysen des 
Datenmaterials zeigen. Mit den aktuell zur Verfügung stehenden Daten liefert die 
Statistik erste kartographische Darstellungen sowie ein Basisangebot an Downloadtabel-
len für weitere Auswertungen. Ob weitere Karten sinnvoll ergänzt werden können oder 
zusätzliche Zensusmerkmale im Downloadangebot bereitgestellt werden sollten, wird 
sich noch zeigen.
Auswertungen auf Gitterzellenebene waren mit Zensusdaten erst mit der Novellie-
rung des BStatG im August 2013 möglich. Damit wurde die Grundlage geschaffen, die 
Ergebnisse des Zensus 2011 auf Rasterebene auszuweisen. Die schnelle Bereitstellung 
erster Karten und Tabellen war das primäre Ziel im statistischen Verbund. Für die nächste 
Zensusrunde kann bereits frühzeitig ermittelt werden, welche Formen der Bereitstellung 
rasterbasierter Zensusergebnisse für die Nutzer sinnvoll und verwertbar sind. Dabei wird 
es auch möglich sein, Zeitreihen unabhängig von Verwaltungsgrenzen aufzuzeigen, 
indem Auswertungen zu Gitterzellen aus dem Zensus 2011 mit Ergebnissen aus dem 
Zensus 2021 verglichen werden. Die hieraus entstehenden Möglichkeiten zur Nutzung 
rasterbasierter Daten werden sich erst im Zeitablauf zeigen. Das Potenzial von Auswer-
tungen, deren räumliche Abgrenzungen im Zeitverlauf konstant bleiben, wird erst noch 
zu analysieren und zu bewerten sein.
Neben neuen Ansätzen für Auswertungen können Informationen zu Gitterzellen auch 
bei der Methodik für den Zensus 2021 zum Tragen kommen. So ist es denkbar, bereits 
in der Zensusvorbereitungs- und -durchführungsphase Gitterzellen zu nutzen und bei 
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der Umsetzung der methodischen Vorgaben diese räumliche Zuordnung der Anschriften 
entsprechend zu berücksichtigen.
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Erschließung und Nutzung von kleinräumigen 
Informationen in der deutschen Städtestatistik
Michael Haußmann
Zusammenfassung
Im föderalen staatlichen Verbund sind die Städte und Kreise diejenigen, die für ihre 
Aufgaben die feinste Granularität statistischer Daten benötigen. Die größten Herausfor-
derungen sind dabei zum einen die Überwindung von Zugangshürden zur Erschließung 
von geeigneten Daten, zum anderen der bestmögliche Datenschutz ohne Verlust der 
Aussagekraft. 
Nachdem untergemeindliche Ergebnisse von Großzählungen als wichtige Datenquelle 
für kleinräumige Informationen inzwischen größtenteils versiegt sind, werden Register-
statistiken als Ersatz immer wichtiger. Deren Wert kann unter anderem durch den ver-
mehrten Einsatz von GIS-Technologie mit flexiblen Darstellungs- und Verschneidungs-
möglichkeiten vermehrt werden. 
Auf dem Weg zu einem transparenteren „Open Government“, in dem die Bürger/ 
-innen Planungsentscheidungen besser verstehen und beeinflussen können, kann die 
Kommunalstatistik ein wichtiger und zuverlässiger Wegbereiter sein. Ein möglicher Bei-
trag der Städtestatistik zu einer alle föderalen Ebenen umfassenden, integrierten staat-
lichen Dateninfrastruktur ist nicht nur vor diesem Hintergrund nicht gering zu schätzen.
1 Die heutige Rolle der Städtestatistik
Mit der Verankerung des Sozialstaatsprinzips in der deutschen Verfassung (Art. 20 GG) 
ergibt sich die Verpflichtung für den Staat, vorausschauend zu planen. Dies kann nur 
dann verantwortungsvoll geschehen, wenn passende objektive Grundlageninformatio-
nen zur Verfügung stehen. Auf der kommunalen Ebene sind die Städte und Gemeinden 
nach dem Prinzip der Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 GG) dabei frei in Ihrer Entschei-
dung, wie sie sich die notwendigen Informationen besorgen. Im Laufe der vergangenen 
150 Jahre hat sich dabei das Netzwerk der deutschen Kommunalstatistik etabliert, in 
welchem vor allem die größeren Städte sowie einige Kreise und Regionalverbände über 
abgeschottete Statistikstellen verfügen. Diese sind rechtlich in der Lage, dem strengen 
Datenschutz unterliegende Einzeldaten aufzubereiten und anderen in aggregierter Form 
bereitzustellen.
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Abb. 1: Die Hauptaufgaben der Kommunalstatistik (eigene Darstellung)
Die größte Zielgruppe der Städtestatistik ist traditionell die kommunale Planung, wel-
che die lokale Infrastrukturplanung (u. a. Schulen, Kindertagesstätten, Pflegeheime), die 
formale Bauleitplanung (u. a. Flächennutzungspläne, Bebauungspläne, Abgrenzung von 
Sanierungsgebieten) und die konzeptionelle Planung (u. a. Rahmenpläne, Wohnungs-
marktkonzepte) umfasst. 
Hinzu treten vermehrt Nachfrager außerhalb der Stadtverwaltungen, insbesondere aus 
der Raumwissenschaft. Befördert wird dies unter anderem dadurch, dass die technische 
Verarbeitung von Statistikinformationen und deren Integration in eigene Projekte deut-
lich einfacher geworden ist. Zur „klassischen“ Rolle als interner Datenlieferant für spezi-
fische Fragestellungen gesellt sich damit mehr und mehr die Anforderung, als Datenpro-
vider aufzutreten und kommunalstatistische Daten nach außen zugänglich zu machen.
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2 Der Datenbedarf der Städtestatistik
Der Datenbedarf der Kommunen ist kleinräumig. Viele kommunale Planungen betreffen 
lokale Nachbarschaften, die sich teilweise mithilfe der Kleinräumigen Gliederung des 
Stadtgebiets (Deutscher Städtetag 1976) (Baublockseite – Baublock – daraus aggre-
gierte statistische Einheiten) eingrenzen lassen, teilweise werden auch freie Abgrenzun-
gen gewählt (z. B. Einzugsbereiche). Im Idealfall liegen die Daten georeferenziert auf 
der Ebene der Gebäude (Straße/Hausnummer) vor und können so GIS-gestützt flexibel 
aggregiert werden. 
Für Planungszwecke werden auf kleinsträumiger Ebene in erster Linie die Zahl und 
Struktur der Einwohner, der Gebäude und Wohnungen, der Arbeitsplätze sowie 
Umwelt- und Verkehrsinformationen benötigt.
3 Die Datenquellen der Städtestatistik
Die skizzierten Bedarfe lassen sich heute mit den zugänglichen Datenquellen nur teilwei-
se befriedigen. Dies liegt in vielen Fällen nicht unbedingt an einem Mangel an erhobe-
nen Daten, sondern resultiert vielmehr aus der fehlenden Zugänglichkeit.
3.1 Datenversorgung der Kommunen: Status-Quo
Die derzeit wichtigste Datenquelle der Kommunalstatistik ist das Einwohnermelde-
register. Dieses ist aus kommunaler Sicht zum einen gut zugänglich, zum anderen durch 
die entwickelten kommunalen Standards einfach zu erschließen. Außerdem können mit-
hilfe der gemeinsam im KOSIS-Verbund entwickelten Softwarekomponenten wichtige 
inhaltliche Zusatzinformationen generiert werden.
Es existieren zwar zahlreiche weitere Datenquellen (siehe Tab. 1), die für untergemeind-
liche Datenauswertungen in Frage kommen, hier mangelt es jedoch meist an der Zu-
gänglichkeit, oftmals mit Bedenken bei der datenschutzrechtlichen Abwägung begrün-
det.
In Eigenregie oder im Städteverbund durchgeführte Umfragen können Registerauswer-
tungen nicht ersetzen, da diese aufgrund der Stichprobengröße nicht für feinräumige 
Analysen geeignet sind und nicht alle Städte die entsprechenden Ressourcen zur Durch-
führung von Umfragen zur Verfügung haben.
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+ Sekundärinfos ableitbar 
   (Haushalte, Migrationshintergrund)
- derzeit keine ausreichenden 
  Qualitätssicherungsinstrumente
- Vielfalt der datenführenden Systeme
noch Tab. 1: Ausgewählte Datenquellen der Städtestatistik (eigene Darstellung)
Datenquelle Positiv Negativ
Register der Bundes-




+ Daten zum Bildungsstand und zur  
   Erwerbstätigkeit
- eingeschr. Granularität
- teilweise schwer georeferenzierbar
- umfasst nicht gesamte Bevölkerung
- derzeit Einzelvereinbarungen mit 







- Zweigbetriebe werden am Unter-
  nehmenshauptsitz erfasst
Gebäude- und Wohnungs-
zählung des Zensus 2011
+ Einzeldaten
+ Straße/Hausnummer
- Straße/Hausnummer muss gelöscht
  werden (keine dauerhafte 
  Verfügbarkeit)
- Daten können durch statistische 
  Korrekturen in kleinen Raumeinhei-
  ten stark von der Realität abweichen
Daten der Bundes- und 
Länderstatistik
+ lange Zeitreihen
+ verlässlich und qualitätsgesichert
+ teilweise untergemeindlich 
   aufgliederbar
- Zugang zu untergemeindlich aufge-
  gliederten Daten wird in vielen 
  Fällen nicht gewährt (teilweise 
  bundeslandabhängig)
Eigene Umfragen + auf kommunale Fragestellungen 
   exakt zugeschnitten
+ teilweise im deutschen oder 
   europäischen Städteverbund 
   koordiniert
- nur mit Einschränkungen unter-
  gemeindlich aufgliederbar
- kostenintensiv
3.2 Datenversorgung der Kommunen: Potenziale
Um die Datenversorgung der Kommunen deutlich zu verbessern, müssen keineswegs 
teure zusätzliche Erhebungen durchgeführt werden. Ein gemeindefreundliches Verhal-
ten bei der datenschutzrechtlichen Abwägung, welche bereits heute vorliegenden Da-
ten möglichst auf der Ebene Straße/Hausnummer an die abgeschotteten kommunalen 
Statistikstellen weitergegeben werden können, würde bereits einen Quantensprung 
auslösen.
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3.2.1 Potenziale staatlicher Verwaltungsregister
Um die Potenziale der im Verwaltungsvollzug bereits vorliegenden Daten für die Auf-
gabenerfüllung der Städte besser erschließen zu können, müssen die Verwaltungsregis-
ter mithilfe von Qualitätssicherungsmaßnahmen hinsichtlich ihrer Statistik-Tauglichkeit 
verbessert werden. Dazu bedarf es insbesondere geeigneter gesetzlicher Bestimmungen.
3.2.2 Potenziale künftiger Zensen
Die Städtestatistik sieht keine Zukunft im bisherigen Zensusmodell (Verband Deutscher 
Städtestatistiker 2015), das zwar auf den kommunalen Melderegisterdaten basiert, aber 
umfangreiche und komplexe Korrekturen u. a. mithilfe einer Haushalts-Stichprobe vor-
sieht, ohne dass diese Korrekturen in den Melderegistern nachvollzogen werden. Dieses 
Modell birgt die entscheidende Schwäche, dass zeit- und kostenaufwändige Melde-
register-Korrekturen bei jedem Zensus von neuem durchgeführt werden müssen. Die 
Ergebnisse des Zensus 2011 lagen unter anderem deshalb erst rund vier Jahre nach dem 
Erhebungsstichtag vollständig vor. Auch die Klagen von 350 Kommunen gegen die Fest-
stellung ihrer amtlichen Einwohnerzahl im Rahmen des Zensus 2011 indizieren deutlich 
einen entsprechenden Handlungsbedarf.
Besser wäre es, statt der wiederkehrenden Behandlung der Symptome (rechnerische 
Korrektur der Melderegisterdaten bei jedem Zensus) die Ursachen zu beheben (nach-
haltige Qualitätssicherung des Melderegisterbestands im Verwaltungsvollzug). Daraus 
würden sich folgende, entscheidende Vorteile ergeben: 
•	 Es können langfristig Kosten eingespart werden, da Stichprobenerhebungen zur 
Qualitätssicherung nicht mehr im bisherigen Maße notwendig wären (Zensus 2011: 
Befragung von rund 10 % der Bevölkerung). Dadurch würde die Bevölkerung deut-
lich weniger belastet.
•	 Die Feststellung der amtlichen Einwohnerzahl wäre wesentlich einfacher und besser 
nachvollziehbar, die Akzeptanz dürfte deutlich höher sein.
•	 Die Inventur statistischer Kennwerte könnte um ein Mehrfaches beschleunigt wer-
den, sodass wir flächendeckend über deutlich aktuellere Daten verfügen könnten 
(Zensus 2011: Veröffentlichung der Ergebnisse rund vier Jahre nach dem Stichtag).
•	 Die Zweigleisigkeit „amtliche/kommunale Einwohnerzahl“ würde aufgehoben, wir 
hätten in vielen Bereichen auf allen föderalen Ebenen durchgängig konsistente und 
vergleichbare Statistiken. Dies würde zu einer erheblichen Reduzierung des Anpas-
sungs-Aufwands beispielsweise für Nutzer aus der Wissenschaft und der Privatwirt-
schaft führen.
Um aktuelle umwelt- und wohnungspolitische Fragestellungen in den Städten beant-
worten zu können, muss die Gebäude- und Wohnungszählung gleichwohl weiterhin als 
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Vollerhebung durchgeführt und um Fragen, z. B. zur Miete, zum Wohnungsleerstand 
und zum energetischen Gebäudezustand, ergänzt werden. Die Städte müssen außer-
dem in die Lage versetzt werden, aus den Zensusdaten ein dauerhaftes statistisches 
Gebäude- und Wohnungsregister als Grundlage für die Stadtentwicklungsplanung auf-
zubauen.
3.2.3 Potenziale von Big Data
Wenn wir unsere Städte „smarter“, d.  h. effizienter und sozial gerechter gestalten 
möchten, werden wir um die vermehrte Nutzung von Prozessdaten, beispielsweise aus 
der Sensorik oder aus offenen Online-Quellen, nicht umhin kommen. Welche Rolle die 
Städtestatistik spielen wird, dies in einer intelligenten und verantwortungsvollen Weise 
zu tun, dürfte neben der Entwicklung von neuen Auswertungskonzepten sicherlich ent-
scheidend von der Daten-Zugänglichkeit abhängen. 
3.3 Standardisierungsbemühungen der Städtestatistik
Wenn Statistikdaten von verschiedenen Providern in einer Dateninfrastruktur nutzbrin-
gend bereitgestellt werden sollen, müssen diese miteinander vergleichbar sein. Unter-
schiedliche Erhebungsmethoden und Definitionen erschweren dies. Deshalb hat sich die 
Städtestatistik schon früh im Verband Deutscher Städtestatistiker organisiert und bis 
heute zahlreiche inhaltliche und technische Standards entwickelt. Beispielhaft zu nennen 
sind dabei etwa die im KOSIS-Verbund entwickelten Softwarekomponenten HHGen, 
MigraPro und AGK sowie die interkommunalen Datensammlungen KOSTAT, IRB und 
UrbanAudit.
3.4 Die Städtestatistik als Teil der Dateninfrastruktur
In Deutschland entstehen von staatlicher Seite derzeit zwei Zugänge zu standardisierten 
staatlichen Daten:
•	 Im Rahmen der GDI-DE in Form einer technisch und inhaltlich stark regulierten 
Plattform, die vorrangig auf die Umsetzung der europäischen INSPIRE-Richtlinie 
abzielt.
•	 Im Rahmen der OpenData-Bewegung in einer weniger stark regulierten, freieren 
Form.
Beiden Ansätzen liegt der Gedanke zu Grunde, dass Daten im Internet gut auffindbar 
sein und dass die Nutzer über den Inhalt der Daten, deren Qualität und Nutzungsbedin-
gungen einfach Auskunft erhalten müssen.
Zweifelsohne ist eine Dateninfrastruktur ohne einen städtestatistischen Beitrag nicht 
vollständig. Gleichwohl erfordert es einen gewissen Aufwand, die Daten dauerhaft 
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auf die neuen Plattformen zu bringen. Da die Kommunalstatistik im Rahmen der Geo-
datenzugangsgesetze des Bundes und der Länder nicht dazu verpflichtet ist, Daten in 
der GDI-DE bereitzustellen („Freiwilligkeitsaufgabe“), müssen entsprechende Anreize 
geschaffen werden, um die Hürden knapper Ressourcen überspringen zu können. Dies 
gilt analog für OpenData-Portale, auch wenn die Teilnahme hier aus technischer Sicht 
niederschwelliger zu sein scheint.
4 Fazit: Die Städtestatistik auf dem Weg in die Zukunft
Wohin soll es langfristig gehen? Die Städtestatistik ist sicherlich gut beraten, neben der 
vorrangigen Erfüllung der stadtinternen Aufgaben verstärkt im Verbund mit verschie-
denen Partnern weiter an einem interkommunal standardisierten und gut zugänglichen 
Datenangebot zu arbeiten. So gewinnen nicht nur die kommunalstatistischen Informa-
tionen und die städtevergleichenden Daten an Wert, sondern auch die deutsche Daten-
infrastruktur insgesamt. 
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Das neue Landbedeckungsmodell Deutschlands LBM-DE
Michael Hovenbitzer, Friederike Emig, Katja Happe, Christine Wende
Abstract
Für die Aufgaben und Zwecke des Bundes stellt das Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie (BKG) in Frankfurt am Main das Digitale Landbedeckungsmodell für Deutsch-
land „LBM-DE“ zur Verfügung. Die geometrische Grundlage des „LBM-DE2012“ ist 
das ATKIS® Basis-DLM der deutschen Landesvermessung. Unter thematischen Gesichts-
punkten wurden Objekte aus den Bereichen Siedlung, Verkehr, Vegetation und Gewäs-
ser ausgewählt. Weiterhin finden aber auch Teile des „DLM-DE2009“ (Arnold et al. 
2010; Hovenbitzer et al. 2011, 2014) Berücksichtigung. Das LBM-DE enthält neben den 
flächenhaften Informationen des Basis-DLM zusätzliche Angaben zur Landbedeckung 
und Landnutzung im Sinne der europäischen Nomenklatur von CORINE Land Cover 
(CLC) (EEA 2007).
Die Aktualisierung des „LBM-DE“ erfolgte für das Stichjahr 2012 und umfasst die 
gesamte Ausdehnung der Bundesrepublik Deutschland. Als primäre Informationsquelle 
für die Überprüfung und Aktualisierung des „LBM-DE2012“ wurden multitemporale 
Satellitenbilddaten aus dem Referenzjahr 2012 herangezogen. Ergänzend erfolgte die 
Nutzung von digitalen Orthophotos (DOPs) und Copernicus-Produkten (IMAGE2012). 
Die Mindestkartierfläche beträgt ein Hektar.
Ein Anwendungsziel des „LBM-DE2012“ ist die Ableitung der CLC2012-Daten für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Um diese Anforderung erfüllen zu können, 
wurden die im ATKIS® Basis-DLM vorhandenen Landbedeckungs- und Landnutzungsin-
formationen im Vorfeld der Aktualisierung in ein neues Klassensystem überführt, wobei 
die Landbedeckung (LB) und Landnutzung (LN) getrennt voneinander beschrieben wer-
den. Diese Nomenklatur ermöglicht die eindeutige Ableitung von „CLC2012“ aus dem 
aktualisierten „LBM-DE2012“. Weiterhin wurde das Klassensystem so konzipiert, dass 
die Rückführung der Daten an die Landesvermessungsbehörden erfolgen kann. Der 
entstandene Datensatz „LBM-DE2012“ ist durch die getrennte Erfassung von LB und 
LN flexibel an unterschiedlichste Anforderungen anpassbar. Weiterhin handelt es sich 
um den homogenen, hochaufgelösten, flächendeckenden Landbedeckungsdatensatz 
für Deutschland, der dadurch für unterschiedlichste Anwender von Interesse sein kann.
1 Einleitung
Die Harmonisierung und das Bereitstellen von umweltbezogenen Daten erlangt immer 
mehr an Bedeutung, sowohl auf (inter-)nationaler wie auch auf regionaler und loka-
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ler Ebene. Mit der europäischen Richtlinie zur Schaffung einer Infrastruktur für Geo-
daten (INSPIRE) in der Europäischen Gemeinschaft ist hierfür der rechtliche Rahmen 
gegeben. Weiterhin werden im Rahmen der europäischen Copernicus-Initiative (vormals 
Global Monitoring for Environment and Security – GMES) Umweltdaten für ganz Europa 
öffentlich zur Verfügung gestellt. Ein wesentlicher Aspekt dieser beiden Programme ist 
es, bereits existierende Daten miteinander zu harmonisieren und dabei möglichst vielfäl-
tig und aufwandseffizient nutzen zu können.
Durch das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) wurde in Abstimmung mit 
dem Umweltbundesamt (UBA) das Konzept des Digitalen Landschaftsmodells Deutsch-
land für die Zwecke des Bundes (LBM-DE) entwickelt (siehe Abb. 1). Die Ableitung 
von „CLC“ aus dem „LBM-DE“ stellt einen nationalen Beitrag zur Umsetzung der im 
Rahmen von Copernicus und INSPIRE verankerten Philosophie dar.
Abb. 1 : Beteiligte Institutionen bezüglich des LBM-DE und CLC (Quelle: BKG)
2 Konzept des Landbedeckungsmodells
Das digitale Landschaftsmodell „LBM-DE“ wurde für die Zwecke und Aufgaben des 
Bundes konzipiert. Das Konzept des „LBM-DE“ beinhaltet die Integration von Geo-
basisdaten mit thematischen Geofachdaten zur Landbedeckung und Landnutzung (LB/
LN) aus der Fernerkundung. Dabei soll das ATKIS® Basis-DLM als Ausgangsdatensatz 
durch einen Abgleich mit Satellitenbilddaten (RapidEye-Abdeckung Deutschlands, 
IMAGE2012, u. a.) verifiziert, ggf. geometrisch modifiziert und mit aktualisierten LB/
LN-Informationen versehen werden. Das LBM-DE beruht auf der Struktur und den 
Daten des ATKIS® Basis-DLM (erhoben durch die Landesvermessung) und wird um die 
LB/LN-Informationen erweitert. Es stellt somit einen Geodatensatz dar, der eine Quer-
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schnittsanforderung aus verschiedenen Sektoren (Umwelt, Land- und Forstwirtschaft, 
Gewässerschutz, Verkehr, Sicherheit, Raumplanung etc.) bedienen kann.
Die zentrale Eigenschaft des „LBM-DE“ im Unterschied zum vorherigen „DLM-DE2009“ 
ist die Trennung in Landbedeckung (LB) und Landnutzung (LN). Diese hat sich als not-
wendig erwiesen, da die Nomenklatur von CORINE Land Cover keine konsequente 
Trennung zwischen Landbedeckung und -nutzung vorsieht. Bei der Bildinterpretation 
kommt es dadurch in vielen Fällen zu Konflikten. Abbildung 2 zeigt dies am Beispiel der 
Klasse 142 (Sport und Freizeit). Diese Klasse kann unterschiedliche Landbedeckungen 
umfassen, z. B. Waldflächen (siehe Abb. 2 – Wildpark), Grünland (siehe Abb. 2 – Sport-
platz), Gebäude (siehe Abb. 2 – Eissporthalle) und Sandflächen (siehe Abb. 2 – Moto-
crossstrecke). Das Landbedeckungsmodell für Deutschland trennt nun Landbedeckung 
und -nutzung, um eine vollständige Beschreibung der Umwelt zu gewährleisten und 
diese Umweltinformationen inspire-konform bereitstellen zu können.
Abb. 2: Unterschiedliche Landbedeckungen der CLC-Klasse 142 „Sport und Freizeit“ dargestellt 
anhand von digitalen Orthophotos © BKG/Geobasis-DE 2015 (Quelle: BKG)
Vorteile der Trennung in Landbedeckung (LB) und Landnutzung (LN) bei der Aktualisie-
rung des „LBM-DE“ sind:
•	 Mit Satellitenbildern als Kartiergrundlage lässt sich die Landbedeckung sehr gut 
aktualisieren und es bedarf während der Erfassung keiner Abwägung zwischen Nut-
zung und Bedeckung.
•	 Es besteht allgemein eine große Flexibilität in der Anwendbarkeit, da eine nutzer-
orientierte Produktableitung möglich ist.
•	 Die Kombination von Landnutzung und Landbedeckung in Form von eindeutigen 
Wertepaaren ermöglicht die Ableitung von CLC-Klassen mittels Kreuztabelle.
•	 Teilweise ist die Rückführung der Erfassung in das ATKIS® Basis-DLM möglich (v. a. 
Landwirtschaft, Wald, natürliche Flächen).
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3 Verwendetes Datenmaterial
Im Projekt „LBM-DE2012“ fanden mehrere Daten Eingang. Zum einen Teile des ATKIS® 
Basis-DLM, zum anderen verschiedenes Bilddatenmaterial, sowie sonstige Hilfsdaten-
quellen.
•	 Eingangsdaten ATKIS Basis-DLM
Das „LBM-DE“ beruht auf der Struktur und den Daten des ATKIS® Basis-DLM, 
erhoben und kontinuierlich fortgeführt durch die Landesvermessungsämter. Eingang 
in die Aktualisierung des „LBM-DE“ finden jedoch nur flächenhafte Objekt arten 
des ATKIS® Basis-DLM, die relevant sind zur Modellierung von Landbedeckung 
und Landnutzung im Sinne der Nomenklatur von CORINE Land Cover. Punkt- und 
linienförmige Objektarten werden nicht verwendet. Die Geometrien (Polygone) 
dieser ausgewählten Objektarten wurden im Zuge der Aktualisierung überprüft und 
bei Bedarf sowohl inhaltlich-thematisch als auch in Bezug auf ihre geometrische 
Ausdehnung angepasst.
•	 RapidEye-Daten
Als primäre Informationsquelle zur Aktualisierung des „LBM-DE“ wurden Satelliten-
bilddaten der Firma RapidEye [RapidEye 2015] benutzt. Die Bodenpixelgröße von 
5 m (physikalische Auflösung 6,5 m) erlaubt eine ausreichende Genauigkeit der 
neu zu kartierenden Flächen. In Abbildung 3 sind die gelieferten 25 km x 25 km 
RapidEye-Kacheln farblich abge-
stuft, entsprechend dem Monat 
der Aufzeichnung für das Bezugs-
jahr 2012, dargestellt.
Zusätzlich zu den sichtbaren 
RGB-Spektralkanälen werden 
bei RapidEye-Daten zwei Kanäle 
jenseits des sichtbaren Lichtes er-
fasst. Dies sind der RedEdge-Kanal 
(690-730 nm) und der NaheInf-
rarot-Kanal (760-850 nm). Die-
se letztgenannten Kanäle waren 
besonders hilfreich zur Differen-
zierung unterschiedlicher Vegeta-
tionsarten. Durch einen multitem-
poralen Ansatz in Verbindung mit 
DMC-Daten wurde die Klassifizie-
rung der CLC-relevanten LB/LN-
Information durchgeführt.
Abb. 3: RapidEye Abdeckung Deutschland für das 
Stichjahr 2012 (Quelle: BKG)
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•	 DMC-Daten
Als zusätzlicher Zeitschnitt für die multitemporale Auswertung standen Daten 
der Disaster Monitoring Constellation (DMC) (DMCII 2015) vom Sommer des 
Jahres 2012 zur Verfügung. Die Bodenauflösung der DMC-Daten beträgt 22 m. Der 
DMC-Sensor zeichnet in drei Spektralbereichen auf: im Rot- und Grün-Anteil des 
sichtbaren Lichts und im Infrarot-Bereich.
•	 Zusatzdaten
Neben den oben genannten Haupteingangsdaten und dem primären Satellitenbild-
material wurden noch weitere Daten verwendet, um im Zweifelsfall eine korrekte 
Interpretation der Landschaft zu gewährleisten. Besonders zur besseren Einschät-
zung von Dauergrünland im Vergleich zu saisonal begrünten Ackerstilllegungen und 
zur Differenzierung von Laub- und Nadelwald wurden Bilddaten des IMAGE2012-
Mosaiks als Zusatzdaten verwendet. Diese Daten wurden im Zuge der durchgeführ-
ten, von der European Environment Agency (EEA) anberaumten konventionellen 
CLC2012-Aktualisierungsphase für das Gebiet der 39 teilnehmenden EU-Mitglieds- 
und Nachbarstaaten im Zeitraum 2011 bis 2012 aufgezeichnet. Des Weiteren 
kamen für die Abschätzung der Bebauungsdichte im Siedlungsbereich die Haus-
umringe (ZSHH 2015) der AdV zum Einsatz. 
4 Vorbereitung und Ablauf der Aktualisierung
Das „LBM-DE“ basiert im Wesentlichen auf dem ATKIS® Basis-DLM, welches durch das 
BKG vorprozessiert und mit Objekten aus dem DLM-DE2009 angereicht wurde. Die 
semantische Migration von ATKIS®-Objektarten in das LB-LN-Klassensystem erfolgte 
über eine Transformationstabelle (siehe Abb. 4), in der einzelne Kombinationen von 
ATKIS-Attributen in LB-/LN-Vorschläge übersetzt werden. 
OBJART OBJART_TXT VEG LB_BKG LN_BKG
43002 AX_Wald 1100 B311 N311
43002 AX_Wald 1200 B312 N311
43002 AX_Wald 1300 B313 N311
Abb. 4: Vereinfachter Auszug der Transformationstabelle zur Migration der ATKIS®-Objektarten 
in das LB-LN-Klassensystem (Quelle: BKG)
Die Aktualisierung des Datensatzes erfolgte anhand von Satellitenbildmaterial, das sich 
durch eine komplexe multispektrale und multitemporale Datensituation mit einem Mix 
unterschiedlicher Sensoren und Aufnahmezeitpunkte auszeichnete.
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Als Resultat steht ein hoch aufgelöster und aktueller Datensatz zur Landbedeckung und 
Landnutzung zur Verfügung, der auf Grundlage von Bestandsdaten generiert und mit 
Hilfe modernster Fernerkundungsmethoden aktualisiert wurde (siehe Abb. 6).
5 Änderungsanalyse und Beurteilung der Ergebnisse
Insgesamt wurden knapp 12 Mio. Polygone mit einer Gesamtfläche von 382 000 km² 
bearbeitet. Absolut betrachtet wurden bei ca. 3 Mio. Objekten thematische und bei 
ca. 2 Mio. Objekten geometrische Änderungen (in Bezug auf die Grundlage ATKIS® 
Basis-DLM) vorgenommen. 
Am Beispiel Wald lässt sich der Aktualisierungsaufwand vom ATKIS® Basis-DLM hin zum 
„LBM-DE2012“ sehr gut veranschaulichen. 
Abb. 5: „Wald“: Änderungen (flächenhaft) im „LBM-DE2012“ im Vergleich zum ATKIS® Basis-
DLM (Quelle: BKG)
Im ATKIS® Basis-DLM werden z.  B. nur Änderungen in der Waldart (Laub-, Nadel-, 
Mischwald) ab 10 Hektar erfasst. Gemäß Auswertung der ATKIS-Objektart „AX_Wald“ 
beträgt die Gesamtfläche in Deutschland ca. 110 000 km². Durch die geringere Min-
destkartierfläche von 1 Hektar im „LBM-DE“ mussten 41 % der Waldfläche aktualisiert 
werden. Meistens liegt eine Änderung der Waldart (Laub-, Nadel- oder Mischwald) vor 
(37 %). Nur 4 Prozent entfallen auf die Neukartierung von Objekten, die sich im Bild als 
der Klasse „Büsche, Sträucher, junge Bäume“ zugehörig zeigen.
Durch die Wahl einer einheitlichen und sehr niedrigen Mindestkartierfläche von 
1 Hektar ist es gelungen, einen Datensatz zu erzeugen, der die Landbedeckung sehr 
detailliert beschreibt und zudem durch den Bezug auf ein einzelnes Stichjahr in dieser 
Kombination ein Alleinstellungsmerkmal besitzt.
Leider ist es durch die getrennte Erfassung der Landbedeckung und -nutzung nur ein-
geschränkt möglich, Änderungsanalysen bezüglich der vorherigen LBM-Version DLM-
DE2009 durchzuführen. Da aber geplant ist, dass LBM alle drei Jahre zu aktualisieren, 
sind zukünftig aussagekräftige Analysen der Veränderung der Landbedeckung möglich. 
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6 Ableitung des Corine Land Cover Datensatzes
Für alle Objekte des „LBM-DE2012“ wurden mittels einer Kreuztabelle (siehe Abb. 7) 
aus eindeutigen LB-LN-Kombinationen Codes gemäß der CORINE Land Cover-Nomen-
klatur erzeugt. 
Abb. 6: Das Landbedeckungsmodell „LBM-DE“ (links) gegenüber dem CLC-Datensatz von 2012 
(rechts), dargestellt ist Frankfurt am Main (Quelle: BKG)
Abb. 7: Ausschnitt aus der Kreuztabelle zur Umsetzung von LB-/LN-Klassen in CLC-Codes 
(Quelle: BKG)
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Um die Anforderungen an die Mindestkartierfläche von 25 Hektar bei CLC zu erfüllen, 
mussten verschiedene Generalisierungsschritte durchlaufen werden. Die hochaufgelös-
ten Daten wurden bundeslandweise zunächst auf eine Zwischenstufe von 10 Hektar 
generalisiert. Anschließend wurden die Daten der einzelnen Bundesländer zusammen-
gefasst und geometrisch aneinander angepasst. Danach erfolgte die abschließende 
Generalisierung auf 25 Hektar.
In beiden Generalisierungsstufen wurden jeweils folgende Einzelprozesse durchgeführt:
•	 Zusammenfassen von Nachbarobjekten über kleine räumliche Distanzen für Bebau-
ungsflächen und Gewässerflächen
•	 Geometrievereinfachung
•	 Bildung von Objekten zum Befüllen der komplexen Klassen (CLC 242 – komplexe 
Parzellenstruktur und CLC 243 – Landwirtschaft mit natürlicher Bodenbedeckung) 
und zur Generierung von Mischwaldobjekten (CLC 313)
•	 Zusammenfassen von ähnlichen Vegetationsobjekten, die sonst im Verlauf der Gene-
ralisierung verschwunden wären, um das Landschaftsbild bestmöglich darzustellen.
•	 Verbreiterung von Straßen- und Fließgewässerflächen, die an der Grenze zur 
Mindestkartierbreite (MKB) nach CLC lagen (~ 80 m) auf die MKB von 100 m
•	 Die eigentliche Generalisierung beruht auf einem kombinierten Ansatz, der sowohl 
die Ähnlichkeit der benachbarten Objekte betrachtet (Ähnlichkeitstabelle) und wei-
terhin auch die Länge der gemeinsamen Grenze berücksichtigt. Dabei entscheidet 
die Flächengröße des zu generalisierenden Objektes über die Gewichtung des Ein-
flusses von Ähnlichkeit und Kompaktheit (siehe Abb. 8). 
Abb. 8: Einfluss der Flächengröße auf die Generalisierungsparameter (Quelle: BKG)
Das neue Landbedeckungsmodell Deutschlands LBM-DE 153
7 Zusammenfassung und Ausblick
Der vorgestellte Datensatz „Landbedeckungsmodell für Deutschland“ weist folgende 
Vorteile bzw. Synergien auf:
•	 Der Datensatz bietet eine stärkere Differenzierung der Landbedeckung durch eine 
an CLC-Klassen angelehnte Nomenklatur. 
•	 Es konnte eine hohe thematische Genauigkeit des Datensatzes erreicht werden, da 
die Auswertung auf einem multitemporalen und multispektralen Ansatz beruht. 
Weiterhin wurde für die gesamte Bundesfläche eine homogene Bearbeitungsme-
thodik angewandt. 
•	 Unter Ausnutzung vorhandener Copernicus-Daten und -Dienste konnte ein 
Kostenersparnis erreicht werden. Die mehrfache Nutzbarkeit des „LBM-DE“ durch 
die Bundesverwaltung und daraus abgeleitete Informationen auf EU-Ebene folgt 
dem Prinzip der Kosteneffizienz.
Das „LBM-DE2012“ wurde den Landesvermessungsämtern zur Verfügung gestellt, 
damit diese ggf. die Daten in ihre eigenen Fortführungsprozesse einbinden können. 
Dadurch könnte der Aufwand des BKG für die nächste Aktualisierung reduziert werden, 
die für das Stichjahr 2015 vorgesehen ist. 
Die Bearbeitungszeit für das „LBM-DE2015“ bis zur Veröffentlichung des Datensatzes 
wird wesentlich kürzer ausfallen als im Jahre 2012. Zum einen wurde 2012 eine vollstän-
dige Ersterfassung im LB-/LN-Klassensystem in Verbindung mit der Mindestkartierfläche 
von 1ha durchgeführt. Eine der Hauptursachen für den hohen Aufwand liegt auch in 
der abweichenden Definition von Mindesterfassungsgrößen im ATKIS® BasisDLM vergli-
chen mit den Vorgaben für das „LBM-DE2012“. In den zukünftigen Aktualisierungszyk-
len müssen dann jeweils nur die tatsächlichen Änderungen in der Landschaft eingepflegt 
werden, sodass der Bearbeitungsaufwand deutlich sinkt. Weiterhin kann in der Vor- und 
Nachbereitung auf vorhandene Programme und die bereits gemachten Erfahrungen zu-
rückgegriffen werden, so dass auch hier eine deutliche Zeitersparnis zu erwarten ist.
Der Datensatz „LBM-DE2012“ sowie das „DLM-DE2009“ können über das Dienstleis-
tungszentrum des BKG in Leipzig käuflich erworben werden. Für die Bundesverwaltung 
steht der Datensatz unentgeltlich zur Verfügung.
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3D-Stadtmodelle sind mittlerweile für viele urbane Gebiete vorhanden oder werden 
aktuell erzeugt. Damit steht mehr denn je die Frage: Wie können wir die Daten noch 
umfassender nutzen?
M.O.S.S. entwickelt eine Plattform zur Erstellung und Verwaltung von 3D-Stadt-
modellen mit der Möglichkeit, diese für weitere Fachanwendungen verfügbar zu 
machen. Gemeinsam mit Partnern werden Fachapplikationen in das System eingebun-
den, und die 3D-Stadtmodelle werden um die Ergebnisse der Fachverfahren angerei-
chert. Es zeigt sich, dass viele Fachthemen durch die Nutzung von 3D-Gebäudedaten 
eine völlig neue Qualität erreichen können, z. B. die Berechnung von Sonneneinstrahlung 
und Verschattung, Simulation von Umweltphänomenen (wie Lärm- und Luftschadstoff-
ausbreitungen, Hochwasser) oder die Berechnung des Wärmebedarfs von Gebäuden.
1 novaFACTORY – Plattform für das Daten- und 
Prozessmanagement
War in der Vergangenheit die Datenverarbeitung auf die Vereinfachung und Automati-
sierung der Prozesse fokussiert, so finden wir heute neue kreative Ansätze, im Rechner 
unsere Umwelt möglichst authentisch zu verwalten; d. h., sie einerseits realitätsnah ab-
zubilden und andererseits die Daten um Bewertungen, Planungen, Simulationen u. ä. 
anzureichern. Dafür müssen wir riesige Datenmengen, komplexe Datenstrukturen mit 
Ursache-Wirkungs-Beziehungen managen können. Diese Datenbasis nutzend, werden 
heute intelligente Apps entwickelt und angeboten.
Die Firma M.O.S.S. Computer Grafik Systeme GmbH bringt sich in europäische und 
nationale Forschungsprojekte ein und befasst sich in diesem Zusammenhang damit, eine 
entsprechende Plattform für das Daten- und Prozessmanagement zu entwickeln. Fol-
gende Projekte sind betroffen:
•	 i-Scope (interoperable Smart City services through an open platform for urban eco-
systems): Im Rahmen dieses Projekts wurde die Plattform erstmalig entwickelt und 
für verschiedene fachspezifische Services angewandt und getestet.
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•	 SimStadt (Energiesimulation von Stadtquartieren): Erweiterung der Plattform um 
Wärmebedarfsberechnungen und zur Planung der Wärmeversorgung in Stadtge-
bieten.
•	 IQmulus (IQmulus-318787 – A High-volume Fusion and Analysis Platform for Geo-
spatial Point Clouds, Coverages and Volumetric Data Sets): Programme zur Ände-
rungserkennung von Objekten werden in die Plattform integriert.
(Links auf die Projektseiten: siehe Quellenverzeichnis)
Als Anbieter von Geographischen Informationssystemen fasst M.O.S.S. die in den ge-
nannten Projekten entwickelten Technologien zusammen, um mit novaFACTORY eine 
Plattform zur Erzeugung, Verwaltung und fachlichen Anreicherung der 3D-Stadtmodelle 
anzubieten. Ziel ist dabei ein durchgängiges Datenmanagement sowie eine Dienste ba-
sierte Bereitstellung von Daten als Web Feature Service und Prozessen als Web Proces-
sing Service. Bezüglich der Verarbeitung von 3D-Daten enthält novaFACTORY-Services 
folgende Bausteine:
•	 Erzeugung von 3D-Stadtmodellen (Produktion und Qualitätssicherung)
•	 Datenmanagement (Datenverwaltung, Importe, Exporte)
•	 Anbinden von Fachapplikationen
•	 Workflowmanagement
•	 Laufendhaltung des 3D-Stadtmodells
Im Folgenden werden diese Bausteine einzeln vorgestellt.
2 Erzeugung von 3D-Stadtmodellen
2.1 Gebäudeproduktion
Die Erzeugung von 3D-Gebäudemodellen ist inzwischen kein Geheimnis mehr. Auf Basis 
der Gebäudegrundrisse, des Digitalen Oberflächenmodells und des Digitalen Gelände-
modells erkennen Softwareprodukte die Gebäudedachflächen und können entsprechen-
de Standarddachformen zuordnen. Als Ergebnis liegen die Gebäude im CityGML-For-
mat als LoD 2 vor. Gebäude, deren Dachform nicht erkannt werden konnte, werden im 
LoD 1 als sogenanntes „Klötzchenmodell“ erzeugt (LOD = Level of Detail).
Im Rahmen der oben aufgezählten Projekte wurden neuartige Verfahren entwickelt, die 
es ermöglichen, dass der Prozess der 3D-Gebäudeproduktion als Web Processing Ser-
vice bereitgestellt wird. Die entwickelte Plattform ermöglicht es, Ausgangsdaten hoch-
zuladen, den Produktionsprozess auszuführen und die Ergebnisse im Format CityGML 
wieder herunterzuladen.
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2.2 Qualitätssicherung
Je nach Qualität der Ausgangsdaten sind manuelle Nacharbeiten der automatisch gene-
rierten Gebäude erforderlich. Dazu nutzen wir die Standard-Software Trimble SketchUp. 
Es war notwendig, SketchUp mittels eines eigenen Plug-Ins zu erweitern, um den ver-
lustfreien Datenkreislauf CityGML-SketchUp-CityGML bidirektional zu gewährleisten, 
die generierte Gebäude-Identifikationsnummer zu erhalten, um das Aktualisieren der 
Daten im CityGML-Datenpool sicherzustellen und die Erfassung von Sachdaten zum 
Gebäude zu ermöglichen (Abb. 1a).
3 Datenmanagement
Basis für die Datenverwaltung des 3D-Gebäudemodells bildet die Open Source 
Implementierung 3D City DataBase. Neben der Datenhaltung ist die Bereitstellung von 
Import- und Export-Services notwendig, um die Ergebnisse der Applikationen aufzuneh-
men und die Daten den Applikationen zur Verfügung zu stellen. Beim Import ist immer 
darauf zu achten, dass der Datenbestand sequenziell korrigiert und nicht komplett über-
schrieben wird (Abb. 1b).
4 Anbinden von Fachapplikationen
Abb. 1: a) Gebäudeproduktion und Qualitätssicherung, b) Datenmanagement, c) Anbinden von 
Fachapplikationen (Quelle: i-Scope)
CityGML sieht Möglichkeiten vor, das Modell um Fachdaten zu erweitern. Einerseits ist 
das über sogenannte generische Objekte und Attribute möglich, andererseits können 
ganze Datenstrukturen kreiert werden als sogenannte Application Domain Extension – 
ADE. Die Plattform ist in der Lage, die Daten beliebiger ADE zu importieren, diese als 
generische Objekte oder Attribute zu verwalten und sie verlustfrei wieder als ADE zu 
exportieren (Abb. 1c).
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So können die Fachdaten im Rahmen des Datenmanagements ergänzend angereichert 
werden.
In den oben genannten Forschungsprojekten wurden die folgenden Fachthemen 
angebunden:
•	 Berechnung des Solarenergie-Potenzials
•	 Lärmausbreitungen (Abb. 2)
•	 Berechnung des Wärmebedarfs von Gebäuden
•	 Routing-Systeme
Abb. 2: Ergebnisse von Fachapplikationen, Beispiel Lärmkartierung (Quelle: i-Scope, hohe Lärm-
werte in rot)
Hier zeigt sich ein wesentliches Qualitätsmerkmal der entwickelten Plattform:
Ein und derselbe Bestand an 3D-Basisdaten wird auf diese Weise für unterschiedliche 
Fachanwendungen zur Verfügung gestellt und nutzbar gemacht. Mehr noch, dieser 
Datenbestand wird sukzessive um Ergebnisse von Fachverfahren erweitert (Abb. 3). 
Und die Datenhaltung ist konsistent, begründet durch einen themenübergreifenden 
Modellansatz zur Datenverwaltung.
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Abb. 3: „Anreicherung“ mit Fachdaten (beliebig erweiterbar) (Quelle: IQmulus)
5 Workflowmanagement
Sind jetzt Lösungen für das Datenmanagement in der Plattform verfügbar, so steht die 
Aufgabe, die fachlichen Services im Sinne von Workflows zu managen. Es soll ermög-
licht werden, beliebige fachliche Prozesse anzustoßen, sie zu Prozessketten (Workflows) 
zusammenzustellen und diese Prozessketten abzuarbeiten.
Dazu wurde eine Methodik erarbeitet, die unter Verwendung von Petri-Netzen (Petri 
1962) gestattet, einzelne Prozesse über Ports zusammenzuschließen. Die Struktur des 
Prozess-Graphen kann beliebig sein, d. h. in Reihe geschaltete und parallele Prozesse. 
Wenn ein Ausgangsport nach erfolgreicher Abarbeitung des Prozesses seine Bereitschaft 
an den folgenden Eingangsport übergibt und alle Eingangsports eines Prozesses bereit 
sind, wird der Folgeprozess angestoßen.
Abbildung 4 stellt dieses Prinzip schematisch dar. Die Workflows werden in einer XML-
Datei beschrieben, die dann den „Prozessketten-Manager“ steuert.
Damit ist die Plattform in der Lage, beliebige Workflows zu verarbeiten und ablaufen 
zu lassen. Konkret umgesetzt wurde das im Projekt IQmulus für verschiedene Objekt-
erkennungsroutinen, insbesondere auch zur Erkennung von Änderungen des Gebäude-
bestands (siehe Abschnitt 6).
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Abb. 4: Prozess mit Ports und Prozessausführung und Steuerung am Beispiel Änderungserkennung 
von Gebäuden (Quelle: IQmulus)
6 Laufendhaltung der Daten
Mit der zunehmenden Verfügbarkeit strukturiert erfasster bzw. abgeleiteter Daten 
gelangt immer stärker die Aktualisierung und Laufendhaltung der 3D-Stadtmodelle in 
den Fokus. Verfahren, die auf einer regelmäßigen, weitestgehend automatisierten, voll-
ständigen Neuerfassung basieren, sind unbrauchbar, da diese die erzeugten und mit den 
Gebäudedaten verknüpften Zusatz- und Fachinformationen verwerfen. Zudem ist die 
Änderungserfassung von enormer Eigenbedeutung für Monitoringprozesse. Intelligen-
tere Prozesse werden erforderlich, um die Kosten der flächendeckenden Datenneuauf-
nahme zu sparen und um die häufig teuren Fachdaten weiternutzen zu können.
Aktuell werden verschiedene Softwareprodukte bzgl. der Erkennung von Gebäuden 
evaluiert. Diesbezüglich wurde ein Workflow konzipiert und implementiert mit folgen-
den Prozessschritten:
•	 Export der Ausgangsdaten
•	 Gebäudeerkennung unter Nutzung des „BuildingFinder“ der Fa. tridicon
•	 Vergleich der erkannten Gebäude mit dem Bestand
•	 Import der Ergebnisse: neue, geänderte, fehlende Gebäude
3D-Gebäudeerhebung, Laufendhaltung und Anwendungsbeispiele 161
Abb. 5: Laufendhaltung der Daten: Änderungserkennung (Quelle: IQmulus)
Als Ergebnis werden die vermutlich neuen, geänderten und fehlenden Gebäude attri-
butiv markiert. Damit kann im Anschluss eine gezielte manuelle Aktualisierung des 3D-
Stadtmodells vorgenommen werden.
7 Fazit und Ausblick
Für den Umgang mit 3D-Stadtmodellen steht mit novaFACTORY eine Plattform zur 
Verfügung, die sowohl das Datenmanagement (von der Erzeugung über die Verwaltung 
und Bereitstellung bis hin zur fachlichen Anreicherung) als auch das Prozessmanage-
ment zur Abarbeitung beliebiger fachlicher Workflows und Prozesse ermöglicht.
Wir bieten allen Interessierten an, die erarbeiteten Services zu testen, insbesondere die 
zur Produktion der 3D-Gebäudedaten. Zudem steht eine Plattform zur Verwaltung der 
3D-Daten zur Verfügung, die genutzt werden kann.
Eine Erweiterung um neue Fachthemen ist vorgesehen, Fachpartner sind dazu willkom-
men.
Der Prozess der Änderungserkennung wird weiter qualifiziert und auf andere Objekt-
klassen wie z. B. Gewässer, Landnutzung, Wegenetz ausgedehnt.
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Das Copernicus-Satellitenprogramm Sentinel –  
Neue Anwendungsmöglichkeiten für die  
Erdbeobachtung 
Günter Strunz, Stella von Sassen
Zusammenfassung
Im Rahmen des europäischen Erdbeobachtungsprogramms Copernicus wird eine 
leistungsfähige Infrastruktur zur Erzeugung von hochwertiger Geoinformation auf-
gebaut. Copernicus umfasst sowohl ein umfangreiches Satellitenprogramm – die sog. 
Sentinel-Satelliten – als auch die Copernicus-Dienste. Diese Dienste stellen Informatio-
nen von der lokalen bis zur globalen Ebene bereit und nutzen dazu satellitengestützte 
und terrestrische Messungen. Als erste operationelle Dienste wurden die Copernicus-
Dienste für das „Katastrophen- und Krisenmanagement“ und die „Landüberwachung“ 
in Betrieb genommen. Der vorliegende Beitrag gibt einen Überblick zum aktuellen Stand 
der Sentinel-Missionen, den Copernicus-Diensten und den Copernicus-Maßnahmen in 
Deutschland.
1 Einführung
Das europäische Erdbeobachtungsprogramm Copernicus ist neben dem Navigations-
system Galileo eine der wichtigsten Komponenten der europäischen Raumfahrt-
politik. Ziel des Programms ist es, unterschiedlichen Nutzern aus Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft auf Erdbeobachtungsdaten basierende Informationen als Ent-
scheidungsgrundlage zur Verfügung zu stellen. Dafür wird seit 1998 (damals noch 
unter dem Namen GMES – Global Monitoring for Environment and Security) ein ver-
lässliches System schrittweise aufgebaut, um kontinuierlich und dauerhaft aktuelle 
Daten und Produkte bereitzustellen. 
Copernicus besteht aus drei Komponenten: (a) den Diensten, (b) der Weltraumkompo-
nente und (c) der In Situ Komponente. Während die Dienste thematische Informationen 
für vielfältige Anwendungen liefern, stellen die beiden Beobachtungskomponenten die 
dafür benötigten Daten bereit. Um eine kontinuierliche Verfügbarkeit von Satelliten-
daten sicher zu stellen, wurde das Satellitenprogramm Sentinel initiiert, das im Folgen-
den kurz beschrieben wird. Darauf folgt ein Überblick über die Dienste mit besonderem 
Fokus auf die zwei ersten Dienste, die derzeit bereits operationell betrieben werden. 
Abschließend werden die Aktivitäten zur Unterstützung von deutschen Nutzern kurz 
dargestellt.
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2 Die Sentinel-Missionen
Die Erdbeobachtungsmissionen, die weltweit die Datengrundlagen für das Copernicus-
Programm liefern, sind (a) die Sentinel-Satelliten, die eigens für Copernicus konzipiert 
wurden und (b) die sog. beitragenden Missionen, die von nationalen, europäischen oder 
internationalen Organisationen betrieben werden und die Sentinel-Satelliten ergänzen. 
Die Sentinel-Missionen wurden basierend auf den Anforderungen aus den Diensten 
sowie unter Berücksichtigung bereits bestehender und geplanter Missionen von der ESA 
konzipiert und entwickelt (DLR, 2015). Wichtig war dabei auch die langfristige Konti-
nuität der geplanten Missionen und Sensoren.
Die Instrumente der insgesamt sieben Missionen decken eine weite Bandbreite verschie-
dener Aufnahmesensoren ab, die von optischen Systemen, Spektrometern und Altime-
tern bis hin zu aktiven und passiven Mikrowellensystemen reichen. Während die ersten 
drei Sentinel-Missionen und Sentinel-6 jeweils aus zwei baugleichen Satelliten bestehen, 
die gemeinsam betrieben werden, um eine gute Abdeckung und Wiederholungsrate zu 
garantieren, handelt es sich bei Sentinel-4 und -5 um Instrumente, die an Bord anderer 
Satelliten installiert werden (ESA 2015a, b). Einen Überblick über alle Missionen bietet 
Tabelle 1 (siehe dazu auch: DLR Raumfahrtmanagement 2015; ESA, 2015b; Jutz 2015). 
Tab. 1: Die Sentinel-Missionen (Quelle: eigene Bearbeitung)
Name der 
Mission
Beschreibung Geplante Startzeitpunkte 
(*bereits gestartet)
Sentinel-1 C-Band-Radar für wetter- und beleuchtungsunabhän-
gige Land- und Ozeanoberflächenbeobachtung sowie 
Eiskartierung
Sentinel 1A: 2014*  
Sentinel 1B: 2016
Sentinel-2 Multispektraler optischer Sensor mittlerer räumlicher 
Auslösung zur Beobachtung von Landbedeckung und 
Nutzung
Sentinel 2A: 2015*  
Sentinel 2B: 2016
Sentinel-3 Sensoren zur Meeresbeobachtung: Ozeanfarbe,  
Ozeanoberflächentemperatur und -höhe
Sentinel 3A: 2015  
Sentinel 3B: 2017
Sentinel-4 Atmosphärenüberwachung: Treibhausgase, Luftqualität; 
Ozon und Solarstrahlung aus geostationärem Orbit




Atmosphärenüberwachung: Treibhausgase, Luftqualität; 
Ozon und Solarstrahlung aus polarem Orbit
Sentinel 5P: 2016 
Sentinel 5A/B/C: 2021/2027
Sentinel-6 Altimeter: genaue Messung des Meeresspiegels und 
dessen Änderung, sowie des Seegangs
Sentinel 6A: 2020 
Sentinel 6B: 2025
Die mit den Sentinel Missionen gesammelten Daten stehen nicht nur den Diensten, 
sondern darüber hinaus auch allen anderen Nutzern kostenfrei zur Verfügung. Die drei 
ersten Satelliten liefern vorrangig Daten zur Land- und Ozeanoberfläche und sollen im 
Folgenden kurz beschrieben werden.
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2.1 Sentinel-1
Sentinel-1 ist ein polarumlaufender Radarsatellit, der unabhängig vom Wetter sowie 
der Uhrzeit C-Band-Daten liefert. Der erste der beiden Satelliten (Sentinel-1A) wurde 
Anfang April 2014 in seine Umlaufbahn in etwa 693 km Höhe gebracht. Gemeinsam 
mit seinem baugleichen Partner Sentinel-1B, der Ende 2016 starten soll, wird in dieser 
Konstellation eine globale Abdeckung alle 6 Tage möglich sein. Hauptanwendungs-
bereiche der Daten liegen im maritimen Bereich (z. B. Kartierung der Meereisausdeh-
nung, Ölverschmutzung, Schiffsdetektion), der Veränderung von Landoberflächen und 
dem Katastrophenmanagement (z. B. bei Hochwasser) (ESA, 2015a). Abbildung 1 zeigt 
eine Sentinel-1-Aufnahme vom August 2015. 
Abb. 1: Schiffe (helle Objekte) auf der Donau in der Nähe der rumänischen Stadt Zimnicea auf-
genommen von Sentinel-1A am 2. August 2015 (Quelle: ESA 2015c)
2.2  Sentinel-2
Die Sentinel-2-Satelliten tragen einen multispektralen Sensor an Bord, der in 13 Spekt-
ralkanälen vom sichtbaren Bereich bis hin zum kurzwelligen Infrarot Informationen lie-
fert. Die räumliche Auflösung variiert dabei zwischen 10 m und 60 m. Der erste der 
beiden Satelliten ist bereits seit Juni 2015 im Orbit. Der Start des zweiten ist für 2016 
geplant, so dass anschließend mit beiden Satelliten eine globale Abdeckung alle 5 Tage 
möglich sein wird (ESA 2015a). Die Daten unterstützen vor allem Anwendungen im 
Bereich Landwirtschaft (z. B. Ernteprognosen, Wasser- und Düngerbedarf), Forstwirt-
schaft (z. B. Bestandsdichten, Gesundheitszustand), Raumplanung (z. B. Landnutzungs- 
und Landbedeckungsänderungen) und Katastrophenmanagement (z. B. Waldbrand, 
Erdrutsche). Darüber hinaus können sie genutzt werden, um biophysikalische Parameter 
wie den Chlorophyll- und Wassergehalt von Blättern zu bestimmen (ESA 2015a). Abbil-
dung 2 zeigt eine Sentinel-2-Aufnahme vom Juli 2015. 
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Abb. 2: Die Donau als Grenzfluss zwischen Rumänien im Norden und Bulgarien im Süden aufge-
nommen vom Sentinel-2A-Satelliten am 26. Juli 2015. Die Abbildung zeigt in einer Echtfarben-
darstellung das fast identische Gebiet wie Abbildung 1. Dabei sind Ackerflächen, der Fluss von 
links oben nach rechts unten verlaufend und kleinere Siedlungen erkennbar (Quelle: ESA, 2015d)
2.3 Sentinel-3
Die Sentinel-3-Satelliten, deren Starts für 2015 und 2017 geplant sind, werden ver-
schiedene Sensoren an Bord haben. Der optische Sensor mit 21 Spektralkanälen liefert 
dabei Daten mit einer mittleren Auflösung von 300 m. Mithilfe des Radar-Altimeters 
können Meeresspiegelhöhen erfasst werden, und das Radiometer dient der genauen 
Messung der Oberflächentemperatur zu Land und zu Wasser mit einer Auflösung 
zwischen 500  m und 1  km. Ein weiteres Augenmerk dieser Mission liegt darauf die 
Ozeanfarbe zu bestimmen, die durch die Photosynthese des Phytoplanktons zustande 
kommt. Diese Arbeiten liefern wichtige Erkenntnisse zur Rolle der Ozeane im globalen 
Kohlenstoff zyklus (ESA 2015b). Mit einer Konstellation aus beiden geplanten Satelliten 
lässt sich jeder Punkt der Erde alle zwei Tage abdecken (ESA 2015a). 
3 Die Copernicus-Dienste
Die Copernicus-Dienste sind ein wichtiger Bestandteil des Programms. Sie sollen sicher-
stellen, dass aufbereitete Informationsprodukte, basierend auf Erdbeobachtungsdaten 
und In Situ Daten, für eine Vielzahl von Nutzern und Anwendungen zur Verfügung 
stehen. Die technische Auslegung der Sentinel-Satelliten wurde u. a. von den Anforde-
rungen der sechs thematischen Dienste gesteuert: Landüberwachung, Überwachung 
der Meeresumwelt, Überwachung der Atmosphäre, Überwachung des Klimawandels, 
Sicherheit sowie Katastrophen- und Krisenmanagement (DLR 2015).
Die einzelnen Dienste wurden bzw. werden im Rahmen von Forschungsprojekten 
entwickelt und anschließend in einen operationellen Betrieb überführt. Während sich die 
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Dienste im Bereich Sicherheit und Klimawandel derzeit noch in der Entwicklungsphase 
befinden, sind die zur Überwachung der Atmosphäre (Juli 2015) und Meeresumwelt 
(Mai 2015) bereits in den operationellen Betrieb übernommen worden. Schon länger 
verfügbar sind die Dienste im Bereich der Landüberwachung und des Katastrophen- und 
Krisenmanagements, die im Folgenden näher beschrieben werden.
3.1 Landüberwachung
Der seit 2012 operationelle Dienst Landüberwachung liefert aus Fernerkundungsdaten 
abgeleitete Informationen auf globaler, regionaler und lokaler Ebene für Bereiche wie 
die Planung, das Wald- und Wassermanagement, die Landwirtschaft und die Nahrungs-
sicherheit (Copernicus 2015a).
Global werden Datensätze zum Zustand der Vegetation (z. B. Vegetationsindizes), zum 
Energiehaushalt (z. B. Albedo, Oberflächentemperatur) sowie zum Wasserkreislauf 
(z. B. Kartierung der Wasserflächen) erstellt (Copernicus, 2015a). Diese Parameter spie-
len unter anderem bei Ernteertragsschätzungen, dem Ressourcenmanagement, der 
Klimaforschung und weiteren Umweltanalysen eine wichtige Rolle.
Regional für Europa werden folgende Informationsprodukte erstellt: hochaufgelöste 
Satellitenbildmosaike, der „CORINE Land Cover“ Landbedeckungsdatensatz und sog. 
„High Resolution Layers“ zu verschiedenen thematischen Bereichen.
CORINE Land Cover umfasst 44 thematische Klassen und liegt für die Jahre 1990, 2000 
und 2006 vor. Die Aktualisierung für das Jahr 2012 wird derzeit fertiggestellt. Neben 
den einzelnen Jahren werden auch Veränderungen zwischen zwei benachbarten Zeit-
punkten erfasst. Die kleinste Kartiereinheit beträgt 25 ha, die kleinste Veränderungsein-
heit 5 ha. Die national von den einzelnen Ländern erstellten Datensätze werden von der 
europäischen Umweltagentur (EEA) zusammengeführt und für Anwender gesammelt 
und europaweit konsistent zur Verfügung gestellt (Copernicus 2015a). Der aktualisier-
te Datensatz für Deutschland mit dem Bezugsjahr 2012 wird hierbei auf dem Land-
bedeckungsmodell Deutschland (LBM-DE) beruhen (Hovenbitzer 2015). 
Die High Resolution Layers befassen sich mit fünf wichtigen Landbedeckungsklassen: 
versiegelte Flächen, Waldgebiete, Landwirtschaftsflächen, Feuchtgebiete und Wasser-
körper. Die einzelnen Datensätze für das Referenzjahr 2012 sollen im Laufe dieses Jahres 
zur Verfügung gestellt werden. Derzeit sind lediglich ältere Daten zum Versiegelungs-
grad verfügbar, die im Rahmen des Projektes Geoland2 für die Jahre 2006 und 2009 
erstellt wurden (Copernicus 2015a). 
Lokal werden für so genannte Hot Spots in Europa hochaufgelöste Informationen 
bereitgestellt. Dazu zählen beispielsweise die großen europäischen Städte sowie Re-
gionen, die von besonderen umweltbedingen Herausforderungen und Problemen be-
troffen sind (z. B. Küstengebiete) (Copernicus 2015a). Der Urban Atlas ist ein solcher 
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hochaufgelöster Landnutzungsdatensatz mit 26 Klassen. In seiner aktuellen Version für 
das Jahr 2012 wurden insgesamt 695 städtische Gebiete mit mehr als 50 000 Einwoh-
nern kartiert (Copernicus 2015a). Abbildung 3 zeigt beispielhaft einen Ausschnitt für die 
Stadt Frankfurt am Main. 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem Urban Atlas der Stadt Frankfurt am Main (Quelle: Copernicus, 2015a)
3.2 Katastrophen- und Krisenmanagement
Ziel dieses Dienstes ist es, Nutzer aus dem Bereich des Katastrophenmanagements, wie 
Hilfsorganisationen oder nationale Katastrophenschutzeinrichtungen, mit Informatio-
nen für die verschiedenen Phasen des Katastrophenmanagements, von der Notfallvor-
hersage und Gefahrenabwehr über die Krisenreaktion und -bewältigung, bis hin zum 
Wiederaufbau zu versorgen. 
Abb. 4: Kartenausschnitt, der eine Überschwemmung (hellbaue Flächen) und den normalen 
Flusslauf des Irrawaddy (dunkelblaue Flächen) nahe Monyo, Myanmar, am 1. August 2015 zeigt 
(Quelle: Copernicus, 2015c)
Dazu gehören ein rund um die Uhr zur Verfügung stehender Kartierdienst sowie das 
Frühwarnsystem EFAS (European Flood Awareness System) (Copernicus 2015b).
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Abbildung 4 stellt einen Kartenausschnitt des Katastrophen- und Krisenmanagement-
dienstes dar, der die mittels Daten von Sentinel-1 detektierten Überschwemmungen in 
Myanmar 2015 zeigt. 
4 DLR-Zentrum für satellitengestützte Kriseninformation
Für die behördlichen Nutzer in Deutschland besteht darüber hinaus die Möglichkeit, 
Produkte des DLR-Zentrums für satellitengestützte Kriseninformation (ZKI) anfordern zu 
können. Auf der Grundlage eines Rahmenvertrags des Bundesministeriums des Innern 
(BMI) mit dem DLR erhalten Bundesbehörden und andere berechtigte Nutzer Zugang 
zu Produkten und Services weltweit. 
Der ZKI-Service kann für verschiedenste Arten von Naturkatastrophen, sowohl für 
humanitäre Krisen als auch für andere Notfallsituationen, wertvolle und schnelle Infor-
mationen durch die Analyse und Aufbereitung von luft- und satellitengestützten Fern-
erkundungsdaten liefern, angepasst an die Bedürfnisse der deutschen Behörden. Das 
ZKI entwickelt seine Leistungen ständig weiter, basierend auf den kontinuierlich gesam-
melten Rückmeldungen seiner Nutzer. Dabei arbeitet es eng mit Partnern aus Forschung 
und Industrie zusammen.
5 Nationales Maßnahmenprogramm zu Copernicus
Zur Unterstützung der Nutzung des Copernicus-Programms hat das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI, früher: BMVBS) ein nationales 
Maßnahmenprogramm initiiert (BMVBS et al. 2011). Dabei ist ein wichtiger Bestand-
teil der Aufbau einer nationalen IT-Infrastruktur, die einen besseren und effizienteren 
Zugang zu allen Copernicus-Daten und -Produkten ermöglichen soll. Zudem sollen für 
die Verarbeitung der Daten eigene Kapazitäten geschaffen werden. Auch die Daten-
bereitstellung soll auf die Anforderungen der Nutzer in Deutschland angepasst und nach 
Bedarf erweitert werden (Keuck et al. 2014).
6 Fazit
Durch das Copernicus-Programm wird eine enorme Fülle an Daten und Produkten für 
eine Vielzahl von Anwendungen bereitgestellt. Die Sentinel-Missionen sorgen für die 
kostenfreie Verfügbarkeit von Satellitendaten weltweit und mit einer hohen Aufnahme-
rate. Die Sentinel-Daten bilden die wesentliche Grundlage für die Copernicus-Dienste, 
die für viele thematische Bereiche, wie die Landüberwachung und das Krisenmanage-
ment, wertvolle Informationen liefern. Auch Nutzer in Deutschland profitieren von die-
sen Entwicklungen und werden durch nationale Maßnahmen unterstützt.
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Raumabgrenzungen –  
Methodik und Entwicklung der BBSR-Typen
Antonia Milbert
Zusammenfassung
Raumtypen erleichtern die Analyse und Darstellung vieler Raumeinheiten durch die 
Zusammenfassung auf wenige Gruppen. Welche Raumeinheiten und nachfolgend 
Raumtypen sinnvoll für die zusammenfassende und teils auch erklärende Darstellung 
geeignet sind, hängt sehr stark von der Fragestellung ab. Trotz der Vielfalt und Hetero-
genität von ländlichen und städtischen Räumen hat die Siedlungsstruktur eine nach wie 
vor hohe Erklärungskraft hinsichtlich grundlegender Ausgangs- und Entwicklungspositi-
onen von Regionen. Daher sind die siedlungsstrukturellen Kreis- und Regionstypen des 
BBSR in Deutschland häufig verwendete Raumtypen. Daneben gewinnen Lagetypen 
oder Klassifizierungen von Einheiten in wachsenden oder in schrumpfenden Regionen 
an Bedeutung für die Analyse räumlicher Entwicklungen.
1 Die Siedlungsstrukturtypen des BBSR von Beginn an  
bis heute
Die siedlungsstrukturellen Gebietstypen wurden Ende der 1970er Jahre für die alte Bun-
desrepublik entwickelt. Ausgangsbasis war eine Bestandsaufnahme des ländlichen Rau-
mes an Hand von Indikatoren (BfLR 1977). Die hierfür notwendige Abgrenzung erfolgte 
auf Basis der Raumordnungsregionen über deren Siedlungsstrukturmerkmale „Vorhan-
densein und Größe eines Verdichtungskernes“ sowie „Einwohnerdichte“. Die damalige 
Vorstellung geht von einem integrierten Bezugssystem aus: In diesem sind die Raumord-
nungsregionen das zentrale Raumelement; die Kreistypen bestimmen lediglich die klein-
räumigen, innerregionalen Unterschiede im System der großräumigen Siedlungsstruktur. 
Diese erste Variante unterteilte in sechs verschiedene Kreistypen. Im Laufe der Zeit wur-
de die Kreistypik verfeinert und unterschied zuletzt neun Typen. Parallel entwickelte sich 
jedoch unter praktischen Gesichtspunkten ein zusammengefasster Kreistyp, der eben 
diese großräumigen Bedingungen ausblendete und nur noch in Kerne, verdichtete und 
ländliche (Umland)Kreise und ländlichen Raum unterteilte. Insbesondere im Hinblick auf 
die Untersuchung von Suburbanisierung und Stadt-Umland-Effekten gewann der zu-
sammengefasste Kreistyp an Bedeutung. Ein weiteres Argument für die Vereinfachung 
des Kreistyps war der Umstand, dass bei einer Unterscheidung nach Ost und West ein-
zelne Gruppen in Ostdeutschland schwach besetzt waren, so dass varianzanalytische 
Betrachtungen unter dieser Vielfalt kaum möglich waren.
Antonia Milbert174
Der neue siedlungsstrukturelle Kreistyp greift die Entwicklung zur Vereinfachung auf 
und bezieht nur noch die siedlungsstrukturellen Kennwerte der Kreise/Kreisregionen 
ein. Mit Änderung der Blickrichtung und Konstruktion ist dieser neue Kreistyp besser mit 
anderen, vor allem internationalen Siedlungsstrukturtypen (Eurostat 2012, OECD 2007) 
vergleichbar, die oftmals ebenfalls von den Ausprägungen von kleinräumigen Einheiten 
wie Raster oder Kommunen ausgehen. Kriterien sind der „Bevölkerungsanteil in Groß- 
und Mittelstädten“, die „Einwohnerdichte der Kreisregion“ und die „Einwohnerdichte 
der Kreisregion ohne Berücksichtigung der Groß- und Mittelstädte“. Letztere kennzeich-
net z. B. Kreise im Umland von Großstädten, die zwar keine eigenen dominanten Groß- 
und Mittelstädte aufweisen aber stark zersiedelt und verdichtet sind und deshalb eher 
als städtisch denn ländlich betrachtet werden müssen. Unterschieden werden vier Grup-
pen: die kreisfreien Großstädte, städtische Kreise und ländliche Kreise, welche entweder 
einen Hang zur Verdichtung aufweisen oder sehr dünn besiedelt sind (Abb. 1).  
Abb. 1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen (Quelle: BBSR 2015)
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Die Frage nach der Bedeutung des ländlichen Raumes und seiner Entwicklungschancen 
gegenüber dem städtischen Raum ist nach wie vor hochaktuell. Die Großstädte und 
städtischen Kreise zusammen betrachtet bilden den städtischen Raum, die beiden länd-
lichen Kreistypen den ländlichen Raum. Der ländliche Raum wird – zumindest seitens 
des BBSR – nun einheitlich über diese Gebietskulisse definiert und nicht mehr uneinheit-
lich entweder über die Regionstypen oder die sehr kleinräumigen, phänomenologisch 
abgegrenzten Raumtypen des Raumordnungsberichts 2010. Zur Vermeidung einer 
Begriffsverwirrung werden die Typen auf Ebene der Raumordnungsregionen fürderhin 
als „ländliche Regionen“ bezeichnet. Auch hier wurden die Kriterien angepasst, bestim-
men jedoch nicht mehr die Prägung der ihnen zugehörigen Kreise und Gemeinden.
2 Das System verschiedener BBSR-Typiken
Die siedlungsstrukturellen Kreis- und Regionstypen sind nach wie vor die bedeutendste 
Typisierung für die Darstellung und Erklärung von regionalen Disparitäten und Entwick-
lungen. Auf der kommunalen Ebene finden sie ihre Entsprechung in den Stadt- und 
Gemeindetypen, die den siedlungsstrukturellen und funktionalen Aspekt von Kommu-
nen beschreiben. Doch auch andere Faktoren sind für die regionalen Unterschiede und 
Trends von räumlichen Entwicklungen oft prägend. Hier sind insbesondere die (groß-
räumige) Lage sowie die Problemraumbeschreibung von Schrumpfung und Wachstum 
zu nennen. Alle parallel entwickelten Typiken im BBSR wurden in einer Revision 2012 
derart angepasst, dass mit gleichen oder zumindest vergleichbaren Kriterien auf den 
Ebenen Raster, Kommune, Kreis und Region gleiche oder zumindest vergleichbare Typi-
ken zur Verfügung stehen (Abb. 2). 
Die Lagetypik wird über die potenziell erreichbare Tagesbevölkerung bestimmt. Die 
Ebene für ihre Definition sind die Gemeindeverbände. Gemeindeverbände mit Werten 
über dem bundesdeutschen Mittelwert gelten als zentral und als sehr zentral, wenn der 
Mittelwert um eine halbe Standardabweichung und mehr überschritten wird, Gemein-
deverbände mit Werten unter dem Durchschnitt als peripher bzw. sehr peripher bei 
mehr als einer halben Standardabweichung unter dem Durchschnitt. Die Typik wird auf 
Rasterebene runtergeschätzt oder auf Ebene der Kreise gemittelt.
Wachsende und schrumpfende Gemeinden werden durch das Auszählen von Werten 
im untersten bzw. obersten Quintil von sechs Entwicklungsindikatoren ermittelt. Je 
mehr Indikatoren im untersten Quintil sind, desto stärker hat sich der Schrumpfungs-
prozess verfestigt, je mehr Indikatoren im obersten Quintil sind, desto stärker wächst 
die Gemeinde. Gemeinden, deren Indikatorwerte nie im untersten oder obersten Quintil 
liegen, gelten als stabil. Auf Kreis- und Regionsebene wird das Verfahren analog durch-
geführt. Diese Typik auf der Ebene der Stadt-Land-Regionen findet ihre Anwendung in 
der Wohnungsmarktbeobachtung des BBSR.    
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Abb. 2: Das System der BBSR-Raumabgrenzungen und -typen (Quelle: BBSR 2012)
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3 Erklärungsbeitrag der siedlungsstrukturellen Kreistypen  
auf regionale Disparitäten
Über die Siedlungsstruktur kann etwa die Hälfte der Streuung der Kreise erklärt werden – 
bei der Flächennutzung (Bestimmtheitsmaß R² = 56 %) oder Wirtschaftsleistung auf der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche (R² = 47 %). Hinsichtlich der Bevölkerungs- (R² = 17 %) 
und Gebäudeflächenentwicklung (R² = 10 %) sind die Zusammenhänge bereits nicht 
mehr so eindeutig. Dennoch unterscheiden sich die Mittelwerte aller Siedlungsstruk-
turtypen in der Entwicklung der Bevölkerung 2000 bis 2013 hoch signifikant vonein-
ander. Bei der Gebäude- und Freiflächenentwicklung 2000 bis 2012 sind nur die kreis-
freien Großstädte signifikant unterschiedlich zu den anderen Kreistypen. Die Großstädte 
dehnen ihre Gebäude- und Freiflächen in diesem Zeitraum weniger stark aus wegen 
Flächen engpässen. Die anderen Typen vollziehen fast die gleiche Entwicklung – auch 
unabhängig ihrer tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung (Abb. 3a). Obwohl ländliche 
Abb. 3: Entwicklung von Bevölkerung und von Gebäude- und Freifläche seit 2000 nach siedlungs-
strukturellen Kreistypen (a) und Typ Wachsende und schrumpfende Städte und Gemeinden (b) 
(Quelle: BBSR 2015)
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und städtische Kreise spätestens seit Mitte der 2000er Jahre mehr oder weniger deutlich 
an Bevölkerung verlieren, nimmt die Gebäude- und Freifläche unvermindert zu. 
Noch deutlicher wird die teilweise verlangsamte Reaktion der Flächennutzung auf die 
Bevölkerungsentwicklung, wenn die Gemeinden nach der Kategorie „wachsend und 
schrumpfend“ aufgegliedert werden (Abb.  3b): Stark schrumpfende Städte und Ge-
meinden haben seit 2000 im Durchschnitt 15 % ihrer Bevölkerung verloren, zumindest 
hier stagniert der Zuwachs an Gebäude- und Freifläche. Aber Städte und Gemeinden, 
die schon deutliche Schrumpfungstendenzen aufweisen, verbrauchen immer noch über-
proportional Fläche für Gebäude. Der Zuwachs an Gebäude- und Freifläche 2000 bis 
2012 kann nur zu knapp 4 % über Gemeindewachstum oder -schrumpfung erklärt wer-
den, die Diskrepanz zwischen bevölkerungsbedingtem Mehrbedarf an Siedlungsfläche 
verschärft sich. Was sich unter dem Aspekt der Siedlungsstruktur schon abzeichnet, wird 
in dieser problemorientierten Sichtweise noch deutlicher. 
4 Stabilität der Typen über die Zeit
Über einen Zeitrahmen von 40 Jahren wurden die Siedlungsstrukturtypen mehrfach 
reformiert. Neue Erkenntnisse und geänderte Zielvorstellungen sind hierfür ausschlag-
gebend. Diese Änderungen sind oft grundlegend, weil sie die Kriterien, die Zahl der 
Gruppen und die Zuordnung der Beobachtungseinheiten zu diesen Gruppen betreffen. 
Dennoch können große Übereinstimmungen im Erscheinungsbild der bundesdeutschen 
Siedlungsstruktur festgestellt werden. Die letzte grundlegende Überarbeitung der Sied-
lungsstrukturtypen wurde 2012 auf dem Gebietsstand 2009 vollzogen. Für den Umstieg 
von alten zu den neuen Typen können Zuordnungstabellen zur Verfügung gestellt wer-
den.
Häufige Anpassungen der Siedlungsstrukturtypen erfordern die zahlreichen Gebietsre-
formen nach der deutschen Vereinigung. Bei der Änderung der Kreiszuschnitte ändern 
sich die Indikatorwerte der Kreise für die Typisierung und folglich in manchen Fällen 
auch die Zuordnung des Kreises zur Gruppe. Für funktionale Reformen, wie z. B. die 
Zusammenlegung der kreisfreien Städte Hannover und Aachen mit ihrem Umlandkreis 
zur (Städte)Region, gilt das Gleiche. Diese Anpassungen erfolgen immer nach Vollzug 
der Verwaltungsreformen, so dass die Typen sich direkt auf den gültigen Gebietsstand 
beziehen.
Schließlich kann sich die Einwohnerdichte durch Bevölkerungsverluste oder -gewinne 
sowie das Unter- oder Überschreiten der 100 000-Einwohnergrenze zur Definition als 
kreisfreie Großstadt ändern, so dass auch hier die Typzuordnung angepasst werden 
muss. Diese Anpassung wird jedoch erst vollzogen, wenn das Über- oder Unterschreiten 
der Grenzwerte in den Indikatoren als mittel- bis langfristig gesichert gelten kann. 
Raumabgrenzungen – Methodik und Entwicklung der BBSR-Typen 179
Die Änderungen auf Grund von Verwaltungsreformen oder von Anpassungen an die 
Entwicklung mögen für einen Kreis zwar zu einer Umgruppierung führen, im Laufe von 
etwa 20 Jahren haben sich die Flächen- und Bevölkerungsanteile der vier siedlungsstruk-
turellen Kreistypen nur zwischen 0,5 % und 2 %-Punkten geändert. 
5 Fazit
Die Siedlungsstrukturtypen des BBSR haben eine lange Tradition. Sie stellen ein wichti-
ges Instrumentarium zur Analyse von regionalen Disparitäten und Entwicklungen in der 
wissenschaftlichen Forschungslandschaft sowie in der Politikberatung auch außerhalb 
des BBSR dar. Die Siedlungsstrukturtypen werden dabei soweit wie möglich konstant 
gehalten, auch wenn neuer Erkenntnisgewinn sowie Verwaltungsreformen zwischen-
zeitliche Anpassungen erfordern. Erweitert wird das Instrumentarium der Siedlungs-
strukturtypen um Typen zur großräumigen Lage und um Problemraumtypen. Soweit 
möglich und sinnvoll sollen diese Werkzeuge auf allen verfügbaren Ebenen – Gemein-
den, Kreise, funktionale Raumabgrenzungen – zur Verfügung stehen. Zukünftig werden 
daher entsprechende Typisierungen auch auf Ebene der Raster, sobald hierfür sozio-
ökonomische Daten zur Verfügung stehen, entwickelt werden.
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Methodik zur Bilanzierung des Flächennutzungswandels
Martin Schorcht, Tobias Krüger, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Die Umsetzung einer nachhaltigen Flächenpolitik erfordert ein Monitoring, welches 
nicht nur den jeweils aktuellen Stand der Flächennutzung ausweist, sondern auch den 
Wandel der Nutzungsarten beschreiben kann. Die jährliche statistische Flächenerhebung 
nach Art der Tatsächlichen Nutzung basiert auf dem Automatisierten Liegenschaftsbuch 
(ALB) bzw. dem Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) und weist 
bis zur Ebene der Gemeinden die Flächenanteile nach Nutzungsarten aus. Aussagen 
zur Vor- bzw. Nachnutzung sind momentan nicht möglich. Besonders die Bilanzierung 
dieses Flächennutzungswandels ist zum Prozessverständnis und zur Beurteilung der 
Triebkräfte der Entwicklungen von Nöten. 
1 Einführung
In Deutschland ist in vielen Regionen ein Flächennutzungswandel festzustellen, welcher 
von einer Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen geprägt ist (UBA 2014). Aus 
Sicht einer nachhaltigen Raumplanung ist diese Entwicklung negativ, da der Boden ein 
knappes Schutzgut ist und kein Bevölkerungszuwachs verzeichnet wird, der eine Flä-
chenneuinanspruchnahme rechtfertigen könnte. Für diese Flächenneuinanspruchnahme 
ist die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) ein wichtiger Indikator. Die 
erste Erhebung erfolgte 1979 und seit 1992 existieren gesamtdeutsche Daten (BBSR 
2015), bei denen eine stetige Zunahme zu erkennen ist. Derzeitig beträgt der SuV-
Zuwachs täglich 73 Hektar (UBA 2014). Um dieser Entwicklung entgegenzusteuern, 
verfolgt die Bundesregierung im Rahmen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie das 
Ziel, bis zum Jahr 2020 die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlung und Verkehr 
auf 30 Hektar pro Tag zu reduzieren. Zur Erreichung dieses Ziels ist die genaue Beob-
achtung, Quantifizierung und das Monitoring der Flächennutzung nötig (Meinel 2013).
2 Datengrundlage
Grundlage des im Folgenden vorgestellten Verfahrens zur Bilanzierung des Flächen-
nutzungswandels ist das ATKIS® Basis-DLM. Mit diesem liegt ein amtlicher, deutsch-
landweiter, weitestgehend homogener und in seinem Aufbau genau dokumentierter 
Geobasisdatensatz vor, welcher die wichtigsten Voraussetzungen für ein Flächennut-
zungsmonitoring hinsichtlich der Datenkonsistenz und Aktualität erfüllt (Krüger 2011). 
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Die in ATKIS als Linien modellierten Objekte des Straßen- und Gewässernetzes wer-
den anhand von Breitenangaben gepuffert und damit Flächenobjekte gebildet. Weiter 
werden zahlreiche Objektarten anhand bestimmter Attribute differenziert, sodass im 
Flächenschema des IÖR-Monitors zwischen 36 einzelnen Kategorien und 13 aggregier-
ten Klassen unterschieden wird (Meinel, Krüger 2014). 
3 Ermittlung von Flächennutzungsänderungen
Das Verfahren zur Bilanzierung von Flächennutzungsänderungen erkennt im ersten 
Schritt durch Verschneidung der Datensätze verschiedener Zeitpunkte die im Modell 
enthaltenen Änderungen von Flächenobjekten. Geringe geometrische Verschiebungen 
von Polygonrändern, welche auf Lagekorrekturen der Stützpunkte zurückzuführen sind, 
werden dabei erkannt und von der Änderungsdetektion ausgeschlossen. In einem zwei-
ten Schritt können durch die ATKIS-Migration bedingte Änderungen im Datenmodell, 
denen keine reale Nutzungsänderung zugrunde liegt, berücksichtigt werden. 
3.1 Verschneiden der Vektordaten
Die Polygone der Datensätze zweier Zeitschnitte werden übereinandergelegt und die 
sich ändernden Schnittmengen erfasst (Abb. 1). Der Flächenzugang einer Nutzungsart 
führt notwendigerweise zu einem Flächenabgang einer anderen Nutzungsart. Dement-
sprechend bildet sich die Nettobilanz einer jeden Nutzungsart aus der Summe des ermit-
telten Flächenzugangs und abgangs im Untersuchungsraum. 
Abb. 1: Ermittlung der Flächenänderungen zwischen zwei Zeitschnitten mittels Schnittmengen-
bildung (Quelle: eigene Darstellung)
Weniger trivial ist Auswertung der ermittelten Änderungen, da sich allein bei einer Kom-
bination der 36 Kategorien des Flächenschemas insgesamt 1 260 mögliche Nutzungs-
änderungen ergeben. Die Analyse der Nutzungsänderung wurde durch eine automa-
tisierte Datenbankabfrage realisiert. Die Bereinigung dieser Wechselbilanzierung um 
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gering verschobene Objekte, Umwidmungen von Straßen und Migrationseffekten wird 
in den folgenden beiden Abschnitten 3.2 und 3.3 erläutert.
In Abbildung 2 ist der Flächennutzungswandel zwischen der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (SuV) und der Freiraumfläche der einzelnen Bundesländer Deutschlands darge-
stellt. Die Werte sind nach Freiraumflächen differenziert. Die Säulen oberhalb der Null-
linie beschreiben die Umwandlung von Freiraumflächen in SuV-Flächen, die unterhalb 
der Nulllinie zeigen den Abgang von SuV-Flächen zu Freiraumflächen. Die größten SuV-
Zugänge sind auf Flächen der Landwirtschaft zu verzeichnen, welche sich hauptsächlich 
aus Acker-, Grün- und Gartenland zusammensetzen. 
Abb. 2: Flächennutzungswandel zwischen SuV- und Freiraumflächen von 2008 bis 2013, differen-
ziert nach Freiraumflächen der Länder, HB in NI enthalten (Quelle: eigene Berechnungen)
Ergänzend wird in Abbildung 3 dargestellt, welche SuV-Flächenkategorien im Detail 
vom Nutzungswechsel zwischen SuV- und Freiraumflächen betroffen sind (äquivalente 
Menge zu Abb. 2). Baulich geprägte Flächen bilden demnach den größten Anteil, wobei 
sich in den einzelnen Ländern unterschiedliche Verhältnisse ergeben. 
Abb. 3: Flächennutzungswandel zwischen SuV- und Freiraumflächen von 2008 bis 2013, differen-
ziert nach SuV-Flächen der Länder, HB in NI enthalten (Quelle: eigene Berechnungen)
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Neben der Bestimmung der Vor- und Nachnutzung können aus dem Verhältnis von 
Zu- und Abgängen weitere Aussagen abgeleitet werden. Betrachtet man die baulich 
geprägten Flächen im Detail, ist interessanter Weise bei den Industrie- und Gewerbe-
flächen eine hohe Dynamik festzustellen. Der Zugang der baulich geprägten Flächen 
ist größtenteils davon geprägt. Im gleichen Zuge geht jedoch ein ähnlich hoher Anteil 
wieder ab, sodass in der Summe ein geringer Gesamtzuwachs festzustellen ist. Die Ent-
wicklung der Industrie- und Gewerbeflächen hat daher im Vergleich zu Wohnbau- und 
Mischnutzungsflächen kaum Einfluss auf den Anstieg der SuV-Flächen.
3.2 Detektieren geometrischer Verschiebungen
Untersuchungen haben gezeigt, dass zwischen den Zeitpunkten der Datensätze 
häufig geringe geometrische Lageverschiebungen von Objektgrenzen bzw. Linien-
objekten auftreten. Aufgrund der Ähnlichkeit geometrischer Muster sowie der gerin-
gen Distanzen der Verschiebungen kann davon ausgegangen werden, dass diese keiner 
Änderung in der Realität entsprechen. Mögliche Gründe dafür können Lagekorrekturen 
im Aktualisierungsprozess der Datengrundlage, Änderungen von Erfassungsunterlagen, 
sich ändernde Generalisierungsmethoden oder Stützpunktausdünnung sein. Besonders 
bei Linienobjekten können diese geringen Verschiebungen, auch wenn sie im Rahmen 
der Lagegenauigkeit geschehen (± 3 m), zu erheblichen Abweichungen der Wechsel-
bilanzen führen. 
Aufgrund unterschiedlicher geometrischer Gegebenheiten sind für Linien- und Flächen-
objekte unterschiedliche Verfahren zur Beachtung von Lageverschiebungen entwickelt 
worden. Erlaubt sind ± 3 m für Linien- bzw. ± 15 m für Flächenobjekte. Für die Länder-
daten wird für Flächenobjekte meist eine Lagegenauigkeit von ± 15 m (GeoSN 2015) 
bis ± 5 m (LVermGeo 2015) angegeben.  
3.2.1 Behandlung von Flächenobjektverschiebungen
Abb. 4: Filterung von Splitterpolygonen (Quelle: eigene Darstellung)
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Geringe Verschiebungen von zwei benachbarten Objekten unterschiedlicher Objekt-
arten führen zu Splitterflächen. In Abbildung 4 sind links exemplarisch die Vegetations- 
und Siedlungsflächen von 2009 (schwarze Randlinien) und überlagert die korrespondie-
renden Objektgrenzen von 2012 (weiße Linien) dargestellt. Die mittlere Abbildung zeigt 
die durch Verschneidung ermittelten Flächen mit geänderter Nutzungskategorie und 
die dabei entstandenen Splitterpolygone. Diese Splitterpolygone werden mithilfe von 
morphologischen Operatoren nach Bredies & Lorenz (2011) eliminiert. In diesem Fall 
wird eine Kombination von Erosion und Dilatation angewendet entsprechend dem aus 
der Bildverarbeitung bekannten Opening-Operator. Um dabei abgerundeten Ecken gro-
ßer Objekte entgegenzuwirken, werden weitere Korrekturmaßnahmen (Dilatation und 
erneute Schnittmengenbildung) angewendet (Schorcht 2015, 71). In Abbildung 4 ist auf 
der rechten Seite das Ergebnis der Filterung dargestellt, bei der nur Objekte geänderter 
Flächennutzung mit einer Lageabweichung > 5 m erhalten bleiben.
3.2.2 Behandlung von Linienobjektverschiebungen
Bei Linienobjekten kann keine morphologische Filterung angewendet werden, da diese 
häufig schmaler als die zu filternden Splitterpolygone selbst sind. Auch eine Rasterung 
nach dem Stichprobenverfahren liefert hier keine stabilen Ergebnisse, da vor allem bei 
kleinräumigen Untersuchungen für valide statistische Aussagen zu wenige Stichproben 
erfasst werden (BFS 2014).
Abb. 5: Methode zur Überprüfung der Lageübereinstimmung von Linienobjekten (Quelle: Good-
child, Hunter) 
Hier wurde die von Goodchild & Hunter (1997) vorgestellte Methode „A simple po-
sitional accuracy measure for linear features“ zur Prüfung der Lageübereinstimmung 
von Linienobjekten herangezogen (siehe Abb. 5). Dabei werden die zu vergleichenden 
Linienobjekte jeweils als Referenz betrachtet und gepuffert. Die Pufferbreite entspricht 
dabei der maximalen Lageabweichung, die zwischen zwei Linienpaaren toleriert werden 
soll. Die Linienobjekte des zweiten Datensatzes werden über die gepufferten Referenz-
objekte gelegt und geprüft, welche sich innerhalb dieses definierten Toleranzbereiches 
befinden. Diese Methode ist auf die Bilanzierung des Flächennutzungswandels über-
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tragen worden. Somit kann eine innerhalb der Lagegenauigkeit liegende Straßen- bzw. 
Gewässerachse von einer tatsächlichen neuen oder nicht mehr vorhandenen Achse 
unterschieden werden. Um jeweils eine separate auswertbare Menge der zu- und ab-
nehmenden Linienobjekte zu erhalten, muss diese Pufferung jeweils um die Alt- und 
Neudaten erfolgen:
Abb. 6: Anwendung des Verfahrens von Goodchild & Hunter auf die Überprüfung der Verände-
rung linienhaft modellierter Straßennetze (Quelle: eigene Darstellung)
Abb. 7: Vergleich der ungefilterten und gefilterten Änderungen des Straßennetzes (Quelle: eigene 
Darstellung)
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Als Input für die Bilanzierung des Flächenwandels werden hier die nicht gepufferten 
Linienobjekte des ATKIS® Basis-DLM verwendet. Nur die außerhalb des Toleranzberei-
ches liegenden Liniensegmente werden anhand ihrer Objektbreitenangaben gepuffert. 
Die dadurch gebildete Fläche wird der Verschneidung zur Änderungsdetektion zugeführt. 
In Abbildung 7 werden exemplarisch die Änderungen des Straßennetzes der unge-
filterten Variante mit denen der gefilterten verglichen. Da nur Straßen außerhalb des 
Toleranzbereiches mit anderen Objektarten bei der Schnittmengenbildung verarbeitet 
werden, ergeben sich in den gefilterten Bereichen keine Änderungen. Die vorgestell-
ten Verfahren zur Filterung von Flächen- und Linienobjekten sind durch ein Regelwerk 
miteinander kombiniert. Das Verfahren zur Behandlung von Linienobjekten ist zudem 
erweitert worden, indem weitere Eigenschaften untersucht werden. Neben minimal ver-
schobenen Objekten werden auch sich in der Art und Breite ändernde Linienobjekte be-
achtet (z. B. Umwidmung von Straßen oder nachträglich eingetragene Breitenangaben).
Abb. 8: Vergleich der Zu- und Abgänge von ungefilterten und gefilterten Linien- und Flächen-
objekten in Abhängigkeit von der Filterbreite am Beispiel von Schleswig-Holstein (Quelle: eigene 
Berechnungen)
In Abbildung 8 ist die Wirkung einer Filterung am Beispiel einer Änderungsanalyse 
zwischen 2009 und 2012 für Schleswig-Holstein dargestellt. Verglichen werden Sied-
lungsflächen mit den durch Pufferung linienhaft modellierter Straßenachsen erzeugten 
Straßenflächen. Je schmaler ein Objekt, umso größer ist die Abweichung im Falle einer 
geringen Verschiebung. Bei einer Filterbreite von 3 m wird bereits über die Hälfte der 
zu- und abgehenden Straßenflächen aus der Bilanz des Flächennutzungswandels aus-
geschlossen. Dagegen nimmt die Summe der Siedlungsflächenobjekte nur um 10 % ab. 
Im Vergleich der Bundesländer ist zu beobachten, dass jeweils unterschiedlich häufig 
Lagekorrekturen durchgeführt werden, wobei das obige Beispiel eher als Ausnahmefall 
mit besonders häufigen Anpassungen betrachtet werden kann. Die Gesamtänderung 
einer Flächenkategorie fällt umso geringer aus, je näher die gefilterten Flächenzugewin-
ne und -verluste beieinanderliegen. Bezüglich der Entwicklung der SuV-Flächen ist der 
Einfluss der gefilterten Objekte von geringerem Ausmaß (8,8 % geringeres Gesamt-
wachstum am Beispiel Schleswig-Holsteins 2009-2012).
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3.3 Beachtung modellbedingter Einflüsse
Eine Weiterentwicklung des Datenmodells kann im Falle einer Objektneuzuordnung zu 
Änderungen des Datenbestandes führen, welche nicht den tatsächlichen Änderungen 
entsprechen (Krüger et al. 2015). Daher ist der Zeitraum einer Modellumstellung von 
besonderem Interesse. Die Migration in das neue ATKIS-Modell (GeoInfoDok 6) erfolg-
te in den Bundesländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten zwischen 2008 und 2013 
(AdV 2014). Um abzuschätzen, wie groß in diesem Zeitraum der Einfluss der Modell-
änderung auf die SuV-Entwicklung ist, wurden drei bekannte Objektneuzuordnungen 
speziell untersucht. 
Verkehrsbegleitflächen: Im neuen ATKIS-Modell ist die Kennzeichnung von Verkehrs-
begleitflächen durch die Einführung eines entsprechenden Attributs konkret definiert 
worden, während diese Flächen im alten Modell häufig mit Grünland belegt waren. Die 
Möglichkeit, Grünland mit der Funktion „Verkehrsbegleitgrün“ zu attribuieren, wurde 
nicht in allen Ländern realisiert (AdV 2006). Auffällig häufig sind daher Änderungen von 
Grünland zu Verkehrsbegleitflächen zu beobachten. 
Kleingärten: Die zur Siedlungsfläche zählenden Kleingärten waren nicht im alten 
Modell definiert und wurden dort meist als Gartenland (zur Landwirtschaftsfläche ge-
hörig) geführt. Die Migration der Gartenlandflächen zu Landwirtschaft/Gartenland bzw. 
Siedlungsfreifläche/Kleingarten wurde in den Bundesländern unterschiedlich gehand-
habt, was zu gegenläufigen Trends der Flächenentwicklung führen kann (Krüger et al. 
2015). Bei der Wechselbilanzierung über den Migrationszeitpunkt hinweg sollten diese 
Kategorien ausgelassen werden.
Unbestimmte Flächen: In der nächsten Referenzversion des ATKIS® Basis-DLM wird 
voraussichtlich die Objektart AX_FlaecheZurZeitUnbestimmbar entfallen (Kurstedt 
2014), sodass im Zuge der Migration diese Flächen schon jetzt eine deutliche Abnahme 
zu verzeichnen haben. Da derartige Flächen keiner tatsächlichen Nutzungsart zugeord-
net werden können, wurden sie für diese Untersuchung aus der Wechselbilanzierung 
ausgeschlossen.
In Abbildung 9 sind die Auswirkungen der oben beschriebenen modellbedingten 
Änderungen auf die Bilanz der SuV-Flächen veranschaulicht. Den größten Einfluss hat 
die Modelländerung von Gartenland zu Kleingärten. Allein 20 % des Gesamtwachs-
tums der SuV-Flächen beruht auf derartigen Modelländerungen. Um eine deutliche 
Überschätzung der SuV-Entwicklung im Migrationszeitraum zu vermeiden, sollten die-
se Flächen bei der Wechselbilanzierung nicht einbezogen werden. Nach Abschluss der 
Migration, d. h. mit den ATKIS-Daten nach 2013, sind diese Effekte nicht mehr in die-
sem Umfang zu erwarten.
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Abb. 9: Einfluss verschiedener modellbedingter Änderungen auf die Entwicklung der SuV-Flächen 
während der ATKIS-Migrationsphase zwischen 2008-2013 (Quelle: eigene Berechnungen)
4 Fazit
Das Verfahren zur Bilanzierung des Flächennutzungswandels ermöglicht Aussagen 
zu Vor- und Nachnutzungen einzelner Nutzungsarten. Dadurch können Rückschlüs-
se auf die Triebkräfte des Flächennutzungswandels getroffen werden. Die Bilanzie-
rung nutzt verschiedene Verfahren, um Effekte durch geometrisch leicht verschobene 
Objekte und modellbedingte Objektart- und Attributänderungen auszufiltern. Ohne 
Berücksichtigung von Modelländerungen und von immer wieder auftretenden geringen 
Lage korrekturen der Geobasisdaten werden die Bilanzen des Flächenwandels teilweise 
erheblich verfälscht. Insbesondere betrifft dies Wechselbilanzen im Zeitraum des ATKIS-
Modellwechsels. So liegt die tägliche Flächenneuinanspruchnahme von nicht bereinigten 
Bilanzen der SuV-Flächen nach dem IÖR-Monitor bei 105 ha/d. Unter Beachtung der 
Migrationseffekte (Kleingärten) liegt diese immer noch bei 84 ha/d – ein Mehrfaches 
des 30 ha-Ziels. Trotz Änderungen des Datenmodells kann sicher gesagt werden, dass 
weitere politische Maßnahmen nötig sind, um der Flächenneuinanspruchnahme entge-
genzuwirken.
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Optimierung des Flächennutzungsmonitorings 
Stefan Ostrau
Zusammenfassung
Seit 2010 werden im IÖR-Monitor des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwick-
lung Indikatoren zur Flächennutzungsentwicklung und Landschaftsqualität für Deutsch-
land bereitgestellt, die zum Teil erheblich von der amtlichen Flächenstatistik abweichen. 
Der Fachbeitrag thematisiert die Datengrundlagen, die Abweichungen sowie die Aus-
sagekraft beider Informationssysteme am Beispiel des Kreises Lippe (NRW) und unter-
breitet Vorschläge zur Harmonisierung.
1 Derzeitige Situation
Gegenwärtig bestehen erhebliche Abweichungen zwischen der amtlichen Flächen -
statistik und den entsprechenden Indikatoren des IÖR-Monitors (Abb. 1). 
Abb. 1: Abweichungen amtliche Flächenstatistik/entsprechende Indikatoren des IÖR-Monitors 
(Quelle: eigene Bearbeitung) 
Eine Ursache liegt in der Verwendung unterschiedlicher Geobasisdaten: Im IÖR- 
Monitor werden geotopographische Daten (ATKIS®-Basis-DLM) verwendet, während 
die amtliche Flächenstatistik auf den Daten des Liegenschaftskatasters (ALB- bzw. rück-
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migrierte ALKIS®-Daten) basiert. In aktuellen Veröffentlichungen wird insbesondere das 
ATKIS®-Basis-DLM als geeignete flächendeckende Datenbasis für ein deutschlandweites 
Flächenmonitoring beschrieben (Meinel, Krüger 2014a, b). Untersuchungen zur 
Eignung der Daten des Liegenschaftskatasters liegen angesichts der Umstellung auf 
ALKIS® allerdings noch nicht vor. Die Statistikbehörden haben insgesamt ein großes 
Interesse an dem Abschluss der bundesweiten ALKIS®-Einführung, sodass die amtliche 
Flächenstatistik vor. 2016/17 entsprechend umgestellt wird (AdV 2014). Nachfolgend 
werden beide Informationssysteme am Beispiel des Kreises Lippe näher analysiert.
2 Analyse von ALKIS®/ATKIS®-Daten am Beispiel NRW
Mit der Umsetzung des neuen AAA-Datenmodells sind die Objektartenkataloge von 
ALKIS® und ATKIS® weitgehend harmonisiert worden (Abb. 2). 
Abb. 2: Objektarten der tatsächlichen Nutzung in ALKIS® und ATKIS® (Quelle: Ostrau 2010)
Der Vergleich zeigt eine gute Übereinstimmung der flächenhaft ausgeprägten Sied-
lungs- und Vegetationsobjekte. Die Objekte unterscheiden sich allerdings in bestimmten 
Wertearten sowie in der Attributausweisung. Zudem sind auch die linienhaft ausgepräg-
ten Verkehrs- und Gewässerobjekte ausschließlich im ATKIS®-Basis-DLM modelliert. 
In NRW erfolgt die Erfassung der tatsächlichen Nutzung (TN) im Liegenschafts kataster 
auf Grundlage einschlägiger geometrischer Vorgaben (>100  m² für höherwertige 
Siedlungsflächen, >300  m² für geringwertige Nutzungen). Die Aktualisierung wird 
sowohl anlassbezogen als auch turnusmäßig unter Benutzung verschiedener 
Informations quellen (u. a. aktuelle Luftbilder) vorgenommen.
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Abb. 3: Vergleich ausgewählter SuV-Flächen in ALKIS® und ATKIS® (Quelle: eigene Bearbeitung) 
Im Vergleich dazu orientiert sich das ATKIS®-Basis-DLM am Inhalt der Topographischen 
Karten im Maßstabsbereich von 1:10 000 bis 1:25 000. Zwischen ALKIS® und ATKIS® 
sind bisher nur die Objekt- und Wertearten harmonisiert worden, aber nicht die Erfas-
sungskriterien. Während in der GeoInfoDok 6.0 die Erfassungskriterien für das Basis-
DLM benannt worden sind, fehlen diese für ALKIS® weitgehend. Für die Erfassungs-
kriterien im ALKIS® ist das Nutzungsartenverzeichnis 1991 der AdV (NAV 95 NRW) 
anzuhalten, das bisher auch die Basis für die amtliche Flächenstatistik bildet. Die Nut-
zungsarten werden für das Basis-DLM generalisierter erhoben als für das Liegenschafts-
kataster (LK). Dafür umfasst bundesweit der Grunddatenbestand im ATKIS® wesentlich 
mehr als die 28 Klassifizierungen im LK. In NRW entspricht der Grunddatenbestand 
ALKIS® TN nahezu dem im ATKIS®, sodass die niedrigeren Erfassungsuntergrenzen im 
ALKIS® zu höherer Feingliedrigkeit führen. Die vertikale Integration ist bisher nicht durch 
(teil-)automatisierte Verfahren gelöst worden (Ostrau 2010). Der Datenvergleich belegt 
die maschenweise generalisiert erfassten Siedlungsflächen im ATKIS®, während die TN 
im ALKIS® feingliedriger erfasst worden ist (Abb. 3).
3 Datenvergleich ALKIS®/ATKIS®/IÖR-Monitor im Kreis Lippe
Um eine direkte Vergleichbarkeit der verschiedenen Daten zu erreichen, sind in einem 
ersten Schritt die ALKIS®-Objektarten dem Flächennutzungsschema des IÖR-Moni-
tors zuzuordnen und die Geobasisdaten in die entsprechende Struktur zu überführen 
(Abb. 4). 
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Abb. 4: Verbindung ALKIS®-Objektarten/Flächennutzungsschema IÖR-Monitor  
(Quelle: ALKIS-Dokumentation und IÖR-Monitor) 
Zur Berechnung der Indikatoren des IÖR-Monitors werden die ATKIS®-Daten in der 
Form aufbereitet, dass aus den linienförmigen Verkehrsobjekten mittels Standard breiten 
(ATKIS®-Attribute) Flächenobjekte abgeleitet und die angrenzenden Siedlungs- und 
Vegetationsflächenobjekte geometrisch angepasst werden (Pufferung). Fehlende Anga-
ben werden durch empirisch abgeleitete Mittelwerte in Abhängigkeit der Fahrstreifen-
anzahl ersetzt (Meinel, Krüger 2014a). 
Angesichts der Pufferung können die IÖR-Indikatoren nicht direkt mit den ATKIS®-
Daten, wohl aber mit den genauen ALKIS®-Daten verglichen werden. Der entsprechen-
de Vergleich ergibt für den Kreis Lippe Folgendes: Die SuV-Fläche ist im IÖR-Moni-
tor um 7,8 km² niedriger als im ALKIS®. Während die bebaute SuV-Fläche in beiden 
Nachweisen annähernd gleich ist, differieren die baulich geprägten Siedlungsflächen 
sowie die Verkehrsflächen erheblich (Abb. 5). Die Verkehrsflächenangaben im IÖR-
Monitor betragen 41,1 km², während ALKIS® ca. 64,7 km² Verkehrsflächen beinhaltet. 
Die Hauptursache bildet die rechnerische Pufferung der linienförmigen Verkehrsobjekte 
des ATKIS®-Basis-DLM. Bereits im Zuge anderer Untersuchungen ist die im Vergleich 
zur amtlichen Flächenerhebung systematisch geringere Verkehrsfläche im IÖR-Monitor 
ermittelt worden. Die Ursachen wurden bisher allerdings primär in unterschiedlichen 
Definitionen von Verkehrsflächen vermutet.
Die amtliche Flächenstatistik beinhaltet die der TN zugeordneten Verkehrsfläche ein-
schließlich Randstreifen und Begleitgrün, während der entsprechende IÖR-Indikator 
insbesondere die Straßen und Hauptwirtschaftswege beinhaltet. 
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Abb. 5: Vergleich ALKIS®/ATKIS®/IÖR-Monitor im Kreis Lippe (Quelle: eigene Bearbeitung) 
Bei den baulich geprägten Siedlungsflächen ist im IÖR-Monitor bisher nur der Indika-
tor „Industrie- und Gewerbefläche“ ausgewiesen (Abb. 6). Gegenwärtig stellt sich die 
Frage, wie die Aussagekraft der Indikatoren verbessert und auch die fehlenden Indikato-
ren der baulich geprägten Siedlungsflächen ausgewiesen werden können. 
Abb. 6: Vergleich Indikatoren baulich geprägte Siedlungsflächen im Kreis Lippe (Quelle: eigene 
Bearbeitung) 
Verkehrsbegleitflächen sowie Wege untergeordneter Bedeutung (z. B. Gebäude- und 
Freifläche zu Verkehrsanlagen, Wirtschafts-, Rad-, Fuß- sowie Reitwege) lassen sich im 
ALKIS® selektieren und räumlich zuordnen (Abb. 7). 
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Abb. 7: Selektion der Verkehrsobjekte im ALKIS® (Quelle: Ostrau 2010) 
Sie betragen im ALKIS® für den Kreis Lippe ca. 12,6 km². Somit ergibt sich nach 
ALKIS®, aber in der Struktur des IÖR-Flächenschemas ein reiner Verkehrsflächenanteil 
von 52,1 km². Die Abweichung gegenüber dem auf geotopographischen Daten basie-
renden IÖR-Indikator (41,1 km²) beträgt somit rund 11,0 km² (ca. 21 %), was auf die 
Ungenauigkeiten der Pufferung zurückzuführen ist. Eine weitere Ursache liegt darin be-
gründet, dass im ATKIS® nur Haupt- und Wirtschaftswege erhoben werden, während im 
LK NRW auch weitere differenzierte Erfassungen, wie z. B. Rad- und Fußwege, erfolgen. 
ALKIS® ermöglicht zudem jahresweise Zeitreihenvergleiche (Abb. 8). Die jährlichen 
Veränderungen sind „per Knopfdruck“ über Historisierung georeferenzierbar. Eine 
Zuordnung zu der konkreten städtebaulichen Planung ist möglich, um z. B. den Auslas-
tungsgrad von Baugebieten zu analysieren. 
Im Untersuchungszeitraum 2009/2014 ist der Anstieg der baulich geprägten Siedlungs-
flächen im ATKIS®-Basis-DLM wesentlich höher als im ALKIS® (2,0 km² zu 1,3 km²). 
Auffällig sind die erhebliche Steigerung der Industrie- und Gewerbeflächen sowie der 
Rückgang der Flächen besonderer funktionaler Prägung im ATKIS®-Basis-DLM. In der 
ALKIS®-Zeitreihe ist der leichte Anstieg der baulich geprägten Siedlungsflächen (von 
119,5 auf 120,8 km²) erkennbar. Die Erhöhung resultiert insbesondere aus der Steige-
rung der Wohnbauflächenausweisung (0,6 km²) sowie der Industrie- und Gewerbe-
flächen (0,7 km²). Im Hinblick auf die amtliche Flächenstatistik werden die Daten vieler 
Katasterbehörden in NRW mittlerweile aus ALKIS® rückmigriert. Demzufolge sind nur 
geringe Sprünge in den Flächenbilanzen der zukünftig auf ALKIS® basierenden amtli-
chen Flächenstatistik zu erwarten. Der SuV-Flächenanteil in den insgesamt 170 Gemar-
kungen Lippes ist sehr unterschiedlich und lässt sich über ALKIS® differenziert ausweisen 
(Abb. 9). 
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Abb. 9: Anteil der SuV-Flächen auf Gemarkungsebene (Auszug) (Quelle: eigene Bearbeitung)
ALKIS®-Daten tragen damit insgesamt zu einer effektiven kleinräumigen Steuerung bei 
und ermöglichen aussagekräftige Zeitreihenvergleiche.
Abb. 8: Zeitreihenvergleich von ALKIS®-/ATKIS®-Daten im Kreis Lippe  
(Quelle: eigene Bearbeitung) 
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4 Fazit und mögliche Weiterentwicklungen 
Langfristiges Ziel der AdV ist die Herstellung eines einheitlichen neutralen und mög-
lichst redundanzfreien Geobasisdatendatenbestandes (GeoBasisDE), aus dem verschie-
dene Produkte der Vermessungsverwaltung abgeleitet werden können (Schlegel 2014). 
Nach Schätzungen der AdV wird dieser Datenbestand allerdings erst 2030 vorliegen 
und bedarf vorab der vollständigen Harmonisierung des Objektartenbereiches „tatsäch-
liche Nutzung“ in ALKIS® und ATKIS® einschließlich der Erfassungskriterien. Strategie ist 
zudem, im Anwendungsschema der GeoBasisDE zukünftig zwischen Landbedeckung 
und Landnutzung zu unterscheiden. Momentan wird die TN in den Bundesländern 
unterschiedlich geführt. Die Bandbreite reicht von der Führung der TN im ALKIS® oder 
ATKIS® bis hin zu unterschiedlichen Standards, Qualitäten und Aktualitäten. 
Abb. 10: Harmonisierung beider Informationssysteme (Quelle: eigene Bearbeitung) 
Im Hinblick auf eine kurz- bis mittelfristig umsetzbare pragmatische Lösung zur 
Harmonisierung der amtlichen Flächenstatistik (zukünftig auf ALKIS®-Basis) und dem 
IÖR-Monitor wird vorgeschlagen, primär auf die TN-Datenbestände zurückzugreifen, 
die die Grundlage der amtlichen Flächenstatistik bilden. Zumindest in den Bundeslän-
dern (z. B. NRW), in denen die TN auf ALKIS®-Basis hochgenau und aktuell geführt 
wird, ergeben sich dadurch stufenweise Genauigkeitsverbesserungen (Abb. 10).
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Hilfreich sind auch die seitens der AdV geplanten Produktstandards und -blätter, in 
denen u. a. die in den Ländern vorliegende Qualität sowie länderbezogene Besonder-
heiten bei der Führung der ALKIS®-TN dokumentiert werden sollen. Die Produktblätter 
könnten zukünftig als Qualitätskriterien für die Übernahme in den IÖR-Monitor dienen. 
Aufschlüsse über erreichbare Genauigkeitssteigerungen könnte auch eine Untersuchung 
der stufenweise einzubindenden ALKIS®-Daten in den IÖR-Monitor liefern. Dieses sollte 
angesichts der Wichtigkeit nicht an Gebührenfragen scheitern. 
Auf diese Weise ließe sich schrittweise die Harmonisierung beider flächenstatistischen 
Erhebungen erreichen. Änderungen in den Erfassungskriterien zum langfristigen Aufbau 
der GeoBasisDE wirken sich in beiden Nachweisen in etwa gleich aus, sodass nur geringe 
statistische Unschärfen zu erwarten sind. 
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Das EAGLE-Konzept – Modellentwurf  
zur semantischen Integration von Landbedeckungs-  
und Landnutzungsdaten im europäischen Kontext
Stephan Arnold
Zusammenfassung
EAGLE steht für EIONET Action Group on Land Monitoring in Europe. Die Arbeits-
gruppe ging aus einer Eigeninitiative von Land Monitoring-Experten und Vertretern der 
Nationalen Referenzzentren zu Land Cover (NRC) aus dem Umweltinformationsnetz-
werk (EIONET) der Europäischen Umweltagentur (EEA) hervor. Das EAGLE-Konzept 
ist ein Instrument zur semantischen Analyse von Klassendefinitionen landbezogener 
Datensätze, um Inkonsistenzen (definitorische Überlagerungen/Lücken) aufzufinden. Es 
stellt kein erneutes Klassifikationssystem dar, sondern soll als Vehikel zur semantischen 
Harmonisierung zwischen Datensätzen verschiedener Klassifikation dienen. Das EAGLE-
Datenmodell bietet einen Rahmen zum Aufbau und Design von deskriptiven Nomenkla-
turen und ist dabei in seiner Struktur flexibel für anwendungsspezifische Erweiterungen. 
Durch seinen integrativen Charakter kann es helfen, redundante Datenerhebungen zu 
vermeiden. Das Modell lässt sich auf regelmäßige unveränderte und stabile geometri-
sche Einheiten, d. h. Gridzellen und Punkte oder auf Polygone anwenden.
Das EAGLE-Konzept folgt dem Prinzip des integrativen Bottom-up/Top-Down-Ansatzes 
im Europäischen Land-Monitoring-Prozess; es zielt darauf ab sowohl vertikal zwischen 
der nationalen und europäischen Ebene als auch horizontal zwischen nationalen oder 
regionalen Ebenen Informationen zu Landbedeckung und Landnutzung auszutauschen. 
Das Konzept hat mittlerweile Eingang erhalten in verschiedene Testanwendungen, z. B. 
von Eurostat, der EEA oder auch im Rahmen von einigen nationalen Forschungsvorha-
ben. Die EEA unterstützt die weitere Entwicklung des Konzeptes.
1 Hintergründe 
Die aktuellen Herausforderungen im nachhaltigen Umgang mit der Umwelt erfordern 
es, ökologische, ökonomische und soziale Faktoren gemeinsam im Blick zu behalten. Da 
menschliche Aktivitäten in Erfüllung der Daseinsgrundfunktionen (Wohnen, Arbeiten, 
eigene Versorgung, Bildung, Erholung, Teilnahme am Verkehr, Leben in Gemeinschaft) 
im Raum stattfinden, haben sie Einfluss auf das Erscheinungsbild und den Zustand der 
Landschaft. Dies äußert sich in Form von Landbedeckung und Landnutzung. Für poli-
tische Entscheidungen in Bereichen wie Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft oder 
Umweltschutz und Nachhaltigkeit ist es von zentraler Bedeutung, die unterschiedlichen 
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Arten der Landbedeckung und Landnutzung sowie deren räumliche Verteilung und Ver-
änderung im zeitlichen Verlauf zu beobachten und zu bewerten. 
Bei der hier behandelten Thematik muss klar zwischen den Begriffen „Landbedeckung“ 
(LB) und „Landnutzung“ (LN) unterschieden werden. „Landbedeckung“ bezeichnet die 
an einer bestimmten Stelle beobachtete (bio-)physische Bedeckung der Erdoberfläche, 
während die „Landnutzung“ die Verwendung dieser Flächen unter vorwiegend sozio-
ökonomischen Gesichtspunkten beschreibt. 
LB und LN sind jeweils für sich betrachtet zwei vielschichtige Themen mit ihren ver-
schiedenen Teilbereichen. Je nach Teilbereich kommen unterschiedliche Kriterien zur 
Anwendung (z. B. Bebauungsdichte und Gebäudefunktion, Kronendichte, Anbaume-
thoden, geographische Lage, Bodenbeschaffenheit, Wasserregime), um die Landschaft 
im Detail zu untergliedern. Die Vielfalt der Fragestellungen und Anwendungen, die mit 
LB- und LN-Informationen arbeiten, hat zahlreiche Klassifikationssysteme hervorge-
bracht. Manche Erhebungen sind auf einen bestimmten Themenschwerpunkt von LB 
oder LN ausgerichtet (z. B. landwirtschaftlich genutzte Flächen für die Agrarstatistik), 
der besonders fein untergliedert wird, teilweise unter pragmatischer Vernachlässigung 
anderer Themenbereiche. Andere Datenerfassungen sind darauf ausgerichtet, den 
gesamten Bereich der LB oder LN abzudecken, um mit breiter angelegten anwendungs-
neutralen Klassendefinitionen die Grundlage für möglichst viele Arbeitsbereiche bereit-
zustellen (z. B. topographische Daten). 
Vor dem Hintergrund immer komplexerer Fragestellungen bei gleichzeitigem Streben 
nach Harmonisierung und Automatisierung liegt es auf der Hand, unterschiedliche 
Informationsquellen miteinander zu kombinieren, um eine möglichst umfassende und 
genaue Darstellung der Themen LB und LN zu erhalten. Die zunehmende Verflechtung 
von politischen und umweltplanerischen Entscheidungsprozessen zwischen nationaler 
und europäischer Ebene macht die Vergleichbarkeit von Daten dieser beiden Ebenen 
zwingend notwendig. Eine solche Harmonisierung wird jedoch durch einige Faktoren 
erschwert: unterschiedliche Begriffsbedeutungen und Kriterien bei der Klassifikation, 
abweichende Erfassungsmethoden und Aktualisierungszyklen. Hinzu kommen verschie-
dene Maßstäbe und Mindesterfassungsgrößen sowie auf die jeweiligen Anwendungs-
zwecke zugeschnittene Klassendefinitionen mit unterschiedlichen inhaltlichen Schwer-
punkten. 
Das herkömmliche Prinzip der Klassifikation hat zum Ziel, anhand von gegeneinander 
abgegrenzten Untergliederungen die komplexe Realität der Landschaft vereinfacht 
darzustellen. Dies wird durch geometrische Generalisierung und inhaltliche Zusam-
menlegung ähnlicher Flächen erreicht in Kombination mit der Festlegung von Schwell-
werten für bestimmte Parameter, wie z. B. Bebauungsdichte, Baumkronenabdeckung, 
Bewuchsdichte, Mindestkartierfläche, Mindestbreite oder -höhe von Objekten. Damit 
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einher geht jedoch immer ein gewisser Informationsverlust, je nachdem wie grob oder 
fein die Klasseneinteilung ist.
Für gewöhnlich beinhalten Nomenklaturen eine Mischung als LB- und LN-Klassen. Ten-
denziell werden infrastrukturelle Bereiche eher unter Landnutzungsaspekten klassifiziert, 
im Vegetations- und naturnahen Bereich greifen häufiger Landbedeckungsbegriffe. Die-
se meist aus pragmatischen Gründen angewandte Herangehensweise hat als Kehrseite 
eine inhaltlich unvollständige oder nicht ausreichend detaillierte Wiedergabe von LB- 
und/oder LN-Informationen innerhalb eines Klassifikationssystems für anderweitige als 
die ursprünglich beabsichtigte Anwendung. 
Was die Begrifflichkeiten in den Klassendefinitionen betreffen, so werden manche gleich-
artigen Landbedeckungsarten mit unterschiedlichen Ausdrücken beschrieben, meinen 
aber das gleiche. Auch der umgekehrte Fall kann auftreten, nämlich dass der gleiche 
Begriff in unterschiedlichen Zusammenhängen mit einer jeweils anderen Bedeutung 
verwendet wird. Hinzu kommt die Unschärfe der Auslegung von Klassendefinitionen 
durch den Datenerzeuger und den Datennutzer. 
Für eine robuste und aussagekräftige Statistik ist es notwendig, auf Datensätze zurück-
greifen zu können, die nach einheitlichen oder zumindest vergleichbaren Erfassungs-
regeln erzeugt werden. 
2 Europäischer Kontext – CORINE, LUCAS, HELM, INSPIRE 
Als grundsätzliche Voraussetzungen für die Berechnung von harmonisierten Statistiken 
zu Landbedeckung und Landnutzung gelten einheitliche Erfassungskriterien mit ver-
gleichbaren inhaltlichen Definitionen, vergleichbare Mindesterfassungsflächengrößen 
und gemeinsame Erfassungszeitpunkte bzw. Bezugszeiträume. 
Auf europäischer Ebene hat sich CORINE Land Cover (CLC) als Quasi-Standard etab-
liert, da es bis heute die einzige, harmonisierte Nomenklatur für LB und LN ist, die nach 
einheitlichen Regeln von nunmehr 39 europäischen Staaten (EU- und Nachbarländer) 
angewendet wird. Die seit 1990 bis heute angewendete Klasseneinteilung mit teilweise 
relativ breit angelegten Definitionen und einer Mindestkartierfläche von 25 ha (5 ha für 
Änderungen) wurde vor dem Hintergrund der damaligen Anforderungen und techni-
schen Möglichkeiten festgelegt. Die CLC-Nomenklatur ist eine Mischklassifizierung von 
LB- und LN-Klassen.
Mittlerweile haben sich die Anforderungen an Umweltinformationen gewandelt hin zu 
kleinräumigeren regionalen Betrachtungen bei gleichzeitiger inhaltlicher Diversifizierung 
der Dateninhalte und erhöhter geometrischer Genauigkeit. Außerdem eröffnet die tech-
nologische und methodische Weiterentwicklung der Datenprozessierung, der Daten-
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speicherung und des Datentransfers fortschrittlichere Möglichkeiten der Datenmodel-
lierung und -auswertung.
Mit Blick auf die oben genannten Aspekte ist das bisher selten konsequent umgesetzte 
Prinzip der strikten Trennung zwischen LB und LN für eine vielfältigere Verwendbarkeit 
und Integration von Daten unumgänglich. Die Klasseneinteilung der LUCAS-Gelände-
erhebung (Land Use/Cover Area Frame Survey) geht hier in die richtige Richtung (siehe 
Eurostat 2014). 
Auch im Rahmen der INSPIRE-Richtlinie 2007/2/EG (siehe Europäische Kommissi-
on 2007) zum Aufbau einer europaweiten Geodateninfrastruktur werden die Annex-
Themen „Bodenbedeckung“ (Land Cover) und „Bodennutzung“ (Land Use) als je-
weils separate Themen behandelt. Für das Thema Landnutzung wurde das sogenannte 
„Hierarchical INSPIRE Land Use Classification System (HILUCS)“ aufgestellt, für das 
Thema Landbedeckung wurde eine Liste von sogenannten „Pure Land Cover Compo-
nents“ (PLCC) vorgeschlagen. 
In den Jahren 2011-2013 war EAGLE eingebunden in das Projekt HELM (Harmonisa-
tion of European Land Monitoring) (siehe Haubold 2012), welches als Vorhaben im 
7. Europäischen Rahmenprogramm FP7 (Framework Programme 7) finanziert und 
durchgeführt wurde. Der Expertenkreis des Projektes ging über den von EAGLE hinaus 
und umfasste insgesamt 26 aktive Konsortialpartner aus 19 europäischen Ländern. 
Das Ziel von HELM war es, ein Netzwerk zwischen europäischen Fachkollegen im 
Bereich Landmonitoring aufzubauen, um den Austausch von Expertise und Best-Practi-
ses zu fördern. Das Konsortium entwickelte eine gemeinsame Vision eines ausgereiften 
und effizienten Europäischen Land-Monitoring-Systems. 
3 Bottom-up Ansatz
LB- und LN-Daten für Anwendungen auf europäischer Ebene (z. B. CLC und LUCAS) 
werden von den Mitgliedstaaten im Auftrag der europäischen Institutionen (EEA und 
Eurostat) erstellt, meist losgelöst und unabhängig von nationalen Datenerhebungen. 
In den letzten Jahren arbeiten mehr und mehr Länder darauf hin, ihre Beiträge zu den 
europäischen Datensätzen aus nationalen Datenquellen abzuleiten (Bottom-up Ansatz), 
bzw. die Initiativen für europäische Zwecke mit nationalen Datenbedarfen zu verknüp-
fen. Zuvor war es ausreichend, innerhalb einer bestimmten Erhebung wie CLC den 
Erfassungsregeln zu folgen, um einen einzelnen kohärenten Gesamtdatensatz aus 
allen Beiträgen der EU-Länder zu erhalten. Im Fall von Deutschland wird dies vom BKG 
seit 2009 aus dem Landbedeckungsmodell (LBM-DE, zuvor DLM-DE) bewerkstelligt 
(Arnold 2012). Im Auftrag von Eurostat wurde auch für den Bereich der Statistik beim 
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Statistischen Bundesamt eine LUCAS-Studie erstellt, um aus nationalen Quellen LB- und 
LN-relevante Informationen für die LUCAS-Klassifizierung abzuleiten (Arnold 2015).
Da in den betreffenden Ländern zunehmend automatisierte Prozesse der Datenablei-
tung aus nationalen Quellen entwickelt werden, macht dies die Ausrichtung auf multiple 
Anwendungsmöglichkeiten und die Harmonisierung der Ableitungsmethoden notwen-
dig. Wurden bisher meist nur bilaterale Ableitungen von Daten von der nationalen zur 
europäischen Ebene in einer 1:1-Beziehung erarbeitet, so zielt das EAGLE-Konzept mit 
seiner komponentenhaften Beschreibung der Landschaft auf eine flexiblere Übertra-
gung von LB- und LN-Informationen ab, um zwischen mehreren Nomenklaturen als 
„Umsteigeschlüssel“ zu dienen.
4 Kriterien des Datenmodells
Im Rahmen des oben beschriebenen Projekts HELM wurden die schon im Vorfeld der 
Projektlaufzeit skizzierten Kriterien für das EAGLE-Datenmodell im größeren Kreis des 
europäischen HELM-Konsortiums bestätigt und weiter ausgearbeitet. Die Kriterien für 
ein solches Datenmodell sind:
•	 Klare Trennung zwischen Informationen zu Landbedeckung und Landnutzung, 
um zu gewährleisten, dass die Themen LB und LN als eigenständige Themen 
behandelt werden. 
•	 Vollständige und anwendungsneutrale Systematik im Sinne sowohl der Landbede-
ckung als auch der Landnutzung. 
•	 Objektorientierte Beschreibung der Landschaft anstelle Klassifikation, um einen In-
formationsverlust aufgrund von zu groben Schwellwerteinteilungen zu vermeiden.
•	 Möglichst weitgehende Maßstabsunabhängigkeit hinsichtlich der Semantik, um 
unabhängig zu sein von Einschränkungen durch Mindestkartierflächengrößen 
(MKF), die zwischen den einzelnen Nomenklaturen für gewöhnlich voneinander 
abweichen. 
•	 Modellierung von jahreszeitlichen Phänomenen, um auf saisonale Schwankungen 
in der Landschaft eingehen zu können, bei denen es sich um typische alternierende 
Phänomene handelt, im Unterschied zu tatsächlichen langfristigen Änderungen in 
der Landschaft. 
•	 Anwendbarkeit sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene, um zu 
garantieren, dass das Datenmodell zur semantischen Transformation von nationalen 
und europäischen Datensätzen angewendet werden kann. 
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5 Aufbau des Datenmodells
Das von der Gruppe erarbeitete EAGLE-Konzept beinhaltet ein Datenmodell, das 
als Werkzeug zur Harmonisierung und semantischen Übersetzung von LB- und LN-
Informationen aus unterschiedlichen Klassifikationssystemen verwendet werden kann 
(Arnold et al. 2015). 
Mithilfe dieses Modells können die Informationen aus unterschiedlichen Klassifikations-
systemen auf vergleichbare Art und Weise beschrieben werden. Die entsprechenden 
Klassendefinitionen einer gewählten Systematik können so in semantische Bausteine, 
sogenannte Landbedeckungskomponenten, Landnutzungsattribute und weitere Land-
schaftscharakteristika zerlegt werden.
Das EAGLE-Konzept wird durch zwei Formen der Informationsablage verkörpert, die 
sich inhaltlich einander entsprechen, aber jeweils ein anderes Format haben: die EAGLE- 
Matrix (Excel-Tabelle) und das EAGLE-Datenmodell in UML. Je nach Verwendungs-
zweck des EAGLE-Konzepts ist die Matrix oder das UML-Modell das passendere For-
mat1.
5.1 EAGLE-Matrix 
Die Matrix dient der inhaltlichen Analyse von LB-/LN-Klassendefinitionen, um diese in 
ihre semantischen Bausteine zu zerlegen (De-Komposition). Die Matrix ist als Kreuz-
tabelle aufgebaut, wobei die Matrix-Elemente als Spalten und die zu zerlegenden Klas-
sen als Zeilen angeordnet sind.
Die Matrix ist in drei Blöcke aufgeteilt (siehe Abb. 1): 
I.  Landbedeckungskomponenten/Land Cover Components (LCC) (z. B. Gebäude, 
versiegelte Freiflächen, Bäume, Sträucher, Gräser, Wasserflächen), 
II.  Landnutzungsattribute/Land Use Attributes (LUA) (z. B. Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Wohnen, Gewerbe, Erholung) und 
III.  weitere-Charakteristika und Parameter/Characteristics (CH) zur Landschaft (z.  B. 
Landmanagement, Anbaumethoden, räumliche Muster, Habitat-Typen, Zustand, 
Bodenversiegelungsgrad, Kronenabdeckung). 
1 Da sich das Modell noch in der Entwicklungsphase befindet und noch kleinere Veränderungen vorge-
nommen werden können, ist es zu empfehlen, den aktuellsten Stand der EAGLE-Matrix und des UML-
Datenmodells auf der EAGLE-Webseite http://sia.eionet.europa.eu/EAGLE abzurufen.
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Abb. 1: Prinzipieller Aufbau der EAGLE-Matrix mit den drei Blöcken Landbedeckungskomponen-
ten (LCC), Landnutzungsattribute (LUA), und Charakteristika (CH) (Quelle: eigene Abbildung 
2015)
Die Blöcke LCC, LUA und CH sind in der Matrix hierarchisch aufgebaut und nach oben 
hin zu übergeordneten Elementgruppen bzw. Segmenten zusammengefasst. Als Zeilen 
sind die semantisch zu zerlegenden Klassen angeordnet, auf die die Matrix angewendet 
werden soll. Sie sind austauschbar mit jeder anderen Nomenklatur und deren Klassen. 
Tabelle 1 zeigt den Block der Landbedeckungskomponenten im Einzelnen in seinem 
hierarchischen Aufbau. Zur besseren Lesbarkeit sind hier die Spalten der Matrix auf 
Zeilen gedreht. 
5.2 UML-Datenmodell
Das EAGLE-Modell entspricht inhaltlich der Matrix und wurde umgesetzt mit der 
Unified Markup Language (UML) entsprechend dem ISO Standard 19109 (Geogra-
phic information – Rules for application schema). Abbildung 2 zeigt ein vereinfachtes 
Schema des EAGLE-Datenmodells, mit dessen Hilfe die Landschaft in abstrahierter Form 
beschrieben werden kann. Ein Datensatz besteht aus mehreren Landbedeckungsein-
heiten (Land Cover Unit – LCU). Eine LCU, der ein Landnutzungsattribut (LUA) zuge-
ordnet sein kann, setzt sich aus einer oder mehreren Landbedeckungskomponenten 
(Land Cover Components – LCC) zusammen. An die LCC sind weitere Charakteristika 
(CH) geknüpft, die die Eigenschaften einer LCU mit Charakteristika und Parametern 
weiter beschreiben. Die Landnutzungsattribute orientieren sich in ihrer Ausprägung im 
Wesentlichen am Hierarchischen INSPIRE-Landnutzungsklassifikationssystem (HILUCS), 
das mit wenigen Erweiterungen in das EAGLE-Datenmodell in Form von Landnutzungs-
attributen integriert ist.
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Tab. 1: Landbedeckungskomponenten der EAGLE-Matrix (Spalten auf Zeilen gedreht) (Quelle: 


































































Abb. 2: Vereinfachte Struktur des EAGLE-Datenmodells in UML (Quelle: eigene Darstellung 2015)
6 Anwendungsmöglichkeiten des EAGLE-Konzepts 
Das EAGLE-Konzept mit seiner komponentenhaften Beschreibung von Landbedeckung 
und Landnutzung bietet auf verschiedene Weise Anwendungsmöglichkeiten: 
1.) Das EAGLE-Konzept in Form der Matrix kann auf der abstrakten Ebene als Werkzeug 
eingesetzt werden, um Klassifikationssysteme und deren Klassendefinitionen aus se-
mantischer Sicht zu durchleuchten, wie sie rein inhaltlich und strukturell aufgebaut sind. 
Dies soll auf zweierlei Weise anwendbar sein, und zwar a) zum Auffinden von defini-
torischen Überlagerungen oder Lücken zwischen den inhaltlichen Abgrenzungen der 
einzelnen Klassen und im nächsten Schritt b) zum Vergleich von gleichartigen Klassen-
definitionen, um inhaltliche Gemeinsamkeiten oder Abweichungen voneinander auszu-
drücken und um Informationen zwischen verschiedenen Klassifikationssystemen besser 
vergleichbar und austauschbarer zu machen. 
Bei der „De-Komposition“ geht es nicht darum, einzelne geometrische Einheiten in der 
Landschaft dezidiert zu kartieren, sondern in abstrahierter Weise eine Klasse aufgrund 
ihrer semantischen Bestandteile zu beschreiben.
Abbildung 3 zeigt das EAGLE-Konzept, wies es eingebunden sein kann in ein gesamt-
europäisches Integrationsschema im Rahmen eines möglichen europäischen Land 
Monitoring Systems. Informationen zu LB und LN, die in den Definitionen der unter-
schiedlichen Klassifikationssysteme enthalten sind, können mithilfe des EAGLE-Daten-
modells in ihre semantischen Bestandteile zerlegt werden. Dabei ist es nicht zwingend 
notwendig – und auch technisch gar nicht möglich – alle im Datenmodell vorgesehe-
nen Elemente (LCC, LUA, CH) mit Inhalt zu füllen. Die Modellelemente werden für die 
einzelnen Klassen entsprechend ihrem Informationsgehalt gefüllt. Ausgehend von die-
sen thematischen LB- und LN-Bausteinen können dann Klassen anderer Klassifikations-
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systeme, die ihrerseits ebenfalls semantisch zerlegt worden sind, auf ihre Vergleichbar-
keit hin überprüft werden und LB- und LN-Informationen von einer Nomenklatur in eine 
andere überführt werden. Diese Art des Datenabgleichs soll dann im Idealfall möglich 
sein zwischen der nationalen und europäischen Ebene (vertikal), aber auch zwischen 
verschiedenen nationalen bzw. europäischen Datensätzen untereinander (horizontal).
Das Datenmodell ist konform mit den Spezifikationen der INSPIRE-Themen Boden-
bedeckung (Land Cover) und Bodennutzung (Land Use).
Abb. 3: Integrationsschema des EAGLE-Konzeptes für ein zukünftiges Land-Monitoring-System in 
Europa (Quelle: Arnold et al. 2013, eigene Anpassung 2015)
2.) Das Konzept kann mit seinen Bestandteilen (LCC, LUA, CH) dazu verwendet wer-
den, eine neue Nomenklatur zu konzipieren, indem für die neuen Klassen festgelegt 
wird, wie sie inhaltlich zusammengesetzt sein sollen. 
3.) Das Konzept kann als Grundlage zur deskriptiven Kartierung verwendet werden. 
Landschaftseinheiten lassen sich entsprechend der vorliegenden Komponenten, Nut-
zungsarten, Eigenschaften und Parametern beschreiben. Ausgehend von derartiger 
Beschreibung können die Landschaftseinheiten dann je nach Anwendungsszenario 
gemäß der Nomenklatur eines vorgegebenen Klassifizierungssystems einsortiert werden. 
7 Bar Coding Methode 
Für jede der zu kodierenden Klassen werden entlang ihrer Zeile in den Feldern der 
Matrix diejenigen Elemente, d. h. LCCs, LUAs und CHs ausgewählt, die für die be-
treffenden Klassen laut deren Definition von Belang sind. Anhand des dadurch entste-
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henden Kodierungsmusters (ähnlich einem Bar-Code) können dann die Klassen einzeln 
miteinander verglichen werden, um semantische Gemeinsamkeiten und Abweichungen 
in deren Definition darzustellen. Mithilfe der Bar-Coding-Methode werden zwingend 
notwendige Elemente (mandatory), optional zu erwartende Elemente und nicht rele-
vante Elemente unterschieden, so wie sie aus den textlichen Definitionen der Klassen 
hervorgehen (siehe Abb. 4). 
Abb. 4: Bar-Coding-Ergebnisse ausgewählter Klassen für bebaute Gebiete aus unterschiedlichen 
Klassifikationen (Zeilen), beschränkt auf den Teil „Abiotic“ im Matrix-Block der Landbede-
ckungskomponenten (Spalten) (Quelle: basierend auf EAGLE 2014b, eigene Darstellung 2015)
8 Ausblick 
Auf nationaler Ebene zeichnet sich ab, dass die notwendigen Harmonisierungsbestre-
bungen, wie sie auf europäischer Ebene vorgedacht werden, auch Einfluss haben auf die 
Ausrichtung nationaler Erhebungen und Fortschreibung von Daten. Im Arbeitsbereich 
der Landesvermessung arbeitet die AdV an einer langfristig angestrebten, Bundeslän-
der-übergreifenden Harmonisierung zwischen dem Modell des Liegenschaftskatasters 
(ALKIS) und dem der topographischen-kartographischen Landesvermessung (ATKIS). 
Hierzu wurde die Arbeitsgruppe zur Harmonisierung ATKIS-ALKIS (AG HarmAA) ein-
gerichtet, zu deren Aufgabe es gehört, die betreffenden Datenmodelle untereinander 
zu harmonisieren, wie auch auf langfristige Sicht hin Vorschläge zur Umsetzung des 
Prinzips der Trennung zwischen und Vervollständigung von LB und LN im deutschen 
Vermessungswesen zu erarbeiten.
Auf europäischer Ebene wird die Entwicklung des EAGLE-Konzeptes weiter vorangetrie-
ben und von der EEA unterstützt. Es wird neben der bisher veröffentlichten erklärenden 
Dokumentation des Konzeptes und dem UML-Datenmodell an weiteren Arbeitspake-
ten gearbeitet, wie etwa dem Anwendungstest der EAGLE-Matrix zur semantischen 
De-Komposition ausgewählter Nomenklaturen, der Entwicklung einer physischen 
Datenbank zum Speichern und Darstellen von räumlichen Daten, einem Web-basierten 
Tool zur erleichterten Anwendung des Datenmodells sowie der Anwendungsmöglich-
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keit des Konzeptes auf Rasterdaten und der Definition von allgemeinen Aggregations- 
und Ableitungsregeln. 2
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Der Beitrag widmet sich der automatisierten Gewinnung von historischen Flächennut-
zungsinformationen aus archivierten Karten. In Verbindung mit aktuellen, bereits digital 
vorliegenden Landnutzungsdaten wird so ein retrospektives Monitoring der Flächen-
nutzungs- und insbesondere der Siedlungsentwicklung über lange Zeiträume möglich. 
Für dieses Vorhaben werden zwei grundsätzliche Herausforderungen identifiziert und 
anschließend Lösungsansätze vorgestellt: Erstens, die verschiedenartige kartographische 
Repräsentation der geographischen Realität über die Zeit sowie zweitens, die dem An-
satz immanente Unsicherheit hinsichtlich der konkreten historischen Situation, die sich 
sowohl aus den Datenquellen selbst und als auch aus deren Verwendung für das Land-
nutzungsmonitoring ergibt. Mit der Gewinnung der für große Untersuchungsgebiete 
bisher nicht zugänglichen, digitalen historischen Landnutzungsinformationen leistet die 
Methodik einen wichtigen Beitrag für die Entwicklung von Strategien zur nachhaltigen 
Landnutzung, die ex-post Bewertung der Wirksamkeit raumplanerischer Steuerungs-
instrumente sowie die geographische Theorie- und Modellbildung insgesamt.
1 Einführung
Das Wachstum menschlicher Siedlungsgebiete hat wesentlichen Anteil am Landnut-
zungswandel, der im globalen Maßstab zu bedeutsamen Veränderungen von Erd-
oberfläche und Atmosphäre geführt hat. Für die siedlungsgeographische Theorie- und 
Modellbildung, zur Entwicklung von Strategien zur nachhaltigen Landnutzung wie bei-
spielsweise die EU-Initiative „No net land take by 2050“ (European Commission 2011, 
12) sowie für die Evaluierung der Steuerungswirksamkeit raumplanerischer Instrumente 
sind Kenntnis und empirische Analysen der Landnutzungs- und Siedlungsentwicklung 
über lange Zeiträume von außerordentlich großer Bedeutung. Durch ein „Konservieren“ 
von räumlichen Landschafts- und Siedlungsmustern zu bestimmten Zeitpunkten in der 
Vergangenheit, können ältere Fernerkundungsdaten und vor allem historische Topogra-
phische Karten als sogenannte Altkarten dazu beitragen, den Landnutzungswandel für 
große Gebiete innerhalb etwa der letzten 250 Jahre nachzuvollziehen. Dieser besonders 
entscheidende Zeitraum seit der industriellen Revolution wird auch als Anthropozän be-
zeichnet und sogar als neue geologische Epoche vorgeschlagen (Crutzen 2002, 23).
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Im Folgenden werden die wesentlichen Erkenntnisse aus der Dissertation des Autors 
(Herold 2015) vorgestellt. Zu Beginn werden die Eigenschaften der Datenquellen 
sowie die sich daraus ergebende Problemstellung für die automatisierte Gewinnung 
historischer Landnutzungsinformationen und deren Nutzung für ein Langzeitmonitoring 
aufgezeigt. Darauf aufbauend wird ein methodischer Ansatz zur adaptiven Bilddaten-
analyse sowie der Behandlung und Modellierung der daten- und verfahrensimmanenten 
Unsicherheiten vorgestellt. 
2 Datencharakteristika und Problemstellung
Weltweit werden durch Bibliotheken, Forschungseinrichtungen und andere nationa-
le Institutionen in zunehmendem Maße große Bestände historischer Kartenwerke, die 
im deutschsprachigen Raum auch als Altkarten bezeichnet werden (vgl. Bill 2013; Bill 
et al. 2015), über Internetportale zur Verfügung gestellt. Eines der bekanntesten Portale 
ist die Plattform OldMapsOnline mit derzeit mehr als 400 000 indizierten Altkarten 
(OldMapsOnline 2015).
Trotz ihrer steigenden Verfügbarkeit und Relevanz beispielsweise für die Landschafts-
forschung (siehe u. a. Antrop 2005), wird die Nutzung der enthaltenen Informationen 
durch die für GIS-basierte Studien notwendige aufwändige Digitalisierung limitiert. Die-
se Limitierung kann zu Einschränkungen des räumlichen und zeitlichen Analysebereichs 
und damit der Aussagefähigkeit von quantitativen, empirischen Untersuchungen füh-
ren.
Zur Unterstützung des häufig noch manuell durchgeführten Digitalisierungsprozesses 
(d. h. der Überführung von einer Raster- in eine Vektorrepräsentation) wird in der Lite-
ratur eine Vielzahl von Verfahren der automatisierten Kartenanalyse vorgeschlagen. Eine 
umfassende Verfahrensübersicht für verschiedene geographische Objekte findet sich in 
Herold (2015, 50 ff.). Allerdings sind viele Verfahren an einen bestimmten Kartentyp 
bzw. Kartenausgabe angepasst.
Für Langzeitstudien werden Karten mehrerer Jahrzehnte oder Jahrhunderte benötigt. 
Diese Altkarten unterscheiden sich zeitlich aufgrund der Entwicklungen der Kartogra-
phie, des Zeitgeistes und des technologischen Fortschritts in der Darstellungsform und 
der räumlichen Genauigkeit der Repräsentation der geographischen Wirklichkeit. Für 
die automatisierte Gewinnung historischer Landnutzungsinformationen für Langzeitun-
tersuchungen gibt es daher zwei grundsätzliche Herausforderungen. Erstens, die ver-
schiedenartige kartographische Repräsentation der geographischen Realität über die 
Zeit sowie zweitens, die dem Ansatz immanente Unsicherheit hinsichtlich der konkre-
ten historischen Situation, die sich sowohl aus den Datenquellen selbst und als auch 
aus deren Verwendung für die Veränderungsdetektion ergibt. Vor diesem Hintergrund 
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wird im Folgenden ein methodischer Ansatz zur adaptiven Bilddatenanalyse für die 
Kartenauswertung vorgestellt. 
3 Adaptive Bildanalyse für die Kartenauswertung
Um der Vielfalt an Darstellungsformen geographischer Objekte zu begegnen, kann die 
Kartenbildanalyse, speziell die semantische Segmentierung, als globales Optimierungs-
problem aufgefasst werden (Herold 2015, 68 ff.). Dabei werden die Segmentierungs-
methoden und deren Parametrisierungen unter Verwendung eines metaheuristischen, 
evolutionären Ansatzes anhand eines minimalen Sets von nutzergenerierten Referenz-
beispielen so lange kombiniert und modifiziert, bis ein Optimierungskriterium, das heißt 
eine Genauigkeitsanforderung, erfüllt ist (vgl. Herold et al. 2014, 461 ff.). Abbildung 1 
zeigt schematisch das beschriebene Vorgehen zur automatisierten Auswahl geeigneter 
Algorithmen und adaptiven Parametrisierung. 
Abb. 1: Adaptive Bildsegmentierung unter Nutzung eines metaheuristischen Optimierungsverfah-
rens zur vereinfachten Gewinnung von historischen Landnutzungsinformationen (Quelle: Herold 
et al. 2014, 462)
Der Nachteil des Verfahrens ist, dass aufgrund der stochastischen Komponente das Op-
timierungskriterium möglicherweise nicht bzw. nach nichtbestimmter Zeit erreicht wird. 
Daher wurde das sogenannte Konvergenzverhalten des Verfahrens, das heißt der Verlauf 
zum Erreichen des Optimierungskriteriums, untersucht. Abbildung 2 zeigt die Ergebnisse 
der Untersuchung des Konvergenzverhaltens innerhalb des Optimierungsverlaufs. Zur 
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Übertragung der Adaptierbarkeit auf die weiterführende Objektklassifikation wird in 
Herold (2015) eine hybride modell- und datengetriebene Strategie empfohlen, die einen 
wissensbasierten und einen neuronalen Netz-Klassifikator kombiniert.
Abb. 2: Ergebnisbeispiele der adaptiven Bildsegmentierung unter Nutzung eines metaheuristi-
schen Optimierungsverfahrens und dessen unterschiedliches Konvergenzverhalten 
(Quelle: Herold 2015, 106 ff.)
4 Modellierung verfahrensinhärenter Unsicherheiten
Die Verwendung der Datenquellen, die beschriebene automatisierte Gewinnung als 
auch deren zweckfremder Einsatz in der Veränderungsdetektion führen zu immanen-
ten räumlichen, thematischen und zeitlichen Unsicherheiten hinsichtlich der konkre-
Abb. 3: Probabilistischer Ansatz zur Modellierung der räumlichen, thematischen und zeitlichen 
Unsicherheiten für das Langzeitmonitoring (Quelle: Herold 2015, 84 ff.)
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ten Flächennutzungssituation zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Vergangenheit. 
Zur Modellierung dieser Unsicherheiten wurde ein auf Leyk et al. (2005) aufbauender, 
probabilistischer Ansatz entwickelt, der die Quantifizierung der Unsicherheiten für ein 
Langzeitmonitoring ermöglicht (siehe Abb. 3, vgl. Herold 2015, 84 ff.).
5 Fazit und Ausblick
Im vorliegenden Beitrag wurde ein methodischer Ansatz zur automatisierten 
Gewinnung historischer Flächennutzungsinformationen aus archivierten Karten für ein 
Monitoring der Siedlungsentwicklung über lange Zeiträume überblicksartig beschrieben. 
Ausführliche und weiterführende Beschreibungen zum Verfahren und seinen Anwen-
dungsfeldern finden sich in Herold (2015). Mit der Möglichkeit zur Ableitung dieser für 
große Untersuchungsgebiete bisher nicht zugänglichen, digitalen Landnutzungsinfor-
mationen leistet die Methodik einen wichtigen Beitrag für die Entwicklung von Strate-
gien zur nachhaltigen Landnutzung, die Bewertung der Steuerungswirksamkeit raum-
planerischer Instrumente sowie die siedlungsgeographische Forschung. Weiterführende 
Anwendungsmöglichkeiten sind unter anderem die Kalibrierung und Validierung von 
räumlichen Landnutzungs- und Stadtentwicklungsmodellen über längere Zeiträume. 
Neben Verfahrensoptimierungen soll der Ansatz zukünftig vor allem praktische Anwen-
dung bei der Prozessierung früherer Zeitstände der Flächennutzung und bundesweiten 
Berechnung von Indikatoren für den IÖR-Monitor (vgl. Meinel 2014) als auch in regio-
nalen Langzeitstudien finden.
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Flächennutzungsanalysen als Grundlage  
der Klimaberichterstattung
Andreas Laggner, Birgit Laggner, Andreas Gensior, Thomas Riedel, Annette Freibauer
Zusammenfassung
Als Unterzeichnerstaat mehrerer internationaler Vereinbarungen zum Klimaschutz hat 
sich Deutschland verpflichtet, jährlich nationale Emissionsinventare zu Treibhausgasen 
zu erstellen (Klimaberichterstattung). Im Sektor 5 „Landnutzung, Landnutzungsände-
rung und Forstwirtschaft (LULUCF)“ muss über die Emissionen aus Veränderungen in 
den Pools Boden, ober- und unterirdische Biomasse sowie Totholz und Streu berichtet 
werden, infolge anthropogenen Einflusses auf die Landnutzung. 
Grundlage der nationalen LULUCF-Berichterstattung ist u. a. die Erstellung einer kon-
sistenten Zeitreihe der Landnutzung und Landnutzungsänderungen in Deutschland von 
1990 bis heute. Dieser lange Zeitraum lässt sich flächendeckend mit den jeweils best-
möglichen Daten nur unter Verwendung unterschiedlicher Datensätze abdecken (z. B. 
Corine Land Cover, Basis-DLM, CIR-Luftbilder, Satellitenbilder). Diese unterscheiden 
sich in vielerlei Hinsicht jedoch stark (z. B. Auflösung, Inhalt). Um diese Datensätze zu 
einer einheitlichen räumlich und zeitlich konsistenten Landnutzungsmatrix zusammen-
zuführen, wurde ein auf Punktstichproben basierender Rasterpunktansatz entwickelt. 
Dieser wird in diesem Beitrag vorgestellt. 
1 Einleitung
Der Klimawandel (Global Change) ist die größte ökologische und gesellschaftliche 
Herausforderung dieses Jahrhunderts. Er wird vor allem durch die sogenannten Treib-
hausgase Kohlendioxid (CO2), Lachgas (N2O) und Methan (CH4) verursacht. Diese rei-
chern sich infolge des menschlichen Wirkens in der Atmosphäre an und führen zu Erd-
erwärmung und Klimawandel. 
Durch Landnutzung und Landnutzungsänderungen beeinflussen wir täglich die 
Böden und Pflanzen unserer Lebewelt. In diesen ist Kohlenstoff und Stickstoff in gro-
ßen Mengen gespeichert. Daher nehmen wir durch unser Wirken direkt und indirekt 
Einfluss auf die Freisetzung und Festlegung (durch Photosynthese) von Treibhausgasen 
und beeinflussen somit den Klimawandel. Durch Landnutzung und Landnutzungsän-
derungen verursachen wir in Deutschland jährlich Treibhausgasemissionen in Höhe von 
ca. 40-45 Mio. t CO2-Äquivalenten. Gleichzeitig werden ca. 45-85 Mio. t CO2-Äquiva-
lente in Böden und Biomasse eingebunden. Die Art, wie wir Land nutzen, ist also eine 
wesentliche Regelgröße im Klimawandel. 
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Als Vertragsstaat diverser multilateraler Abkommen zum Klimaschutz (z. b. Klima-
rahmenkonvention – United Nations Framework Convention on Climate Change 
(UNFCCC 1992; Kyotoprotokoll, EU 2013), ist es das Ziel der Bundesrepublik Deutsch-
land, den Ausstoß an klimaschädlichen Gasen und Luftschadstoffen zu reduzieren. 
Grundlage für die Entwicklung und Umsetzung diesbezüglicher Politiken und Maß-
nahmen ist die genaue Kenntnis und Dokumentation der Emissionssituation. Zu die-
sem Zwecke werden jährlich Emissionsinventare erstellt. Dies sind wissenschaftliche 
Bestandsaufnahmen, mittels derer Quellen und Senken für Treibhausgase bzw. Luft-
schadstoffe, Hauptverursacher, kritische Regionen identifiziert und zugrunde liegende 
Prozesse herausgestellt und wissenschaftlich untersucht werden. 
Emissionsinventare dokumentieren so die Emissionssituation über die Zeit und ermögli-
chen die Überprüfung der Wirksamkeit von Klimaschutz- und Luftreinhaltemaßnahmen 
als auch die Kontrolle eingegangener Reduktionsverpflichtungen; sie sind somit Steue-
rungs- und Kontrollinstrument im Klimaschutz und der Luftreinhaltung.
Die Emissionsinventare für die Bereiche Landwirtschaft, Landnutzung und Landnut-
zungsänderung werden im Auftrag des Bundesministeriums für Ernährung und Land-
wirtschaft (BMEL) am Thünen-Institut für Agrarklimaschutz entwickelt, erstellt und wis-
senschaftlich hinterlegt.
Die Quantifizierung der Emissionen und Vorräte erfolgt mit Hilfe von Modellen, die die 
Emissionen und Vorräte mit hinreichender zeitlicher und räumlicher Auflösung erfassen. 
Dies setzt sowohl die Kenntnis der relevanten Aktivitäten und Vorräte in Deutschland als 
auch die Kenntnisse geeigneter nationaler Emissionsfaktoren bzw. -funktionen voraus. 
Während die Emissionsfaktoren die Größe der Emission spezifischer chemischer Stoffe 
in Relation zu einer Bezugsgröße quantifizieren, erfassen die Aktivitätsdaten mengen-
mäßig die Emissionsursache. Im Bereich Landnutzung und Landnutzungsänderung sind 
Aktivitätsdaten folglich Flächen unterschiedlicher Nutzung und deren Änderung. 
Die konsistente, flächenscharfe Quantifizierung und Qualifizierung der Landnutzung 
und deren Änderung seit 1990 ist daher Grundlage für die Erstellung der Emissionsin-
ventare LULUCF (Land Use, Land Use Change and Forestry) und somit Voraussetzung 
zur Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen. 
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2 Methoden
2.1 Systemanforderungen
Nach IPCC (2006) müssen die nationalen Treibhausgasinventare 
•	 transparent




sein. Diese Qualitätsanforderungen sind für alle Teile des Inventars verpflichtend und 
sollen zu einer stetigen Verbesserung führen. Übertragen auf die Aktivitätsdaten im 
LULUCF-Sektor bedeutet dies die nachvollziehbare Entwicklung einer zeitlich und räum-
lich widerspruchsfreien, möglichst flächengenauen und vollständigen Landnutzungsma-
trix für Deutschland. Da die Implementierung des Berichtssystems in einem knappen 
Zeitrahmen mit vorhandenen Ressourcen zu erfolgen hatte, musste es folgende Eigen-
schaften aufweisen:
 – Die Möglichkeit, unterschiedliche Datensätze zu kombinieren. 
 – Berücksichtigung der Qualitätsunterschiede unterschiedlicher Datensätze.
 –  Berücksichtigung der qualitativen Entwicklung der verwendeten Datensätze.
 –  Die Möglichkeit, ermittelte Änderungen zwischen unterschiedlichen Datensätzen zu 
verifizieren.
 – Die Möglichkeit der Überprüfung von Unstimmigkeiten.
 – Die Rekonstruktion und Verifikation einer Landnutzungsmatrix Deutschlands für 
das Jahr 1990.
2.2 Erstellung der Aktivitätsdaten
Die für die Berichterstattung benötigten Aktivitätsdaten bestehen in jährlichen Flächen-
summen der Landnutzung sowie ihrer Änderungen und ergeben in ihrer Gesamtheit 
eine Flächenbilanz für Deutschland. Der allgemeine Arbeitsablauf gliedert sich wie folgt: 
Zunächst werden die vorhandenen Geodaten, die Informationen zur Landnutzung ent-
halten, in eine chronologische Abfolge gebracht. Anschließend werden die verschiede-
nen Daten räumlich miteinander verknüpft, um sowohl Flächen unveränderter Land-
nutzung als auch Flächen mit Landnutzungsänderungen zu identifizieren. Dabei werden 
Dateninkonsistenzen beseitigt, die zu Fehlern in der Flächenbilanz führen würden. Die 
räumlich expliziten Einzelflächen werden im letzten Schritt zu Flächensummen pro Land-
nutzungs- und Landnutzungsänderungskategorie zusammengefasst.
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2.3 Identifizierung von Landnutzung und  
von Landnutzungsänderungen
Die räumliche Verknüpfung der Landnutzungsdaten zur Identifizierung der Landnut-
zung und ihrer Änderung über die Zeit kann mit verschiedenen Methoden erfolgen. 
Im Rahmen der Methodenweiterentwicklung bei der Erstellung der LULUCF-Emissions-
inventare wurden zwei verschiedene Methoden angewandt, die im Folgenden kurz 
erläutert werden. In Kapitel  3 werden die Unterschiede zwischen beiden Methoden 
detaillierter erläutert.
2.3.1 Flächenverschneidung
Hierbei werden mit Hilfe eines Geoinformationssystems (GIS) flächenhafte Geodaten 
mit Landnutzungsinformationen aus verschiedenen Zeitpunkten miteinander verschnit-
ten, um die zeitliche Entwicklung von Landnutzung und Landnutzungsänderungen zu 
ermitteln. Dazu werden die einzelnen Datensätze übereinandergelegt. Das Verschnei-
dungsergebnis enthält die Flächen, die alle Datensätze gemeinsam haben, sowie alle 
Flächengrenzen aus den Quelldatensätzen.
2.3.2 Stichprobe mit einem Punktraster
Grundlage für diesen Ansatz bilden Punktgeometrien, die in einem gleichmäßigen Netz 
über die zu untersuchende Fläche verteilt sind. Im Unterschied zur Flächenverschnei-
dung werden die vorliegenden Geodaten nicht miteinander sondern nur jeweils mit dem 
Punktraster verschnitten. Somit wird mit jedem Punkt eine Stichprobe aus den vorlie-
genden Landnutzungsdaten gezogen. Jedem Punkt ist eine Fläche zugewiesen, die als 
Quotient aus Gesamtfläche und Punktanzahl berechnet wird. Darüber ist eine Hoch-
rechnung der gezogenen Stichprobe auf die Gesamtfläche möglich.
Mit jedem neuen Datensatz werden an das Punktraster auf diese Weise lediglich neue 
Informationen angehängt. Die zugrunde liegende Geometrie verändert sich dadurch 
nicht. 
2.4 Verwendete Geodaten und GIS-Software
Für den Aufbau der Landnutzungsmatrix stehen verschiedene Datensätze mit Landnut-
zungsinformationen zur Verfügung:
•	 Corine Land Cover 1990, 2000 und 2006
•	 CIR-Daten (CIR: Coloured Infrared Bilddaten aus Überfliegungen, klassifiziert für 
die Biotop- und Nutzungstypenkartierung) von 6 Bundesländern, aufgenommen 
um 1992
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• ATKIS® Basis-DLM (Digitales Landschaftsmodell, Zielmaßstab 1:25  000): Erster
Datensatz 2000, seit 2005 jährliche Datensätze
• Digitales Landbedeckungsmodell LBM-DE von 2009
• Bundeswald-Inventur (BWI-Daten): Erhebungsjahre: 1987, 2002, 2008 und 2012
Der Stichprobenansatz unter Verwendung des Punktrasters basiert auf dem Punktenetz 
der BWI, um die Informationen aus der BWI flächenscharf nutzen zu können. 
Die Verarbeitung der Geodaten zur Ermittlung der Landnutzungsmatrix erfolgt inner-
halb einer PostgreSQL-Datenbank mit PostGIS-Erweiterung.
3 Vergleich Flächenverschneidung und Punktraster
Die Flächenverschneidungsmethode wurde mehrere Jahre für die Identifizierung der 
Landnutzung und Landnutzungsänderungen angewendet. Seit 2013 wurde sie abge-
löst durch die Stichproben-Methode eines Punktrasters, die wesentlich einfacher ist und 
sicherere Ergebnisse erzielt.
3.1 Flächenüberlagerungen und Flächenlücken
Viele Ausgangsdaten, die mit einem Simple Feature Modell (jede Flächengeometrie 
wird einzeln betrachtet, Beziehungen zwischen den Flächen (Topologie) werden nicht 
berücksichtigt) erstellt wurden, weisen sowohl übereinander liegende Flächen als auch 
Lücken zwischen den Einzelflächen auf. Flächenüberlagerungen und lücken führen zu 
einer fehlerhaften Flächenbilanz.
Tests am Beispiel des ATKIS® Basis-DLM von 2009 haben gezeigt, dass allein die 
Bereinigung um die Flächen, die vollständig durch andere Flächen überlagert sind, in 
der Flächensumme etwa der Hälfte der jährlichen Landnutzungsänderungen entsprach. 
Hinzu kommen die Effekte von Teilüberlagerungsflächen sowie von Flächenlücken, die 
aufgrund ihrer flächenmindernden Wirkung in der Flächenbilanz zwar zu einem rechne-
rischen Flächenausgleich führen, aber die Flächenbilanz inhaltlich verfälschen.
Bei der Flächenverschneidung führen derartige Inkonsistenzen in den Ausgangsdaten 
zu erheblichen Problemen. Sowohl Überlappungen als auch Lücken werden in das 
Verschneidungsergebnis übertragen. Im Fall der Lücken hat dies einen Informations-
verlust zur Folge, während die Überlappungen in komplexen Mehrfachverknüpfungen 
münden.
Bei einer Punkt-in-Fläche-Verschneidung wie bei der Stichproben-Methode resultieren 
Überlagerungen in einer Verdopplung oder Vervielfältigung (bei Mehrfachüberlagerun-
gen) der Punkte, die auf diese Überlagerungsflächen treffen. Über die eindeutige Punkt-
ID lässt sich aus dem Verschneidungsergebnis sowohl herausfiltern, wie viele Flächen 
Andreas Laggner, Birgit Laggner, Andreas Gensior, Thomas Riedel, Annette Freibauer228
sich überlagern als auch welche Landnutzung für diese Flächen eingetragen ist. Durch 
einen Vergleich mit anderen Datensätzen oder anderen Jahren in Kombination mit einer 
Plausibilitätskontrolle, lässt sich aus den vorliegenden Informationen die Landnutzung 
ableiten.
Wenn ein Punkt auf eine Datenlücke trifft, weist das Verschneidungsergebnis zunächst 
einen fehlenden Wert auf. Dadurch, dass für denselben Punkt jedoch Informationen aus 
anderen Datensätzen oder anderen Jahren zur Verfügung stehen, kann die fehlende 
Information ausgeglichen werden.
Bei der Flächenverschneidung ist sowohl dieses Auffüllen der Datenlücken als auch 
die Bereinigung der Überlagerungsflächen aufgrund der wesentlich komplexeren geo-
metrischen Beziehungen zwischen den Flächen aus verschiedenen Datensätzen nicht so 
einfach möglich.
3.2 Probleme durch Ungenauigkeiten an Flächengrenzen
In Landnutzungsdaten, die für mehrere Jahre vorliegen, (z. B. Basis-DLM), kommt es 
häufig vor, dass sich die Grenzlinien der Flächen über die Jahre leicht verändern.
Jede solche Grenzverschiebung bewirkt im Ergebnis der Flächenverschneidung eine 
allein technisch bedingte Landnutzungsänderung für die Fläche zwischen alter und 
neuer Grenzlinie. Diese stellt einen Fehler dar, da sie nicht auf einer realen Landnut-
zungsänderung beruht. Bereits die Erkennung dieser Fehler ist sehr aufwendig und die 
Bereinigung fehleranfällig.
Tabelle 1 zeigt beispielhaft das Ausmaß dieser Fehler der Verschneidung des Basis-DLM 
von 2008 mit dem von 2009. Beide Datensätze enthalten im Original rund 10,5 Mio. 
Flächen. Durch die Verschneidung steigert sich die Anzahl der Flächen im Ergebnis auf 
etwa das Zehnfache. Allein 80 % dieser Flächen sind sehr kleine Flächen (< 0,01 m²) 
und weitere 10 % sind kleiner als 1 m². Die Entstehung dieser Flächen ist auf Verschie-
bungen der Grenzlinien zurückzuführen. Alle Landnutzungsänderungen, die für diese 
Flächen protokolliert werden, müssten durch einen Vergleich mit den Nachbarflächen 
verifiziert werden.
Tab. 1: Beispiel für die Entstehung von Teilflächen aufgrund von Grenzlinienverschiebungen an-
hand der Verschneidung des Basis-DLM 2008 mit dem von 2009 (Quelle: eigene Bearbeitung)
Betrachtete Daten Fläche Anzahl Flächen
Intersect 0809, alle Flächen 35 844 225 ha 101 054 187
Intersect 0809, Flächen < 0,01 m² 16 ha 80 251 744
Intersect 0809, Flächen >= 0,01 und < 1 m² 34 ha 9 948 510
Intersect 0809, Flächen >= 1 und < 10 m² 210 ha 473 275
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Auch bei der Punktmethode können derartige Fehler auftreten, wenn ein Punkt 
sehr nahe an der Grenze zwischen zwei Flächen liegt. Dies kann sich in der Zeitreihe 
auch durch ein Hin- und Herwechseln der Landnutzung an diesem Punkt bemerkbar 
machen. Ob ein derartiger Fehler vorliegt, lässt sich prüfen, indem eine Pufferfläche um 
den Punkt herum noch einmal mit den entsprechenden Datensätzen verschnitten wird. 
Darüber erhält man eine Flächenverteilung über die Landnutzungen in der Umgebung 
des Punktes. Der Vergleich mit anderen Zeitschritten zeigt dann, ob es sich um einen 
Grenzverschiebungsfehler handelt oder nicht. Sollte dieser Vergleich zusammen mit der 
Flächenverteilung an einem Punkt der Zeitreihe einen Wechsel der Landnutzung durch 
eine geringe Grenzverschiebung offenbaren, dann wird dieser Wechsel nicht zugelassen 
und die Landnutzung bleibt unverändert. 
4 Fazit
Die Punktmatrix der Bundeswaldinventur eignet sich gut für die Ansprüche der Bericht-
erstattung LULUCF für Deutschland und bietet gegenüber der Methode der Flächenver-
schneidung, die bis 2012 angewendet wurde, wesentliche Vorteile. 
Mit einer Flächenverschneidung erreichen wir Konsistenz in Raum und Zeit nicht einmal 
mit komplizierten geometrischen Verfahren, außerdem ist keine Überprüfung der Daten 
mit Hilfe weiterer Datensätze möglich. Also können die Qualitätsanforderungen an die 
Klimaberichterstattung (vergleiche 2.1) nur mit dem Punktansatz erfüllt werden. Dieser 
Ansatz ist zudem dahingehend vorteilhaft, als dass über eine Verdichtung der Punktma-
trix die Qualität deutlich erhöht werden kann. Für andere Aufgaben im Thünen-Institut 
wird mit einer gleichmäßigen 25 m Punktmatrix für ganz Deutschland gerechnet. Jeder 
dieser rund 500 Millionen Punkte repräsentiert dann 0,0625 ha und bei einer Verschnei-
dung mit dem ATKIS® Basis-DLM, das Flächen ab 0,1 ha erhebt, gibt es praktisch keinen 
Stichprobenfehler mehr. Darüber hinaus kann man über eine Wandlung des Punkte-
rasters zu Flächen (Polygonen) auch anteilige Flächen von linienhaften Elementen wie 
Straßen oder Hecken flächenscharf erfassen und diese Informationen wiederum an die 
Punkte anhängen. 
Bei der Flächenverschneidung können aufgrund der Flächenzerschneidung (vgl. 
Kap. 3.2 zu Ungenauigkeiten an Flächengrenzen) maximal zwei Zeitpunkte übersicht-
lich miteinander verglichen werden. Mit dieser Methode entstehen somit nur einzelne, 
aneinander gesetzte Zeitschritte als eine tatsächliche Zeitreihe. Es ist nicht möglich, sich 
für eine Fläche die gesamte Entwicklung über mehrere Zeitschritte hinweg anzusehen. 
Damit entfällt eine wesentliche Grundlage für die Plausibilitätskontrolle zur Bereinigung 
von Dateninkonsistenzen.
In den Anforderungen an die Treibhausgasberichterstattung ist formuliert, dass die 
gewählte Berechnungsmethode möglichst transparent, einfach und genau sein sollte. 
Andreas Laggner, Birgit Laggner, Andreas Gensior, Thomas Riedel, Annette Freibauer230
Weiterhin sollen die Berichtsergebnisse über die Jahre vergleichbar sein (IPCC 2006). Die 
Punktmethode wird den genannten Anforderungen gerecht, während die Flächenver-
schneidung mit ihren komplizierten Geoverarbeitungsprozessen insbesondere bezüglich 
der Transparenz diese Ansprüche nicht erfüllt. 
Außerdem ist mit dem Flächenansatz keine Überprüfung der Daten mit Hilfe weiterer 
Datensätze möglich.
Ein weiterer Vorteil der Methodenänderung ist, dass damit die Berechnungsmethoden 
für die Waldflächen und die restlichen Flächen vereinheitlicht wurden. Die Flächen-
verschneidung wurde bis zum Bericht von 2012 (Berichtsjahr 2010) nur für Flächen 
außerhalb von Wäldern angewendet. Die Aktivitätsdaten für den Wald wurden auf Basis 
der Bundeswaldinventur (BWI) bereits von Anfang an nach der Stichproben-Methode 
berechnet. Die Aktivitätsdaten für Wald sind nicht nur für die IPCC-Berichterstattung 
relevant, sondern auch für die Vereinbarungen aufgrund des Kyoto-Protokolls. Da 
Deutschland sich entschieden hat, den Wald für das Kyoto-Protokoll als CO2-Senke 
anzurechnen, sind Veränderungen an der Berechnungsmethode, die rein rechnerisch zu 
einer Verminderung der anrechenbaren Senkenleistung führen, nicht opportun. Mit dem 
Methodenwechsel auf den Punktansatz konnte die Methode für die gesamte LULUCF-
Berichterstattung vereinheitlicht werden und die nach Kyoto-Protokoll anrechenbaren 
Waldflächen gleichzeitig unangetastet bleiben.
Der verwendete Stichprobenumfang ermöglicht es, statistisch abgesicherte Aussagen 
in Bezug auf Deutschland abzugeben. Aussagen zu kleineren administrativen Einheiten 
sind damit nicht möglich. Das bedeutet auch, dass sich mit der Punktmethode keine 
Karten mit einer differenzierten Darstellung der Landnutzung erzeugen lassen. Für 
die Berichterstattung, die auf Tabellenform beruht, ist dies jedoch kein Nachteil. Der 
gesamte Stichprobenfehler für die Erfassung der Landnutzungsmatrix mit den Punkten 
der BWI beträgt 0,65 %. Auf eine Pufferung linienhafter ATKIS® Basis-DLM-Objekte 
wurde in der Berichterstattung bis jetzt verzichtet. Die Ergebnisse der Berichterstattung 
LULUCF werden jährlich veröffentlicht. Alle Ergebnisse können unter diesem Link einge-
sehen und heruntergeladen werden: http://unfccc.int/national_reports/annex_i_ghg_
inventories/national_inventories_submissions/items/8108.php
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Analysen am Beispiel Sachsens
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Zusammenfassung
Trotz des kontinuierlichen Anstiegs der Nachfrage nach kleinräumiger Information zur 
Siedlungsstruktur stehen Wissenschaft, Planung, Politik und Wirtschaft nur wenige 
Daten zur Verfügung, die den Gebäudebestand und dessen physische Struktur beschrei-
ben. Insbesondere auf der Ebene von Parzellen oder Baublöcken fehlt es an genauen, 
differenzierten und aktuellen raumbezogenen Informationen. Mit dem durch die AdV 
standardisierten Geobasisdatenprodukt 3D-Gebäudemodelle in den Detaillierungsstu-
fen 1 (LoD1) und 2 (LoD2) stehen nun neue Daten seitens der Bundesländer zur Verfü-
gung, die siedlungsstrukturelle Analysen (u. a. Überbauungsgrad, Kompaktheit, Gebäu-
devolumen- und Geschossflächendichte) von neuer Qualität ermöglichen. GIS-basierte 
Auswertungen erlauben beispielsweise die Ableitung planungsrelevanter Dichtekenn-
größen, wie die Geschossflächendichte oder das Oberflächen-Volumen-Verhältnis (A/V-
Verhältnis) und stellen der Planung wichtige Informationen bereit, um beispielsweise 
Innenentwicklungspotenziale zu identifizieren oder Sanierungsprogramme zu konzipie-
ren. In diesem Beitrag wird ein automatisiertes, GIS-basiertes Verfahren vorgestellt, das 
die Ableitung von Gebäudekennwerten sowie die Berechnung aggregierter Gebäudein-
dikatoren zur baulichen Dichte und Kompaktheit ermöglicht. Das Verfahren wurde am 
Beispiel des 3D-Gebäudemodells von Sachsen in der Ausprägung LoD1 entwickelt und 
erlaubt die Ableitung von Gebäudevolumen, der Geschossfläche oder dem mittleren 
A/V-Verhältnis auf Baublockebene. Die Modellentwicklung erfolgte unter Berücksichti-
gung des einheitlichen Produktstandards der AdV, um eine bundesweite Anwendbarkeit 
sicher zu stellen. Mittels Visualisierungen werden die Ergebnisse am Beispiel der kreis-
freien sächsischen Großstädte Dresden, Leipzig und Chemnitz im Detail vorgestellt und 
das Anwendungspotenzial des entwickelten Verfahrens diskutiert.
1 Motivation
Das von der Bundesregierung gesetzte Ziel, die in Deutschland andauernde Flächen-
neuinanspruchnahme bis 2020 auf maximal 30 Hektar pro Tag zu begrenzen, setzt 
die Wissenschaft, Planung, Politik und Wirtschaft vor Herausforderungen. Grund-
lage für die Reduzierung des Flächenverbrauchs bilden umfassende, empirisch erho-
bene Informationen über die Flächen- und Gebäudebestandsentwicklung. Denn ne-
ben dem Vorhandensein von sozialem, ökologischem und ökonomischem Wissen 
bedarf es auch vielschichtiger raumbezogener Informationen, die in die Abwägungs-, 
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Meinungsbildungs- und Strategieentwicklungsprozesse einfließen. Häufig sind jedoch 
relevante Datensätze für die Wissensverarbeitung zu teuer, generalisiert oder veraltet und 
damit nur eingeschränkt nutzbar (vgl. Taubenböck, Dech 2010, 12). Für eine umfang-
reiche raumbezogene Analyse werden nicht nur kleinmaßstäbige Daten, sondern auch 
kleinräumige Informationen zur Siedlungsstruktur benötigt. Neueste 3D-Stadtmodelle 
schließen dabei die vertikale Dimension mit ein und ermöglichen detaillierte Erkennt-
nisse über die bauliche Physis, die Bautypologie und die strukturellen Besonderheiten 
einer Stadt oder Gemeinde (vgl. Wurm, Taubenböck 2010, 66). Dreidimensionale 
Gebäudedaten ermöglichen nun bauliche und nutzungsbezogene Dichteangaben auf 
den verschiedensten Maßstabsebenen, die für eine flächensparende Siedlungsentwick-
lung erforderlich sind.
2 3D-Gebäudemodelle als Datengrundlage
Das Geobasisdatenprodukt 3D-Gebäudemodell wird entsprechend der AdV (2013, 2) 
als eine Erweiterung des Datensatzes der Hausumringe um die dritte Dimension ver-
standen. 3D-Gebäudemodelle lassen sich hinsichtlich ihrer Detailierungsstufen unter-
scheiden (vgl. Abb. 1a). Das Klötzchenmodell im Level of Detail 1 (LoD1) besitzt ein 
einheitliches Flachdach. LoD1-modelllierte Gebäude können damit nicht nach der Dach-
form unterschieden werden. Die Höhe des Gebäudes wird in dieser Detaillierungsstufe 
als „[…] Differenz zwischen dem höchsten Bezugspunkt und dem tiefsten Bezugspunkt 
des Gebäudes“ ermittelt (AdV 2013, 3). Dabei kann es sich um die Dachhöhe, die Trauf-
höhe oder den Mittelwert zwischen beiden Höhen handeln (vgl. Abb. 1b). Die Ent-
scheidung, welche Gebäudehöhe generiert wird, obliegt den Ländern, da es keinerlei 
Vorgaben im Produktstandard für 3D-Gebäudemodelle der AdV gibt. Dieser Fakt kann 
eine Vergleichbarkeit der 3D-Indikatoren bei länderübergreifenden Untersuchungen 
derzeit einschränken. Bei Modellen im Level of Detail 2 (LoD2) werden die Gebäude mit 
Standarddachformen (z. B. Flachdach, Satteldach, Pultdach, Walmdach etc.) modelliert. 
Der Gebäudedatensatz beinhaltet in den ersten beiden Detailierungsstufen den Objek-
tidentifikator, die Gebäudefunktion, verschiedene Qualitätsangaben sowie den Amtli-
chen Gemeindeschlüssel (vgl. AdV 2013, 3 f.). Des Weiteren werden jedem Gebäude 
Attribute wie die Anzahl der Geschosse, die Lagebezeichnung sowie der Name ange-
hängt, wenn diese Angaben in der amtlichen digitalen Liegenschaftskarte geführt sind. 
In der Detailierungsstufe Level of Detail 3 (LoD3) werden zusätzlich Gebäudeinstallatio-
nen, wie Schornsteine und Balkone, repräsentiert oder andere flächenhafte thematische 
Objekte, wie Türen und Fenster, modelliert (vgl. SIG 3D 2014, 4). Die vierte Detaillie-
rungsstufe LoD4 beinhaltet die Modellierung der Innenräume, in der innere Installatio-
nen, wie beispielsweise Möbel, rekonstruiert werden (vgl. ebd.). Die derzeit verfügbaren 
3D-Gebäudemodelle weisen die Detaillierungsstufen eins und zwei auf. 
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Abb. 1: links) Die vier ‚Level of Detail‘ von 3D-Gebäudedaten (JRC 2013: 285); 
rechts) Übersicht über die Höhenaufteilung eines Gebäudes (Quelle: eigene Darstellung)
Die Generierung eines 3D-Gebäudemodells im LoD2 erfolgt in der Regel auf Grundlage 
folgender Daten:
1. Gebäudegrundrisse aus dem amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem 
(ALKIS) zur flächenhaften Beschreibung der Gebäude, 
2. Digitales Geländemodell zur Ermittlung der Bodenhöhe, 
3. Daten aus Airborne Laserscanning oder Stereo-Luftbilddaten zur Rekonstruktion 
des Daches sowie die Ermittlung der Gebäudehöhe.
Ein Gebäude im LoD2 besteht aus den drei Elementen „ground“, „wall“ und „roof“. 
Diese drei Elemente können als Grundlage zur Berechnung der Gebäudeindikatoren die-
nen. 
Abb. 2: Verfügbarkeit von 3D-Gebäudemodellen im LoD2
Alexandra Jahn, Robert Hecht, Gotthard Meinel236
Flächendeckend sind LoD2-Gebäude bisher nur in den Bundesländern Berlin, Nordrhein-
Westfalen sowie Sachsen verfügbar (vgl. Abb. 2). Andere Bundesländer wie Mecklen-
burg-Vorpommern, Thüringen, Hessen, Hamburg und Schleswig-Holstein streben die 
vollständige Bereitstellung von LoD2-Gebäuden im Jahr 2016 oder später an. 
3 Verfahren zur Ableitung von Gebäudeindikatoren
Die Entwicklung und Testung des Verfahrens erfolgte an einem 3D-Gebäudemodell im 
LoD1 von Sachsen. Dieses wurde auf Grundlage eines 3D-Gebäudemodells im LoD2 
eigens abgeleitet, welches für die Untersuchung vom Staatsbetrieb Geobasisinformati-
Abb. 3: Einzelprozesse des Verfahrens mit deren Programmumgebung zur Ableitung aggregierter 
Gebäudekennzahlen (Quelle: eigene Ausarbeitung)
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on und Vermessung Sachsen (GeoSN) freundlicherweise zur Verfügung gestellt wurde. 
Grund für die Vereinfachung auf LoD1 war das Fehlen der Dachforminformation für 
ca. 11  % der Gebäude. Um für die Entwicklung und Testung einen flächendecken-
den homogenen Datensatz zu erhalten, erfolgte eine Umrechnung vom LoD2 in ein 
LoD1 mit Traufhöhe als höchsten Bezugspunkt. Da das 3D-Gebäudemodell von Sachsen 
Produkt einer Zusammenführung der Gebäudegrundrisse aus dem ATKIS® sowie dem 
ALKIS® ist, waren in einem Vorverarbeitungsschritt diverse Homogenisierung- und Da-
tenbereinigungsschritte nötig, vor allem zur Erkennung und Eliminierung von Duplika-
ten, Splitterpolygonen und Überlappungen, um spätere Artefakte bei den abzuleitenden 
Kenngrößen auszuschließen. An diese Vorverarbeitung schließen sich die Einzelprozesse 
des Verfahrens zur Ableitung aggregierter Gebäudekennzahlen an (Abb. 3). Diese sind 
die Vorprozessierung, die Berechnung gebäudebasierter Kennzahlen sowie die Aggre-
gation. Die daraus folgenden Ausgabedaten enthalten Gebäudeindikatoren, wie die 
Grundflächen-, Geschossflächen- und Volumendichte sowie das mittlere Oberflächen-
Volumen-Verhältnis (A/V-Verhältnis) und die gewichtete mittlere Gebäudehöhe.
Die Aufbereitung, Bearbeitung, Analyse und Visualisierung der 3D-Gebäudedaten er-
folgte mithilfe der GIS-Anwendung Esri ArcGIS for Desktop 10.1 sowie den Programmier-
sprachen Python und R. 
3.1 Vorprozessierung
Innerhalb der Vorprozessierung werden die Ausgangsdaten (3D-Shapefile, CityGML) 
zunächst in ein 2D-Polygondatensatz (ESRI Shapefile) konvertiert, um eine Zeitersparnis 
bei der späteren Verarbeitung zu erzielen. Im Weiteren erfolgt eine Verschneidung mit 
den Amtlichen Hauskoordinaten sowie den Flächennutzungsinformationen des ATKIS® 
Basis-DLM. Dieser Schritt dient der adressgenauen Bestimmung des Gebäudes und zur 
späteren Unterscheidung von Wohn- und Nichtwohngebäuden.
3.2 Berechnung gebäudebasierter Kennzahlen
Für die Berechnung der gebäudebasierten Kennzahlen (Grundfläche, Höhe, Geschoss-
zahl, Geschossfläche, Hauptnutzfläche, Oberfläche, Volumen und A/V-Verhältnis) die-
nen im Wesentlichen die Elemente „ground“, „wall“ und „roof“ als Grundlage (vgl. 
Abb. 4). Für jedes dieser Elemente kann der Flächeninhalt sowie der minimalste und 
der maximalste Höhenwert über Normalnull (NN) ermittelt werden. Für die Berechnung 
der Gebäudegrundfläche wird beispielsweise der Flächeninhalt des Elements „ground“ 
verwendet. Für das Gebäudevolumen wird hingegen die Gebäudetraufhöhe benötigt, 
die sich aus der Differenz des maximalsten Höhenwertes über NN des Elements „wall“ 
und des minimalsten Höhenwertes über NN des Elements „ground“ ergibt.
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Abb. 4: Die drei Elemente eines 3D-Gebäudes (Quelle: Phoenics 2010, 6)
Die Berechnung von Geschossflächen sowie die daraus abgeleitete Hauptnutzfläche 
für Wohn- sowie Nichtwohngebäude setzt eine möglichst genaue Information zur 
Geschosszahl voraus. Da die Geschosszahl nur in wenigen Bundesländern als Attribut 
im Liegenschaftskataster geführt ist, muss mit Standardwerten zur Geschosshöhe oder 
besser mit einem differenziertem Schätzansatz (vgl. Jahn 2014: 58 ff.) gearbeitet wer-
den. Korda (2005, 100, 119) nimmt ein mittleres Verhältnis von 1:1,25 zwischen der 
Wohnfläche (Hauptnutzfläche) und Geschossfläche an. Zur Berechnung der Hauptnutz-
fläche wird sowohl für Wohn- und Nichtwohngebäude die Geschossfläche mit dem 
Faktor 0,8 multipliziert. Eine weitere planungsrelevante Kennzahl ist das A/V-Verhältnis 
als Relation von Gebäudehüllfläche zum umschlossenen Volumen. Es drückt die bauliche 
3D-Kompaktheit aus und stellt einen der größten Einflussfaktoren auf den Gesamtheiz-
wärmebedarf dar (vgl. Grassl et al. 2013, 170). Grundsätzlich kann die Aussage getrof-
fen werden, dass eine kleinere Gebäudehüllfläche im Verhältnis zum Gebäudevolumen 
eine Reduzierung des Wärmeverlustes bei gleicher Dämmleistung bewirkt (vgl. Abb. 5). 
Abb. 5: Zusammenhang von Heizwärmebedarf und Kompaktheit bei verschiedenen Bebauungs-
formen (Quelle: Grassl et al. 2013, 170)
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Die Vorschriften zur Berechnung der Geschossfläche, der Gebäudeoberfläche und des 
-volumens sowie des A/V-Verhältnisses sind in Tabelle 1 zusammengefasst.
Tab. 1: Formeln zur Berechnung gebäudebasierter Kennwerte (Quelle: eigene Ausarbeitung)
3.3 Aggregation
Im letzten Schritt erfolgt die Aggregation der gebäudebasierten Kennzahlen zur 
Ableitung von Dichten und der relativen Darstellung in Form von Choroplethenkar-
ten. Als Bezugsfläche können die ATKIS®-Objektarten „Nationalstaat“, „Bundesland“, 
„Regierungsbezirk“, „Kreis/Region“ (dazu zählen die Landkreise und kreisfreien Städ-
te), „Gemeinde“, „Gemeindeteil“, „Gemarkung, „Gemarkungsteil/Flur“ sowie andere 
Verwaltungseinheiten verwendet werden (vgl. AdV 2008). Als weitere planungsrelevan-
te Bezugsfläche können die Baublöcke der Objektartengruppe „Siedlung“ des ATKIS® 
Basis-DLM dienen. Diese beinhaltet „[…] die bebauten und nichtbebauten Flächen, die 
durch die Ansiedlung von Menschen geprägt werden oder zur Ansiedlung beitragen 
[…]“ (AdV 2008, 76). In dieser Arbeit wurde eine Aggregation auf Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte, der Gemeinden sowie der Baublöcke des ATKIS® Basis-DLM vor-
genommen. Dichtekennzahlen wie die Grundflächendichte, die Geschossflächendichte 
oder die Volumendichte ergeben sich durch den Bezug auf die jeweiligen Gebietsein-
heiten. Des Weiteren können pro Bezugseinheit das mittlere A/V-Verhältnis oder die 
nach der Gebäudegrundfläche gewichtete mittlere Gebäudehöhe berechnet werden 
(vgl. Tab. 2).
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Tab. 2: Formeln zur Berechnung aggregierter Gebäudekennzahlen (Quelle: eigene Ausarbeitung)
4 Ergebnisse am Beispiel von Sachsen
In der Abbildung 6 sind die baublockbezogene Geschossflächendichte sowie das A/V-
Verhältnis innerhalb der Städte Leipzig, Dresden und Chemnitz dargestellt. Der Vergleich 
der Geschossflächendichte dieser Städte zeigt, dass Leipzig und Dresden auch außerhalb 
des Stadtzentrums hohe Dichten aufweisen. In Chemnitz konzentriert sich diese mehr 
im Innenbereich sowie im Süden der Stadt und nimmt nach außen hin ab. Im Stadtrand-
bereich existieren zwar Baublöcke mit einem Überbauungsgrad von bis zu 30 Prozent, 
aufgrund der dort vorherrschenden niedrigen Bauweise weisen diese Flächen jedoch ge-
ringe Geschossflächendichten auf. Leipzig ist besonders im Innenstadtbereich durch eine 
kleinteilige Blockstruktur mit Geschossflächendichten von 0,9 und größer geprägt. Ein 
vergleichbares Bild zeigt sich auch in der Stadt Dresden, in der eine hohe Grundflächen- 
und Geschossflächendichte im Innenstadtbereich sowie entlang der Elbe erkennbar ist. 
Die Städte Leipzig und Dresden weisen im Vergleich zu Chemnitz eine durchschnittlich 
höhere Geschossflächendichte und somit eine größere Ausnutzung des Flächenpotenzi-
als auf. Bei Betrachtung des A/V-Verhältnisses zeigt sich in den untersuchten Städten ein 
heterogenes Bild als bei der Geschossflächendichte. Es konzentrieren sich zwar auch hier 
die optimalen hohen Werte auf den Innenstadtbereich, jedoch weisen einige Baublöcke 
auch am Stadtrand eine hohe 3D-Kompaktheit auf. Im Vergleich zwischen den drei 
Städten, besitzt Leipzig mehr Flächenanteile mit einem A/V-Verhältnis von 0,2 m³/m² 
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bis 0,4 m³/m². Im Zentrum der Städte befinden sich Bebauungen, die eine Geschosszahl 
von fünf oder mehr Geschossen aufweisen. Im Gegensatz dazu werden in den Rand-
lagen häufig die geringkompakten Ein- oder Zweifamilienhäuser realisiert. 
Die Ergebnisse lassen die Aussage zu, dass die Flächen im Innenstadtbereich zum einen 
großzügiger und zum anderen in kompakterer 3D-Bauweise bebaut sind. Es zeigt sich 
Abb. 6: Geschossflächendichte und Oberflächen-Volumen-Verhältnis im Vergleich 
zwischen den drei größten Städten Sachsens
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auch, dass die außerhalb des Zentrums gelegenen Baublöcke einen geringeren Über-
bauungsgrad und somit nicht genutztes Potenzial aufweisen. Derartige Visualisierungen 
können grobe Aussagen darüber treffen, an welchen Stellen Nachverdichtungsmaßnah-
men realisiert werden könnten.
5 Fazit und Ausblick
3D-Gebäudemodelle erlauben eine vielseitige Einsetzbarkeit und verschiedenste inter-
essante städtebauliche Analysen im Vorfeld von Planungsprozessen. In Kombination mit 
Plänen, wie Flächennutzungs- und Bebauungsplänen, werden städtebauliche Potenziale 
sichtbar und können damit einen wichtigen Beitrag zur zukunftsorientierten Planung 
einer kompakten Stadt leisten. Darüber hinaus verfügen die dreidimensionalen Gebäu-
demodelle über ein großes Anwendungspotenzial in der Bauleitplanung, der Wind-
energie, für Solarpotenzialanalysen und Starkregenereignisse. Des Weiteren können 
sie in Zukunft ein flächendeckendes Monitoring des Gebäudebestandes ermöglichen. 
Für Analysen, die über ein Bundesland hinweg reichen, müssen dem Anwender jedoch 
möglichst homogene Daten zur Verfügung stehen. Eine Sicherstellung dieser Anfor-
derungen ist nur durch die strikte Umsetzung des AdV-Produktstandards möglich. Die 
Einbeziehung der Dachformen ermöglicht in Zukunft die Berechnung noch detaillierterer 
und genauerer Gebäudekennzahlen. 
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Techniken zur Dateninspektion am Beispiel  
der Tagbevölkerungsdichte
Martin Behnisch, Odette Kretschmer, Alfred Ultsch
Zusammenfassung
Die Reduktion der Flächeninanspruchnahme als auch die standörtliche Lenkung von 
Bautätigkeiten sind wesentliche Ziele einer nachhaltigen Flächenpolitik. Ein Erken-
nen und Beurteilen räumlicher Unterschiede in Ausmaß und Lokalität der in Anspruch 
genommenen Siedlungs- und Verkehrsflächen bedarf der Berücksichtigung standörtli-
cher Gegebenheiten, welche in einem engen Zusammenhang mit Flächenausweisungen 
stehen. In diesem Beitrag werden Techniken des Data-Mining vorgestellt, die sich zur 
Dateninspektion von Messgrößen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung auf Ebene 
der Gemeinden in Deutschland (n = 11 441) eignen. Auf diese Weise lassen sich sta-
tistische Eigenschaften der Messgrößen präzisieren und darauf aufbauend räumliche 
Charakteristika darstellen. Die Ergebnisse der Dateninspektion eignen sich als Grund-
lage für weiterführende mehrdimensionale Raumbeschreibungen. Perspektivisch kön-
nen diese Techniken wichtige analytische Beiträge im Zuge eines raumbezogenen 
Monitoringsystems leisten, welches Messgrößen der Siedlungs- und Freiraumentwick-
lung beobachtet und bewertet.
1 Einführung
Das Spannungsfeld zwischen der anhaltend hohen Umwidmung von bislang nicht 
baulich genutzten Flächen in Siedlungs- und Verkehrsflächen (= Flächeninanspruchnah-
me) und dem Leitbild einer nachhaltigen Flächenentwicklung ist in der nationalen und 
internationalen raumwissenschaftlichen Forschung (u. a. REFINA 2006-2012; FONA 
2009-2015) sowie der raumentwicklungspolitischen Diskussion von hoher Relevanz 
(Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, Deutsche Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel, Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, DB 2011; MKRO 2010). „Im Gegen-
satz zu Wasser oder Biomasse sind Böden endliche, nicht erneuerbare, im Wesentlichen 
nicht vermehrbare, ökologisch sensible und unter großem technischen und finanziel-
len Aufwand wiederherstellbare Naturgüter“ (Lexer 2005). Aufgrund der zunehmen-
den Verfügbarkeit georeferenzierter Daten sowie Sachdaten der amtlichen Statistiken 
haben sich die Möglichkeiten zur Untersuchung von Eigenschaften der Siedlungs- und 
Freiraum entwicklung und ihrer Einflussgrößen in den vergangenen Jahren wesentlich 
verbessert. Data-Mining-Methoden aus den Bereichen Statistik, Maschinelles Lernen, 
Datenbanken und Visualisierungen eigenen sich, um den Prozess des Auffindens ver-
borgener und interessanter Informationen in großen Datenbeständen adäquat zu unter-
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stützen. Trotz allem befinden sich derartige Analysen noch in einer initialen Phase. Der 
Beitrag verfolgt das Ziel, Techniken der Dateninspektion in ihrer Anwendung am Beispiel 
der Messgröße Tagbevölkerungsdichte vorzustellen.
2 Daten: Messgröße Tagbevölkerungsdichte
Die Messgröße Tagbevölkerungsdichte wird für die vorgestellten Analysen aus dem 
Quotienten der Tagbevölkerung und der Summe der Gebäude und Freifläche in 
einer Gebietseinheit berechnet. Gemessen wird ein Dichtewert in Personen pro 
Hektar. Die Tagbevölkerungsdichte wird in diesem Beitrag auf Ebene der Gemeinden 
berechnet. Die Tagbevölkerung entspricht der Summe der Einwohner und der vor Ort 
Beschäftigten. Die vor Ort Beschäftigten (Pendlersaldo) werden aus der Differenz von 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort und sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten am Wohnort ermittelt. Die Daten zur Gebäude- und Freifläche ent-
stammen der amtlichen Flächenerhebung (FEtN). Die Datenqualität dieser statistischen 
Daten wird in zahlreichen Publikationen differenziert diskutiert (siehe u. a. Deggau 
2008; Krüger et al. 2013). Das weitere statistische Datenmaterial nimmt Bezug auf die 
amtliche Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (siehe Beschäftigte am 
Wohnort und Beschäftigte am Arbeitsort) sowie die amtliche Bevölkerungsstatistik. Es sei 
erwähnt, dass es sich um gebietsstandsbereinigte Gemeindedaten (n = 11 441, Stand: 
31.12.2010) handelt. Gemeindefreie Gebiete wurden aus dem Datensatz eliminiert 
(n = 228). Gedankt sei an dieser Stelle dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR), welches die umgeschätzten Datenreihen für die quantitative Analyse 
ausgewählter Messgrößen der Flächeninanspruchnahme zur Verfügung gestellt hat.
3 Methodische Schritte und ausgewählte Ergebnisse
Die Vorgehensweise zur Entdeckung von räumlichen Mustern auf Ebene der deutschen 
Gemeinden folgt der Methodik des Data-Minings bzw. Knowledge Discovery, welche 
bereits anderweitig ausführlicher vorgestellt wurde (Ultsch et al. 2015; Behnisch, Ultsch 
2015; Ultsch, Behnisch 2009).Dieser Beitrag fokussiert auf Techniken der Dateninspek-
tion, die nachfolgend in aufeinander aufbauenden Schritten vorgestellt werden.
3.1 Untersuchung einer einzelnen Messgröße
Zu Beginn steht die Analyse einer jeden Messgröße für sich, mit dem Ziel, den Typus 
der Verteilung zu ermitteln, dem die Messgröße grundsätzlich folgt (De Gruijter et al. 
2006). Die häufigste Annahme ist eine Normalverteilung der Daten als Konsequenz des 
zentralen Grenzwertsatzes. In Bezug auf die Verteilungsuntersuchung einzelner Mess-
größen verwendet die Mehrzahl der quantitativen Studien Histogramme, die z. B. auch als 
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Standardmethode in der Mehrzahl der Geografischen Informationssysteme implemen-
tiert sind. Zu beachten ist dabei, dass die Darstellung eines Histogramms je nach Wahl 
der Intervallgrenzen bzw. Anzahl der Bins unterschiedlich ausfällt (Scott 1979).
Eine systematischere Untersuchung des Verteilungsverlaufes wird durch nachfolgend 
beschriebene Visualisierungswerkzeuge unterstützt: dem Quantile-/Quantile-Plot 
(QQplot) und der Kerndichteschätzung der Wahrscheinlichkeitsdichte (probability den-
sity function, pdf). In diesem Beitrag wird hierfür die Pareto Density Estimation (PDE-
plot) verwendet. Dieser Kerndichteschätzer ist insbesondere dazu entwickelt worden, 
um eventuell vorhandene Teilkomponenten einer Verteilung entdecken zu können 
(Ultsch 2005). Ein QQplot vergleicht zwei Verteilungen, indem die jeweiligen Quan-
tile gegeneinander aufgetragen werden. Falls die zwei Verteilungen vom gleichen Typ 
sind, zeigt der QQplot eine Gerade. Falls die Verteilung nicht normalverteilt ist und 
auf eine schiefe Verteilung hindeutet, so ist es hilfreich, sogenannte Standardtrans-
formationen aus Tukey’s „ladder of power“ (Tukey 1977) anzuwenden. In Bezug auf 
die Wertausprägungen der Tagbevölkerungsdichte wurde erwartet, dass eine kleine 
Anzahl von Gemeinden über hohe Tagbevölkerungsdichten verfügt und die Mehr-
zahl der Gemeinden durch eher niedrige bis moderate Dichten gekennzeichnet ist. Er-
wartet wurde eine schiefe Verteilung. Mithilfe der genannten Techniken konnte diese 
Vermutung bestätigt werden. Wird die Messgröße z. B. logarithmiert LogTagbevölke-
rungsdichte = log10(Tagbevölkerungsdichte2010), so entsteht in erster Näherung eine 
Normalverteilung. Der QQplot in Abbildung 1 vergleicht die Verteilung von LogTagbe-
völkerungsdichte mit der Normalverteilung. Daraus kann man ablesen, dass LogTagbe-
völkerungsdichte näherungsweise normalverteilt ist. Lognormalverteilungen sind häu-
fig in den Natur- und Umweltwissenschaften anzutreffen. Sie weisen in der Regel auf 
Wachstums prozesse oder Konzentrationsvorgänge hin. Die Lognormalverteilung der 
Daten wird auch durch den PDEplot mit einer eingezeichneten Gaussverteilung (schwarz 
dargestellt in Abb. 2) bestätigt. Ist eine Einteilung in Klassen für die Messgröße ange-
dacht, so lassen sich aufgrund der erkannten Normalverteilung folgende Klassengrenzen 
unter Berücksichtigung von Mittelwert (m) und Standardabweichung (s) rechtfertigen: 
m-2s, m-s, m, m+s m+2s. Für die Tagbevölkerungsdichte ergeben sich folgende Klas-
sengrenzen: 6,11, 18, 29 und 47 (Personen/ha).
Abweichungen von der Normalverteilung (grau in Abb. 2) zeigen sich in den Rand-
bereichen und deuten auf weitere Komponenten. Diese Komponenten lassen sich über 
sogenannte Mischungsmodelle in ihrem Verteilungsverlauf genauer abschätzen, z. B. 
als Summe von zusammengesetzten Verteilungen. Ergebnisse von Mischungsmodellen 
werden detaillierter im Zuge der Untersuchungen von Veränderungen der Messgrößen 
über die Zeit beschrieben (Abschnitt 3.3). Die räumliche Verteilung der Klassifizierung 
zur Tagbevölkerungsdichte (Abb. 3) zeigt deutliche Überlagerungen mit bereits bekann-
ten Mustern der Siedlungsdichte. Hohe Dichten sind zum einen in Agglomerationsräu-
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Abb. 1: QQplot. Tagbevölkerungsdichte (links) und LogTagbevölkerungsdichte (rechts) vs. Gauß-
verteilung (Quelle: eigene Berechnung)
Abb. 2: PDEplot: LogTagbevölkerungsdichte 2010 (grau) mit zentralen Gauß (schwarz) (Quelle: 
eigene Berechnung)
men zu finden. Zum anderen weisen auch einige ländliche Regionen (z. B. Schwarzwald, 
Alpenvorland, Vogtland) hohe Tagbevölkerungsdichten auf. Niedrige Dichten treten vor 
allem in den nordöstlichen Regionen auf, wobei dort auch die Gegensätze zwischen sehr 
hoher und sehr niedriger Dichte enger beieinander liegen als im Südwesten.
Techniken zur Dateninspektion am Beispiel der Tagbevölkerungsdichte 249
Abb. 3: Klassifizierung zur Tagbevölkerungsdichte (Quelle: eigene Berechnung)
3.2 Messen der Veränderung 
Im Zuge der Dateninspektion lassen sich aufbauend auf den Erkenntnissen aus der Un-
tersuchung einer einzelnen Messgröße zu einem festen Zeitpunkt auch Ausprägungen 
von Messgrößen über die Zeit betrachten.
Die Pareto Density Estimation (PDEplot) eignet sich ebenfalls, um Verteilungen einer 
Messgröße m zu verschiedenen Zeitpunkten im Vergleich darzustellen. Abbildung 4 
zeigt die PDEplots für die Messgröße Tagbevölkerungsdichte der Jahre 2000 und 2010. 
Der Mittelwert der Messgrößen ist als Lagemaß mit ausgewiesen. Es zeigt sich, dass die 
Tagbevölkerungsdichte in Deutschland zwischen 2000 und 2010 insgesamt abgenom-
men hat (m10 = 17,6 und m00 = 21,7). 
Für den Zweck der Untersuchung der zeitlichen Veränderung von Messgrössen der 
Siedlungs- und Freiraumentwicklung wird in nationalen (u. a. Dech, Klein 2009; BBSR 
2012) wie auch internationalen Projekten (u. a. Shrestha et al. 2012) häufig die relative 
Veränderung in Prozent (RPV) verwendet. Die Verwendung von RPV ist aus verschiede-
nen Gründen problematisch: Der Wertebereich ist nicht symmetrisch (i), RPV reicht von 
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-100 % hin zu unendlich, die zeitliche Kombination von RPV ist problematisch (ii) und 
RPV verfügt über einige weitere numerische Probleme (iii) (Ultsch 2009).
In diesem Beitrag wird die relative Differenz (RelDiff) zur Messung der Veränderung 
verwendet. Hier wird die Veränderung der Messgröße als Delta m (Δm) in Relation 
zum Durchschnitt der Messwerte m0 (zum Zeitpunkt t0)) und m1 (zu einem späteren 
Zeitpunkt t1) gesetzt. RelDiff(m) = 100*Δm /mean(m), mit Mittelwert (m) = 0.5*(m0 + 
m1). RelDiff(m) hat einen symmetrischen Wertebereich zwischen -200 % und +200 %. 
Im Bereich von -25 % und +25 % sind RelDiffs praktisch (mit einer kaum messbaren 
Fehlerquote) äquivalent zu RPV (Ultsch 2009).
Abb. 4: PDEplot für die Veränderung der Tagbevölkerungsdichte, in Schwarz dargestellt ist das 
Jahr 2010 und in Grau das Jahr 2000 (Quelle: eigene Berechnung)
Eine wichtige Überlegung in Bezug auf die Beobachtungen zur Veränderung einer Mess-
größe m über die Zeit ist die Abhängigkeit von RelDiff(m) vom Ausmaß bzw. der Grö-
ßenordnung von m. Um auf diesen Aspekt einzugehen, wird ein sogenannter RAplot 
verwendet (siehe dazu auch in Ultsch et al. 2015). Der RAplot stellt die RelativeDifferen-
ces R (RelDiff(m)) mit dem Logarithmus der durchschnittlichen Wertausprägungen der 
Messgrösse über die Zeit D(log(mean(m)) in Beziehung. Abbildung 5 zeigt einen solchen 
RAplot für die Dynamik der Tagbevölkerungsdichte. Die lineare Interpolation (schwarz 
in Abb. 2) zeigt für die Tagbevölkerungsdichte, dass die Veränderung leicht abhängig 
vom Ausmaß bzw. der Größenordnung der Tagbevölkerungsdichte ist. Bei einem Wert 
der Tagbevölkerungsdichte von 10 (A = 1) liegt beispielsweise die Veränderung RelDiff 
bei -20 % und bei einem Wert der Tagbevölkerungsdichte von 100 (A = 2) liegt die Ver-
änderung RelDiff nahezu bei Null. Die Varianz von RelDiffTagbevölkerungsdichte nimmt 
mit höheren Werten der Tagbevölkerungsdichte ab.
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Abb. 5: RAplot für die Veränderung der Tagbevölkerungsdichte, schwarz dargestellt ist eine 
lineare Interpolation (Quelle: eigene Berechnung)
3.3 Klassifizierung der Veränderung 
Eine qualitative Untersuchung von Messgrößen der Veränderung stützt sich auf eine 
genauere Inspektion der Verteilungen mittels Pareto Density Estimation (PDE) (siehe 
Abschnitt 3.1). Falls eine Messgröße nicht einem einfachen Gauß folgt, so wird die Ver-
teilung als eine Summe von Komponenten modelliert. Als Komponenten werden für die 
Dynamik der Messgröße Tagbevölkerungsdichte (RelDiffs) eine zentrale Gaußverteilung 
(N) und zwei an den Außenseiten befindliche LogNormal (LN) Verteilungen verwendet. 
Die relative Differenz folgt einem zentralen Gauß mit einem Mittelwert von -12.69 %. 
Daraus ergibt sich der Erwartungswert der Tagbevölkerungsdichte in ihrer Dynamik 
von 2000 bis 2010. Die Ausläufer der Verteilung lassen sich geeignet als LogNormal 
(LN) Verteilung modellieren. Das Modell kann validiert werden mithilfe von einem sta-
tistischen Test, zum Beispiel, dem Chi-Quadrat Test. Ein QQplot eignet sich zusätzlich, 
um die Eignung des Modelles zu beurteilen (siehe Abschnitt 3.1). Ein solches Modell 
ermöglicht unter Berücksichtigung des Bayes‘ theorem (e.  g. Lee 2012) die Berech-
nung von posterior Wahrscheinlichkeiten und die Bestimmung von Entscheidungsgren-
zen für die Klassifikation der Messgröße. Die Messgröße RelDiffTagbevölkerungsdichte 
kann z. B. in drei aussagekräftige Klassen unterteilt werden. Die Klassifizierungsgrenzen 
(-30 und 12) entsprechen den Schnittpunkten der Wahrscheinlichkeitsdichtefunktionen 
des Models (vertikale Linien in Abb. 6). 
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Die Bayes Posteriors können dazu verwendet werden, um eine qualitative Skalierung der 
Messgrößen vorzunehmen: Die Differenz (DP) zwischen den Posterior der rechten Kom-
ponente abgezogen von der linken Komponente skaliert die Werte in das Intervall -100 
bis 100, so dass DP -100 (100) beträgt, wenn die Messgröße eindeutig zur linken oder 
(rechten) Komponente gehört. DP beträgt 0, wenn die Wertausprägung der Messgröße 
eindeutig zur zentralen Komponente des Modells zuzuordnen ist. 
Abbildung 6 zeigt die qualitative Skalierung für die Messgröße Tagbevölkerungsdichte 
und ihre Veränderungswerte. Die Klassenzugehörigkeit ist farblich gekennzeichnet.
Das Model erlaubt eine klare Interpretation: die Mehrheit – ca. 83  % der Gemein-
den (i. e. die prior Wahrscheinlichkeit der zentralen Komponente) – zeigen eine Ver-
änderung der Tagbevölkerungsdichte, die „wie erwartet“ ist (gelb in Abb. 6). „Wie 
erwartet” entspricht einem Anstieg der Tagbevölkerungsdichte von m = -12.69 % mit 
einer Standardabweichung von s =10.17. Diese Werte beziehen sich auf den zentralen 
Gauß (-12.69, 10.17). Eine Teilmenge von 3 % der Gemeinden zeigt eine Verände-
rung der Tagbevölkerungsdichte, die „mehr als erwartet“ ist (rot in Abb. 6). „Mehr als 
erwartet” bedeutet größer als 12 % und folgt einer LogNormal Verteilung. Eine Teilmen-
ge von 15 % der Gemeinden zeigt eine Veränderung der Tagbevölkerungsdichte, die 
„geringer als erwartet” ist (grün in Abb. 6). D. h. weniger als -30 % und die Verteilung 
folgt einer LogNormal Verteilung.
Abbildung 7 zeigt eine Karte aller Gemeinden bezüglich deren Zugehörigkeit zu den 
drei Klassen. Erkennbar ist ein sehr heterogenes räumliches Muster, in dem Gemeinden 
aller drei Klassen teilweise sehr dicht beieinander liegen. Dennoch fällt beispielsweise 
auf, dass Gemeinden, deren Veränderung in der Tagbevölkerungsdichte zwischen 2000 
und 2010 geringer (Prozesse der Entdichtung) ist, als es erwartet wurde, gehäuft in den 
neuen Bundesländern sowie in den ländlichen Gemeinden von Rheinland-Pfalz, Bayern 
und Schleswig-Holstein vorkommen.
Hervorzuheben ist, dass die Lokalisierung von Ausprägungen der Messgrößen nicht auf 
subjektiv festgelegten Klassengrenzen oder reinem Expertenwissen basiert. Vielmehr bil-
den die Techniken der Dateninspektion eine Charakteristik in den Daten ab und liefern 
wichtige Entscheidungsgrundlagen für die Wahl der Klassengrenzen.
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Abb. 6: Qualitative Skalierung für die Messgröße Tagbevölkerungsdichte auf Grundlage eines 
Gauß Mixtur Modells (Quelle: eigene Berechnung)
Abb. 7: Lokalisierung der Klassifizierung zur Dynamik der Tagbevölkerungsdichte 2010: 3 Klassen 
(weniger als erwartet, wie erwartet, mehr als erwartet) (Quelle: eigene Berechnung)
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4 Schlussbetrachtung
Ausgangspunkt der Überlegungen zu diesem Beitrag ist das Ziel der Raumbeobachtung, 
Strukturen und Entwicklungen zu (er-)kennen, zu bewerten und absehbare zukünftige 
Entwicklungstrends in Strategien und Entscheidungen zu berücksichtigen. Mit Blick auf 
die stetig wachsenden Geodatenbestände in der jüngeren Vergangenheit werden bereits 
in der Literatur vielseitig Alternativen zur klassischen Raumanalyse diskutiert. Miller & 
Han (2009) betonen beispielsweise die Wichtigkeit von adäquaten Analysetechniken, 
die es künftig noch zu erkunden und zu erforschen gilt (Miller, Han 2009, 37-38). 
Der vorliegende Beitrag stellt Data-Mining-Techniken zur Dateninspektion vor und 
zeigt Anwendungsbeispiele für Messgrößen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
auf Ebene der 11 441 Gemeinden in Deutschland (Stand 31.12.2010). Die Vielzahl der 
zur Verfügung stehenden georeferenzierten Flächendaten sowie Sachdaten kann nur 
exemplarisch in Betracht gezogen werden.
Im Fokus dieses Beitrages steht die Messgröße Tagbevölkerungsdichte, gemessen für 
die Zeitpunkte 2000 und 2010. Soweit den Autoren bekannt, wurde die Tagbevölke-
rungsdichte mit derartigen Techniken auf Ebene der Gemeinden noch nicht analysiert. 
Es konnte im Zuge der Untersuchung zu einem festen Zeitpunkt (2010) gezeigt werden, 
dass die Messgröße in erster Annäherung einer Lognormalverteilung folgt. Darauf auf-
bauend konnte mithilfe von Mittelwert und Standardabweichung eine Klassifizierung 
gerechtfertigt werden. Im Zuge der Untersuchungen zur Veränderung der Messgröße 
über die Zeit (2000 bis 2010) konnte eine weitere Klassifizierung statistisch begrün-
det abgeleitet werden. Mithilfe eines Gauß-Mixturmodells mit drei Komponenten (log-
normal, normal, log-normal) wurden Klassengrenzen identifiziert. Die Veränderung der 
Tagbevölkerungsdichte folgt für 83 % der Gemeinden einer Gaußverteilung mit einem 
Mittelwert von -13 % und einer Standardabweichung von 10 %. Weiterhin ist eine 
beträchtliche Gruppe der Gemeinden durch eine Veränderung gekennzeichnet, die klei-
ner als -30 % ist. Denkbar ist künftig die Verwendung von Dreijahresmittelwerten zum 
Zeitpunkt 2000 und 2010, um den zeitlichen Vergleich über eine Dekade weiter zu 
präzisieren bzw. um die kurzfristigen Schwankungen von Messgrößen (z. B. Einwohner, 
Arbeitsplätze usw.) abzufangen.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass eine umfassende und detaillierte Dateninspekti-
on die Weichen für die Entdeckung neuer Zusammenhänge in Datensammlungen stellt. 
Dies auch in Bezug auf weitere Arbeitsschritte im Zuge eines umfassenden Knowledge 
Discovery in Databases Prozesses (Ultsch et al. 2015; Behnisch, Ultsch 2015; Ultsch, 
Behnisch 2009). Aus Sicht der Autoren dieses Beitrags eignen sich die hier vorgestellten 
Techniken, um die Aussagekapazität von bestehenden Instrumenten der Raumbeob-
achtung und des Flächennutzungsmonitoring zu stärken. Dies sowohl in Bezug auf die 
statistischen als auch die räumlichen Ausprägungen von Messgrößen der Siedlungs- und 
Freiraumentwicklung. 
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Visualisierung von Altkarten im Virtuellen Kartenforum 2.0
Jacob Mendt
Zusammenfassung
Das seit dem Jahr 2013 entwickelte Virtuelle Kartenforum 2.0 bietet Nutzern einen stan-
dardisierten, offenen und dienstebasierten Zugriff auf das georeferenzierte Altkarten-
material der Sächsischen Landesbibliothek – Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 
(SLUB) an. Mithilfe verschiedener Werkzeuge kann der Nutzer in dem Portal Altkarten 
raumzeitlich recherchieren, visualisieren und in sein lokales GIS einbinden. Außerdem 
bietet das Portal Crowdsourcing-Werkzeuge für die Georeferenzierung von Altkarten 
an. Der Beitrag diskutiert insbesondere die raumzeitlichen Recherche- und Visualisie-
rungsmöglichkeiten des Virtuellen Kartenforums. Zunächst wird die Systemarchitektur 
kurz vorgestellt und wesentliche Standards und Diensteschnittstellen für den Datenaus-
tausch werden erläutert. Im Anschluss geht der Beitrag auf Aspekte der Implementie-
rung mit freier und quelloffener Software ein. Abschließend stellt der Artikel das darauf 
aufsetzende Webportal vor. 
1 Einführung 
Der digitale Wandel hat in den letzten Jahren auch zu einer Evaluierung der Geschäfts-
modelle von Kultureinrichtungen wie Bibliotheken oder Archiven geführt. Um ihrer klas-
sischen Funktion als Verwalter von Wissen gerecht zu werden, reicht heute nicht mehr 
die analoge Bereitstellung von Büchern, Karten oder Fotografien. Vielmehr wird seit 
Jahren weltweit die Digitalisierung vorangetrieben, um analoge Bestände digital ver-
fügbar zu machen. Die sich aus der Digitalisierung ergebenden Anforderungen sind 
mannigfaltig. So stellen sich klassische Fragen der Langzeitarchivierung, der Zugriffs-
kontrolle und der Präsentationsformen in der digitalen Domäne neu. Parallel dazu 
ergeben sich durch den Einsatz neuer Technologien, wie beispielsweise der automa-
tischen Schrift- und Objekterkennung oder der Georeferenzierung von Bibliotheks-
ressourcen, neue Möglichkeiten des Studiums und der Nutzung von Kulturgütern.
Im Bereich der historischen Karten haben sich vor diesem Hintergrund unterschiedli-
che Kartenportale etabliert, die Zugriff auf große digitale Sammlungen ermöglichen. 
Als Beispiele sei hier auf die 54 000 Objekte umfassende David Rumsey Map Collec-
tion (DR 2015), das Altkartenrechercheportal Old Maps Online (OMO 2015) oder das 
25 000 Karten und Ansichten umfassende digitale Kartenforum (KF 2015) der Sächsi-
schen Landesbibliothek – Staats- und Universitätsbibliothek Dresden (SLUB) verwiesen. 
Allerdings greift die reine Digitalisierung der Karten für mächtigere domänenspezifische 
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Anwendungen, wie die raumzeitliche Suche, Visualisierung und Analyse von Karten, 
zu kurz. Einrichtungen wie die British Library (BL 2015) oder die National Library of 
Scotland (NLS 2015) haben deshalb in den letzten Jahren angefangen, Teile ihrer histo-
rischen Kartensammlungen, insbesondere unter Einbeziehung von Crowdsourcing, zu 
georeferenzieren. 
Diesen Ansatz verfolgt auch das durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
geförderte Kooperationsprojekt Virtuelles Kartenforum 2.0 (VK2.0) der SLUB und der 
Professur für Geodäsie und Geoinformation der Universität Rostock. Das VK2.0 umfasst 
eine Geodateninfrastruktur, die auf den Altkartenbeständen des alten Kartenforums 
(KF 2015) aufsetzt und diesen Wissensschatz für einen breiten Anwenderkreis über 
das Internet erschließt. Die Infrastruktur des Kartenforums unterstützt die raumzeitli-
che Recherche, Visualisierung und Nutzung von georeferenzierten Karten, insbesonde-
re der historischen Topographischen Landesaufnahme (Messtischblätter) im Maßstab 
1:25 000, und bietet Crowdsourcing Werkzeuge für die Georeferenzierung von Mess-
tischblättern an. Daneben wurden im Rahmen des Projektes auch Werkzeuge für die au-
tomatisierte Georeferenzierung der Topographischen Karten entwickelt (Bill et al. 2014). 
2 Architektur
Der technologische Aufbau des VK2.0 entspricht der in Abbildung 1 dargestellten Drei-
Schichten-Architektur. Auf der Ebene der Diensteschicht werden eine Reihe von stan-
dardisierten Diensten angeboten. Diese bilden die Basis für die im VK2.0 entwickelte 
Portalanwendung und ermöglichen weiterhin den externen Zugriff auf das georefe-
renzierte Kartenmaterial des VK2.0. Die Nutzung der Inhalte unterliegt einer Creative-
Commons-Lizenz (CC-BY-SA 4.0; CC 2015).
Abb. 1: Architektur des Virtuellen Kartenforums 2.0 (Quelle: VK2.0 2015)
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Auf die georeferenzierten Karten kann mittels eines Web Map Service (WMS 2015) oder 
eines Web Coverage Service (WCS 2015) zugegriffen werden. Letzterer wird aus lizenz-
rechtlichen Gründen allerdings nur für Karten mit einem Veröffentlichungsdatum vor 
1900 angeboten. Daneben sind die georeferenzierten Karten auch als vorprozessierte 
Bildpyramiden via Tile Map Service (TMS 2015) sowie die originalen Karten als Zoomify-
Kacheln abrufbar. Die Portalanwendung nutzt einen Web Feature Service (WFS 2005) 
als Suchindex und einen Catalogue Service for the Web (CSW 2007) für die Darstellung 
weiterer Metadaten. Der CSW dient insbesondere der Kopplung der Dienste des VK2.0 
an andere Geodateninfrastrukturen. Auf Ebene der Datenschicht stellt die vk20db die 
zentrale Datenhaltungskomponente dar. Sie umfasst alle relevanten Metadaten sowie 
interne Daten für die Verwaltung und das Management des VK2.0. Die digitalisierten 
Karten werden verzeichnisbasiert als TIFF bzw. GeoTIFF vorgehalten.
3 Implementierung
Die Implementierung des VK2.0 folgt der in Abbildung 1 dargestellten Architektur und 
beruht vollständig auf freier und quelloffener Software. Im Folgenden wird die Realisie-
rung der einzelnen Komponenten näher beschrieben und diskutiert.
3.1 Zentrale Datenbank-Komponenten
Die vk20db wird auf einem PostgreSQL-Server mit der Erweiterung PostGIS betrie-
ben. Sie beinhaltet öffentliche und interne Metadaten. Öffentliche Metadaten sind in 
diesem Sinne zum Beispiel Kartentitel, Kartenautor oder Lizenzinformationen. Interne 
Metadaten sind beispielsweise Pfadangaben zu den verzeichnisbasiert gespeicherten 
Kartenblättern oder Informationen zur Georeferenzierung der Blätter. Daneben dient die 
vk20db als Datenbank für räumliche und zeitliche Indizes, die sowohl vom den WMS, 
den WCS und den WFS zur Auslieferung der entsprechenden Kartenobjekte genutzt 
werden. 
3.2 Katalogdienst
Für die Implementierung des CSW wird die Software GeoNetwork (GN 2015) ein-
gesetzt, die als Servlet-Anwendung in einem Apache Tomcat betrieben wird. Als 
Datenbank-Backend wird ebenfalls PostgreSQL mit der Erweiterung PostGIS eingesetzt. 
Jedes Messtischblatt wird im Katalog durch einen Metadatensatz repräsentiert. Dieser 
beinhaltet Informationen zu der Lizenz, der Boundingbox, der unterstützten räumlichen 
Referenzsysteme, des Veröffentlichungsdatums, den entsprechenden Online Ressour-
cen oder den Suchbegriffen. Außerdem werden alle Messtischblätter thematisch durch 
einen weiteren Metadatensatz aggregiert und beschrieben. Veröffentlicht werden die 
Metadaten konform zu ISO 19115 (2005). Dabei handelt es sich um einen Metadaten-
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formatstandard, welcher in der Geoinformationsdomäne einen hohen Verbreitungsgrad 
aufweist und damit die Kopplung mit anderen Geodateninfrastrukturen deutlich erleich-
tert. Als nachteilig wirkt sich die hohe Komplexität des Standards aus, die eine Umset-
zung und Implementierung von diesem Format mit hohen Kosten verbindet. Im Falle 
des VK2.0 wird der Nachteil allerdings durch die gute Unterstützung räumlicher Meta-
daten sowie die Förderung des Datenaustausches mit anderen Geodateninfrastrukturen 
kompensiert. 
3.3 Kartendienste
Georeferenzierte Karten lassen sich im VK2.0 über eine WMS- und ggf. (siehe 
Abschnitt  2) über eine WCS-Schnittstelle abfragen. Beide Dienste beruhen auf der 
Software Mapserver (MS 2015), welche die Implementierung von Kartendiensten mit-
tels einer textbasierten Konfigurationsdatei (Mapfile) ermöglicht. Die Kartendienste 
unterstützen für die Messtischblätter zwei verschiedene Zugriffsmuster, die insbeson-
dere auf den Blattschnitt der Karten zurückzuführen sind (siehe Abb. 2). Einmal kann 
jedes Blatt als einzelner Dienst abgefragt werden. Dieser Dienst umfasst jeweils einen 
Karten-Layer, welcher das georeferenzierte Messtischblatt repräsentiert. Alternativ kön-
Abb. 2: Ansicht des Blattschnittmusters der Topographischen Karten (Messtischblätter) Deutsch-
lands von 1886 bis 1945 im Virtuellen Kartenforum 2.0 (Quelle: VK2.0 2015)
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nen alle Messtischblätter über einen aggregierenden Dienst abgefragt werden. Ein sol-
cher wurde insbesondere aus Kreisen der Wissenschaft gefordert. Bei dem aggregieren-
den Dienst handelt es sich um einen time-enabled WMS bzw. WCS, welcher die Abfrage 
mit räumlichen und zeitlichen Parametern ermöglicht und damit auch eine blattschnitt-
freie Einbindung von Messtischblättern ermöglicht.
3.4 Caching-Dienste
Die im Abschnitt 3.3 beschriebenen Kartendienste eignen sich weniger für die Einbin-
dung in Web-Applikationen. Aufgrund des dynamischen Renderns der Kartenbilder 
auf Anfrage, weisen diese Performanz-Nachteile auf. In modernen Web-Applikationen 
werden daher vorprozessierte Karten-Caches eingesetzt, welche Bildpyramiden (Kachel-
größe 256 x 256 Pixel) für ein definiertes Referenzsystem vorhalten. Die originalen Kar-
tenblätter werden als Zoomify-Kacheln und die georeferenzierten als TMS angeboten. 
Der TMS liegt dabei im Referenzsystem WGS84 bzw. Pseudo-Mercator1 vor, welches 
auch von anderen Web-Map-Applikationen wie GoogleMaps, BingMaps oder Open-
StreetMap eingesetzt wird. Berechnet werden die Caches auf der Ebene der einzelnen 
Blätter, da dies der Kartenverwaltungsstruktur in der Portalanwendung des VK2.0 ent-
spricht. Des Weiteren ermöglicht dies eine schnelle Aktualisierung der Caches im Falle 
einer Änderung der Datenbasis, da immer nur der Cache für ein Kartenblatt aktualisiert 
werden muss.
3.5 Portalanwendung
Die Portalanwendung (siehe Abb. 3) bietet einen Einstiegspunkt zu den Daten und 
Diensten des VK2.0 (VK2 2015). Sie beruht serverseitig auf Python-Code und clientsei-
tig auf Openlayers 3 (OL3 2015). Sie bietet Funktionalitäten zur raumzeitlichen Recher-
che und Visualisierung von georeferenzierten Karten und ermöglicht aktuell den Zugriff 
auf ca. 5 700 Messtischblätter. Als Suchindex verwendet es die WFS-Schnittstelle der 
Software GeoServer (GEO 2015). Diese setzt direkt auf der vk20db auf und unterstützt 
neben komplexen räumlichen Filter-Abfragen auch Pagination und GeoJSON.
Das Portal richtet sich sowohl an unerfahrene Nutzer als auch an Experten. Mittels der 
Rechercheoberfläche können Nutzer den für sie relevanten Suchzeitraum und Raumaus-
schnitt festlegen und bekommen für diesen automatisch die vorhandenen Kartenblätter 
angezeigt. Diese können sie ihrer eigenen Kartenauswahl hinzufügen und sich geore-
ferenziert Karten über einer OpenStreetMap-Karte anzeigen lassen. Außerdem können 
Nutzer verschiedene georeferenzierte Karten überlagern, vergleichen und sich in einer 
Zeitreihen-Visualisierung räumliche Veränderungen darstellen lassen. 
1 http://epsg.io/3857
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Abb. 3: Portal Virtuelles Kartenforum 2.0 (Quelle: http://kartenforum.slub-dresden.de)
Durch einen Mausklick auf eine Karte gelangt der Nutzer zu der originalen Ansicht der 
Karte. Dort bekommt er auch eine Auswahl von weiteren Metadaten und Links zu den 
Datensätzen in der Deutschen Fotothek sowie zu den Kartendiensten angezeigt. Für 
registrierte Nutzer bietet die Portalanwendung außerdem einen Einstiegspunkt zu den 
Georeferenzierungswerkzeugen des VK2.0. Wie alle im VK2.0 verwendeten Software-
Komponenten steht auch die Portal-Software quelloffen zur Nachnutzung zur Verfü-
gung (VK2C 2015). 
4 Fazit
Mit dem Virtuellen Kartenforum 2.0 konnte ein Angebot aufgebaut werden, das insbe-
sondere für raumzeitlich forschende Wissenschaftler einen deutlichen Mehrwert schafft. 
Durch die Georeferenzierung von Karten und deren anschließende Veröffentlichung 
über standardisierte Schnittstellen werden neue Nutzungsmuster in einer zunehmend 
digitalisierten Welt unterstützt und gefördert. In diesem Zug wird insbesondere die 
Integration der digitalen Karten in lokale Desktop-GIS-Umgebungen sowie externe 
Geodateninfrastrukturen ermöglicht. Letzteres wird beispielsweise durch die Anbindung 
an die GDI-DE (GP 2015) angestrebt, in welcher die große Sammlung georeferenzierter 
Messtischblätter der SLUB die bestehenden Angebote historischer Messtischblätter der 
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GDI-DE deutlich ergänzen würden. Durch den konsequenten Einsatz von quelloffener 
und freier Software empfiehlt sich dieser Ansatz außerdem zur Nachnutzung für ande-
re historische Kartensammlungen. Die entwickelten Lösungen und Softwarewerkzeuge 
sollen deshalb für künftige Projekte und neue Nutzer aufbereitet, dokumentiert und 
nachhaltig zur Verfügung gestellt werden.
Von inhaltlicher Seite sollen künftig weitere Kartentypen der VK2.0 hinzugefügt werden. 
Hierzu zählen die Topographische Landesaufnahme des Deutschen Reiches im Maß-
stab 1:100 000 (Generalstabskarte), die Geologischen Karten für Sachsen im Maßstab 
1:25 000 sowie weitere Altkartentypen. Außerdem sollen weitere Bibliotheksressourcen, 
wie beispielsweise Bilder der Deutschen Fotothek, für die raumzeitliche Recherche ver-
fügbar gemacht werden. 
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Zersiedelung in Europa:  
Ländervergleich und treibende Kräfte 
Jochen A. G. Jaeger1, Tomas Soukup2, Christian Schwick3, 4, Ernest I. Hennig1,  
Erika Orlitova2, Felix Kienast3 
Zusammenfassung 
Steigende Zersiedelung steht im Widerspruch zu den Prinzipien und dem Geist von 
Nachhaltigkeit. Daten zur Zersiedelung werden benötigt, um die Wirksamkeit von Maß-
nahmen und Verordnungen zu überprüfen, welche die Zersiedelung begrenzen sollen. 
Die Autoren haben die Methode der „gewichteten Zersiedelung“ (Weighted Urban 
Proliferation, WUP) auf 32 Länder in Europa angewendet, um die Zersiedelung zu mes-
sen. Dazu wurden die europäischen HRL-Imperviousness-Daten von 2006 und 2009 
verwendet. Die Ergebnisse zeigen, dass große Teile Europas von Zersiedelung betroffen 
sind. Der Gesamtwert von WUP für Europa beträgt 1,64 Durchsiedlungseinheiten/m2 
(2009). Er ist zwischen 2006 und 2009 deutlich angestiegen, aber die Werte der einzel-
nen Länder unterscheiden sich stark voneinander. Außerdem wurde der Zusammenhang 
mit zwölf potenziellen Treibern der Zersiedelung statistisch untersucht. Dieses Projekt ist 
die erste Analyse der Zersiedelung und ihrer zeitlichen Veränderung für einen gesamten 
Kontinent mit WUP. Der Beitrag stellt erste Ergebnisse vor und weist auf die Veröffent-
lichungen hin, die derzeit in Vorbereitung sind. 
1 Einführung 
Die Zersiedelung wird derzeit auf europäischer Ebene als zunehmend wichtiges Pro-
blem erkannt (EEA 2006; Couch et al. 2007). Wichtige Arbeiten hierzu sind der Bericht 
„European Spatial Development Perspective (ESDP): Towards Balanced and Sustaina-
ble Development of Territory of the European Union“ von 1999 und der EEA-Report 
„Urban Sprawl in Europe: The Ignored Challenge“ von 2006. Zum Beispiel befür-
wortet die ESDP die Policy Option „12. Support for effective methods for reducing 
uncontrolled urban expansion; reduction of excessive settlement pressure, particularly 
in coastal regions“ (European Commission 1999, 23). Siedentop & Fina (2012) haben 
kürzlich den Grad der Zersiedelung in 26 europäischen Ländern für die Jahre 1990, 2000 
und 2006 berechnet. Sie haben damit die jährliche Zunahme der Zersiedelung in den 
Ländern und in 20 km x 20 km-Zellen auf der Grundlage von CORINE-Land-Cover- 
Daten abgeschätzt. Sie stellten eine geradezu verwirrende Vielfalt des Siedlungswachstums 
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fest. Sie beobachteten die stärksten Zunahmen der Zersiedelung in Irland, Portugal und 
Spanien und befürworteten genauere Untersuchungen des Siedlungswachstums und 
der treibenden Kräfte (Siedentop, Fina 2012, 2781).  
Obwohl die Bedeutung des Problems erkannt ist, gibt es derzeit kein etabliertes Moni-
toring der Zersiedelung für Europa. Dieser Aufsatz stellt ein laufendes Forschungsprojekt 
zur Messung der Zersiedelung in Europa vor, das zum Schließen dieser Lücke beitragen 
soll. Die Untersuchungsfragen des Projektes lauten: 
1. Wie stark ist Europa zersiedelt? 
2. Inwieweit können die Unterschiede zwischen den Regionen in Europa durch sozial-
ökonomische und geophysikalische Faktoren erklärt werden? 
Die Ziele des Projektes sind, den Zersiedelungsgrad in Europa für 2006 und 2009 auf 
drei Maßstabsebenen zu ermitteln (32 Länder, 284 NUTS-2-Regionen, 1-km2-EEA- 
Referenz-Gitter), potenzielle treibende Kräfte zu analysieren (Literaturauswertung, Hy-
pothesen zum Einfluss erklärender Variablen, Vergleich der beobachteten Zersiedelung 
mit den Werten, die durch das statistische Modell vorhergesagt werden) und Folge-
rungen zu ziehen, wie die Zersiedelung künftig reduziert oder zumindest eingedämmt 
werden kann. 
Das Projekt wird vom Schweizer Bundesamt für Umwelt (BAFU) in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Umweltagentur (EEA) finanziert und hat eine Laufzeit von zwei 
Jahren (2013-2015). Es schließt an die erfolgreiche Zusammenarbeit zum Thema der 
Landschaftszerschneidung in Europa an, die ebenfalls vom Schweizer BAFU und der 
EEA gemeinsam finanziert und vom selben Team von Partnerinstitutionen durchgeführt 
wurde (EEA & FOEN 2011). Die Bearbeitung des Projektes erfolgt in Verbindung mit drei 
verwandten Projekten: 
(1) „Konkrete Maßnahmen und Zielvorgaben zur Steuerung der Zersiedelung in der 
Schweiz“ (Schwick et al. bei Die Geographen Schwick + Spichtig in Zürich und Concor-
dia-Universität Montreal), 
(2) „Controlling Urban Sprawl to Limit Soil Consumption in Switzerland“ (Kienast et al. 
an der Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL) Bir-
mensdorf/Zürich) und
(3) „Wissensentdeckung in Datenbeständen zur Flächeninanspruchnahme in Deutsch-
land“ (Behnisch et al. am IÖR Dresden). 
2 Methode 
Die Messgröße der „gewichteten Zersiedelung“ Z (oder Weighted Urban Prolifera tion, 
WUP) ist eine Kombination von Siedlungsfläche, ihrer räumlichen Dispersion und der 
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Flächeninanspruchnahme pro Einwohner oder Arbeitsplatz. Die Methode ist bereits 
mehrfach in der Literatur dargestellt worden (Jaeger et al. 2008; Schwick et al. 2010; 
Schwick et al. 2013a; Schwick et al. 2013b; Jaeger, Schwick 2014) und auch in einem 
Merkblatt für die Praxis vorgestellt worden (Schwick et al. 2011). Sie beruht auf ei-
nem Vergleich verschiedener Definitionen von „Zersiedelung“ (Jaeger et al. 2010a) und 
wurde erstmals auf die Schweiz angewendet. Diese Methode wurde inzwischen von 
Schwarzak et al. (2014) auch auf Deutschland angewendet.
Die zugrundeliegende Definition lautet: „Zersiedelung ist ein Phänomen, das in der 
Landschaft optisch wahrnehmbar ist. Eine Landschaft ist umso stärker zersiedelt, je stär-
ker sie von Gebäuden durchsetzt ist. Der Grad der Zersiedelung ist das Ausmaß der 
Bebauung der Landschaft mit Gebäuden und ihrer Streuung, im Verhältnis zur Ausnüt-
zung der überbauten Flächen für Wohn- oder Arbeitszwecke. Je mehr Flächen bebaut 
sind, je weiter gestreut die Gebäude sind und je geringer deren Ausnützung ist, desto 
höher ist daher die Zersiedelung [...]. Die Ursachen und Auswirkungen der Zersiedelung 
sind nicht Bestandteil dieser Definition, sondern werden davon unterschieden“ (Schwick 
et al. 2010, 21). Der Begriff Zersiedelung kann einen Prozess oder einen Zustand be-
zeichnen (je nach Kontext ist in der Regel klar, was gemeint ist). Die Messgröße hat 
daher drei Komponenten:
1. Anteil der Siedlungsfläche (ASF)
2. Streuung (urbane Dispersion, DIS). Die Einheit der Dispersion lautet „Durchsied-
lungseinheiten pro m2 Siedlungsfläche“ (DSE/m2).
3. Flächenanspruch pro Person (d.  h. pro Einwohner oder Arbeitsplatz) (FAP) bzw. 
Ausnützungsdichte der Siedlungsflächen (AD = 1/FAP).
Siedentop & Fina (2010) befürworten ebenfalls die Verwendung dieser drei Dimensio-
nen zur Quantifizierung der Zersiedelung. Allerdings verknüpfen sie diese drei nicht zu 
einem Gesamtwert. 
Die Formel zur Kombination der drei Komponenten der gewichteten Zersiedelung Z 
lautet: 
Z = ASF · DIS · g1(DIS) · g2(AD), 
wobei g1(DIS) und g2(AD) Gewichtungsfaktoren für die Streuung und die Ausnützungs-
dichte der Siedlungsflächen bezeichnen (detaillierte Erläuterung in Schwick et al. 2010). 
Die Einheit von Z lautet „Durchsiedlungseinheiten pro m2 Landschaft“ (DSE/m2). 
Beispiele: (1) In einem kompakten Dorf oder einer kompakten kleinen Stadt sind der 
Anteil der Siedlungsfläche und die Dispersion gering, der Flächenanspruch pro Person ist 
mittel bis hoch, und die Zersiedelung ist gering. (2) In einer historischen Streusiedlungs-
region sind der Anteil der Siedlungsfläche sehr gering, die Dispersion und der Flächen-
anspruch pro Person hoch, und die Zersiedelung ist gering. (3) Im Speckgürtel der Städte 
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und in Agglomerationen sind der Anteil der Siedlungsfläche hoch und die Dispersion 
sehr hoch, der Flächenanspruch pro Person ist hoch, und die Zersiedelung ist sehr hoch. 
(4) In Städten mit hoher Nutzungsdichte sind zwar der Anteil der Siedlungsfläche hoch 
und die Dispersion hoch, aber der Flächenanspruch pro Person ist sehr gering, und die 
Zersiedelung ist dann ebenfalls sehr gering.
Als Datengrundlage dienten die HRL (High Resolution Layers)-Imperviousness-Daten 
aus dem europäischen Copernicus-Programm von 2006 und 2009 (Auflösung: 20 m, 
mit Korrekturfaktor für die Siedlungsfläche) und die Bevölkerungs- und Arbeitsplatz-
daten von Eurostat und GEOSTAT. Als Schwellenwert wurde 30 % verwendet, d. h. alle 
Zellen ab 30 % Anteil an versiegelter Fläche. Die Arbeitsplatzdaten wurden auf Vollzeit-
äquivalente umgerechnet. Als Beobachtunghorizont wurde 2 km gewählt (wie für die 
Schweiz in Schwick et al. 2010). 
3 Erste Resultate 
Große Teile Europas sind von Zersiedelung betroffen. Der Gesamtwert von Z für Europa 
beträgt 1,64 DSE/m2 (2009). Er ist zwischen 2006 und 2009 deutlich angestiegen (von 
1,57 DSE/m2 im Jahr 2006), d. h. um 4,5 % in nur drei Jahren (Abb. 1). Dies umfasst 
32 Länder: die 28 EU-Länder und die vier Mitgliedsländer der European Free Trade 
Association (EFTA), d. h. die Länder der EU plus Island, Liechtenstein, Norwegen und die 
Schweiz (hier bezeichnet als EU28+4). 
Die Werte der Länder sind sehr unterschiedlich. Sie liegen zwischen tiefen Werten in 
Island (0,11 DSE/m2) und in den skandinavischen Ländern und sehr hohen Werten von 
mehr als 6 DSE/m2 in den Benelux-Ländern (Abb. 1). Hohe Werte von Zersiedelung 
sind vor allem im Zentrum von Europa, in Großbritannien und in Portugal zu finden. 
Die jährlichen Zunahmen von Z in den Ländern liegen zwischen 0,2 % und 11 % pro 
Jahr. Deutschland liegt im europäischen Vergleich an sechster Stelle (2006: 3,74 DSE/m2; 
2009: 3,83 DSE/m2; Zunahme um 2,4 %), d.  h. weit oberhalb des europäischen 
Gesamtwertes. Alle Länder, die stärker zersiedelt sind als Deutschland, sind weitaus klei-
ner. Die Resultate liegen auf drei Maßstabsebenen vor: Länder, NUTS-2-Regionen und 
1-km2-Raster der EEA und werden demnächst veröffentlicht. 
Deutschland liegt auch beim Anteil der Siedlungsfläche an sechster Stelle (Abb. 2), wäh-
rend es sich bei der Dispersion im Mittelfeld befindet (Abb. 3). Der Dispersionswert 
(2006: 44,82 DSE/m2; 2009: 44,84 DSE/m2) liegt geringfügig über dem europäischen 
Gesamtwert, hat aber ebenfalls leicht zugenommen. 
Die Länder mit der stärksten Streuung der Siedlungsflächen sind Belgien, Malta, Groß-
britannien, die Niederlande, Irland, Finnland, Liechtenstein und Portugal. Die kompak-
teste Anordnung wird in Bulgarien (mit großem Abstand), der Slowakei, Rumänien und 
Griechenland beobachtet. In 28 Ländern hat die Streuung zwischen 2006 und 2009 zu-
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Abb. 1: Werte der gewichteten Zersiedelung (Z bzw. WUP) in 32 Ländern Europas (EU28+4) in 
den Jahren 2006 und 2009 in Durchsiedlungseinheiten pro m2 Siedlungsfläche. In allen Ländern 
ist der Wert der Zersiedelung angestiegen. (BE = Belgien, NL = Niederlande, LI = Liechtenstein, 
MT = Malta, LU = Luxemburg, DE = Deutschland, UK = Großbritannien, DK = Dänemark, CY = 
Zypern, CH = Schweiz, FR = Frankreich, PT = Portugal, IT = Italien, CZ = Tschechien, HU = Ungarn, 
HR = Kroatien, IE = Irland, LT = Litauen, AT = Österreich, SI = Slowenien, PL = Polen, SK = Slowa-
kei, BG = Bulgarien, LV = Lettland, RO = Rumänien, EE = Estland, ES = Spanien, GR = Griechen-
land, FI = Finnland, SE = Schweden, NO = Norwegen, IS = Island.) (Quelle: EEA & FOEN in Vorb.) 
Abb. 2: Anteil der Siedlungsfläche (ASF) in 32 Ländern Europas (EU28+4) in den Jahren 2006 und 
2009 (Quelle: EEA & FOEN in Vorb.) 
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genommen. Nur in vier Ländern hat sie in diesem Zeitraum leicht abgenommen (Island, 
Finnland, Zypern und Portugal). Da in diesen Ländern der Anteil der Siedlungsfläche 
im gleichen Zeitraum zugenommen hat (Abb. 2), ist es unwahrscheinlich, dass dies ein 
reiner Dateneffekt ist, sondern diese Abnahme zeigt eine leichte Verringerung der Streu-
ung an (höhere Kompaktheit der Siedlungsstruktur durch die Anordnung der neuen 
Siedlungsflächen). 
Abb. 3: Werte der Dispersion (DIS) in 32 Ländern Europas (EU28+4) in den Jahren 2006 und 2009 
(Quelle: EEA & FOEN in Vorb.) 
Der Flächenanspruch pro Person ist ebenfalls sehr unterschiedlich in den 32 Ländern 
(Abb. 4). Die höchsten Werte finden sich in Island, Finnland, Litauen, Zypern und Lett-
land (> 430 m2/Person). Die geringsten Werte wurden in Malta, Spanien, Griechenland 
und Großbritannien beobachtet (< 210 m2/Person), während sie in Deutschland leicht 
über dem europäischen Mittel liegen. In fast allen Ländern hat der Flächenanspruch pro 
Person zwischen 2006 und 2009 zugenommen. Nur in drei Ländern hat er in dieser Zeit 
abgenommen (Italien, Belgien und Luxemburg). 
Außerdem wurde der Zusammenhang mit 12 potenziellen Treibern der Zersiedelung für 
die NUTS-2-Regionen statistisch untersucht. Als die fünf wichtigsten Variablen stellten 
sich die Bevölkerungsdichte der Region (positiver Zusammenhang), die Nettoprimärpro-
duktion (NPP) (positiver Zusammenhang im Bereich geringer bis mittelhoher NPP), die 
Straßendichte und Bahnstreckendichte (beide positiver Zusammenhang) und die durch-
schnittliche Haushaltsgröße (negativer Zusammenhang) heraus. Die Resultate stimmen 
für die meisten Variablen mit unseren Erwartungen überein. Nur für den oberen Werte-
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Abb. 4: Flächenanspruch pro Person (d. h. pro Einwohner oder Arbeitsplatz) (FAP) in 32 Ländern 
Europas (EU28+4) in den Jahren 2006 und 2009 (Quelle: EEA & FOEN in Vorb.) 
bereich der NPP ergab sich ein anderer Zusammenhang als erwartet: Hier wurde eben-
falls ein positiver Zusammenhang mit der Zersiedelung vermutet, aber in der Regression 
aller Variablen zeigt der obere Wertebereich der NPP einen negativen Zusammenhang. 
4 Diskussion 
Die jährlichen Zunahmen der gewichteten Zersiedelung Z in den 32 europäischen 
Ländern im Zeitraum 2006-2009 sind erstaunlich hoch. Die Werte der Zersiedelung 
haben in allen Ländern zugenommen. Auch auf der Ebene der NUTS-2-Regionen ist 
am weitaus häufigsten eine Zunahme festzustellen: In 89 % aller NUTS-2-Regionen ist 
Z angestiegen. Mit dem Zeitschnitt 2012 wird es möglich sein, die jährliche Zunahme 
noch genauer zu bestimmen, da die Werte dann über einen Zeitraum von sechs Jahren 
ermittelt werden. 
Außer den großen Unterschieden in der Zersiedelung zwischen den Ländern (fast um 
Faktor 60: von 0,11 DSE/m2 in Island bis 6,5 DSE/m2 in Belgien) ist eine hohe Hetero-
genität innerhalb der meisten Länder zu beobachten. 
Die Analyse für das 1-km2-Raster der EEA (hier nicht dargestellt) zeigt deutlich, dass in 
den meisten Fällen die Zersiedelung einen Ring um die Stadtzentren herum bildet, aber 
keine Zersiedelung in den Stadtzentren selbst besteht. 
J. A. G. Jaeger, T. Soukup, Ch. Schwick, E. I. Hennig, E. Orlitova, F. Kienast274
Die Ergebnisse entsprechen den Erwartungen und bestätigen somit, dass die Messme-
thode von Z gut funktioniert. Die Methode erlaubt Vergleiche von Z und seinen Kompo-
nenten zwischen verschiedenen Regionen und zwischen unterschiedlichen Zeitpunkten, 
sofern die Daten über die Zeit vergleichbar sind. Es bestehen gewisse Einschränkungen 
der Vergleichbarkeit bei den HRL-Daten, da es sich um Satellitendaten handelt und es 
möglich ist, dass manche Zellen mit Werten nahe bei 30 % Versiegelung im Jahr 2006 
als leicht über 30 % und 2009 als leicht unter 30 % erfasst wurden (oder umgekehrt), 
obwohl in der Realität keine Veränderung in diesen drei Jahren stattfand. Für einen 
solchen Vergleich sind alle drei Maßstabsebenen relevant. Je genauer der Maßstab ist, 
umso mehr Details und umso mehr räumliche Heterogenität sind sichtbar. 
Siedentop & Fina (2012) haben 26 Länder in Europa für 1990, 2000 und 2006 
untersucht (Länderwerte und Werte für Zellen der Größe 20 km x 20 km = 400 km2). 
Sie haben allerdings andere Daten verwendet (CORINE Land Cover). Der Vergleich mit 
ihren Resultaten zeigt ein ähnliches Bild wie Abbildungen 1 und 2: Übereinstimmung 
zeigt sich in der Rangfolge der höchsten Werte der Flächeninanspruchnahme 2006 in 
Belgien, den Niederlanden, Luxemburg, Deutschland, Großbritannien und Dänemark 
(Liechtenstein und Malta wurden von ihnen nicht untersucht) und der geringsten Wer-
te in Schweden, Finnland, Lettland, Spanien, Griechenland und Estland (Island und 
Norwegen ebenfalls nicht untersucht). Allerdings geben Siedentop & Fina (2012) deut-
lich höhere Werte für Bulgarien und Rumänien an (höher als die Werte für Österreich 
und Italien). Die Unterschiede können durch die unterschiedliche Datengrundlage 
erklärt werden. Die größten Nachteile der CLC-Daten sind die relativ geringe Erfas-
sungsgenauigkeit von Siedlungsflächen (25 ha für den jeweiligen Erfassungszeitpunkt 
und 5 ha für Veränderungen) und die Abweichungen in den Erfassungszeitpunkten (bis 
zu 5 Jahre) (Siedentop, Fina 2012).  
Beim Flächenanspruch pro Einwohner ergeben sich ebenfalls zahlreiche Übereinstim-
mungen mit unseren Resultaten (z. B. sehr hohe Werte in Finnland, Litauen und Lett-
land; geringe Werte in Spanien, Rumänien und Italien), aber auch einige Unterschiede. 
Siedentop & Fina (2012) haben hierfür nicht die beanspruchte Siedlungsfläche aus dem 
CLC-Datensatz verwendet, sondern die versiegelte Fläche aus dem FTS-Soil-Sealing-
Datensatz der EU (und Bevölkerungsdaten von 2001).
Entsprechend dem effektiven Freiflächenanteil, den Siedentop & Fina (2012) für die 
räumliche Anordnung der Siedlungsflächen verwenden, zeigt sich die stärkste Zersie-
delung in Belgien, den Niederlanden, Dänemark, Luxemburg und Kroatien, und die 
geringste Zersiedelung in Lettland, Schweden, Spanien und Finnland. Dies stimmt nur 
teilweise mit den Werten der Dispersion überein (Abb.  3). Die Unterschiede können 
dadurch erklärt werden, dass der effektive Freiflächenanteil letztlich doch etwas ande-
res misst als die Dispersion. Außerdem spielt die unterschiedliche Datengrundlage eine 
Rolle. Siedentop & Fina (2012) erläutern, dass der effektive Freiflächenanteil den Frag-
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mentierungsgrad der verbliebenen offenen Landschaftsräume und potenziellen Habitate 
anzeigt. Hier wären genauere Vergleiche von Interesse. 
Siedentop & Fina stellen die stärksten Zunahmen der Zersiedelung in Irland, Portugal 
und Spanien fest (für 1990-2006). Wir haben die stärksten relativen Zunahmen im Wert 
von Z (2006-2009) in Malta mit 35 %, Schweden mit 23 %, Norwegen mit 17 %, 
Spanien mit 16 % und Slowenien mit 13 % beobachtet (Malta und Norwegen wurden 
von Siedentop & Fina nicht untersucht). Somit ergibt sich hier nur für Spanien eine 
Übereinstimmung mit den Ergebnissen von Siedentop & Fina. Allerdings haben Sieden-
top & Fina neben der anderen Methode zur Berechnung der Zersiedlung auch einen 
anderen Zeitraum gewählt. Die Bankenkrise ab Beginn des Jahres 2006 könnte zu den 
Unterschieden beigetragen haben, auch wenn politische, soziale und demographische 
Entwicklungen üblicherweise eine längere Latenzzeit besitzen. 
5 Folgerungen und Ausblick 
Dieses Projekt liefert die erste Analyse der Zersiedelung und ihrer zeitlichen Veränderung 
für einen gesamten Kontinent mit Z (bzw. WUP). Es wird aufgezeigt, wie ein Monitoring 
der Zersiedelung für einen Kontinent möglich ist, vielleicht sogar im globalen Rahmen. 
Zersiedelung ist ein steigendes Problem, und es besteht dringender Handlungsbedarf 
auf allen Ebenen, auch auf der europäischen Ebene, um eine bessere Balance zwischen 
dauerhaft umweltverträglicher Landnutzung und hoher Lebensqualität zu finden. Im 
Rahmen der Aktivitäten zur European Cohesion sollten alle Maßnahmen, die einen 
Bezug zur räumlichen Entwicklung haben, auf ihre Wirkung auf Zersiedelung evaluiert 
werden (z. B. mit der hier verwendeten Z-Methode). 
Die statistische Analyse hat wichtige treibende Kräfte der Zersiedelung identifiziert und 
Unterschiede zwischen den Ländern aufgezeigt. Die Z-Methode funktioniert gut, wie 
die Resultate für 2006 und 2009 belegen. Ein Monitoring der Zersiedelung mit der Z-
Methode kann dazu dienen, die Diskussion über Zersiedelung zu versachlichen, und 
eignet sich zur Erfolgskontrolle für Maßnahmen zur Reduzierung der Zersiedelung. Es 
gibt mehrere positive Beispiele, wo die Zersiedelung erfolgreich verringert wurde.
Eine qualitativ hochwertige Verdichtung ist die wichtigste Massnahme zur Bekämpfung 
der Zersiedelung. Sie kann die Lebensqualität verbessern, wie viele positive Beispiele 
gezeigt haben. Von zentraler Wichtigkeit ist eine strikte Vermeidung von Zersiede-
lung, wenn die Bevölkerung abnimmt. Außerdem können Ziele und Grenzwerte für die 
Zersiedelung dazu eingesetzt werden, um die Frage, was dauerhaft umweltverträglich 
ist, besser zu beantworten. Hierzu wäre eine bessere gesetzliche Grundlage nützlich. 
Das eingangs genannte Projekt in der Schweiz mit dem Titel „Konkrete Maßnahmen 
und Zielvorgaben zur Steuerung der Zersiedelung in der Schweiz“ erarbeitet derzeit 
einen entsprechenden Gesetzesvorschlag für die Schweiz.
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Das Projekt „Urban Sprawl in Europe“ basiert auf einer Partnerschaft zwischen der 
Europäischen Umweltagentur und dem Schweizerischen Bundesamt für Umwelt. 
Die Resultate richten sich an Wissenschaftler, Raumplaner und Entscheidungsträger, 
aber auch an die interessierte Öffentlichkeit. Im Internationalen Jahr der Böden 2015 
werden die Ergebnisse des Projektes in einem begutachteten Zeitschriftenaufsatz 
(Hennig et al. 2015) sowie als Joint EEA & FOEN-Report (EEA & FOEN in Vorb.) in der 
Reihe der EEA-Berichte publiziert. 
In Arbeit ist derzeit außerdem ein Buch der Bristol-Reihe zu konkreten Massnahmen 
gegen Zersiedelung in der Schweiz (mit Vorschlägen zu Ziel-, Richt- und Grenzwerten), 
das 2016 erscheinen soll. Darüber hinaus sind zwei Merkblätter zu erwähnen – eines 
zum Berechnungstool und eines zu Möglichkeiten zur besseren Begrenzung der Zer-
siedelung, die ebenfalls 2016 veröffentlicht werden sollen. Das Berechnungstool zur 
Zersiedelung wird voraussichtlich ab Anfang 2016 kostenfrei auf der Homepage der 
Schweizerischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL) in Birmens-
dorf bei Zürich erhältlich sein (http://www.wsl.ch). 
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Zusammenfassung
Maßnahme 5 der EU-Biodiversitätsstrategie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten den 
Zustand der Ökosysteme und ihrer Leistungen (ÖSL) kartieren und bewerten sowie die 
Integration in die Berichtssysteme auf EU- und nationaler Ebene bis 2020 voranbringen. 
Im Rahmen eines aktuellen Forschungsprojektes werden von 2014 bis 2016 quantitative 
Werte für ausgewählte ÖSL bestimmt und kartiert.
Ziel ist es, Methoden zur bundesweiten Erfassung und Bewertung von ÖSL weiter zu 
entwickeln und umzusetzen. Die Indikatoren zum flächendeckenden Monitoring von 
Ökosystemen und ihren Leistungen für das gesamte Bundesgebiet sollen spezifiziert 
und qualifiziert, auf Expertenbasis diskutiert und je nach Erfordernis und Realisierbarkeit 
berechnet, kartographisch und statistisch umgesetzt bewertet werden.
In diesem Beitrag werden das zu erarbeitende Indikatorensystem umrissen sowie 
ausgewählte Indikatoren vorgestellt. Erste vorläufige Ergebnisse liegen für die Grün-
versorgung in Städten und den Holzvorrat vor.
1 Hintergrund und Projektziele
Hintergrund des Forschungsprojektes ist die Umsetzung der Anforderungen und Ziele 
von Ziel 2, Maßnahme 5 der Europäischen Biodiversitätsstrategie. Dort heißt es, dass 
die Mitgliedsstaaten die Ökosystemleistungen bis 2014 erfassen, kartieren und sie ein-
schließlich ihrer Entwicklungstendenzen bewerten (Europäische Kommission 2011, 14). 
Der F&E-Auftrag vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit (BMUB) und dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) dient der Erarbeitung 
der Grundlagen und Karten, die die Bundesrepublik zur Umsetzung der Maßnahmen 
erstellen wird. Projektziele sind:
• Aufbereitung des nationalen und internationalen Kenntnisstandes zu Ökosystem-
leistungs-Indikatoren;
• Weiterentwicklung und Umsetzung von Methoden zur bundesweiten Erfassung
und Bewertung von Ökosystemleistungen, aufbauend auf einer Vorgängerstudie
(Marzelli et al. 2014b);
• Klärung der notwendigen Datengrundlagen und Entwicklung geeigneter Techniken;
• Abstimmung mit Experten und interessierten Kreisen;
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• Berechnung von ausgewählten Indikatoren für möglichst zwei Zeitpunkte und
Darstellung in Form von Karten und Statistiken;
• Diskussion und Interpretation der berechneten Indikatoren.
2 Ökosystemleistungen
Ökosystemdienstleistungen oder auch kurz Ökosystemleistungen (ÖSL) können verein-
facht als „direkte und indirekte Beiträge von Ökosystemen zum menschlichen Wohl-
ergehen“ definiert werden (TEEB 2010, 33; Grunewald, Bastian 2013). Im Millenni-
um Ecosystem Assessment werden ÖSL als „ecosystem services – the benefits people 
obtain from ecosystems“ bezeichnet (MEA 2005, 1). Im Mittelpunkt dieses anthropo-
zentrischen Bewertungssystems stehen also die Bestandteile des menschlichen Wohl-
ergehens, wie Nahrungsmittel, Gesundheit, Sicherheit etc. Grundlagen hierfür sind 
Leistungen der Ökosysteme, wie Versorgungs- und Regulationsleistungen, aber auch 
kulturelle Leistungen, die wiederum auf der Bio- und Geodiversität beruhen. Nur beleb-
te Systeme können auf Dauer diese Leistungen erbringen.
Der von der europäischen Arbeitsgruppe zum „Mapping and Assessement of Ecosys-
tems and their Services“ (MAES) erarbeitete Bewertungsrahmen (European Commission 
2014, 22) beinhaltet vier aufeinander aufbauende Stufen der Erfassung und Bewertung 
von ÖSL, die erstens die Kartierung der Ökosysteme (Biome, Habitattypen, Landnut-
zungsklassen), zweitens die Bewertung der Ökosystemzustände (Indikatoren, Daten) 
sowie drittens die Bewertung der Ökosystemleistungen (Indikatoren, Daten, Modelle) 
umfassen. Finaler Schritt ist viertens ein integriertes Ökosystem-Assessment, das z. B. 
die Wechselwirkungen zwischen dem Zustand der Ökosysteme und den bereitgestellten 
bzw. genutzten Leistungen betrachtet. Das hier vorgestellte Projekt fokussiert auf den 
dritten Schritt, also die Erarbeitung von Indikatoren und entsprechender Modelle. 
3 Indikatorensystem
Klassifikation
In der MAES-Arbeitsgruppe hat man sich geeinigt, im Rahmen eines EU-weit vergleich-
baren Vorgehens die ÖSL-Klassifizierung nach CICES (Common International Classifi-
cation of Ecosystem Services) zu verwenden (Haines-Young, Potschin 2013). Demnach 
werden die drei Kategorien Versorgungs-, Regulations- und kulturelle Leistungen un-
terschieden und weiter in Bereiche, Gruppen und Klassen unterteilt (Tab. 1). Von den 
48 ÖSL-Klassen sind nach einem Screening 44 für Deutschland relevant (Marzelli et al. 
2014a). Jedoch haben nicht alle die gleiche Bedeutung für die bundesweite Ebene bzw. 
die Datenlage lässt keine belastbaren Ergebnisse erwarten. Für 16 ÖSL-Klassen sollen im 
Rahmen des Projektes nationale Indikatoren entwickelt werden. 
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Die Priorisierung erfolgte nach der Relevanz für Naturschutz, Wirtschaft und der 
Flächenrepräsentativität. Hierbei sind Themen enthalten, bei denen es Synergieeffekte 
zwischen Naturschutz und Ökosystemleistungen gibt, beispielsweise die Renaturierung 
von Auen (Regulierungsleistung Hochwasserschutz), die Renaturierung von Mooren 
(Regulierungsleistung Kohlenstoffbindung) sowie die Landnutzung und Landschafts-
struktur bzw. -vielfalt (Erholung, Bestäubung, Erosion, Grundwasserschutz); aber auch 
Konflikte existieren (z.  B. zu einigen Versorgungsleistungen). Marine Ökosysteme 
werden in diesem Projekt nicht bearbeitet werden.
Daten für ÖSL-Kartierung und Monitoring
Die Auswahl der Indikatoren befindet sich in einem Spannungsfeld zwischen den 
Anforderungen nach konzeptionellen Kriterien (wie theoretische und praktische 
Relevanz, Stellung im ÖSL-Konzept, Vermittelbarkeit und dem Raumbezug) und den 
Restriktionen, v. a. aufgrund der Datenlage. Hier sind die generelle Verfügbarkeit, die 
kartographische Darstellbarkeit, die Flächendeckung für ganz Deutschland, die regel-
mäßige Wiederholung der Datenerhebung (Monitoring) und die perspektivische Pass-
fähigkeit zu EU-Anwendungen zu nennen.
Wichtige Datengrundlage ist das Amtliche Topographisch-Kartographische Informati-
onssystem (ATKIS® Basis-DLM), das von den Vermessungsverwaltungen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland erhoben und fortgeschrieben wird (Meinel, Krüger 2014). 
Die topographischen Objekte der Landschaft (Punkte, Linien, Flächen) sind in 190 Ob-
jektarten gegliedert und mit einer Vielzahl weiterer Attribute versehen. Viele Objektar-
ten werden vollständig erfasst, einige erst ab 0,5 bzw. 1 ha Flächengröße. Die Fort-
schreibung erfolgt für alle Flächen spätestens nach fünf Jahren anhand von Luftbildern 
und einer Vielzahl von thematischen Einzelinformationen. Einzelne Objektarten wie Ver-
kehrstrassen unterliegen sogar einer Spitzenaktualisierung von weniger als einem Jahr. 
Damit ist das ATKIS® Basis-DLM derzeit das am besten geeignete Informationssystem 
zur Landnutzung, das bundesweite Informationen regelmäßig liefert und dies aufgrund 
des staatlichen Auftrages auch zukünftig absichert (Krüger et al. 2013). Trotz Einschrän-
kungen enthält es wesentliche Informationen, die zur Bewertung von Landschaftsfunk-
tionen und Ökosystemleistungen herangezogen werden können, wie z. B. Randlinien 
von Gehölzen (Ökotonen), Waldfragmentierung oder Hemerobie (Walz 2015; Walz 
et al. 2013; Walz, Stein 2014).
Darüber hinaus kommen Geofachdaten zum Boden, aus der Bundeswaldinventur oder 
über Retentionsflächen zum Einsatz.
U. Walz, K. Grunewald, H. Herold, B. Richter, R.-U. Syrbe, G. Meinel, S. Marzelli282




Nahrungsmittel Pflanzliche und tierische Nahrungsmittel
Kulturpflanzen und deren Produkte
Nutztiere und deren Produkte
Rohstoffe Pflanzliche und tierische Rohstoffe
Pflanzliche und tierische Rohstoffe für direkte Nutzung 
und Verarbeitung
Hier: (Teil-)Ökosystemleistung: Rohholzproduktion









Filtration, Festlegung, Speicherung, Akkumulation 
durch Ökosysteme (Grundwasserschutz)
Verdünnung durch Atmosphäre, Süßwasser- und 






Stabilisierung von Festmassen (Erde, Sand, Schnee 
etc.) und Regulierung von Bodenerosion (Wasser/
Wind)






Erhaltung von Lebenszyklen, 
Habitaten und Genpool Bestäubung und Diasporenverbreitung 
Schädlings- und Krankheits-
kontrolle Kontrolle von Schädlingen
Luftqualität und 
Klimaregulierung
Globale Klimaregulierung durch Reduktion von 
Treibhausgasen, Kohlenstoffbindung 
Regulierung von Mikro-, Lokal- und Regionalklima 
Kategorie: Kulturelle Leistungen







Physische und erlebnis- 
basierte Erfahrungen/Erholung
Nutzung von Landschaften (Wandern, Sportangeln etc.) 
Hier: (Teil-)Ökosystemleistung: Erholung in der Stadt
Ästhetik
Andere kulturelle Leistungen Existenzwert
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4 Beispiele für Indikatoren
Im Folgenden sollen erste Vorschläge für deutschlandweit berechnete Indikatoren 
vorgestellt werden.
4.1 Indikator „Holzzuwachs“
Beschreibung der ÖSL: Die Produktionsleistung des Waldes, eine der bedeutendsten 
Versorgungsleistungen im ländlichen Raum, wird zu über 90 % durch die Holzproduk-
tion bestimmt. Ein entsprechender Holzeinschlag befriedigt die Nachfrage nach dem 
vielseitig verwendbaren Rohstoff Holz.
Bedeutung der ÖSL: Die Rohholzproduktion bildet die wirtschaftliche Basis für Forstun-
ternehmen und weiterverarbeitende Betriebe sowie die dort arbeitenden Menschen. Die 
Waldwirtschaft ist im Vergleich zu anderen flächenbeanspruchenden Landnutzungsfor-
men die naturnächste Form der Bodennutzung in Deutschland (Elsasser im Erscheinen). 
Rohholz stellt aus anthropogener Perspektive ein Produkt dar, allerdings ist der Input 
von Arbeit und Kapital zur Erzeugung des Produkts relativ klein, der Beitrag der Natur 
(Nährstoffe, Wasser etc.) hingegen hoch, so dass der Beitrag der Natur in die Bereitstel-
lung stark einfließt.
Indikatoren: Bei der Entwicklung von Indikatoren sollte konzeptionell unterschieden 
werden zwischen Indikatoren, die die tatsächliche Nutzung der Ökosystemleistung 
widerspiegeln (z. B. Holzeinschlag) und Indikatoren, die das jährliche Angebot an Öko-
systemleistungen deutlich machen (z. B. Holzzuwachs). Weiterhin ist für eine Bewer-
tung wesentlich, wie sich die zukünftigen Nutzungsmöglichkeiten entwickeln. Hierzu ist 
beim Wald z. B. die Betrachtung des Holzvorrates erforderlich. Da das Ziel der Erfassung 
und Bewertung von Ökosystemleistungen im Einklang mit der nationalen Naturschutz-
gesetzgebung letztlich die langfristige Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Ökosyste-
me ist, werden zur Erfassung der Versorgungsleistung der Wälder der „forstwirtschaft-
lich nachhaltig nutzbare Holzzuwachs“ und der „Holzvorrat im Wald“ vorgeschlagen. 
Diese geben sowohl Auskunft über das jährlich nachhaltig nutzbare Angebot als auch die 
zukünftige Nutzbarkeit der Ökosystemleistung. Die Darstellung des jährlichen 
Zuwachses des Holzvorrates (Mittelwert 2002-2012 in m³) entspricht – sehr vereinfacht 
betrachtet – der jährlich nachhaltig entnehmbaren Holzmenge (Potenzial). Hierbei wird 
nachhaltig zunächst nur eng im Sinne forstwirtschaftlicher Nachhaltigkeit definiert. Die 
Diskussion, ob die Verwendung dieses Angebotes auch unter weitergehenden Kriterien 
(Grundwasserneubildung, Biodiversität, Klimaschutz/Kohlenstoffbindung) nachhaltig 
ist, erfolgt erst im vierten Schritt des integrierten Assessments und ist nicht Aufgabe des 
laufenden Projektes. 
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Zielformulierung: Die Zielformulierung soll perspektivisch dazu dienen, den Abstand des 
Indikators von einem Sollzustand oder zumindest die gewünschte Entwicklungstendenz 
des Indikators zu definieren. Eine Zielformulierung könnte z. B. so definiert werden, dass 
gesichert ist, dass die Holznutzung den jährlichen Zuwachs nicht übersteigt. Will man 
Schwankungen zulassen, müssten zusätzlich Referenzzeiträume genannt werden, in 
denen sich Nutzung und Zuwachs wieder ausgleichen müssen.
Berechnungs- und Analyseschritte (Methoden, Daten): Die Berechnung der vorge-
schlagenen Indikatoren kann auf Basis der im Rahmen der Bundeswaldinventur (BMEL 
2014) erhobenen Daten erfolgen. Die Bundeswaldinventur ist eine terrestrische Stich-
probeninventur mit permanenten Probepunkten. Für die Verwendung von Daten der 
Bundeswaldinventur spricht, dass es sich um ein valides Stichprobenverfahren handelt 
und es eine gesetzliche Fortschreibungspflicht (alle 10 Jahre) gibt. Nachteil ist, dass 
aufgrund des Aufbaus der Stichprobe keine Daten für Raumeinheiten unterhalb der 
Bundeslandebene verfügbar sind.
4.2 Indikator „Erreichbarkeit von Grünflächen in Städten“
Beschreibung der ÖSL: Leistungen von „grünen“ Ökosystemen (grüne Infrastruktur und 
naturnahe Flächen wie Wälder, Parks, Grünanlagen) in Städten für Naturerleben, Erho-
lungsaktivitäten und Ästhetik, die insbesondere zur psychischen und physischen Regene-
ration der Bewohner beitragen und entsprechend nachgefragt werden. Wichtige Aspek-
te bei der Betrachtung der Versorgung der Bevölkerung mit Erholungsflächen sind neben 
Anteil und Qualität insbesondere deren Erreichbarkeit und öffentliche Zugänglichkeit.
Bedeutung der ÖSL: Zwei Drittel der deutschen Bevölkerung lebt in überwiegend städ-
tisch geprägten Kommunen, knapp ein Drittel in Großstädten mit mehr als 100 000 Ein-
wohnern1 (40 % in Städten mit mehr als 50 000 Einwohnern2). Die Lebensqualität der 
städtischen Bevölkerung wird in erheblichem Maße vom Angebot an öffentlichen Erho-
lungsflächen und deren Ausstattung mit Vegetation mitbestimmt. Auch wenn die grüne 
Infrastruktur im urbanen Raum (Parks, Stadtbäume oder Rasenflächen) wenig naturnah 
ist, erbringen diese „Ökosysteme aus zweiter Hand“ zahlreiche Leistungen im Sinne des 
Naturkapitals. Sie bewirken positive gesundheitliche Wirkungen und verschönern das 
Stadtbild, haben aber auch mikroklimatische Effekte und stellen Lebensräume für Pflan-
zen und Tiere bereit (Bastian et al. 2013). Durch die Erholung in einer naturnahen oder 
zumindest „grünen“ Umgebung kann sich der Mensch besser regenerieren und seine 
Leistungsfähigkeit erhalten. Das Gesundheitssystem wird entlastet, die Arbeitsprodukti-





Bundesweite Indikatoren zu Ökosystemleistungen 285
Abb. 1: Indikator: „Holzzuwachs“ (Quelle: eigene Bearbeitung, IÖR 2015)
Abb. 2: Erreichbarkeit von Grünflächen in Städten (ab 50 000 Einwohner) in Deutschland (2013) 
(Quelle: eigene Bearbeitung, IÖR 2015)
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Indikator: Der vorgeschlagene Indikator „Grünversorgung“ berücksichtigt die erho-
lungswirksamen Grünflächen, welche der Bevölkerung in fußläufiger Entfernung zur 
Verfügung stehen. Er vereint Aspekte des Bestands und der Nachfrage. Untersucht wur-
den Städte mit mindestens 50 000 Einwohnern (Großstädte und große Mittelstädte).3
Zielformulierung: Nach Möglichkeit sollte auf 100 % des Stadtgebietes eine fußläufige 
Erreichbarkeit von öffentlich zugänglichen Grünflächen gegeben sein. 
Berechnungs- und Analyseschritte (Methoden, Daten): Relevante Objektarten aus dem 
ATKIS® Basis-DLM sind einerseits die baulich geprägten Siedlungsflächen (Wohnbau-
fläche, Fläche gemischter Nutzung und besonderer funktionaler Prägung) sowie an-
dererseits öffentlich zugängliche Grünflächen (Grünanlage, Park), Friedhöfe, Grünland, 
Streuobstwiesen, Wälder, Gehölze und Gewässerflächen. Als erster Analyseschritt er-
folgt eine Pufferbildung von 300 m von Grünflächen (einschl. Gewässer) > 0,5 ha. Über 
die Verschneidung von Siedlungs- und Pufferflächen ergeben sich urbane Flächen in 
fußläufiger Entfernung zu Grünflächen. Die Bestimmung des Anteils versorgter Sied-
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Denkbar wäre auch die Einbeziehung von Daten zu Einwohnern, um die Grünversor-
gung pro Einwohner zu berechnen. Dies würde allerdings ein Monitoring erschweren, 
da entsprechende Einwohnerdaten bisher nur in großen Abständen erhoben bzw. neu-
berechnet werden.
5 Ausblick
Im weiteren Projektverlauf soll bis Mitte/Ende 2016 ein Set von Indikatoren entwickelt, 
kartographisch dargestellt und interpretiert werden. Dabei werden andere Indikatoren-
systeme beispielsweise zur Biodiversität, zur nachhaltigen Entwicklung, Umweltindika-
toren des Umweltbundesamtes (UBA) und der Länder-Kerninitiative (LIKI) auf Synergien 
überprüft.
Wichtig ist anzumerken, dass es bei den hier zu entwickelnden Indikatoren um eine 
nationale Strategieebene geht, bei der zwar durchaus regionale Schwerpunkte im 
Angebot und im Bedarf nach Ökosystemleistungen identifiziert werden können; es geht 
allerdings nicht um ein lokales Management, bei dem es wesentlich detaillierterer Infor-
mationen bedarf. Eine Herausforderung ist es dabei, den Mittelweg zwischen wissen-
schaftlicher Exaktheit und der Notwendigkeit vereinfachter Methoden und Darstellun-
gen zu finden.
3 Ähnliche Ansätze im laufenden Forschungsvorhaben „Ökonomische Effekte der Ökosystemleistun-
gen städtischer Grünräume/TU-Berlin“.
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Nach Abschluss des Projektes sollen ausgewählte Indikatoren in den Monitor der Sied-
lungs- und Freiraumentwicklung (s. a. www.ioer-monitor.de) übernommen werden.
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Wirkungszusammenhänge zwischen Formstruktur  
und Lebenswelt – Monitor städtebaulicher Qualität? 
Clemens Deilmann, Iris Lehmann, Ulrich Schumacher
Zusammenfassung
Formen und Strukturen – als physische Ausprägungen des Städtischen – stehen in 
engem Zusammenhang mit Aspekten der Umwelt- und Lebensqualität, der Ressourcen- 
und Energieeffizienz, der Mobilität und städtischen Vielfalt. Einige dieser Zusammen-
hänge lassen sich formanalytisch beschreiben. 
Das Ziel der Untersuchung besteht in der Entwicklung eines methodischen Analyse- und 
Bewertungsansatzes stadträumlicher Kompaktheit im Spannungsfeld von Effizienz und 
Umweltqualität, der perspektivisch die Grundlagen für ein Stadtmonitoring liefern kann. 
Methodisch erfolgt eine Prüfung von Ansätzen aus der Landschaftsbewertung bezüglich 
ihrer Übertragbarkeit auf die Beschreibung von Siedlungsräumen. Bei der modifizier-
ten Anwendung ausgewählter Ansätze werden geometrische Kennzahlen GIS-gestützt 
ermittelt. Die Untersuchungen erfolgen auf mittelmaßstäbiger Ebene für sieben Beispiel-
städte in Deutschland. 
1 Einführung
Was bedeutet das Vermessen, das Mathematisieren der physischen Erscheinungen der 
Dingwelt-Stadt? Es ist im Kern ein naturwissenschaftliches Vorgehen, bei dem – will man 
einen Bezug zur Phänomenologie nach Edmund Husserl (1913) herstellen – von der 
physikalischen Welt ausgegangen wird, die formalisiert und messbar gemacht und dar-
auf aufbauend eine eigene (Natur-)Wissenschaft entwickelt wird. Bei diesem Vorgehen 
wird auf die Lebenswelt als Fundierung der physischen Welt zurückverwiesen. Eine mit 
den Sinnen wahrnehmbare, abgrenzbare Einheit erlaubt aber lediglich einen indirekten 
Einblick zu der dahinterliegenden Lebenswelt. Die Lebenswelt kann also bei der Ausein-
andersetzung mit den Phänomenen nur indirekt Gegenstand der Erkenntnis sein. 
Zu dieser Sichtweise gibt es in der Phänomenologie eine Gegenposition, die von Aron 
Gurwitsch vertreten wurde, der die Prioritäten anders setzte, und damit den Zugang 
anders verstand. Für Gurwitsch bildet die Lebenswelt „den Ausgangspunkt wissen-
schaftlicher Untersuchung, hinter der die Dingwelt in Erscheinung tritt. Im Ausgang der 
Dingwelt kann man zu einem wiederum hinter dieser liegenden naturwissenschaftlichen 
Universum gelangen“ (Embree 1974).
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Die Autoren der hier vorgestellten Forschung lehnen sich an die Sichtweise von 
Gurwitsch an. Es wird das Ziel verfolgt, die Lebenswelt als Ausgangsbasis zu verste-
hen, die sich in physischen Phänomenen ausprägt. Gesucht wurde nach städtebaulichen 
Leitbildern, nach lebensweltlichen Mustern, nach umweltorientierten Zielen, insgesamt 
nach Vorstellungen eines guten Lebens in der Stadt, von denen man annehmen kann, 
dass sie in einem unmittelbaren Zusammenhang zu den Strukturen und Effekten stehen, 
die sich physisch abbilden. Im Umkehrschluss können Zusammenhangsvermutungen 
(Wirkungszusammenhänge) formuliert werden zwischen der Erscheinung (Form/Struk-
tur) und der davorliegenden Lebenswelt. 
Die Forschungsarbeit stellt Formstrukturen in den Mittelpunkt (hiermit sind im Fol-
genden immer die physischen Ausprägungen des Städtischen gemeint), die in engem 
direkten Zusammenhang mit Aspekten der Umwelt- und Lebensqualität, der Ressour-
cen- und Energieeffizienz, der Mobilität und städtischen Vielfalt stehen und die sich 
analytisch beobachten lassen. So ermöglicht z. B. ein zerklüfteter Siedlungskörperrand 
– wie eine gespreizte Hand –, dass Landschaftsstrahlen bis zum Rand des Stadtzentrums 
hineinfließen und somit viele Stadtbewohner einen kurzen Weg zum Freiraum haben. 
Eine ähnliche Wirkung – um bei diesem Beispiel zu bleiben – hat auch ein sogenann-
ter „green belt“ als innerer Grüngürtel meist entlang der alten Befestigungsanlagen 
(Beispiele: Soest, Neubrandenburg), oder als äußerer grüner Ring (Beispiele: Hannover, 
Köln). Die Aussage zur Erreichbarkeit solcher „Grünräume“ lässt sich aus der Vogelper-
spektive formanalytisch (Topographie bzw. Flächennutzung) treffen. 
Zugleich ist zu akzeptieren, dass es über die Historie der Städte hinweg eine Vielzahl von 
Lebenswelten gibt und gab, die zur Ausprägung der Stadt, wie wir sie heute wahrneh-
men, führen. Eine Beobachtung aus heutiger Sicht verdeutlicht dabei mögliche Differen-
zen zu vorgelagerten Zeiten. Lebenswelten vergangener Zeiten können Formstrukturen 
hervorgebracht haben, die heute wirksam sind und auf die gegenwärtige Lebenswelt 
einschränkend wirken können. Beispielsweise ist die Auswirkung des Leitbildes der au-
togerechten Stadt der 1950er und frühen 1960er Jahre in der Formanalyse sichtbar und 
heute weniger ein Resultat als ein Treiber hinsichtlich Verlärmung und zerschneidender 
Wirkung. Aus dem Erscheinen solcher Formstrukturen (Beispiel Grüngürtel oder Stra-
ßenschneisen) in der GIS-Analyse können also Vermutungen hinsichtlich bestimmter 
Leistungen und Qualitäten des Systems Stadt angestellt werden. Welche Leitbilder bei 
deren Entstehung Pate standen, wird nicht nachvollziehbar sein. Auf Grund der Anpas-
sungsträgheit der gebauten Umwelt kann man nicht davon ausgehen, dass Leitbilder 
des Städtebaus innerhalb weniger Jahre zu nachweisbaren formstrukturellen Änderun-
gen führen. Nur das neu Hinzugewonnene kann Spuren davon enthalten. Dennoch 
bleibt langfristig ablesbar, ob Städtebauplanung und Planungsrecht das Baugeschehen 
als Teilsystem des Städtebaus strukturiert lenken konnten.
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2 Methodik – Analyserahmen und Messkonzept
Der methodische Ansatz basiert einerseits auf Leitvorstellungen von „Stadt“, die in Wir-
kungszusammenhängen zwischen Struktur und Phänomen münden, andererseits auf 
Kenngrößen und Indizes, mit denen es möglich wird, die formulierten Wirkungszusam-
menhänge physiognomisch zu identifizieren, zu quantifizieren und damit zu beschrei-
ben. Dazu wurde eine Analysematrix entwickelt (Tab. 1), wobei in den Zeilen zehn rele-
vante Wirkungszusammenhänge aufgetragen sind. 
In den Spalten ist eine Systematik ausgewählter physiognomischer Eigenschaften zu 
finden – mit Anlehnung an die landschaftsökologische Strukturforschung. Dies betrifft 
Indizes zur Diversität, Formkomplexität, Heterogenität, Zerschneidung sowie Kernflä-
chen- und Nachbarschaftsanalyse (für die Beschreibung des Siedlungsraumes modifi-
ziert). Ergänzt wurden diese Indizes durch räumliche Basiskenngrößen, wie beispielswei-
se absolute Flächengrößen und bezogene Größen. 
Die Wirkungszusammenhänge sind durch jeweils ein bis zwei konkrete städtebauli-
che Thesen untersetzt. Für jede These wurden sinnstiftende Algorithmen entwickelt, 
um sie mit Maßzahlen inhaltlich zu belegen und zu quantifizieren. Die Erprobung des 
methodischen Ansatzes erfolgte GIS-gestützt für sieben ausgewählte (ursprünglich kreis-
freie) Städte unterschiedlicher Flächengröße, Einwohnerzahl und Stadtstruktur: Aachen, 
Dresden, Halle (Saale), Krefeld, Landau i.  d.  Pfalz, Neubrandenburg und Oldenburg 
(Oldb). Im folgenden Abschnitt wird ein Wirkungszusammenhang exemplarisch darge-
stellt.
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Tab. 1: Analysematrix zur indexgestützten Analyse von Siedlungsstrukturen – vereinfacht (Quelle: 
eigene Bearbeitung)
 Indexgestützte Analyse von  Stadtstrukturen Physiognomie bzw. Geometrie































































































… Komplexität des Siedlungs-
körpers und Erreichbarkeit  
städtischer Räume 
GS SK          
2.
… Grün-/Gewässerflächen im 
Siedlungskörper und Stadtklima 
sowie potenziellem Wohnwert 
SK OBJ          
3.
… Fragmentierung des  
Siedlungskörpers und  
Zersiedlung der Freiräume 
GS SK          
4.
… Verteilung von Industrie/
Gewerbe, Flächen bes. funkt. 
Prägung und Ausprägung der 
Nutzungsmischung 
GS OBJ (SK)          
5.
… Hauptverkehrstrassen und 
Zerschneidung sowie städte-
bau-hygienischer Situation 
GS OBJ  (SK)         
6.
… Gebäudehöhe, -abstand, 
Bebauungsstruktur und Grad 







        
7.
… Überbauungsgrad abhängig 
von Strukturtyp/Nutzungsart 








         
8.









         
9.
… Gebäudekompaktheit und  
potenziellen Transmissions-
wärmeverlusten 
GS G         
10.
… Strukturvielfalt der Wohn-
bebauung und der Lebens-
qualität für unterschiedliche 
Lebensstile
GS SST          
GS:    Gesamtstadt G:      Gebäude
SK:    Siedlungskörper BF:    Baulich geprägte Fläche
OBJ:  ATKIS-Objekt SST:  Städtebaulicher Strukturtyp
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3 Beispiel Versiegelung
3.1 Grundlagen
In dem hier vorgestellten Ansatz werden die baulich geprägten Flächen bezüglich ihres 
Verhältnisses von versiegelten und unversiegelten Flächen untersucht (siehe Analyse-
matrix, Zeile 7). Darüber hinaus werden die baulich geprägten Einzelflächen mit einem 
versiegelten Anteil größer als 75 % (versickerungswirksamer Flächenanteil kleiner als 
25 %) quantitativ bestimmt sowie räumlich verortet. 
Auf der Grundlage von früheren Felduntersuchungen und Luftbildauswertungen am 
IÖR (u. a. Heber, Lehmann 1993, 1996; Arlt, Lehmann 2007, 2008a, 2008b) konnten 
Korrelationen zwischen Überbauungs- und Versiegelungsgrad für baulich geprägte Flä-
chen im Siedlungskörper ermittelt werden. Die Untersuchungen stützen sich auf die im 
ATKIS® Basis-DLM (AdV 2008) definierten Objektarten der baulich geprägten Fläche 
(Wohnbebauung, Mischnutzung, Industrie/Gewerbe sowie besondere funktionale Prä-
gung) in Überlagerung mit der Gebäudegeometrie der amtlichen Hausumringe (AdV 
2011). Dadurch war es möglich, Überbauungsgrade differenziert nach Nutzungsarten 
für jedes einzelne ATKIS-Polygon auszuweisen. Der Siedlungskörper wurde dabei durch 
eine generalisierte Vereinigung von Ortslage und baulich geprägter Fläche abgegrenzt 
(Schumacher et al. 2012). 
Unter Anwendung von Regressionsfunktionen nach Polynomansätzen wurden die ver-
siegelten Flächenanteile aller baulich geprägten ATKIS-Polygone im Siedlungskörper 
ermittelt, um potenziell kritische Flächen zu identifizieren. Folgende aus früheren Feld-
untersuchungen und Luftbildauswertungen am IÖR abgeleitete Regressionsfunktion 
wurde speziell auf die ATKIS-Polygone der Wohnbebauung und Mischnutzung ange-
wendet: 
y = -0,0169x² + 2,3123x + 11,087; (Bestimmtheitsmaß R² = 0,7795)
y – Versiegelungsgrad, x – Überbauungsgrad (über Hausumringe ermittelt). 
3.2 Ausgewählte Beobachtungen und Ergebnisdiskussion
In den Beispielstädten liegt die Spannbreite durchschnittlich versiegelter Flächenantei-
le der baulich geprägten Flächen zwischen ca. 51 % (Dresden, Neubrandenburg) und 
59 % (Landau). Die komplementären Flächen können dagegen als potenziell versicke-
rungswirksam bzw. unversiegelt gelten. Im Einzelnen schwankt der Anteil der bebauten 
Flächen im Siedlungskörper mit mehr als 75 % Versiegelung zwischen 6 % (Oldenburg) 
und 18 % (Krefeld, Landau). 
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Maßgeblich handelt es sich bei den baulich geprägten Flächen mit einem potenziell 
versickerungswirksamen Anteil ≤ 25 % in der Gesamtstadt um Flächen für Industrie- 
und Gewerbe sowie besondere funktionale Prägung. Bei den Wohnbauflächen betrifft 
dies vor allem die Bebauungsstrukturen der gründerzeitlichen Blockrandbebauung in 
den Innenstädten von Aachen, Dresden und Halle (Karte, siehe Abb. 1) sowie die alten 
ländlichen Bebauungsstrukturen in Landau.
Abb. 1: Karte Oberflächenabfluss und Regenwasserversickerung in Halle (Saale) (Quelle: eigene 
Bearbeitung)
3.3 Städtevergleich
Ein Vergleich der sieben Beispielstädte erfolgt auf der Grundlage multikriterieller 
Bewertung durch Extremwertnormierung der Kenngrößen. Zur Beschreibung der öko-
logischen Bodenfunktionen Regenwasserversickerung und Grundwasserneubildung 
durch Überbauung und Versiegelung bzw. Teilversiegelung der Böden wurden die Kenn-
größen „Potenzieller unversiegelter baulich geprägter Flächenanteil – gesamt“ sowie 
„Flächenanteil baulich geprägter Flächen mit einem versickerungswirksamen Anteil 
≤ 25 %“ gewählt. Beide Kenngrößen beziehen sich auf die baulich geprägte Gesamtflä-
che im Siedlungskörper. Für beide Kenngrößen erfolgte eine Extremwertnormierung, bei 
der die Kenngrößen in Skalenwerte zwischen Null (schlechtester Wert) und Eins (bester 
Wert) umgewandelt werden. Im Vergleich der sieben Städte zeigt sich, dass Oldenburg, 
Dresden und Neubrandenburg einerseits sowie Landau, Krefeld und Aachen anderer-
seits, bezogen auf die analysierten Kenngrößen, ähnliche Anteilswerte aufweisen. Sie 
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lassen den Schluss zu, dass ähnliche strukturelle Muster der baulich geprägten Flächen 
innerhalb der Siedlungskörper der betreffenden Städte bestehen (Abb. 2). 
Abb. 2: Städtevergleich zur Versiegelungsbelastung im Siedlungskörper auf Grundlage multikrite-
rieller Bewertung durch Extremwertnormierung (Datenquelle: © GeoBasis-DE/BKG 2009-2011, 
Bearbeitung: Lehmann 2015)
4 Fazit
Das hier vorgestellte Beispiel des Aufspürens hoher, kritischer Versiegelung im Siedlungs-
körper verdeutlicht das Prinzip des indexgestützten Untersuchungsansatzes. Insgesamt 
wurden 17 städtebauliche Aspekte bzw. Thesen identifiziert, die geeignet sind, auf mit-
telmaßstäblicher Ebene (1:25 000) einen Zusammenhang mit der Formstruktur zu er-
kennen. Von diesen Thesen konnten neun dem gesellschaftlich-städtebaulichen Zielfeld 
„Effizienz“ und acht dem Zielfeld „Umweltqualität“ zugeordnet werden. Ein Städtever-
gleich kann für einzelne Aspekte oder für die Gesamtheit aller 17 Thesen durchgeführt 
werden. Dabei ist es nicht möglich, kulturelle und sozioökonomische Aspekte formana-
lytisch zu untersetzen. 
Die Ergebnisse der geometrischen Formanalyse können prinzipiell mit statistischen 
Daten verknüpft werden. So kann z. B. das Merkmal der „Betroffenheit von Geschoss-
fläche“ (durch Verlärmung, wenig Grün, Erreichbarkeitsdefizite etc.) in „Betroffenheit 
von Bewohnern“ übersetzt werden, wenn entsprechende kleinräumige Einwohnerzah-
len vorliegen. An Hand der sieben Fallbeispiele wird erkennbar, dass Städte deutlich 
voneinander abweichende Qualitäten aufweisen, welche immer in einem stadtspezifi-
schen Spannungsfeld von Stärken und Schwächen angesiedelt sind. Der Vergleich bzw. 
ein hierauf aufbauendes Monitoring hat somit nicht das Ziel, die „beste“ Stadt hinsicht-
lich aller Thesen herauszufiltern, sondern Hinweise auf Optimierungsansätze zu geben.
Es bleibt künftigen Forschungen vorbehalten, weitere Aspekte hinzuzufügen oder durch 
eine höhere räumliche Auflösung neue Zusammenhänge zu finden. Die Darlegung der 
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Gesamtergebnisse in Bezug auf die Analysematrix und die vorgestellten zehn Wirkungs-
zusammenhänge mit allen Thesen wird demnächst als Buchpublikation bei Springer 
Spektrum erscheinen.
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Die kleinräumige Bevölkerungsprognose der microm
Guido Oemmelen
Zusammenfassung
Im Rahmen einer Projektarbeit wurde im Jahr 2014 bei der microm eine bundesweite, 
flächendeckende, kleinräumige Bevölkerungsprognose erarbeitet. Dies greift auf eine 
Datenbasis zurück, welche es ermöglicht, Bevölkerungszahlen deutlich unterhalb der 
bis dato veröffentlichten Kreisebene fortzuschreiben. Dabei fußt der microm Ansatz 
initial auf den Einwohnerzahlen des Zensus 2011. Die Haupteinflüsse der Bevölkerungs-
entwicklung, die Zu- und Abwanderung von Personen, die Sterbequoten sowie die 
Geburtenraten wurden aus verschiedenen Quellen zusammengeführt und liegen auf der 
microm-eigenen sogenannten Postleitzahl-8-Ebene (N = 82 584; 500 Privathaushalte 
im bundesdeutschen Durchschnitt) vor. Methodisch erfolgte die Orientierung an den 
Vorarbeiten des BBSR. 
Ziel des Projektes war es, auf der insbesondere innerstädtisch differenzierenden Postleit-
zahlebene die Einwohnerzahlen entlang der 17 amtlichen nach Geschlecht getrennten 
Altersklassen in fünf Jahresschritten bis ins Jahr 2030 fortzuschreiben. Die Festlegung 
der Altersgrenzen orientiert sich dabei an den Ergebnissen der jährlichen Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes aus der Regionalstatistik der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2014).
1 Einführung 
Der Bedarf an flächendeckend ausgewiesenen Zahlen zur kleinräumigen Bevölkerungs-
entwicklung ist groß. Genereller Bevölkerungsschwund in ländlichen Regionen bei 
gleichzeitiger Überalterung stellen Politik und Wirtschaft vor große Herausforderungen. 
Auch die Immobilien- oder die Gesundheitswirtschaft haben großes Interesse an Ant-
worten auf die Frage, wo sich, bei gleichbleibenden Rahmenbedingungen, die Bevölke-
rungszahl wie verändert. 
Zwei aus amtlicher Quelle stammende Prognosen oder Fortschreibungen mit Raum-
bezug sind für die Einschätzung der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung von zentraler 
Bedeutung. 
1. Das Statistische Bundesamt weist im Rahmen der 12. Koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung (destatis 2010) Zahlen auf Bundeslandebene in der zeitlichen 
Projektion bis 2060 aus.
2. Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt-, und Raumforschung hat im Rahmen der Raum-
ordnungsprognose 2030 (BBSR 2012) Zahlen auf Kreisebene veröffentlicht.
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2 Methodik
Im Jahr 2014 wurde im Rahmen eines Kundenprojektes über die Möglichkeiten der 
microm diskutiert, eine kleinräumige Bevölkerungsfortschreibung durchzuführen. Dabei 
ging es im Wesentlichen darum, die Entwicklung eines Zielgruppenpotenzials zu erfassen. 
Als Zielgruppe wurden weitestgehend ältere, pflegebedürftige Menschen am Wohnort 
definiert. Die Entwicklung der Altersgruppen sollte insbesondere in städtischen Gebieten 
möglichst feinräumig differenzierbar sein. Die Bevölkerungsprognose aus der Raum-
ordnungsprognose des BBSR bietet dazu eine geeignete methodische Vorlage, welche 
jedoch im Ergebnis mit Zahlen auf Kreisebene nicht die gewünschte räumliche Granu-
larität aufweist. 
Abb. 1: Der Fortschreibungsprozess der microm Bevölkerungsprognose (Quelle: eigene Darstellung)
Im Prinzip aber konnte das bereits bekannte „Periodenmodell mit der jährlichen 
kohortenweisen Fortschreibung des Bevölkerungsbestands“ (BBSR 2012) entsprechend 
genutzt werden. Die einfließenden Faktoren sollten aber auf feinräumiger Ebene vorlie-
gen. Zur Abbildung der natürlichen Bewegungen wurden, ausgehend von den aus dem 
Zensus 2011 stammenden Einwohnerzahlen, die Sterbefälle in Form einer Überlebens-
wahrscheinlichkeit abgezogen bzw. die Geburten in Form einer Geburtenrate addiert. 
Die räumlichen Bewegungen konnten als Wanderungssaldo, aus den Nachsendeanträ-
gen der Deutschen Post generiert, in die Fortschreibung einbezogen werden.
2.1 Raumeinheit
Als Fortschreibungsebene wurden die aktuell 82  584 Einheiten der microm-eigenen 
Postleitzahl-8-Gebiete (PLZ8) genutzt. Dabei handelt es sich um eine geografische 
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Ebene, die die aktuell 8 207 Postleitzahlgebiete der Post feiner granuliert. Sie hat 
die Vorteile, dass sie zusätzlich zu den Postleitzahlgebieten auch trennscharf zu den 
Gemeindegebieten geschnitten ist. Hinsichtlich der Anzahl der Haushalte (im bundes-
weiten Durchschnitt ca. 500 Haushalte) ist diese Ebene möglichst homogen und orien-
tiert sich im Schnitt weitestgehend an Quartiersgrenzen sowie an topografischen Grö-
ßen, wie Wasserstraßen, Frei-, Brach- und Industrieflächen, Parks, Bahndämmen etc. 
Abb. 2: Die PLZ 41464 in Neuss mit der Untergliederung in 23 microm PLZ8-Gebiete 
(Quelle: eigene Darstellung)
Die PLZ8 stellt die feinste geografische Ebene dar, auf der im jährlichen Turnus die 
veröffentlichten amtlichen Einwohnerzahlen getrennt nach Altersklassen und 
Geschlecht unterhalb der Gemeindeebene ausgewiesen werden. Damit ist sie gut 
geeignet, die räumliche Basis der initialen Werte für die Fortschreibung der Bevölkerungs-
prognose zu stellen. In Abbildung 2 sind die PLZ8 Grenzen der Postleitzahl 41464 in 
Neuss exemplarisch dargestellt.
2.2 Einflussgrößen auf die Bevölkerungsentwicklung
2.2.1 Geburten
Um die Geburtenschätzung möglichst flexibel zu halten, dabei aber nicht für jedes Jahr 
separat eine Kenngröße schätzen zu müssen, wurde auf die altersspezifische Gebur-
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tenziffer (AGZ) zurückgegriffen. Dieses Datum gibt an, wie viele Geburten auf 1 000 
Frauen je Altersklasse fallen (destatis 2012). So reicht die Berechnung einer Variablen je 
Altersklasse aus, um für alle Jahre eine Geburtenanzahl schätzen zu können. Dabei muss 
zwar die Annahme getroffen werden, dass die AGZ konstant bleibt, allerdings kann sich 
die absolute Zahl der Geburten verändern, je nach Anzahl der Frauen im gebärfähigen 
Alter. 
Die AGZ wurde berechnet aus der Anzahl der Geburten je Kreis und Altersklasse der 
Mutter bezogen auf die Anzahl an Frauen in der jeweiligen Altersklasse. Zum Beispiel: 
Bei 100 Geburten in der Altersklasse der 20- bis 25-jährigen Mütter und insgesamt 
10 000 Frauen in dieser Altersklasse ergibt sich eine AGZ in dem Kreis von 10 Geburten 
je 1 000 Frauen im Alter zwischen 20 und 25 Jahren. 
2.2.2 Sterbefälle
Bei der Schätzung der Sterbefälle wurde ganz ähnlich vorgegangen. Um für jedes 
Prognosejahr eine Schätzung zu vermeiden, wurde für jedes Altersjahr eine Überlebens-
wahrscheinlichkeit berechnet. Dazu wurde auf Kreisebene die Zahl der Todesfälle je 
Altersklasse durch die Anzahl der Einwohner in der Altersklasse geteilt und die Gegen-
wahrscheinlichkeit berechnet. Die Sterbequoten auf Kreisebene wurden mittels eines 
Korrekturfaktors auf den Gesamtmittelwert angepasst und auf die PLZ8 übertragen.
2.2.3 Wanderungssaldo
Die Schätzung der Wanderungsbewegungen erfolgte über die Rohinformationen 
der microm Mobilitätsvariablen (microm 2015, 77 ff.) und den Nachsendeanträgen 
der Deutschen Post. Um Schätzlücken zu schließen, wurden diese mit den microm 
Lebensphasen (microm 2015, 30 ff.) verknüpft und auf die PLZ8-Ebene je Lebensphase 
aggregiert. Anstatt die genaue Anzahl an Personen zu schätzen, die umziehen, wurde 
ein sogenannter Umzugsfaktor bestimmt, der die prozentuale Veränderung über den 
betrachteten Zeitraum (4 Jahre) je Geschlecht und Altersklasse widerspiegelt.
Die Bezugsgröße zu den Umzugsfaktoren ist dabei der Einwohnerstand zum Zeitstand 
vor der Zu- bzw. Abwanderung. Das heißt, ein Saldo von (-10) Einwohnern bei einem 
Gesamtbestand von nunmehr 90 Einwohnern entspricht einem Umzugsfaktor von 0,9. 
Umgekehrt entspricht ein Saldo von 50 Einwohnern bei einem Gesamtbestand von nun-
mehr 1 050 Einwohnern einem Faktor von 1,05.
2.3 Fortschreibungsverfahren
Da alle drei relevanten Faktoren für Bevölkerungsänderungen separat geschätzt wur-
den, konnten diese für eine eigene Fortschreibung herangezogen werden. Dabei musste 
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der Ausgangswert, also die Einwohnerzahl in einer Alters-Geschlechtsklasse auf PLZ8-
Ebene, mit den drei geschätzten Faktoren verrechnet werden, so dass die neue Einwoh-
nerzahl für das nächste Jahr berechnet werden konnte.
Abb. 3: Gleichung des Fortschreibungsmodells
mit
x = Einwohnerzahl innerhalb einer PLZ8 in der Altersklasse
t = Zeitstand (Jahr)
G = Geburtsfaktor in der PLZ8
S = Sterbefaktor in der PLZ8
M = Mobilitätsfaktor in der PLZ8
Nach jedem Fortschreibungsjahr wurde die resultierende Einwohnerzahl für jede PLZ8 
wiederum auf Kreisebene aggregiert, an die durch die BBSR-Prognose vorgegebenen 
Veränderungsraten angepasst und auf PLZ8-Ebene zurückgeschrieben. Die so ange-
passte Einwohnerzahl dient in der Folge als Ausgangswert für den nächsten Durch-
lauf. Der Prozess fußt dabei initial auf den Werten des Bevölkerungsstandes aus dem 
Zensus 2011 zum Zeitstand vom 31.12.2011. 
3 Ergebnisse
In einem letzten Schritt wurden die Einwohnerzahlen, die nun auf PLZ8-Ebene in der 
Jahresprojektion bis 2030 vorliegen, auf die PLZ-Ebene aggregiert und in 5-Jahresschrit-
ten abgegriffen. Die resultierende Tabelle beinhaltet also Einwohnerzahlen für 8 207 
Postleitzahlgebiete getrennt nach 17 Altersklassen und Geschlecht in einer Projektion 
bis 2030 in 5-Jahresschritten. (siehe Abb. 4).
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Abb. 4: Formales Ergebnis der microm Bevölkerungsprognose 2014 (Quelle: eigene Darstellung)
3.1 Im Städtevergleich: Dresden, Leipzig und Chemnitz
Im Städtevergleich erweist sich die feinere Granulierung der PLZ-Gebiete als vorteilhaft 
und ermöglicht differenzierte Betrachtungen innerhalb der Gemeindegebiete. In den 
folgenden kartografischen Abbildungen sind die prozentualen Veränderungsraten der 
prognostizierten Einwohnerzahlen in 2030 zu den durch die microm übertragenen Ein-
wohnerzahlen aus dem Zensus 2011 je PLZ abgebildet. Und zwar in einem Städtever-
gleich zwischen Dresden (Abb. 5), Leipzig (Abb. 6) und Chemnitz (Abb. 7). Dabei sind 
die Klassengrenzen der Veränderungsraten in allen Abbildungen gleich gehalten. Ergän-
zend sind zu erwartende Veränderungsraten in zusammengefassten Alterskohorten im 
Folgenden tabellarisch abgebildet (siehe Tab. 1-3). 
Während in Chemnitz flächendeckend mit deutlichen Bevölkerungsverlusten von teil-
weise über 15 % zu rechnen ist, ergibt die Prognose für Dresden und Leipzig ein deutlich 
heterogeneres Bild. Hier sind die stärksten Verluste in den zentrumsnahen PLZ-Gebie-
ten zu erwarten. Die Gebiete außerhalb der Zentren in den urbanen Randlagen haben 
hingegen mit teilweise deutlichen Zuwächsen von über 15 % zu rechnen.
3.1.1 Dresden
Das im Norden Dresdens liegende PLZ-Gebiet 01108 mit dem Ortsteil Weixdorf weist 
mit einem geschätzten Bevölkerungswachstum von nahezu 28 % einen Extremwert auf. 
Für das PLZ-Gebiet 01067 in den Ortsteilen Friedrichstadt, Innere Altstadt, Wilsdruffer 
Vorstadt und Seevorstadt-West im Zentrum Dresdens hingegen wird der stärkste Bevöl-
kerungsverlust von 23 % prognostiziert.
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Abb. 5: Bevölkerungsentwicklung in Dresden bis 2030 nach PLZ-Gebieten (Quelle: microm 
Bevölkerungsprognose, 2014; eigene Darstellung)
Differenziert nach Alterskohorten (siehe Tab. 1) zeigt sich, dass in der peripheren Lage 
in Weixdorf sowohl mit einem Bevölkerungszuwachs von Menschen im hohen Alter von 
über 65 Jahren als auch von Menschen in der jüngsten Alterskohorte bis 20 Jahre zu 
rechnen ist. 
Tab. 1: Bevölkerungsentwicklung nach Alterskohorten in Dresden (Quelle: microm Bevölkerungs-
prognose, 2014)
Alterskohorten 01067 01108
Friedrichstadt, Innere Altstadt,  
Wilsdruffer Vorstadt, Seevorstadt-West Weixdorf
Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013 Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013
bis 20 Jahre 1 655 5,6 959 35,5
bis 35 Jahre 2 942 -47,6 1 432 4,6
bis 55 Jahre 2 794 -13,1 1 697 11,8
bis 65 Jahre 1 336 -30,5 624 42,8
über 65 Jahre 3 469 -21,0 1 224 62,8
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In den zentralen Stadtgebieten der PLZ 01067 ist, abgesehen von einem leichten 
Zuwachs sehr junger Menschen, durchweg mit Bevölkerungsverlusten zu rechnen. 
Dabei ist hier insbesondere die Alterskohorte der 20- bis 35-Jährigen zu nennen mit 
einem Verlust von nahezu 50 %, also der Hälfte der derzeitigen Bevölkerung.
3.1.2 Leipzig
Die stärksten Bevölkerungszuwächse in Leipzig sind analog zu Dresden in urbanen 
Randlagen zu erwarten. In der PLZ 04319 mit den Ortsteilen Althen-Kleinpösna und 
Engelsdorf im Osten der Stadt betrifft er sowohl die jüngste Kohorte mit einem erwarte-
ten Zuwachs von nahezu 40 % als auch die beiden ältesten Kohorten, ab 65 Jahre, mit 
28 % bzw. 46 %. 
Abb. 6: Bevölkerungsentwicklung in Leipzig bis 2030 nach PLZ-Gebieten (Quelle: microm Bevöl-
kerungsprognose, 2014; eigene Darstellung)
Auch hier sind die Bezugsgrößen in der Spalte „Einwohner 2013“ (siehe Tab. 2) abge-
bildet. In kernstädtischen Lagen, wie Neustadt-Neuschönfeld und Volkmarsdorf, ist mit 
Bevölkerungsverlusten insbesondere in den mittleren und jungen Kohorten zu rechnen. 
Ortsspezifisch ist hier jedoch, verglichen mit den verlustreichen Gebieten der PLZ 01067 
in Dresden, mit einem insgesamt geringeren Verlust der älteren Bevölkerung zu rechnen.
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Neustadt-Neuschönfeld, Volkmarsdorf Althen-Kleinpösna, Engelsdorf
Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013 Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013
bis 20 Jahre 3 164 -12,1 1 493 39,3
bis 35 Jahre 5 481 -47,9 2 430 -5,1
bis 55 Jahre 5 142 -16,1 2 883 6,6
bis 65 Jahre 1 742 -2,5 1 126 28,6
über 65 Jahre 3 288 -2,5 2 231 46,3
3.1.3 Chemnitz
In der östlichen Randlage von Chemnitz in Euba und Kleinolbersdorf-Altenhain liegt das 
PLZ-Gebiet 09128 (siehe Abb. 7). In Chemnitz handelt es sich mit knapp 5 % um das 
Gebiet mit den geringsten prognostizierten Verlusten in der Gesamtbevölkerung. Nach 
Alter differenziert ist hier mit den größten Verlusten unter den mittleren Alterskohorten 
zu rechnen (siehe Tab. 3). Die Prognose sagt hier schwerpunktmäßig Rückgänge in 
Abb. 7: Bevölkerungsentwicklung in Chemnitz bis 2030 nach PLZ-Gebieten (Quelle: microm 
Bevölkerungsprognose, 2014; eigene Darstellung)
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den beiden Kohorten zwischen 20 und 55 Jahren voraus. Hingegen ist auch in diesem 
PLZ-Gebiet mit einem Zuwachs von 25 % bei den über 65-Jährigen zu rechnen. Das 
zentrumsnahe PLZ-Gebiet 09126 umfasst Teile von Bernsdorf, Sonnenberg, Luthervier-
tel und Gablenz. Es ist, bei einer aktuellen Gesamteinwohnerzahl von 20 639, das Gebiet 
in diesem Städtevergleich mit dem größten erwarteten Bevölkerungsverlust von nahezu 
30 %. Es weist über alle Alterskohorten einen zweistelligen Bevölkerungsverlust auf, 
schwerpunktmäßig wiederum in der Kohorte der 20- bis 35-Jährigen.








Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013 Einwohner 2013 % ∆ 2030 zu 2013
bis 20 Jahre 2 981 -23,0 696 -3,9
bis 35 Jahre 4 353 -49,7 773 -11,8
bis 55 Jahre 4 900 -29,2 1 178 -27,7
bis 65 Jahre 2 705 -27,1 605 -3,3
über 65 Jahre 5 700 -18,6 1 054 25,0
4 Fazit
Die bei der microm im Jahr 2014 durchgeführte kleinräumige Bevölkerungsprognose 
wurde auf PLZ8-Ebene unterhalb der Gebietsgliederung der Postleitzahl erarbeitet. 
Sie bietet die räumliche Basis zur Fortschreibung der Bevölkerungszahlen bis ins Jahr 
2030 für die 17 amtlichen Altersklassen, getrennt nach Geschlecht. Die Bevölkerungs-
fortschreibung orientiert sich zwar methodisch an der Prognose des BBSR, stellt aber 
aufgrund der deutlich kleinräumiger zur Verfügung stehenden Initialdaten und Verän-
derungsfaktoren (aktuelle Einwohnerzahlen, Geburten, Sterbefälle und Wanderungs-
saldo), Zahlen unterhalb der Kreisebene zur Verfügung, die differenzierte Einblicke in 
städtische Strukturen zulassen. Veränderungsraten zwischen erstem und letztem Jahr 
des Prognosezeitraums, hier betrachtet auf der Postleitzahlebene, weisen in einem Städ-
tevergleich zwischen Dresden, Leipzig und Chemnitz deutliche Strukturen auf. Während 
es in Chemnitz bis 2030 flächendeckend zu deutlichen Verlusten kommen kann, ist in 
den urbanen Randlagen Leipzigs und Dresdens bis 2030 mit einem teilweise starken 
Bevölkerungswachstum, in Kernlagen hingegen mit starken -verlusten, zu rechnen. Die 
mittleren Alterskohorten werden bis 2030 auch in den betrachteten Randlagen teilweise 
deutlich ausdünnen, den Zuwachs werden dann zumeist ältere Menschen ab 65 Jahre 
bilden, aber auch die ganz jungen bis 20-Jährigen. 
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Projektion und räumliche Allokation  
des Wohnbauflächenbedarfs
Axel Sauer, Marco Schwarzak, Odette Kretschmer, Jochen Schanze
Zusammenfassung
Projektionen des Flächennutzungswandels haben eine hohe Bedeutung als Grundlage 
für die räumlich differenzierte Analyse zukünftiger Zustände stadtregionaler Mensch-
Umwelt-Systeme. Relevant ist dies beispielsweise im Rahmen der integrierten Erfor-
schung von Folgen des Klimawandels sowie des Flächennutzungswandels, etwa für das 
Regionalklima, den Wasserhaushalt, das Hochwasserrisiko oder die Wassererosionsge-
fährdung. In diesem Zusammenhang soll der vorgestellte Ansatz auf Basis von Szena-
rien (= Annahmensets auf Basis von Storylines) die flächendifferenzierte Abschätzung 
zukünftiger Raumnutzungsmuster ermöglichen. Hierbei wird ein Fokus auf den Wandel 
hin zu Wohnbausiedlungsflächen gelegt. Der Ansatz besteht aus drei aufeinander auf-
bauenden Modulen: der Projektion der zukünftigen Bevölkerung als Haupttriebkraft der 
Wohnungsnachfrage, der Projektion des Neubaubedarfs und des daraus abgeleiteten 
(Brutto-)Wohnbauflächenbedarfs sowie der räumlich expliziten Allokation der neuen 
Wohnbauflächen. Getestet wurde das Vorgehen beispielhaft im Rahmen eines Projektes 
zur Anpassung an den Klimawandel (REGKLAM). Das Untersuchungsgebiet umfasste 
dabei rund ein Drittel des Freistaates Sachsen mit 138 Kommunen um die Landeshaupt-
stadt Dresden (Modellregion). Die Bevölkerungsentwicklung und der Wohnbauflächen-
bedarf wurden gemeindescharf bis zum Jahr 2025 projiziert. Hierauf aufbauend wurde 
die zukünftige räumliche Verteilung von Wohnbauflächen mit dem zellulären Automa-
tenmodell DINAMICA für ein 25-Meter-Raster simuliert.
1 Einführung und Forschungsstand
Integrierte Folgenabschätzungen des Klimawandels erfordern sowohl die Berücksichti-
gung klimatischer und klimaabhängiger Größen als auch des gesellschaftlichen Wandels 
mit dem Flächennutzungswandel als spezifischem Aspekt. Da unterschiedliche Szena-
rien des gesellschaftlichen Wandels denkbar sind, ergibt sich die Notwendigkeit, aus 
diesen Szenarien unterschiedliche Varianten des Flächennutzungswandels abzuleiten. 
Ausschließlich auf Fortschreibungen basierende Projektionen der Transformation von 
Flächennutzungen sind hierzu nicht geeignet, da mit ihnen die Änderungen von Trieb-
kräften und Einflussgrößen nur bedingt berücksichtigt werden können.
Für die Simulation von Land- bzw. Flächennutzungsänderungen existiert bereits eine 
Vielzahl an Methoden bzw. Modellen, deren Anwendungsbereiche sowie Vor- und 
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Nachteile bei Batty (2003), Verburg et al. (2004) und van Schrojenstein Lantman et al. 
(2011) ausführlich dargestellt werden. Die Abbildung des Wandelprozesses reicht bei 
diesen Ansätzen von einfachen Trendextrapolationen beobachteter Flächennutzungs-
transformationen über multiple Regressionsansätze unter Einbeziehung mutmaßlicher 
Determinanten wie Bevölkerungswachstum bzw. Wirtschaftswachstum bis hin zu stark 
prozessbasierten Modellen (Paegelow, Olmedo 2008; Sante et al. 2010). Von der räum-
lichen Auflösung reicht die Darstellung bzw. Berechnungseinheit von Landnutzungs-
anteilen in Aggregaten (z. B. Landkreisen) bis hin zu Einzelnutzungen in Rasterzellen 
(Soares et al. 2002; Hagoort 2006). Einige Ansätze arbeiten mehrstufig und trennen 
die Triebkräfte des Wandels mit Änderungsraten/Transformationsmatrix von den räum-
lichen Determinanten für die konkrete Lokalisierung (Li, Yeh 2000; Ströbl et al. 2003).
2 Gesamtansatz
Um die Auswirkungen quantitativer Änderungen von Triebkräften des Flächennutzungs-
wandels darzustellen, wurde ein szenariobasierter Ansatz zur Erstellung alternativer 
Projektionen der Flächennutzung entwickelt, der auf Siedlungsflächen für Wohnbe-
bauung (Wohnbauflächen) fokussiert. Der Ansatz besteht aus drei aufeinander auf-
bauenden Modulen (vgl. Abb. 1):
1. der Projektion der zukünftigen Bevölkerung als Haupttriebkraft der Wohnungs-
nachfrage,
2. der Projektion des Neubaubedarfs und des daraus abgeleiteten (Brutto-)Wohnbau-
flächenbedarfs sowie
3. der räumlich expliziten Allokation der Standorte möglicher neuer Wohnbauflächen.
Die Grundannahmen, notwendigen Daten und die Bearbeitungsschritte der einzelnen 
Module werden in den folgenden Abschnitten übersichtsartig dargestellt. Details finden 
sich in Kretschmer (2012), Schwarzak (2012) sowie Sauer et al. (2011). Grundsätzlich ist 
zu beachten, dass im Rahmen der Methode für das Fallstudiengebiet gegenwärtig bau-
rechtliche Ausweisungen vernachlässigt werden, weshalb bewusst auf die Verwendung 
der BegriffeBauland bzw. Baugebiet verzichtet wird.
2.1 Projektion der Bevölkerung
Grundlage zur Abschätzung des Wohnbauflächenbedarfs stellt eine kleinräumliche 
Projektion der Bevölkerungsentwicklung dar. Für alle Gemeinden des Untersuchungs-
gebietes (n = 138) wird die zu erwartende Gesamtbevölkerungszahl sowie die zu erwar-
tende Altersstruktur in 16 Alterskohorten zu je 5 Altersjahren für die Jahre 2015, 2020 
und 2025 berechnet.
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Abb. 1: Ansatz zur Projektion und räumlichen Allokation des Wohnbauflächenbedarfs (Quelle: 
eigene Bearbeitung)
Ausgangspunkt der Bevölkerungsprojektion bildet eine gemeindescharfe Analyse der 
demographischen Veränderungen der Jahre 2000 bis 2010. Datengrundlage ist eine 
Sonderauswertung des Statistischen Landesamtes Sachsen, welches gebietsstandsberei-
nigte Daten der Jahre 2000 bis 2010 (teilweise auch 1990 bis 2010) zur Verfügung stellt.
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Es werden spezifische Kennzahlen zur Fruchtbarkeit und Mortalität sowie Zu- und Fort-
zügen für alle Alterskohorten erstellt. Aus den jährlichen Kennzahlen jeder Gemeinde 
werden die zeitlichen Veränderungsraten aufgezeichnet und untersucht. In Fällen, in 
denen Sondereinflüsse identifiziert werden können (Senioreneinrichtungen, Haftanstal-
ten, Militärstandorte), wurden diese korrigiert. Im Anschluss wurden Trends der Kenn-
zahlenentwicklung unter Rückgriff auf Szenarienannahmen in die Zukunft (2010 bis 
2025) fortgeschrieben. Für die Vorausberechnung der Wanderungsannahmen wurden 
altersspezifische Wanderungsraten über zwei verschiedene Beobachtungszeiträume 
abgeleitet. Diese spezifischen Wanderungsmuster repräsentieren zum einen die Varian-
te „Status quo“ (Beobachtungszeitraum 2000 bis 2010) sowie eine Variante „jüngste 
Wanderungstendenz“ (Beobachtungszeitraum 2005 bis 2010).
Die Berechnung der Bevölkerungszahlen erfolgt für alle Altersklassen und Gemeinden 
nach der Kohorten-Komponenten-Methode. Diese verrechnet nach der demographi-
schen Grundgleichung die natürliche und räumliche Bevölkerungsbewegung zu einer 
zukünftigen, altersdifferenzierten Bevölkerung. Die Berechnung stützt sich dabei auf 
das Prognosemodell des IÖR (Eichhorn, Iwanow 2008), welches in der automatisierten 
Form (Schwarzak 2012) eingesetzt wurde.
2.2 Projektion des Wohnbauflächenbedarfs
Die Projektion des Wohnbauflächenbedarfs setzt sich aus drei Teilschritten zusammen: 
1.) der Ermittlung des gemeindespezifischen (Neubau)-Bedarfs an Wohneinheiten im 
Bereich Ein- und Zweifamilienhäuser (EFH/ZFH) und 2.) der Abschätzung des Flächen-
bedarfs für die bauliche Realisierung (Grundstücksgrößen) sowie 3.) der Bestimmung 
und Addition der zugehörigen Gemeinbedarfs- bzw. Infrastrukturflächen.
Dem Ansatz liegen die folgenden Annahmen zugrunde: Die Flächeninanspruchnahme 
durch Neubau im EFH/ZFH-Sektor ist die Folge der Realisierung von Wohnbedürfnis-
sen. Eine Abschätzung über komplexe Modelle unter Berücksichtigung von Bevölke-
rungsstruktur, Haushaltsbildung und spezifischem Nachfrageverhalten ist zwar möglich, 
aber mit einem hohem Aufwand verbunden, insbesondere bei einer räumlichen Diffe-
renzierung auf kommunaler Ebene. Die räumliche Verteilung der Bevölkerung ist der 
dominante Prädiktor der Flächenbedarfsverteilung. Ein aufwandsärmerer, hier verfolgter 
Ansatz zur Abschätzung der Wohnbauflächenbedarfsverteilung ergibt sich durch die 
Kombination der kleinräumig differenzierenden Bevölkerungsprojektion des vorherge-
henden Moduls mit existierenden Prognosen/Projektionen zum Wohnungsmarkt auf 
einer höheren räumlichen Ebene. Ausgangspunkt ist die auf einem komplexen Modell 
mit Bevölkerungsvorausberechnung, Haushaltsbildung und spezifischer Wohnungs-
nachfrage basierende Wohnungsmarktprognose des BBSR (Scharmanski et al. 2011) 
bis 2025 für die Kreise und kreisfreien Städte Deutschlands in zwei Varianten („obere 
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Variante“ oV und „untere Variante“ uV nach Scharmanski et al. 2011, 8 ff.). Unter der 
vereinfachten Annahme ähnlicher Strukturen und Prozesse in den Gemeinden wird eine 
Verteilung des kreisweiten Neubaubedarfs in EFH/ZFH über die Gesamtbevölkerung 
vorgenommen. Hierzu wird kreisbezogen für die einzelnen Jahres-Zeitschritte der BBSR-
Prognose ein Pro-Kopf-Bedarf ermittelt. Dieser wird als Mittel auf die 5-Jahres-Zeit-
schritte der kleinräumigen Bevölkerungsprojektion umgelegt und über die dort errech-
nete Gesamtbevölkerung auf die einzelnen Kommunen bezogen. Über die im Rahmen 
der BBSR-Prognose sowie durch Untersuchungen des IÖR ermittelten regionsspezifisch 
differenzierten Grundstücksgrößen wird durch Multiplikation mit dem Wohnungsbedarf 
(hier jeweils gleich einem Gebäude) die Wohnbaufläche berechnet. Um auf die durch 
den Ansatz des nachfolgenden Moduls räumlich zu verteilende (Brutto-)Wohnbaufläche 
für das Jahr 2025 zu kommen, wird ein auf Basis von Literaturauswertungen ermittelter 
Anteil von 25 % für Gemeinflächen der grünen und grauen Infrastruktur hinzuaddiert. 
Für die Weiterverarbeitung ergab sich die Notwendigkeit der Zusammenfassung der 
gemeindespezifischen Ergebnisse zu fünf Bedarfsklassen.
2.3 Projektion der Wohnbauflächenallokation
Basierend auf den Projektionsergebnissen der Bevölkerungsentwicklung sowie der Pro-
jektion des Wohnbauflächenbedarfs für den Zeitraum 2010 bis 2025 (vgl. Abschnitt 2.1 
sowie 2.2) war es das Ziel des dritten Moduls, mögliche räumliche Verteilungsmuster 
zukünftiger Wohnbauflächen in der Modellregion zu projizieren. Die zugrundeliegenden 
Geobasisdaten (Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem ATKIS® 
Basis-DLM) wurden in ein Raster (25 Meter Rasterweite) umgewandelt. Ein Testaufbau 
des Modells auf Basis von CORINE Land Cover-Daten (u. a. Keil et al. 2002) erwies sich 
aufgrund der sehr geringen räumlichen Auflösung als ungeeignet für Projektionen klein-
räumiger Wohnbauflächenentwicklungen unterhalb der Gemeindeebene.
Unter Verwendung des zellulären Automatenmodells DINAMICA (vgl. Soares-Filho 
et al. 2002) wurde zunächst die Umwidmung von acht Nutzungskategorien der Nicht-
wohnbauflächen in Wohnbauflächen zwischen 2005 und 2010 hinsichtlich der Einfluss-
nahme ausgewählter räumlicher Determinanten und benachbarter Flächennutzungen 
analysiert. Die exemplarische Auswahl der Determinanten umfasste Erreichbarkeits-
faktoren (z. B. Entfernung zu Autobahnauffahrten, S-Bahnhaltepunkte, Hauptstraßen) 
sowie naturräumliche und administrative/rechtliche Eigenschaften (z. B. Hangneigung, 
amtliche Überschwemmungsgebiete, (Natur-)Schutzgebiete). Zur Ableitung eines Sets 
an Transformationsregeln innerhalb des Analysezeitraumes wurden Signifikanzen sowie 
Gewichtungsfaktoren mittels der „weights of evidence“-Methode (vgl. Bonham-Carter 
1994) für alle Determinanten berechnet. Die abgeleiteten Regelhaftigkeiten wurden in 
einem weiteren Schritt anhand der modellinternen „Exponential Decay“-Funktion (vgl. 
Soares-Filho et al. 2009) validiert und weitere Modellparameter, wie beispielsweise die 
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Größe sich erweiternder Wohnbauflächen („patch“/„expand“), so angepasst, dass die 
projizierte Verortung von Umwidmungen im Bereich der Wohnbebauung bestmöglich 
der tatsächlichen Allokation neuer Wohnbauflächen entsprach. Weiterhin wurde der 
gesamte Modellaufbau im Hinblick auf die Übereinstimmung berechneter und proji-
zierter Quantitäten des Wohnbauflächenbedarfs validiert. Mittels Fortschreibungen des 
identifizierten Sets an Regelhaftigkeiten des Zeitraumes 2005 bis 2010 konnten für die 
fünf abgeleiteten Bedarfsklassen des Wohnbauflächenbedarfs (vgl. Abschnitt 2.2) Ver-
teilungsmuster der Wohnbauflächenentwicklung von 2010 bis 2025 projiziert werden. 
Entsprechend der zur Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs verwendeten Annah-
men wurden insgesamt vier Varianten (Status quo mit uV, Status quo mit oV, jüngste 
Wanderungstendenz mit uV, jüngste Wanderungstendenz mit oV) von Verteilungsmus-
tern der Wohnbauflächenentwicklung für die Modellregion berechnet.
3 Ergebnisse
Ausgehend von dem Bestand und der Struktur der Bevölkerung in der Untersuchungs-
region im Jahr 2010 wurde die Bevölkerung differenziert nach 16 Altersklassen bis zum 
Jahr 2025 vorausberechnet. Die Bevölkerung im Untersuchungsgebiet wird je nach Va-
riante um 6,6 % (Status quo) beziehungsweise 6,1 % (jüngste Wanderungstendenz) 
abnehmen. Dies bedeutet einen Einwohnerverlust von rund 86 000 Einwohnern in der 
Variante Status quo (-80 000 Einwohner, Variante jüngste Wanderungstendenz). Beide 
Varianten unterscheiden sich zudem in der unterschiedlichen Verteilung des Bevölke-
rungsrückgangs im Untersuchungsgebiet. Die Landeshauptstadt Dresden kann in bei-
den Varianten einen leichten Anstieg der Bevölkerung verzeichnen, während im Um-
land eine stetige Abnahme der Bevölkerung vorausberechnet wird. Die Variante jüngste 
Wanderungstendenz zeigt im Vergleich mit der Variante Status quo eine stärkere Po-
larisierung der Bevölkerungsentwicklung mit einer höheren Bevölkerungszunahme in 
Dresden und einem stärkeren Bevölkerungsrückgang in den übrigen Gemeinden des 
Untersuchungsgebiets.
Die Ergebnisse der Projektion des Neubaubedarfs und des daraus abgeleiteten (Brutto-) 
Wohnbauflächenbedarfs zeigen auf Basis eines durch Aggregation zurück auf Kreisebe-
ne gezogenen Vergleichs eine hohe Plausibilität in der Summe auf dieser Raumebene. 
Die Disaggregierung liefert kleinräumige, gemeindespezifische Informationen, wobei 
szenariobasierte Annahmen nur auf Ebene der zugrundeliegenden Bevölkerungsprojek-
tion sowie der Grundstücksgrößen und des Anteils an Infrastrukturflächen einfließen 
können.
Im Verlauf der Analysen vergangener Wohnbauflächenentwicklungen der Jahre 2005 
bis 2010 hat sich gezeigt, dass sich der Entwicklungsverlauf der Stadt Dresden und 
deren Umlandgemeinden (inklusive einer 5 km-Pufferzone) wesentlich von der erwei-
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terten Peripherieregion unterscheidet. Wie zu erwarten, fand die jährliche Wohnbauflä-
chenzunahme in Dresden und umliegenden Gemeinden zwar mit abnehmender Ten-
denz, aber dennoch intensiver statt, als in peripheren Gemeinden. Als Gunstfaktoren 
der Wohnbauflächenentwicklung konnten u. a. die Nähe zu Wasserflächen sowie städ-
tischen Grünflächen als auch kurze Entfernungen zu Landschaftsschutzgebieten, FFH-
Gebieten sowie zu Anbindungen der Verkehrsinfrastruktur aufgezeigt werden. Weiter-
hin war zu beobachten, dass neue Wohnbauflächen im Zeitraum 2005-2010 vorrangig 
in unmittelbarer Nähe zu bereits bestehenden Wohnbauflächen entstanden. Basierend 
auf diesen Regelhaftigkeiten wurden mittels des zellulären Automatenmodells DINAMI-
CA 1 728 ha Wohnbaufläche für die obere Variante im Status quo-Szenario für das Jahr 
2025 verortet bzw. 1 397 ha für die untere Variante. Die Modellberechnungen lassen 
vor allem am südlichen Stadtrand Dresdens umfangreiche Wohnbauflächenentwicklun-
gen auf Kosten von Agrarflächen erwarten. Weitere Umwidmungen werden vor allem 
in der oberen Variante innerhalb von Klein- und Mittelstädten der Modellregion, wie 
beispielsweise Freiberg oder Freital, projiziert. Wie der Abbildung 2 zu entnehmen ist, 
zeigt diese Variante eine umfangreiche Flächenneuinanspruchnahme insbesondere in 
peripher gelegenen städtischen Gemeinden (vgl. Abschnitt 2.2) bis zum Jahr 2025 auf 
(vgl. Kretschmer 2012).
Abb. 2: Projektionsergebnisse der Wohnbausiedlungsflächenentwicklung 2010-2025 (Status quo-
Varianten) für einen Ausschnitt der REGKLAM-Modellregion (Quelle: eigene Bearbeitung)
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4 Diskussion
Der mehrstufige Ansatz ermöglicht prinzipiell differenzierte quantitative Annahmen-
setzungen auf Basis von Szenarien bzw. Storylines. Trotz seiner methodischen Verein-
fachungen benötigt der Ansatz einen relativ hohen Aufwand, der sowohl im Bereich 
der Datenerhebung/-akquise und -aufbereitung als auch der Einarbeitung in die Mo-
dellwerkzeuge/Berechnungsmethoden der Teilschritte begründet liegt. Die im Rahmen 
der Fallstudie getroffenen Annahmen zur Region Dresden sind als vorläufig anzusehen 
und bedürfen im Rahmen eines partizipativen Szenarioprozesses eines Abgleiches und 
einer Konsentierung durch Experten. Die für die differenzierte Allokation notwendige 
Klassifizierung des Bedarfs führt zu einem Informationsverlust bzw. zu einer räumlichen 
Verzerrung, was aber nur durch einen deutlich erhöhten Parametrisierungsaufwand in 
DINAMICA behebbar wäre. Der modulare Aufbau erlaubt grundsätzlich den Austausch 
von Modulen, z.  B. durch verfeinerte Ansätze zum Wohnungsbedarf (mit entspre-
chendem Mehraufwand), aber auch durch einfachere Ansätze und auch bestehende 
Daten, etwa einer bereits existierenden Bevölkerungsprojektion. Die Ergebnisse sowohl 
der aggregierten als auch der räumlich differenzierten Ergebnisse erscheinen visuell sinn-
voll, eine fundierte räumliche Plausibilisierung stellt allerdings eine größere methodi-
sche Herausforderung dar, insbesondere vor dem Hintergrund, dass es um zukünftige 
Zustände geht.
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Kleinräumige Haushaltsvorausschätzungen 
auf Zensusbasis
Irene Iwanow, Marcus Müller, Robin Gutting
Zusammenfassung
Der Beitrag beschreibt die Bedeutung der Zensuserhebung 2011 in der amtlichen Statis-
tik der Privathaushalte sowie für die kleinräumige Haushaltsvorausschätzung. Der Fokus 
liegt dabei auf den qualitativen und quantitativen Unterschieden der beiden Daten-
quellen der amtlichen Statistik für Haushaltsstrukturen und -kennziffern, dem Mikro-
zensus und dem Zensus 2011 sowie ersten methodischen Ansätzen, um eine Vergleich-
barkeit zwischen beiden Erhebungen herzustellen. Dabei kommt der Betrachtung der 
Wohngemeinschaften, als eine an Bedeutung gewinnende individuelle Wohnform, eine 
gesonderte Rolle zu.
1 Einführung
Der Demographische Wandel mit all seinen Facetten bleibt nicht ohne Auswirkungen 
auf die kommunale Haushaltsentwicklung (Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder 2011a, 28). Diese spiegelt einen Teil dieser demographischen Veränderungs-
prozesse wider und erfährt im Zuge der Zensuserhebung eine zunehmende Bedeutung 
für kommunale und regionale Planungsprozesse. Allein die Zahl von rund 600 000 Per-
sonen, welche jeden Monat ihren Wohnstandort wechseln1, unterstreicht die Bedeutung 
des kommunalen Wissens über die zukünftigen Veränderungen der Haushaltsstruktur 
sowie möglicher zukünftiger Nachfrageentwicklungen am Wohnungsmarkt.
Die Ermittlung der Zahl der Privathaushalte stellt sowohl die Wissenschaft als auch die 
Kommunalverwaltungen vor ein statistisches Problem, denn ein Haushalt ist eine sehr 
flexible soziale Einheit und deshalb schwer zu operationalisieren und statistisch zu doku-
mentieren. Für detaillierte Haushaltsinformationen liegen nur sehr wenige Quellen vor. 
Zwei Datenquellen konnten bislang für statistische Analysen nutzbar gemacht werden: 
der Mikrozensus als einzige amtliche statistische Datenquelle oder preislich anspruchs-
volle Datenangebote privater Unternehmen. Die zum Stichtag 9. Mai 2011 durch-
geführte Haushaltserfassung stellt nun für die Städte und Gemeinden eine umfangrei-
che dritte Datenquelle mit kleinräumigen Haushaltsinformationen zur Verfügung.
1 Statistisches Bundesamt Baden-Württemberg.
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2 Haushaltsstatistik – vom Mikrozensus zum Zensus 
Bisher war der Mikrozensus eine der wenigen amtlichen Statistikquellen zur Erfassung 
von Zahl und Struktur von Privathaushalten. Seit 1957 werden jedes Jahr 1 % der 
deutschen Bevölkerung nach einem statistischen Zufallsverfahren für eine Befragung 
ausgewählt. Im Jahr 2013 lebten in Deutschland nach der Fortschreibung, basierend 
auf dem Zensus 2011, rund 80,8 Mio. Personen in 39,9 Mio. Haushalten.2 Auf unter-
schiedlicher administrativer Ebene (u. a. Bundesland, Regierungsbezirk oder Landkreis) 
können mit dieser Datenquelle Informationen beispielsweise über die durchschnittliche 
Haushaltsgröße, die Eigentums- und Mieterstruktur oder das Alter des aktuellen Haus-
haltsvorstandes ermittelt und ausgewertet werden. Eine Auswertung auf Gemeinde-
ebene war bisher nicht gegeben. Lediglich Analysen zu bestimmten Gemeindetypen 
bzw. Gemeindegrößenklassen waren möglich. Durch den Zensus 2011 wurde erstmals 
eine gemeindescharfe Haushaltsstatistik geschaffen. Ein stichtagbezogener Vergleich 
von Haushaltsstrukturen und Wohnnutzungspräferenzen zwischen den verschiedenen 
Siedlungsstrukturen ist nun bundesweit bis auf Gemeindeebene möglich.
In den meisten Gemeinden erfolgte durch den Zensus 2011 eine Korrektur der Zahl der 
Haushalte nach unten. Für diesen sogenannten „Zensus-Sprung“ gibt es neben den 
unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten im Wesentlichen drei Hauptursachen:
•	 eine veränderte Bevölkerungszahl sowie -struktur,
•	 eine veränderte Definition des Haushaltsbegriffes, 
•	 ein geänderter Stichprobenumfang und geändertes Stichprobendesign.
Die veränderte Definition im Begriffsverständnis eines Haushalts (Tab. 1) bedeutet für 
eine Vergleichbarkeit der Haushaltsstrukturen im Zensus mit denen in den Mikrozensus-
erhebungen den wohl gravierendsten statistischen Einschnitt. Durch den Wegfall des 
Details „gemeinsames Wirtschaften“ in der Definition eines Haushaltes wurde aus dem 
Privathaushalt der ‚neue‘ sogenannte Wohnhaushalt generiert. Im Mikrozensus wur-
den Wohngemeinschaften (WG), bspw. bestehend aus drei Studenten, als drei eigen-
ständige 1-Personen-Haushalte erfasst. Durch die veränderte Haushaltsdefinition in der 
Zensuserhebung wird nun dieselbe WG statistisch nur noch als ein Wohnhaushalt mit 
3 Personen geführt. Dadurch fällt die Zahl der Haushalte zwangsläufig niedriger aus und 
führt zu größeren Haushalten.
Ein direkter Vergleich beider Datenquellen ist daher ohne Anpassungen nicht gegeben 
(Kapitel 3). Für die Abschätzung der zukünftigen Wohnungsnachfrage stellen aber 
gerade Wohngemeinschaften ein nicht zu unterschätzendes Potenzial dar. Die in Wohn-
gemeinschaften lose zusammen wohnenden Personen gründen ggf. häufiger einen 
eigenständigen Haushalt und fragen damit neuen Wohnraum nach. Durch die zuneh-
2 Statistisches Bundesamt: www.destatis.de
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mende Pluralisierung von Lebensstilen gewinnen auch neue Arten von Wohngemein-
schaften, u. a. Business-WG‘s und Senioren-WG‘s (Iwanow et al. 2014, 14 f.), weiter 
an Bedeutung. 
Tab. 1: Definitionsunterschiede zwischen Privathaushalt im Zensus 2011 und im Mikrozensus 
(Quelle: Iwanow, Müller, Gutting 2014, 15)
Mikrozensus Zensus 2011
Privathaushalte
Definition „Als Haushalt zählt jede zusammen woh-
nende und eine wirtschaftliche Einheit bil-
dende Personengemeinschaft sowie jede 
für sich allein wohnende Einzelperson. Zu 
einem Haushalt können verwandte und 
familienfremde Personen gehören; Unter-
mieter bilden einen eigenen Haushalt.“
„Zugrunde gelegt wird das Konzept des 
gemeinsamen Wohnens“. Alle Personen, 
die unabhängig von ihrem Wohnstatus 
(Haupt-/Nebenwohnsitz) gemeinsam in ei-
ner Wohnung leben, gelten als Mitglieder 
desselben Haushalts, so dass es einen 
Haushalt pro belegter Wohnung gibt.“
Stichprobe 1 % der Bevölkerung rund 10 % der Bevölkerung
Quelle Datenhandbuch zum Mikrozensus –  
Scientific Use File 2012 (2013), S. 475
Zensus-Internetseite  
http://zensus2011.de (28.05.2014)
3 Hypothesengenerierte Einschätzung der Zahl  
der Wohngemeinschaften
3.1 Methodischer Ansatz
Auf der Basis methodischer Überlegungen bieten einige Zensusmerkmale die Mög-
lichkeit, erwartungsgemäß getrennt wirtschaftende Haushalte wie Senioren-WG’s, 
klassische Studenten-WG’s oder Mehrgenerationen-WG‘s als mögliche eigenständige 
Haushalte zu schätzen und somit eine annähernde Vergleichbarkeit der Zahl der im 
Mikrozensus erfassten Privathaushalte wieder herzustellen. Anhand von Städtebeispie-
len aus Baden-Württemberg konnte im Rahmen der laufenden Forschungsarbeit der 
Ansatz erfolgreich getestet werden und bildet die räumliche Grundlage zur Vorstellung 
der Methodik.
Das Zensusmerkmal „Typ des privaten Haushalts“ nach familiärer Beziehung ist 
dabei das entscheidende Merkmal (Tab. 2). Dieses beschreibt, in welcher Konstellation 
die Personen eines Privathaushaltes gemeinschaftlich leben, wobei hier der Fokus auf 
der Existenz von Kindern im Haushalt liegt. 
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Tab. 2: Haushalte nach Typ des privaten Haushalts (nach Familien) für Baden-Württemberg zum 
9. Mai 2011 (Quelle: Zensusdatenbank 2011)
Typ des privaten Haushalts 
(nach Familien) Baden-Württemberg
Insgesamt 4 709 228
Einpersonenhaushalte 
(Singlehaushalte) 1 644 521
Paare ohne Kind(er) 1 268 872
Paare mit Kind(ern) 1 320 930
Alleinerziehende Elternteile 347 961
Mehrpersonenhaushalte ohne 
Kernfamilie 126 944
Für eine Abschätzung möglicher „WG-Haushalte“ sind insbesondere jene Haushal-
te von Bedeutung, welche aus mindestens zwei Personen ohne familiäre Beziehung 
zueinander bestehen und in denen keine minderjährigen Kinder leben. Diese Anforde-
rungen finden sich unter der Ausprägung „Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfamilie“ 
wieder. Diese rund 127 000 in Baden-Württemberg lebenden Haushalte gilt es weiter 
zu differenzieren, um schließlich die „WG-Haushalte“ zu identifizieren (Iwanow, Müller, 
Gutting 2014, 15). Jedoch können nicht alle „Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfami-
lie“ ohne Einschränkung als „WG-Haushalte“ mit jeweils eigenständig wirtschaftenden 
Personen interpretiert werden. Neben den Wohngemeinschaften erfolgte im Zensus 
auch die Erfassung von eher weniger typischen familiären Beziehungsstrukturen, wie 
bspw. Großeltern-Enkel-Haushalte ohne Elternteil oder nicht eingetragene gleichge-
schlechtliche Lebenspartnerschaften. Diese Haushalte sind unter den „Mehrpersonen-
haushalten ohne Kernfamilie“ von den Wohngemeinschaften zu trennen. Dabei geht 
es um die Frage, welche dieser Haushalte familiäre Strukturen aufweisen und somit 
nach Mikrozensus-Definition zusammen wohnen und wirtschaften könnten und welche 
nicht. Hier bietet der Zensus 2011 die Möglichkeit der mehrdimensionalen Aufgliede-
rung der „Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfamilie“ nach Alter der Personen und der 
Größe des Haushalts (Tab. 3). Eine eindeutige Zuordnung kann dabei nicht mit letz-
ter Sicherheit vorgenommen werden, jedoch lassen sich über Hypothesen Annahmen 
formulieren, welche der Personen einen familienähnlichen Haushalt bilden und welche 
eher nicht (Iwanow, Müller, Gutting 2014, 16). 
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Tab. 3: Personen nach Alter der Haushaltsmitglieder und Größe des privaten Haushalts sowie 
nach Typ des privaten Haushalts (nach Familien) für Baden-Württemberg zum 9. Mai 2011 























Insgesamt 263 949 0 200 087 36 669 12 763 5 494 8 936
unter 18 9 726 0 6 724 2 023 634 213 132
18-29 101 737 0 68 069 17 774 7 631 3 232 5 031
30-49 70 832 0 55 209 8 866 2 767 1 313 2 677
50-64 36 285 0 30 200 3 960 986 432 707
65 und älter 45 369 0 39 885 4 046 745 304 389
WG-Hypothese 1
In allen „Mehrpersonenhaushalten ohne Kernfamilie“, die als 2-Personen-Haushal-
te gezählt sind, leben Haushaltsmitglieder, die eine enge und damit familienähnliche 
Bindung zueinander pflegen. Diese werden nicht als „WG-Haushalte“ identifiziert. Alle 
„Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfamilie“, in denen mindestens 3 Personen wohnen, 
repräsentieren die Zahl der „WG-Haushalte“ (Abb. 1).
WG-Hypothese 2
Die Merkmalsdefinition des Zensus 2011 weist für „Mehrpersonenhaushalte ohne 
Kernfamilie“ auch auf Haushalte mit Großeltern-Enkel-Beziehung ohne Elternteil oder 
Haushalte mit nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften hin. 
Die Zahl der Großeltern-Enkel-Haushalte kann höchstens der Zahl von Kindern unter 
18 Jahren entsprechen, welche in einem 2-Personen-Haushalt leben dürften (Tab. 3). 
Die Zahl der Haushalte, welche als gleichgeschlechtliche Paare gelten könnten, lassen 
sich bspw. auf Basis der in 2-Personen-Haushalten lebenden Personen im Alter von 
30-49 Jahren abschätzen. Alle anderen 2-Personen-Haushalte sowie alle 3- und Mehr-
personen-Haushalte ohne Kernfamilie gelten als Single-WG-Haushalte (Abb. 1).
WG-Hypothese 3
Die dritte Hypothese wird ähnlich der zweiten formuliert, nur dass der Fokus hier auf 
der Großeltern-Enkel-Beziehung liegt. Es wird deshalb angenommen, dass alle Personen 
unter 18 Jahren in einer Großeltern-Enkel-ähnlichen Beziehung leben und entsprechend 
die gleiche Zahl an Haushalten bilden. Alle anderen Personen könnten theoretisch einen 
selbständig wirtschaftenden Haushalt bilden, so dass diese statistisch in Einzelhaushalte 
aufgelöst werden können. Somit gelten fast alle Personen innerhalb der „Mehrperso-
nenhaushalte ohne Kernfamilie“ als eigenständiger Haushalt (Abb. 1).
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Abb. 1: Schätzung der WG-Haushalte für Baden-Württemberg zum Zensusstichtag 9. Mai 2011 
(Quelle: Iwanow, Müller, Gutting 2014, 18)
3.2 Kommunalspezifische Schätzung der WG-Haushalte
Die Relevanz der Berücksichtigung von WG-Haushalten in Wohnungsprognosen zeigt 
sich auf der kommunalen Ebene besonders deutlich. Als Beispiele für die Evaluierung 
der Schätzung der Zahl der WG-Haushalte nach obiger Methodik wurden fünf Kommu-
nen in Baden-Württemberg sowie die zweite WG-Hypothese ausgewählt. Insbesondere 
Universitätsstädte weisen bei zusätzlicher Berücksichtigung der in WG’s lebenden Sing-
le-Haushalte eine deutlich höhere Zahl an Privathaushalten auf, welche näherungsweise 
der Realität entsprechen dürfte. So steigt die Zahl der Haushalte für Stuttgart um 4,8 % 
und für Karlsruhe um 4,5 %. Im Vergleich zu den vor allem in Großstädten lebenden 
Studenten erscheint die geringere prozentuale Änderung der Haushaltszahl in Klein- 
und Mittelstädten ebenfalls plausibel. Die Erhöhung der Haushaltszahl für die Mittel-
städte Offenburg, Biberach an der Riß und Albstadt liegt bei einem Drittel bis deutlich 
unter der Hälfte derjenigen der Universitätsstädte Stuttgart und Karlsruhe und bewegt 
sich zwischen 1,6 % und 2,2 % (Tab. 4). 
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Tab. 4: Prozentuale Erhöhung der Zahl der Haushalte unter Berücksichtigung von Hypothese 2 








4 Kommunale IÖR-Haushaltsprognosen 
Kommunale Haushaltsprognosen zu erstellen, sind eine relativ schwierige methodische 
Herausforderung (Rümenapp 2013, 28). Wie bereits erwähnt, kann hier weder auf eine 
kontinuierliche kleinräumige Datenbasis, noch auf methodisch anerkannte kleinräumige 
Prognoseverfahren zurückgegriffen werden. Deshalb wurde eine eigenständige Metho-
dik erarbeitet, welche sich abseits der Datenprobleme der amtlichen Statistik bewegt. 
Diese Prognosemethodik zur Vorausschätzung der Haushaltsentwicklung setzt auf einer 
Bevölkerungsprognose auf. Zum Grundgedanken der Prognosemethodik gehört, dass 
sie auf den in den Kommunen vorhandenen Daten einschließlich einer kommunalen 
Bevölkerungsprognose, die auch mit einer IÖR-Methodik erstellt werden kann, aufsetzt. 
Für beide Verfahren sind die Einwohnerdaten der kommunalen Melderegister nutzbar. 
Dabei ist darauf zu achten, dass für das Basisjahr alle in Privathaushalten lebenden 
Personen erfasst werden.
Das Haushaltsprognoseverfahren für Kommunen besteht aus drei wesentlichen metho-
dischen Schritten:
Schritt 1: Aus der Altersstruktur der Bevölkerung wird für das Basisjahr und jedes 
Pro gnosejahr zunächst die Veränderung der durchschnittlichen Haushaltsgröße der 
Kommune geschätzt. Veränderungen des altersklassenspezifischen Haushaltsbildungs-
verhaltens können dabei integriert werden.
Schritt 2: Hier erfolgt die Abschätzung der Gesamtzahl der Privathaushalte (nach Mikro-
zensus-Definition) aus der Bevölkerungsprognose und der Veränderung der kommuna-
len durchschnittlichen Haushaltsgröße in den Prognosejahren.
Schritt 3: Erst im letzten Schritt erfolgt eine Differenzierung der Haushalte nach drei 
Haushaltstypen, die insbesondere für eine sich anschließende Wohnungsnachfrage-
prognose interessant sind. Bei den drei Haushaltstypen handelt es sich um „Jüngere Ein- 
und Zwei-Personen-Haushalte“, „Haushalte mit drei oder mehr Personen“ und „Ältere 
„Ein- und Zwei-Personen-Haushalte“. 
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Genauere Informationen zum Prognoseverfahren können z. B. den folgenden Veröf-
fentlichungen BMVBW (2001, 37 f.; Iwanow et al. 2008, 156 ff.) entnommen bzw. über 
den Link www.ioer.de/wohnungsprognose selbst getestet werden. Dort ist die Eingabe 
der Bevölkerungs- und Haushaltsdaten aus dem Zensus 2011 ebenfalls möglich. 
5 Fazit 
Die Haushaltsstatistik des Zensus 2011 ist trotz gegebener Probleme, wie der nicht 
mehr vorhandenen Vergleichbarkeit der Zahl der Haushalte aus der Mikrozensus-
Erhebung und aus der Zensus-Erhebung ein Gewinn für kommunale Planungs- und 
Steuerungsprozesse. Problematischer als die Unterschiede der Definition der Privathaus-
halte als selbständig wohnende bzw. auch als selbständig wirtschaftende Haushalte ist 
der schnelle Aktualitätsverlust der Haushaltszahlen aus dem Jahr 2011 einzuschätzen, 
da enorme Wanderungsgewinne in den letzten Jahren zu einer deutlich veränderten 
Bevölkerungs- und Haushaltsdynamik geführt haben. Dennoch ist durch den Zensus die 
Motivation für die Erstellung kleinräumiger Haushaltsprognosen eher gestiegen und 
dürfte insgesamt einen deutlichen Gewinn für die Haushaltsstatistik sowie für die Ein-
schätzung der zukünftigen Haushaltsdynamik gebracht haben. 
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Erkennung von energetischen Sanierungspotenzialen  
im Wohnungsbestand als Grundlage für Szenarien
Mathias Jehling, Robert Hecht, Stefan Jergentz
Zusammenfassung
Bei der Umsetzung der Energiewende rücken lokale und regionale Akteure wie 
Energieversorger, Haushalte, Kommunen aber auch Bürgerinitiativen zunehmend in den 
Fokus. Die Energiewende ist daher in besonderem Maße auch als Aushandlungsprozess 
zwischen diesen regionalen Akteuren zu begreifen, der eine Diskussion und somit eine 
öffentliche Debatte erforderlich macht. Für diese werden offen zugängliche, objektive 
Informationen über Potenziale der Nutzung erneuerbarer Energien und Effizienzmaß-
nahmen erforderlich. An dieser Stelle setzt das deutsch-französische Forschungsprojekt 
Plan-EE an. Ziel des Projektes ist es, für die regionale Energiewende eine offene Informa-
tionsgrundlage in Form räumlicher Szenarien bereit zu stellen und diese in die regionale 
Debatte zu integrieren. Neben der Nutzung erneuerbarer Energie werden dabei energe-
tische Sanierungspotenziale betrachtet. 
Um eine Datengrundlage zu schaffen, wird ein Ansatz entwickelt, der den Gebäude-
bestand des Untersuchungsraums Südpfalz hinsichtlich energetischer Gesichtspunkte 
typisiert. Hierzu wird die Siedlungsstruktur automatisiert kleinräumig und multitemporal 
auf Basis topographischer Daten analysiert und eine Abschätzung des Baualters von 
Gebäuden realisiert. Aus mittleren Verbrauchsdaten von Haushalten werden gebäude-
typische Wärmeenergiebedarfe abgeleitet und auf den klassifizierten regionalen 
Gebäude bestand übertragen.
1 Ansatz des Projektes Plan-EE und Ausgangsfragen
Die Frage nach energetischen Sanierungspotenzialen für einen regionalen Bezugsraum 
ergibt sich aus der Zielsetzung des INTERREG IV Projektes „Plan-EE, ein GIS-basiertes 
Planungstool für erneuerbare Energien“ (Jergentz). Das deutsch-französische Projekt hat 
zum Ziel, ein freies Entscheidungsunterstützungssystem (Geertman 2006) für Akteure 
der lokalen oder regionalen Energiewende zu entwickeln und hierdurch erforderliche 
Grundlagen für eine Diskussion über Ausbauziele im Bereich der erneuerbaren Energien 
oder über Maßnahmen der Energieeffizienz zu schaffen (McKenna et al. 2014). Um dies 
zu erreichen, werden die Potenziale erneuerbarer Energien in der Region ermittelt und 
anhand digitaler Karten im Internet zur Verfügung gestellt (Jergentz 2015). Zunächst 
wird auf Gemeindeebene sichtbar gemacht, welchen Anteil erneuerbare Energien heute 
am Energieverbrauch haben und zukünftig bei der Versorgung mit Strom und Wärme 
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erreichen können. Darüber hinaus werden andere Energiestrategien, wie die Erhöhung 
der Energieeffizienz durch Sanierung im Wohngebäudebestand, integriert. Dabei wird 
im Rahmen des Projektes nicht nur das technische Potenzial möglicher Maßnahmen 
aufgezeigt, auch sozio-ökonomische und politische Rahmenbedingungen der Energie-
wende werden berücksichtigt, um eine Einschätzung über ein tatsächlich implementier-
bares Potenzial zu erhalten (Jehling et al. 2014). Das implementierbare Potenzial kann 
als handhabbare Größe genutzt werden, um die Ausnutzung des technischen Potenzials 
zu beschreiben. Die daraus abgeleiteten Energieszenarien konkretisieren einen zukünfti-
gen regionalen Mix der erneuerbaren Energien und Energieeffizienzstrategien (Jergentz 
et al. 2015) unter Berücksichtigung einer regionalen Zusammenarbeit für die Bereitstel-
lung von Energie. Gleichzeitig bezieht der Ansatz auch die Notwendigkeit einer kon-
textbezogenen, systemischen Perspektive auf die Energiewende mit ein (Chingcuan-
co, Miller 2012). Die hierfür erforderliche Kleinräumigkeit wird auch in der konkreten 
Umsetzung relevant, wenn für Stadtviertel und Nachbarschaften integrierte und damit 
kostengünstige Maßnahmen der Energieeffizienz gesucht werden (Erhorn-Kluttig et al. 
2011). Für das Projekt wird schließlich eine Art der Informationsbereitstellung relevant, 
die die Bestimmung von kleinräumigen Potenzialen der Energieeffizienz erlaubt und 
gleichzeitig eine regionale Perspektive ermöglicht. Dies führt zu der Frage, wie energe-
tische Sanierungspotenziale im Wohnungsbestand erfasst und dargestellt werden kön-
nen.
2 Erfassung von Sanierungspotenzialen
Zur Erfassung von Sanierungspotenzialen wird ein Vorgehen gewählt, das aus zwei 
methodischen Ebenen besteht (siehe Abb. 1). Zunächst wird der Wohngebäudebe-
stand des Untersuchungsraumes hinsichtlich der für die energetische Betrachtung re-
levanten Größen physische Struktur und Baualter klassifiziert. Dann werden regionale 
Heizenergieverbräuche für eine Stichprobe adressgenau erfasst und auf die klassifizier-
te Gebäudestruktur übertragen. Die so ermittelten gebäudetypspezifischen Verbräu-
che stehen nun als regionale Energiekennwerte zur Verfügung und dienen als Basis, 
um die Verbräuche eines regionalen Gebäudebestandes abschätzen zu können und 
Einsparmöglichkeiten durch verschiedene Sanierungsmaßnahmen zu verorten und zu 
diskutieren.
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Abb. 1: Vorgehen zur Verortung von Sanierungspotenzialen (Quelle: eigene Darstellung)
2.1 Analyse des Wohngebäudebestandes
Zur Erfassung der Sanierungspotenziale werden im Projekt kleinräumige Informationen 
zur Gebäudestruktur benötigt. Ziel war die Erfassung des Gebäudebestandes und des-
sen bauliche Entwicklung ab 1950 in sechs Zeitschnitten für die Landkreise Südliche 
Weinstraße, Germersheim und die Stadt Landau durch Einsatz der am Leibniz-Institut 
für ökologische Raumentwicklung (IÖR) entwickelten Technologien von SEMENTA und 
SEMENTA-CHANGE (Meinel et al. 2009; Hecht et al. 2010). Die Analyse erfolgt somit 
für den deutschen Untersuchungsraum des Projektes.
2.1.1 Eingangsdaten und Aufbereitung
Für die GIS-basierte Verarbeitung werden folgende Geodaten verwendet: Ein aus ALKIS 
und einem Digitalen Oberflächenmodell abgeleitetes 3D-Gebäudemodell entsprechend 
CityGML (Gröger et al. 2012) im Level of Detail 1 (LoD 1) (Quelle, Jahr) mit Stand 
von 2012, das Digitale Landschaftsmodell des Amtlichen Topographisch-Kartographi-
sche Informationssystems in der Basisversion (ATKIS® Basis-DLM) mit Stand von 2012 
sowie historische gescannte topographische Karten im Maßstab 1:25 000 (TK25) für 
verschiedene Zeitschnitte um 1950, 1960, 1970, 1980, 1990 und 2000. Das Untersu-
chungsgebiet umfasst eine Fläche von ca. 1 186 km² abgebildet auf 17 Kartenblättern 
pro Zeitschnitt. Im Rahmen einer Datenaufbereitung werden die einzelnen Kartenblätter 
georeferenziert und zu jeweils einem binären Rastermosaik pro Zeitschnitt zusammen-
gefasst. Abbildung 2 zeigt das aufbereitete Kartenmaterial am Beispiel eines Ausschnit-
tes der Stadt Landau.
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Abb.2: Ausschnitt aus den für die multitemporale Analyse aufbereiteten topographischen Karten 
(Quelle: eigene Darstellung, TK25 © LVermGeo RLP 2014)
2.1.2 Prozessierung
Für die Analyse des Wohngebäudebestandes sind mehrere Prozessierungsschritte nötig. 
Die Abbildung 3 fasst die wesentlichen Schritte zusammen. 
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Abb. 3: Prozessierungsschritte zur Analyse des Gebäudebestandes (Quelle: eigene Darstellung)
Zunächst werden unter Nutzung des 3D-Gebäudemodells und dem ATKIS® Basis-DLM 
alle Gebäudegrundrisse entsprechend einer vorab definierten Gebäudetypologie (neun 
Wohngebäudeklassen) automatisch klassifiziert. Bei diesem von Hecht (2014) entwi-
ckelten Ansatz kommen Verfahren der Mustererkennung und des maschinellen Lernens 
zum Einsatz. Anschließend erfolgt die Ableitung gebäudebezogener Kennzahlen, wie 
die Gebäudegrundfläche, die Geschossfläche oder geschätzte Werte zur Wohnfläche 
und der Anzahl an Einwohnern. Bei der Modellierung werden vorab gebäudetypische 
Annahmen zur Geschosshöhe, Wohnungsgröße und Haushaltsgröße benötigt, die aus 
einer empirischen Erhebung vorliegen. Die Ergebnisse werden durch Vergleich mit amt-
lichen Daten aus dem Zensus 2011 abgeglichen. 
Die Rekonstruktion der Siedlungshistorie erfolgt auf Baublockebene durch Rückprojekti-
on der bebauten Siedlungsflächen aus dem ATKIS® Basis-DLM und der Auswertung des 
Überbauungsgrades für jeden Zeitschnitt (Meinel et al. 2009). In Vorbereitung dieses 
Schrittes ist jedoch eine Extraktion der Gebäudegrundflächen aus den topographischen 
Rasterkarten nötig (Herold et al. 2012). Mittels Verschneidung der blockbasierten Zeit-
reihe mit dem 3D-Modell der Gebäude kann die regionale Gebäudestruktur schließlich 
näherungsweise in die Baualtersklassen im 10-Jahresintervall eingeteilt werden. Für den 
oben gezeigten Ausschnitt der Stadt Landau ergeben sich folglich die in Abbildung 4 
dargestellten Altersklassen der Bebauung. 
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Abb.4: Ergebnis der Baualtersabschätzung (Quelle: eigene Darstellung, Datengrundlage: ATKIS® 
Basis-DLM und Gebäude aus ALKIS © LVermGeo RLP 2012)
2.2 Regionaler Heizwärmeverbrauch
Um für die klassifizierte, regionale Gebäudestruktur Verbrauchswerte für die Bereitstel-
lung von Heizwärme zu erhalten, sind Schätzwerte erforderlich. Da die entwickelten 
Altersklassen von bestehenden Ansätzen abweichen, empfiehlt sich eine eigenständige, 
angepasste Erfassung als empirische Grundlage für ein regionales Energieverbrauchs-
modell.
2.2.1 Eingangsdaten und deren Erfassung
Zur Erfassung regionaler Werte für den Heizwärmeverbrauch werden die Verbrauchs-
daten aus dem Konzessionsgebiet eines regionalen Versorgers erhoben. Insgesamt liegen 
somit gemittelte, jährliche Gasverbrauchswerte von ca. 10 000 Haushalten vor. Diese 
empirischen Werte werden auf die entsprechenden Gebäude des regionalen Gebäu-
destrukturmodells übertragen. Zur Zusammenführung beider Parameter werden die 
Adressen herangezogen. Durch die Verschneidung stehen nun Gebäudemerkmale wie 
Geschossfläche, Alter und Typ sowie der jährliche Gasverbrauch für die Gebäude der 
Stichprobe zur Verfügung. Die Stichprobe selbst umfasst schließlich ca. 6 500 Wohnge-
bäude. Wie in Abbildung 5 deutlich wird, teilen sich die erfassten Gebäude unterschied-
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lich auf die Klassen auf. Dabei zeigt sich durch die regionale Baustruktur bedingt teilweise 
eine geringe Fallzahl. Mit der Übertragung der Verbrauchswerte auf die Geschossfläche 
der Gebäude der Stichprobe lässt sich ein mittlerer jährlicher Verbrauch pro Geschossflä-
che eines bestimmten Gebäudetyps darstellen. Für den Typ freistehendes Mehrfamilien-
haus (MFH) ergeben sich beispielsweise Werte von ca. 100 kWh/m²*a, die deutlich 
unter dem Verbrauch von ca. 180 kWh/m²*a von älteren Einfamilienhäusern liegen.
Abb. 5: Ableitung von mittleren Verbrauchswerten der Gebäudetypen (Quelle: eigene Berech-
nung, Datengrundlage: EnergieSüdwest 2014)
3 Kleinräumige Schätzung des regionalen 
Heizenergieverbrauchs
Durch die Übertragung der gemittelten empirischen Verbrauchswerte auf den gesamten 
regionalen Gebäudebestand kann unabhängig vom Versorgungsgebiet oder kommuna-
ler Grenze der Heizenergieverbrauch im Untersuchungsraum flächendeckend geschätzt 
werden. Um eine Darstellungsform zu erhalten, die der Genauigkeit des Ansatzes und 
des Bedarfs einer konkreten räumlichen Zuordnung gerecht wird, wird eine Rasterdar-
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stellung gewählt. Hierzu werden die geschätzten Verbrauchswerte der Gebäude inner-
halb einer Rasterzelle ermittelt und mittlere Verbrauchswerte pro Fläche gebildet. 
3.1 Verteilung des Heizenergieverbrauchs
Schließlich steht der regionale Energieverbrauch pro Geschossfläche in einem Raster 
(50 m) zur Verfügung. Der Blick auf die Stadt Landau und die umliegenden Gemeinden 
(Abb. 6) zeigt dabei kleinräumige Unterschiede, wie auch regionale Trends. Erkenn-
bar wird eine Zunahme des Heizenergieverbrauchs von den innerstädtischen Gebieten 
der Stadt Landau in Richtung der Stadtrandlagen und kleinerer Kommunen. Grund-
sätzlich werden die niedrigeren Verbräuche pro Fläche im Geschosswohnungsbau wie 
der Blockrandbebauung und der Zeilenbauweise deutlich. Die höheren Verbräuche im 
Bestand der Einfamilienhäuser differenzieren sich in den Wohnstandorten der Umland-
gemeinde aus.
Eine erste Einordnung der Validität der Schätzungen zeigt in der folgenden Tabelle 1 
die Abweichung zwischen den mittleren Realwerten und den geschätzten mittleren 
Verbräuchen nach Typ. Hierzu wurde ein Teil der Gebäude (15 %) aus der verwende-
ten Stichprobe extrahiert. Über diese unabhängige Teilstichprobe erfolgt der Abgleich. 
Der Fehler liegt dabei je nach Gebäudetyp zwischen weniger als einem Prozent und 
ca. 10 %. Deutlich wird dabei der Einfluss sehr geringer Fallzahlen.
Abb. 6: Energieverbrauch pro Geschossfläche im 50-m-Raster (Quelle: eigene Darstellung und 
Berechnung, Datengrundlage: ATKIS® Basis-DLM und Gebäude aus ALKIS © LVermGeo RLP 2012)
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Tab. 1: Bewertung der Schätzung der mittleren Verbräuche pro Gebäude (Quelle: eigene Berech-
nung)
Typ kWh/a (real) kWh/a (Schätzung) Fehler in % Anzahl
Block 58 109 57 997 -0,193 102
MFH 81 224 71 481 -11,995 77
Zeile 61 636 68 245 10,723 65
Plattenbau 61 242 94 247 53,893 9
EFH 25 867 28 430 9,908 468
RH 16 352 15 258 -6,690 225
Dörflich 26 180 24 253 -7,361 49
DH 19 220 19 714 2,570 167
3.2 Anwendung des Ansatzes zur Aufzeigung von Potenzialen der 
energetischen Sanierung
Der Ansatz gestattet es zu schätzen, in welchen Gebäudebeständen die höchsten Ver-
bräuche pro Fläche zu erwarten sind. In der Anwendung am Beispiel der Stadt Landau 
in der Pfalz wird deutlich (Abb. 7), dass bei der Ermittlung der höchsten Verbräuche pro 
Fläche besonders Einfamilienhausbestände in Randlagen hervortreten. Werden zudem 
Abb. 7: Beispielhafte Verortung von Sanierungspotenzialen (Quelle: eigene Darstellung, Daten-
grundlage: Statistische Daten © Stadt Landau in der Pfalz 2013, Gebäude aus ALKIS © LVermGeo 
RLP 2012)
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die Stadtviertel mit dem höchsten Anteil an Senioren (über 70-Jährige) ermittelt, treten 
Überschneidungen in den Vordergrund. Die Analyse weist in diesem Fall auf Einfami-
lienhausgebiete der 1960er bis 1970er Jahre hin, deren Haushalte sich durch Auszug 
der Kinder und dem Verbleib der Haushaltsgründer im Wohneigentum charakterisieren 
lassen. Für diese Bestände ist zu erwarten, dass in naher Zukunft ein Generationswech-
sel ansteht. Auf dieser Grundlage können bestehende Angebote der Energieberatung, 
die sich an Haushalte richten, frühzeitig erfolgen. Darüber hinaus wird die Diskussion 
energetischer Maßnahmen auf Quartiersebene ermöglicht.
4 Diskussion
Mit dem vorgestellten Ansatz kann für planerische Entscheidungen auf Ebene des Quar-
tiers, der Stadt oder der Region eine Grundlage zur Darstellung von Energiekennwerten 
für einen regionalen Gebäudebestand geschaffen werden. Dabei finden keine theoreti-
schen Werte in die Berechnung Eingang, sondern reale Verbräuche. Dies bedeutet, dass 
zum einen die Rahmenbedingungen des regionalen Klimas mit erfasst und die tatsäch-
lichen Verbräuche durch die Nutzer abgebildet werden (Bonte et al. 2014). Durch die 
Mittlungen der Werte nach Gebäudetyp und Klasse finden folglich Effekte wie die Re-
duktion der Beheizung nur selten genutzter Räume Berücksichtigung. Dies ist besonders 
hinsichtlich gering genutzter Wohnflächen bei Seniorenhaushalten ein zentrales Kriteri-
um für die Schätzung des Energieverbrauchs. Darüber hinaus lassen sich die Effekte von 
Sanierungen am Gebäudebestand und somit Nutzerentscheidungen mit berücksichti-
gen. Entgegen eines theoriegeleiteten Ansatzes eröffnet das gewählte Vorgehen die 
Möglichkeit, sozio-ökonomische Rahmenbedingungen im Bereich der Energieeffizienz 
mit zu integrieren (siehe Gröger et al. 2014). Wie in Abbildung 5 für den Gebäudetyp 
Einfamilienhaus deutlich wird, ist der Verbrauch der Gebäude der 1950er bis 1960er 
Jahre leicht geringer als der Verbrauch der darauf folgenden jüngeren Baualtersklas-
sen. Da in diesem Gebäudebestand bereits ein Generationswechsel erfolgte, lässt sich 
der geringere Verbrauch dort mit Sanierungsmaßnahmen in Verbindung bringen. Eine 
Integration von Sanierungsständen der Gebäude in den entwickelten Ansatz würde 
es ermöglichen, die Auswirkungen des Sanierungsstands auf den Energieverbrauch im 
regionalen Kontext zu bestimmen. 
Schließlich können Kommunen und weitere regionale wie lokale Akteure mit diesem 
Ansatz Quartiere mit hohen Verbräuchen identifizieren, um gezielt Maßnahmen im 
Sinne des Klimaschutzes und der Quartiersentwicklung zu ergreifen. Gerade neue Quar-
tiers- und Stadtteilkonzepte bilden zurzeit einen Förderschwerpunkt, um integrierte 
Lösungsansätze unter Beteiligung der Bewohner zu realisieren. Eine Weiterentwick-
lung des hier beschriebenen Ansatzes bestünde zunächst darin, die Datengrundlage zu 
erweitern, um der Differenzierung der Gebäude nach Typen und Altersklassen 
gerecht werden zu können. In diesem Zusammenhang stünde ebenfalls eine eingehende 
Erkennung von energetischen Sanierungspotenzialen im Wohnungsbestand 339
Validierung des vorgestellten Ansatzes an. Darüber hinaus stellt sich die Frage nach der 
Integration weiterer Energiequellen.
5 Fazit
Mit den beschriebenen Verfahren steht ein Ansatz zur Verfügung, um über kommuna-
le Grenzen hinweg kleinräumige Informationen über den Energieverbrauch in Wohn-
gebäuden bereitstellen zu können. Somit kann eine alternative und unabhängige 
Grundlage für kommunale oder interkommunale Energiekonzepte geschaffen werden. 
Die Integration von detaillierten Daten zu den Gebäudebeständen und tatsächlichen 
Verbräuchen schafft dabei differenzierte Informationsgrundlagen, auf deren Basis 
Szenarien zu den Auswirkungen von Sanierungsmaßnahmen entwickelt werden kön-
nen, die eine breite Diskussion unter den Trägern der Energiewende ermöglicht.
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Die Themen Flächennutzung und Flächenbedarfsentwicklung gewinnen angesichts 
zunehmender Flächenkonkurrenzen und ambitionierter Flächensparziele immer 
stärker an Bedeutung. So ist eine erfolgreiche, der Nachhaltigkeit verpflichtete 
Flächenhaushaltspolitik nur auf Grundlage eines zeitgemäßen Flächenmanagements 
und eines zuverlässigen Flächennutzungsmonitorings auf allen räumlichen Ebenen 
vom Bund bis zur Gemeinde möglich. Denn eine fundierte, empirisch begründete 
Bewertung der Flächenentwicklung ist unerlässlich. Doch wie implementiert 
man ein effizientes Siedlungsflächenmanagement, wie entwickeln sich die dafür 
notwendigen Geobasisdaten, wie könnte ein Flächenmonitoring ausgestaltet 
und eine verlässliche Flächenbedarfsprognose erstellt werden? Darauf aktuelle 
Antworten aus Wissenschaft und Praxis zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe mit 
Beiträgen des alljährlichen Dresdner Flächennutzungssymposiums.
Schwerpunkte dieses Bandes sind aktuelle Informationen zur Flächenentwicklung, 
Methoden des Flächenmanagements, Erfassung und Monitoring von Innenent-
wicklungspotenzialen, neue kleinräumige, teilweise rasterbasierte Datenangebote, 
Indikatoren zur Beschreibung von Zersiedelung und Ökosystemdienstleistungen, 
raumanalytische Untersuchungsergebnisse, fernerkundliche Erhebungsmethoden 
sowie Ergebnisse kleinräumiger Prognosen und Szenarien unter Berücksichtigung 
von Zensusergebnissen.
Das Buch setzt eine Veröffentlichungsreihe zu dieser Thematik fort, die 2009 ins 
Leben gerufen wurde. Bereits erschienen sind folgende Bände: 
– Flächennutzungsmonitoring (Shaker Verlag, Aachen, ISBN 978-3-8322-8740-5),
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– Flächennutzungsmonitoring VI (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-944101-65-1).
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